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VORWORT 

des Ministers für Wirtschaft, Reinhold Kopp, zur Verêiffentlichung des Rechtsgut­
achtens von Prof. Dr. Christian Autexier irn Rahrnen der Verêiffentlichungsreihe 
"Etudes et Documents du Centre d'Etudes Juridiques Françaises" 

In ùen vergangenen Jahren hat ùie regionale und kommunale Zusamrnenarheit üher die 
innergemeinschaftlichen G renzen hinweg in der EG entscheidende Fortschritte erleht. 
An den Grenzen wiichst Europa zusammen, mehr noch als in den Hauptstiidten der 
Nationalstaaten. Wie kaum in einer anderen Grenzregion fokussieren in der 
europiiischen Kernregion Saar-Lor-Lux-Trier/Westpfalz die Chancen und Prohlerne 
dieser spezifischen, hürgernahen Version des europiiischen Einigungsprozesses. 

Je konkreter und projekthezogener diese Form der europiiischen Integration in den 
letzten Jahren wurde, desto mehr wurde es erforderlich, die rechtlichen Grundlagen der 
grenzüherschreitenden Zusammenarheit zwischen staatlichen, regionalen und lokalen 
Gehietskorperschaften, zwischen Behêirden, aher auch zwischen den Verantwortlichen 
in Politik und Wirtschaft auf eine solide Basis zu stellen. 

Die Praxis der letzten Jahre hat gezeigt, dal3 die nationalen Rechtssysteme auf diese 
transnationalen Formen der Kooperation unterhalh der Ehene des Volkerrechts bisher 
wenig vorhereitet waren. Entsprechend grol3 sind die Prohlerne, die sich in rechtlicher 
u nd haushaltstechnischer Hinsicht bei fast jedem Einzelprojekt grenzüherschreitender 
Zusammenarheit stellen. 

Besonders schwierig erwiesen sich diese Bedingungen angesichts des hohen Mal3es an 
Inkornpatihilitiit zwischen den heiden Rechtssysternen an der deutsch-franzêisischen 
Grenze. Lange Zeitwaren entscheidende Fortschritte der Kooperation an dieser Grenze 
durch die Verschiedenartigkeit der nationalen Rechtssysteme wenn nicht hlockiert, so 
doch erhehlich hehindert. 

Wachsender Prohlerndruck einerseits und die neuen einschliigigen Gesetzgehungen des 
Jahres 1992 in Deutschland und in Frankreich andererseits hahen mich dazu hewogen, 
Herrn Prof. Dr. Christian Autexier, Direktor des Centre d'Etudes Juridiques Fran�·aises 
der ·universitiit des Saarlandes. mit einern Gutachten zu heauftragen, das die 
entsprechenden Fragestellungen umfassend analysiert und Vorschliige zur "Bereinigung 
der Rechtsprohleme" hei der grenzüherschreitenclen Zusamrnenarheit macht. 
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Das Ergebnis dieser umfassenden Analyse wird mit dieser Veroffentlichung der Reihe 
"Etudes et Documents du Centre d'Etudes Juridiques Françaises" einer interessierten 
Ôffentlichkeit zugiinglich gemacht. Dies ist notwendig geworden, weil die Untersuchung 
von Prof. Dr. Autexier inzwischen europaweites Interesse findet: Sie stellt meines 
Wissens die erste umfassende einschliigige Analyse der Rechtsprobleme an einer 
innergemeinschaftlichen Grenze in  der Europiiischen Gemeinschaft dar. Sie enthiilt aber 
auch bemerkenswerte Anregungen im Hinblick auf eine künftige Übertragung der an 
der deutsch-franzosischen Grenze gewonnenen Erfahrungen auf die Ehene des 
Europiiischen Rechts. 

SchlieBlich gilt mein besonderer Dank dem Autor der Studie und seinen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern: Das Gutachten ist ein exzellentes Beispiel für die 
"Europiiische Kompetenz", über die unsere Region heute in  hohem Maf3e verfügt, ein 
Wissen und im besten Sinne des Wortes ein "Know-how", das wir gezielt zur Profilierung 
unseres grenzüberschreitenden Standortes im Zentrum Europas nutzen. 

Reinhold Kopp 

Minister für Wirtschaft 
und Europabeauftragter 
der saarliindischen Landesregierung 
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/11 ganz Europa lwben Territorialbehiirde11 eine Art Auf3enpolitik entwickelt und 
insbesondere Beziehungen zu ausliindischen Gebietskiirperschafte11 oder sonstigen 
territorialen Einheiten wie z.B. belgischen Provinzen, schweizerischen Kantonen oder gar 
deutschen Bundesliindern aufgenommen. ln den Grenzregionen Europas, in de11en die 
Geschichte ihre Narbe11 hinterlassen hot, ist. der Bedarf 011 solchen gre11ziiberschreitenden 
Beziehu11ge11 besonders grof3, und beinahe unziihlig sind die Initiativen. 

Der juristische Rahmen hot mit diesen lnitiativen nicht Schritt halten kiinnen. Die Praxis 
geht vielmehr dem Recht varan. 

Bereits die Gmndlage dieser kommunalen oder regionalen transnationale/! Beziehungen 
blieb lange umstritten. Die Legitimation einer Auf3e11politik der ko111munale11 und 
regionalen Einheiten sali sich zwei Reihen von Einwiinden ausgesetzt: 

Zum ei11en wurde geltend gemacht, daf3 jede Beziehu11g - u11d a fortiori jede 
Vereinbarung - zwischen Personen des iiffentlichen Rechts verschiedener 11ationaler 
Rechtsordnungen nur solche des iiffentliche11 Rechts sein kiinnen; ei11 weites 
Verstiindnis des Viilkerrechts führte dazu, das Handeln der territorialen Einheiten 
ais Ha11deln des Staates a11zusehe11, aus dem folgte, daf3 transnationale 
Beziehungen territorialer Behiirden allei11 dem Viilkerrecht unterliege11. Dabei 
.wurde zwar 11icht ausgeschlosse11, daf3 Territorialbehiirden iiber die nationalen 
Grenze11 hinaus Kontakte und Beziehungen ankniipfen: Sie stande11 aber unter 
dem Vorbehalt einer speziellen staatlichen Ermiichtig1111g, sei es in Gestalt eines 
viilkerrechtliche11 Dachvertrags oder ei11er ausdriicklichen Ermiichtigung beider 
nationaler Gesetzgeber. 
Zum anderen wurde aus Grundbestimmungen der nationalen Rechtsordmmgen 
- zumeist mit Verfassungsrang - gefolgert, daf3 den jeweiligen zentralen 
Staatsorganen eine alleinige Kompetenz für Beziehwzgen Zll ausliindischen 
Personen des iiffentlichen Rechts wsteht. Auch danach komzten territoriale 
Behiirdel! nur aufgrund staatlicher Ermiichtigung handeln. 

Heute lleigt die Lehre eher dahin, ein Recht der Territorialbehiirden zur Auf3enpolitik aus 
der Selbstverwaltungsgarantie der Gebietskiirperschaften herzuleiten (die Vertragsfiihigkeit 
der Gliedstaaten eil!es B1111desstaates wurde stèts anerkannt ). So wird diese Kompetenz im 
franziisischen Recht aus Art. 72 Abs. 2 Franziisische Verfasswzg und im deutsche11 Recht 
aus Art. 28 Abs. 2 Gmndgesetz abgeleitet. Diese11 A11satz bestiitigen die Entscheidungen 
des Bundesverwaltungsgerichts vom 14.12.1990 (BVerwGE 87, 228; 87, 235). Diese 
Entscheidu11gen zeigen allerdings auch, daf3 die Au{Jel!politik der Gebietskiirperschaften 
insbesondere in der staatlichen Kompetenz zur Führwzg der Auf3enpolitik des Landes 
immanente Schranken findet. 

Man darf die Trag.weite dieser rechtstheoretischen Auf3ereinandersetwng nicht 
überschiitzen, zumal mittlerweile gesetzliche oder verfass1mgsrechtliche Ern1iichtig1111gen 
wm Abschluf3 viilkerrechtlicher Vereinbarungen vorliegen, wie zwn Beispiel in Art. 131 des 
franziisischen Gesetzes Nr. 92-125 vom 6. Februar 1992 (sog. Loi Joxe/Marchand). Fiir 
die Praxis grenziiberschreitender Zusammenarbeit vor Ort ist sie jedenfal/s mtr von 
geringerer Bedeutung. 

Da sich die Praxis vor der Kliirung ihrer rechtlichen Gr1111dlage e11twickelt hat, miigen sich 
Kooperationsvorhaben oder -vereinbarungen al/erdings nicht selten an der iiuf3erste11 
Grenze, miiglicherweise auch jenseits der Grenze des rechtlich Zuliissigen bewegen. Es fiillt 
Zllm Beispiel auf, daf3 bei der Grü11d1mg des Interregionalen Parlame11tarier-Rats die 
Konvention vom 17. Februar 1986 auf saarliindischer Seite keinerlei Uberprüf1111g ouf ihre 
Rechtmiif3igkeit wzterworfen wurde; von fra11ziisischer Seite wurde diese Initiative zwar 
zuniichst durch den Priifekten der Region Lothringen auf Anreg1111g des Quai d'Orsay 
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geriigt, spiiter jedoch toleriert, da der Interregionale Par/a111entarier-Rat ais eine sich 
unterhalb der juristischen Schwelle abspielcnde Kooperationsfor111 angesehen wurde. 
Beispiele aus den Regionen Franche-Comté und Lothringen legen auch die Vem111t1111g 
nahe, da{J au/ franzosischer Seite die Jntensiliit der Nachpriifung scitens staatlichcr 
Behorden 11icht au{Jer Z11sa111menhang steht 111it der gleichzeitigen Ausiibung eines 
Ministera111tes durch den Vorsitzenden des Regionalrates. Nichtsdestoweniger haben auch 
solche lnitiativen praeter lege111 Priizedenzwirkung. 

Die territorialen Einheiten bewegen sich also in eine111 Rechtsra11111, der weitgehend ais terra 
incognito e111pf 11nden wird. lnsbesondere im grenznachbarschaftlichen Bereich sind sic dabei 
dem starken Druck ihrer Eimvohner, der Medien und wirtschaftlichen Zwiingen ausgesetzt. 
Sie 111iissen lwndeln, auch ohne genaue Kenntnisse des rechtlichen Rahmens. Die 
getroffenen Verei11ban111ge11 enthalten regel111ii{Jig keine eindeutige Aussage über ihre 
rechtliche Qualifikation und dieses beredte Schweigen wird in der Regel mtch von der 
Rechtsaufsichtsbehbrde nicht gebrochen. 

Au/ Dauer ist ein solcher Z11sta11d nie/li haltbar. Die Verdichtung der lokale11 
grenziiberschreitenden Z11sa111111enarbeit verlangl ei11e rechtliche Kliirung der Verhiiltnisse. 
Dieser Bedarf ist 111ittlerweile nicht nur im Saar-Lor-Lux-Raum, sondern in fast al/en 
Regionen der Binnengrenzen Europas erkannt worden. Weder rias Europarecht, noch die 
i111 Ra11111 Lothringen-Saar/and einschliigige deutsche oder franzbsische Rechtsord111111g 
bielen eindeutige Los1111ge11 zur Gestaltung der Verfahren oder wr Wahl einer adiiquaten 
Rechtsform fiir au/ Dmter angelegte Einrichtungen der lokalen oder regionalen 
grenziiberschreitenden Zusa11u11enarbeit. Hochstens Ansiilze daw liegen vor. 

Die Suche nach eine111 geeigneten rechtlichen Rahmen /iir gemeinsa111e lothringisch/saar­
li'mdische ad111inistrative Einrichtw1gen und Verfahrensweisen stellt also eine den Rechts­
wissenschaftler reizende Herausforderung dar. 

Eine per/ekte Losung des gestellten Problems wird vem111tlich noch ei11ige Zeit au/ sich 
warten lassen; 111an 111u{J sich wahrscheinlich i111mer noch 111it einem guten Stück 
E111piris11111s und Ko111pro111i{J abfinden. Vor al/zuviel E111piris11111s ist allerdings Zll warnen; 
denn die Krii/le aller, die liiglich in der Politik, in der Wirtsclwft, in der Ku/tur und in den 
Behbrden, mil der Realitiil der grenziiberschreitenden Zusa111111e11arbeil konfrontiert sind, 
konnten sich sonst in 1111koordinierte11, gewagte11 und risikoreichen U11temeh11111nge11 oder 
gar blo{Jem Aktivismus erschop/en. Der Gutachter hat versucht, den Erfahru11gen aller 
Akteure, die neue Bahnen /Jeschritten haben, Rechnung zu tragen. Die Vorschliige dieses 
Gutachtens sind ais Losungsansiitze anzusehen, zur Schaf/1111g von etwas Ordmmg in rias 
drohende Chaos eùier konzeptionslosen lnitiativenvielfa/t. 

Der hier wiedcrgegebene Text isl derjenige des am 15. April 1993 abgege­
benen Gutachlens. Spiiler eingegangene Informationen und eingetrelene 
Entwicklungen bleiben unberücksichtigt. 
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1. Gutachtenauftrag 

Die Verabschiedung zweier einschliigiger Gesetze im Jahre 1992, und zwar zuniichst des 
franzôsischen Gesetzes Nr. 92-125 vom 6. Februar 1992, sog. Loi Joxe/Marchand, mit 
seinen neuen Instrumenten der grenzüberschreitenden Kooperation zugunsten der 
franzôsischen Gebietskôrperschaften (Gemeinden, départements, Regionen) und sodann 
am 21. Dezember 1992 des deutschen Gesetzes zur Ergiinzung des Art. 24 GG ("Über­
tragung von Hoheitsrechten auf grenznachbarschaftliche Einrichtungen") stellt die seit 
zwei Jahrzehnten florierende Zusammenarbeit im Raum Saar-Lor-Lux vor neue Heraus­
forderungen. 

Die Einführung neuer Instrumente zwingt dazu, über ihren optimalen Einsatz nachzu­
denken. Trotz der Vielfalt der Initiativen in diesem Grenzraum leidet die Region 
niimlich noch immer unter besonderen Entwicklungsproblemen1, die einer optimalen 
Nutzung der durch den Wegfall der Grenzen entstehenden neuen Entwicklungs­
potentiale stark im Wege stehen. So wie für die Freigabe der Entwicklungspotentiale 
dieser Region eine integrative Strategie zu formulieren war, die auf Übereinstimmungen 
bzw. Kompatibilitiiten beruht2, ist für den Einsatz des juristischen Instrumentariums auf 
die Môglichkeiten der Synergie zu achten, die Môglichkeit der sich gegenseitig ver­
stiirkenden Wirkungen der Instrumente trotz ihrer ursprünglichen Heterogenitiit, die sich 
aus ihrer Einbettung in verschiedene nationale Rechtsordnungen ergibt. 

Die Suche nach dieser optimalen Ausnutzung der vorhandenen Lôsungsansiitze nach 
deutschem und franzôsischem Recht ist Ausgangspunkt des am 1. Dezember 1992 
vergebenen Auftrags zur Erstattung eines Gutachtens über .,Gemeinsame lothringisch/ 
saarliindische administrative Einrichtungen und Verfahrensweisen". 

Dieses G utachten sollte ursprünglich mit Stand vom 1.12.1992 unter Berücksichtigung 
der lothringischen und saarliindischen Rechtslage erstellt werden über Fragen, die sich 
aus der Anwendung des franzôsischen Gesetzes Nr. 92-125 vom 6. Februar 1992 auf 
gemeinsame Projekte der Region Lothringen und des Saarlandes sowie (anderer) 
lothringischer und saarliindischer territorialer Kôrperschaften ergeben. Dabei waren ais 
gemeinsame Proîekte benannt: 

MaBnahmen der Verkehrsinfrastruktur 
Behandlung industrieller Abfülle 
Standortwerbung für den Raum Lothringen-Saarland 
Bildung (Schulbildung, berufliche Bildung, Hochschulbildung, Weiterbildung) 
lothringisch/saarliindische Industrie- und Gewerbeparks 
Europiiischer Kulturpark Bliesbrück/Reinheim. 

Unter Berücksichtigung der Grundgesetziinderung liiBt sich <las Arbeitsprogramm 
folgendermaBen zusammenfassen: 

1. Die Untersuchung soli auf die Zustiindigkeit der lothringischen und saarliindischen 
Territorialbehôrden zum AbschluB von Vereinbarungen insbesondere für die Durch-

1 Siehe: Region Lolhringen, Saarland, Rq,>'Îon Weslpfalz, Operationelles Programm lür die Gemein­
schaftsinilialive Interreg, Miirz 1992, S. 7 und 8. 

2 Ebda, S. 34ff. 
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führung gemeinsamer grenzüberschreitender Projekte mit eigenen regionalen Mitteln 
bzw. mit nationalen oder von den Europiiischen Gemeinschaften aufgebrachten Dritt­
mitteln eingehen. 

2. Ferner sind die neuen Môglichkeiten, die sich aus dem franzôsischen Gesetz Nr. 92-
125 vom 6. Februar 1992 (insbesondere Art. 132 und 133) und der 38. Ânderung des 
Grundgesetzes vom 21. Dezember 1992 ("Übertragung von Hoheitsrechten auf grenz­
nachbarschaftliche Einrichtungen", Art. 24 Abs. la) ergeben, zu evaluieren. 

3. Bei den Lôsungsansatzen sind insbesondere folgende Punkte zu berücksichtigen: 
Verwaltung der Haushaltsrrtittel, Formen der Finanzkontrolle, Ausgestaltung · der 
Aufsicht sowie Formen und Folgen der Streitbeilegung. 

4. Ausgehend von der Analyse der Lôsungswege für aktuelle Projekte soli ein Modell 
ehtwickelt werden, das der lothringisch/saarliindischen Interessenwaage Rechnung tragt, 
und gegebenenfalls weiterführende Vorschlage de lege ferenda gemacht werden. 

Der Auftrag wurde in engem Benehmen rrtit dem Leiter des Referats C/4 des Ministe­
riums für Wirtschaft durchgeführt. 

Die Bearbeitung einiger erster konkreter Projekte hat sehr rasch gezeigt, daB der 
Horizont der Untersuchung deutlich · über die in Art. 131 bis 133 des Gesetzes 
Joxe/ Marchand genannten Instrumente zu erweitern war. Dringende Termine in der 
Verhandlung der Sachen ,,Logistisches Dienstleistungszentrum" und "Austauschbüro für 
die berufliche Bildung" haben insbesondere eine intensive Befassung mit der EWIV ais 
môglicher Rechtsform der grenzüberschreitenden Zusarnrnenarbeit notwendig gemacht. 

Zur weiteren Prazisierung der Fallbeispiele wurden die verschiedenen Ministerien 
gebeten, konkrete Projekte und Vorhaben grenzüberschreitender Zusammenarbeit mit 
Klarungsbedarf zu benennen. Eine interne Anhôrung am 25. Februar bestiitigte, daB die 
Verwaltung des Programms INTERREG einen wichtigen Schwerpunkt der Unter­
suchung darstellt. Daneben wurden aus der Vielfalt der Anregungen der Ministerien 
folgende Fallbeispiele ais besonders lehrreich erachtet: 

Schaffung einer Struktur zur Unterstützung der gemeinsamen Regional-Exekutive 
Saar land-Lothringen, 
gemeinsame institutionelle Klammer für die Zusarnrnenarbeit der Güterverkehrs­
zentren Saarbrücken und St. Avold, 
grenzübergreifende Industrie- und Gewerbeparks, 
grenzübergreifender Einsatz des Rettungshubschraubers .. Christoph 16", 
Europiiischer Kulturpark Bliesbrück/Reinheim, 

wobei diese Aufzahlung die gelegentliche Erwahnung weiterer Fallbeispiele nicht 
ausschlieBen sollte. Die letzte Abstimmungssitzung mit den Leitern der Referate A/4 
und C/4 fand am 25. Marz statt. 
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Il. Vorbemerkungen 

Über die inhaltlichen Abgrenzungen des Gutachtens hinaus sind noch drei weitere 
Bemerkungen vorauszuschicken. 

A. Die riiumliche Begrenzung Lothringen/Saarland, die sich aus dem Thema des 
Gutachtens ,,Gemeinsame lothringisch/saarliindische administrative Einrichtungen und 
Verfahrensweisen" ergibt, verweist auf einen Teil des deutsch/franziisischen Grenz­
raumes. Es ist jedoch offensichtlich, daB dieser Grenzraum im Bereich der administra­
tiven Einrichtungen und Verfahrensweisen keine qualitativen Unterschiede zu den 
anderen deutsch/franziisischen Grenzgebieten aufweist. Deshalb ist es unbedenklich, 
gelegentlich auch an Erfahrungen in Grenzgebieten auBerhalb des lothringisch/saarliin­
dischen Raumes anzuknüpfen, z.B. an die Erfahrungen im PAMINA-Raum. 

Genauso bietet es sich an, auf die Erfahrungen an anderen Binnengrenzen Europas 
zurückzugreifen. So gibt es in der Euregio an der deutsch/niederliindischen Grenze seit 
Jangem eine Praxis intensiver Zusammenarbeit zwischen mehr ais 80 Kreisen, Stiidten 
und Gemeinden diesseits und jenseits der deutsch/niederliindischen Staatsgrenzen; die 
Euregio ist insofern ein Modell für die kommunale grenzüberschreitende Zusammen­
arbeit. 

Eine solche Erweiterung über den Raum Lothringen/Saarland hinaus bietet sich um so 
mehr an, ais dieses Gutachten in zeitlichem Zusammenhang steht mit dem BeschluB der 
Europaminister-Konferenz von Wildbad Kreuth am 1./2. Oktober 1992: 

"1. Die Europaminister begrüBen die in Frankreich durch das Gesetz vom 
6.2.1992 geschaffenen Miiglichkeiten der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
auf regionaler Ebene, die auch im Zusammenhang mit der geplanten Ergiinzung 
des Art. 24 GG zu sehen sind. 

2. Sie bitten die an Frankreich grenzenden Lander Baden-Württemberg, 
Rheinland-Pfalz und das Saarland, sich dafür einzusetzen, daB die erforderlichen 
Schritte eingeleitet werden, damit das ( ... ) erforderliche Viilkerrechtsabkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der franziisischen Republik 
baldmiiglichst abgeschlossen wird. Die Federführung übernimmt das Saarland." 

Von diesem Gutachten kann keine Lôsung aller Fragen der grenzüberschreitenden 
Beziehungen zwischen beiden Liindern erwartet werden, noch weniger konkrete Vor­
schliige für ein vollstiindiges Vertragswerk zur Neuordnung der Gesamtheit aller 
Fragenkomplexe der deutsch/franziisischen kommunalen und regionalen grenzüber­
schreitenden Zusammenarbeit. Einige Ergebnisse des Gutachtens sind aber nicht nur 
mit Blick auf den Raum Lothringen/Saarland, sondern im griiBeren Gesamtkontext zu 
sehen. 

B. Nicht alle grenzüberschreitenden Probleme des Raumes Lothringen/Saarland kann 
das Gutachten ausführlich behandeln. Eine niihere Definition der lokalen und regiona­
len grenzüberschreitenden lothringisch/ saarliindischen administrativen Zusammenarbeit 
ais Kern des Gutachtens ist daher unerliiBlich. Dazu ist anzumerken: 
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1. Die Beschrankung auf den geographischen Raum Lothringen/Saarland beinhaltet per 
se keine Begrenzung auf die lokale oder regionale Zusammenarbeit: Auf der saarlandi­
schen Seite sine! namlich sowohl das Bundesland Saarland ais auch seine Gebietskôrper­
schaften zu berücksichtigen, wahrend im lothringischen Raum sowohl staatliche Verwal­
tungsbehôrclen als auch Gebietskôrperschaften (Region, départements, Gemeinden) in 
die Betrachtung einzubeziehen sind. Eine der Hauptschwierigkeiten aus saarlandischer 
Sicht liegt gerade darin, daB auf regionaler Ebene von deutscher Seite allein der 
Gliedstaat der Bundesrepublik steht, dessen natürlicher Partner in Lothringen sowohl 
die Region als Gebietskôrperschaft als auch die Region ais mittlere (gehobene) Ebene 
der franzôsischen staatlichen Verwaltung ist. Andererseits kann nicht jedes beliebige 
Problem der deutsch/franzôsischen administrativen Kooperation Gegenstand des 
Gutachtens sein, weil es zufiillig lothringische und saarlandische Partner betrifft. So 
kann sich zum Beispiel die grenzüberschreitencle Zusammenarbeit im Bereich der 
Schulen in der Form von Lehrer- oder Schüleraustausch auf Partnerinstitutionen in 
Lothringen beziehen; trotzdem ist der lokale Bezug auf Lothringen hier unspezifisch. 
Beamtenrechtliche und schulrechtliche Fragen stellen sich bei einem Austausch zwischen 
Saarlouis und Epinal nicht anders als bei einem Austausch zwischen Saarlouis und 
Romans-sur-Isère; sie stellen sich genauso bei einem Austausch zwischen Hamburg und 
Perpignan. Die Probleme sind also nicht spezifisch für die lokale oder regionale grenz­
überschreitende Zusammenarbeit. 

2. Das Gutachten geht aus der Sicht des Saarlandes vor. lm Vordergrund steht eindeutig 
die regionale grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit Lothringen, d.h. jede Art von 
Zusammenarbeit, bei der das Land selbst ais direkt beteiligter Partner auftritt. 

Für die Kooperation auf infraregionaler Ebene hat das Land aber auch die Funktion, 
den Rahmen der kommunalen grenzüberschreitenden Zusammenarbeit zu gestalten bzw. 
mitzugestalten. Der Landtag des Saarlandes hat am 24. Marz 1993 eine Erganzung des 
Kommunalselbstverwaltungsgesetzes verabschiedet, die eine Zielvorgabe für kom­
munales grenzüberschreitendes Handeln zumindest in benachbarten Regionen darstellt. 
Die Frage der Zuerkennung eines echten ius contrahendi der saarlandischen Gemein­
den, Landkreise und des Stadtverbandes nach dem Muster des Art. 131 des Gesetzes 
Joxe/ Marchand oder gar der Schaffung weitergehender Kooperationsformen, z.B. der 
Zweckverbande nach dem Modell ,,Isselburg-Anholt", im Rahmen eines 
deutsch/franzôsischen vôlkerrechtlichen Instruments ist selbstverstiindlich zu erôrtern, 
allerdings, beschrankt auf die für dieses Gutachten notwendigen Einzelheiten. 

C. Die Vergabe des Auftrags für dieses Gutachten an den Inhaber eines Lehrstuhls für 
franzôsisches ôffentliches Recht ist als Zeichen dafür zu deuten, dal3 die Hauptinforma­
tionsdefizite im Bereich des franzôsischen Rechts und der franzôsischen Verwaltungs­
praxis liegen. Das Gutachten versucht, soweit wie môglich Einblick in das franzôsische 
Recht und vor allem in die Beweggründe der franzôsischen Akteure der grenzüber­
schreitenden Zusammenarbeit sowohl auf kommunaler Ebene als auch auf der Ebene 
einiger Entscheidungsinstanzen der franzôsischen staatlichen Verwaltung zu geben. 

Ein entsprechender Blick auf die Seite der deutschen Kooperationspartner ist in diesem 
Gutachten nicht gegeben. Es obliegt also dem Leser, der zweifelsohne bessere Kennt­
nisse des deutschen Rechts und der deutschen Verwaltungspraxis besitzt, die Unter­
suchungsergebnisse aus deutscher Sicht abschliel3end umzusetzen. 
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m. Grundzüge der franzôsischen Verwaltungsstrukturen auf regionaler und 
infraregionaler Ebene 

Für den deutschen Juristen ist der Aufbau der franzôsischen ôffentlichen Verwaltung 
mindestens genauso undurchsichtig wie der der deutschen ôffentlichen Verwaltung für 
den franzôsischen Beobachter. Die Erfahrungen, die z.B. im Ministerium des Innern, 
Referat Z/4, bei der Organisation der Fortbildungszusammenarbeit mit franzôsischen 
Partnern der staatlichen Verwaltung in Nancy oder Metz gemacht worden sind, oder die 
Erfahrungen des Landkreistages Saarland im Rahmen der Partnerschaft mit dem 
département Moselle haben deutlich gezeigt, wie notwendig die Kenntnisse der Sprach­
regelungen sind. 

Es ist in Deutschland vielleicht noch wenig bekannt, daB das Gesetz vom 6. Februar 
1992 nicht nur Fortschritte im Bereich der kommunalen grenzüberschreitenden Koope­
ration, sondern auch einige Grundsiitze zur Vereinfachung der Strukturen der franzôsi­
schen staatlichen und kommunalen Verwaltung gebracht hat. 

A. Die dekonzentrierten Dienststellen der staatlichen Verwaltung 

Die AuBendienststellen der franzôsischen Ministerien haben mit dem Gesetz vom 
6. Februar 19923und dem Durchführungsdekret vom 1. Juli 19924 ihren Namen ver­
loren. Nach dem neuen einheitlichen Sprachgebrauch werden sie ais .,dekonzentrierte 
Dienststellen" der staatlichen Verwaltung bezeichnet. Es gibt drei Regelebenen der 
dekonzentrierten Dienststellen und zwar auf den geographischen Ebenen der Regionen, 
der départements und der arrondissements. Auf der regionalen und departementalen 
Ebene sind grundsiitzlich alle Ministerien5 durch einen directeur général bzw. directeur 
départemental vertreten. Auf der untersten Ebene haben nur einige Ministerien eine 
dekonzentrierte Dienststelle. Auf kommunaler Ebene gibt es normalerweise keine 
Behôrden der staatlichen Verwaltung. 

Die Priifekte der Regionen und der départements vertreten auf ihrer jeweiligen geogra­
phischen Ebene die Gesamtheit der Regierung. Ais Beauftragte der Regierung im Sinne 
des Art. 72 Franzôsische Verfassung obliegt ihnen die Wahrung der nationalen Belange, 
die Aufsicht über die staatlichen Behôrden und die Überwachung der Einhaltung der 
Gesetze, insbesondere ais Rechtsaufsichtsbehôrde über die Gebietskôrperschaften. Die 
zentrale Rolle des Priifekten in Bezug auf die dekonzentrierten Dienststellen drückt sich 
dadurch aus, daB einerseits die gesamte Kommunikation zwischen den Ministerien und 
den dekonzentrierten Dienststellen über den Priifekten laufen soll und andererseits die 
Priifekte einen maBgeblichen EinfluB auf die Bewertung der directeurs régionaux und 
directeurs départementaux haben. Darüber hinaus sind die Priifekte Hauptmittelbewirt-

3 Richtliniengesetz über die territoriale Verwaltung der Republik (J.O. vom 8. Februar, S. 2064), Tite! 
I: Die territoriale Verwaltung des Staatcs. 

4 Dekret Nr. 92604 vom 1. Juli 1992 - Charta der Dekonzentration - (J.O. vom 4. Juli, S. 8898). 

5 Art. 4 des Gesetzes faxe/Marchand liiBt allerdings die Mëglichkeit offen, durch Gesetz oder 
aufgrund eines Gesetzes weitere Bezirke der staatlicheo Verwaltung (z.B. Polizeiverwaltung) einzurichten. 
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schafter der Mittel des Staates; die sonstigen Dienststellenleiter bewirtschaften sie in 
ihrem Auftrag. 

Ein wichtiges Merkmal des Gesetzes Joxe/ Marchand ist die Neuordnung der Beziehun­
gen zwischen den Ministerien und den dekonzentrierten Dienststellen. Art. 2 des 
Gesetzes bricht mit der siikularen Tradition der kôniglichen, dann napoleonischen, 
schlieB!ich republikanischen Verwaltungspraxis der Zentralisation. Er führt den Gedan­
ken der Subsidiaritiit ein: ,,Zentrale Dienststellen dürfen nur Aufgaben nationaler 
Bedeutung wahrnehmen oder, wenn ein Gesetz die Übertragung ihrer Durchführung auf 
eine territoriale Ebene verbietet"; die weiteren Aufgaben der staatlichen Verwaltung 
obliegen den dekonzentrierten Dienststellen. 

Die Charta der Dekonzentration priizisiert die Prinzipien der Verteilung der Aufgaben 
zwischen zentralen und dekonzentrierten Dienststellen. In Art. 1 legt sie ais Grundsatz 
fest: ,,Die Dekonzentration ist die Regel für die Verteilung der Aufgaben und Mittel 
der zivilen Verwaltung"; den zentralen Dienststellen obliegen auf nationaler Ebene die 
Bestimmung der Richtlinien, die Vermittlung der Impulse, die Evaluierung und die 
Aufsicht der Verwaltung. 

Die Region ais Ebene der staatlichen Verwaltung, die in diesem Gutachten fortan ais 
Region (StV) bezeichnet wird, ist ais territoriale Ebene der Durchführung der nationa­
len und europiiischen wirtschaftlichen und sozialen Entwicklungs- und auch Raum­
ordnungspolitik definiert. Auf dieser Ebene werden auch die Kultur-, Umwelt-, stiidt­
ische und Landwirtschaftspolitik des Staates koordiniert. Die Region (StV) ist die Ebene 
der Planung und Verteilung der Investitionsmittel des Staates. Auf dieser Ebene werden 
ferner die konzertierten mehrjiihrigen Aktionsprogramme zwischen dem Staat und den 
Gebietskëirperschaften vereinbart. 

Das département ais Ebene der staatlichen Verwaltung, das in diesem Gutachten fortan 
ais département (StV) bezeichnet wird, ist ais territoriale Ebene für die Umsetzung der 
sonstigen nationalen und europiiischen Politik definiert. 

B. Die Gebietskôrperschaften 

Die Gebietskôrperschaften des europiiischen Teils Frankreichs, die Gemeinden, départe­
ments und Regionen, verwalten sich selbst gemiiB Art. 72 Abs. 2 Franzôsiche Ver­
fassung. Ihre politische und rechtliche Bedeutung beruht maBgeblich auf der durch ein 
Gesetz vom 2. Miirz 1982 eingeleiteten Dezentralisierungsreform, die das Gesetz vom 
6. Februar 1992 fortschreibt. Kommunalwissenschaftlich ist diese ,,Mammutreform" (G. 
Halmes) zwischenzeitlich in der Bundesrepublik durch ein umfangreiches Schrifttum 
aufgearbeitet worden. Eine ausführliche Beschreibung der Organe der Gebietskôrper­
schaften erübrigt sich also. Ihr Aufbau ist im übrigen fast einheitlich: Die Gebiets­
këirperschaften besitzen eine direkt von der ôrtlichen Gemeinschaft gewiihlte Ver­
tretung: Regionalrat, Rat des département (conseil général), Gemeinderat (conseil 

edc6 / mwl.txt 



10 

municipal); die Exekutive bildet jeweils der durch den Rat und aus dem Rat gewiihlte 
Vorsitzende6• 

Frankreich kennt eine Vielfalt von Formen der Kooperation zwischen den Gebiets­
kôrperschaften: Einzweck- oder Mehrzweckverbiinde, districts, Stadtverbiinde, etc. Sie 
besitzen allesamt den Rechtsstatus einer ôffentlich-rechtlichen Einrichtung, werden 
jedoch teilweise ais Gebietskôrperschaften irn weiteren Sinn bezeichnet. Um den 
Unterschied deutlich zu machen, wird in diesem Gutachten sprachlich stets zwischen 
Gebietskôrperschaften (im engeren Sinn) und Territorialkôrperschaften getrennt, wobei 
die letzte Gruppe sowohl die Gebietskôrperschaften ais auch deren Verbiinde zusam­
menfaBt. 

Weniger bekannt sind die jeweiligen Zustiindigkeiten der verschiedenen Gebietskôrper­
schaften, der 
- 36 760 Gemeinden, davon 212 überseeisch, 
- 100 Departements (GK), davon 4 überseeisch, 
- 26 Regionen (GK), davon 4 überseeisch. 

lm Prinzip ist jede Gebietskôrperschaft allzustiindig: 
"Der Gemeinderat regelt durch seine Beschlüsse die Angelegenheiten der 
Gemeinde." (Art. L 121.26 Gemeindeordnung 1884); 
"Der conseil général regelt durch seine Beschlüsse die Angelegenheiten des 
départements." (Art. 23 des Gesetzes vom 2. Miirz 1982); 
"Der Regionalrat regelt durch seine Beschlüsse die Angelegenheiten der Region." 
(Art. 59.2 des Gesetzes vom 2. Miirz 1982). 

Nach diesem eindrucksvollen Bekenntnis zum Grundsatz der Allzustiindigkeit muBten 
zwangsliiufig weitere Gesetze die Zustiindigkeiten zwischen der staatlichen Verwaltung 
einerseits und den verschiedenen Gebietskôrperschaften andererseits regeln. Die beiden 
ersten Gesetze waren die Gesetze vom 7. Januar und 22. Juli 1983. Ihnen folgten aber 
eine Reihe weiterer gesetzlicher Regelungen, meistens in Spezialgesetzen verstreut. 
Insofem hat die. Funktionalreform in Frankreich noch kein Ende gefunden. 

Trotz dieser Vielfalt hat jede Gruppe der Gebietskôrperschaften ein eigenes Zustiindig­
keitsprofil: 

Die Gemeinden sind für bürgernahe Aufgaben zustiindig: lm Bereich der lnfrastruktur, 
der Fliichennutzung und des Stiidtebaus entwickeln die Gemeinden die Bauleitpliine und 
Fliichennutzungspliine. Der Bürgermeister erteilt die Baugenehmigungen. lm Schul­
bereich sind die Gemeinden die Triiger der Grundschulen. lm Bereich der Sozialhilfe 
sind sie für die Mietkostenzuschüsse, Altenhilfe etc. zustiindig. lm wirtschaftlichen 
Bereich ist schlieJ3lich die Ansiedlung von Unternehmen durch Schaffung verschiedener 
Anreize (Freistellung von der Gewerbesteuer, Zurverfügungstellung von Gewerbe­
geliinde oder -bauten zu gewerblichen Zwecken) zu nennen. Die Gemeinden kônnen 
darüber hinaus finanzielle Hilfen leisten in der Form von zinsvergünstigten Darlehen 
oder der Übernahme von Bürgschaften. 

6 Sieht man den Rat einer Gebietskôrperschaft ais .Parlament" dieser Kôrperschaft, ist eigentlich sein 
.Priisident" zugleich Exekutivorgan der Gebietskôrperschaft. lhre Exekutive ist also keinesfalls mit einer 
Regierung vergleichbar. 
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Der Schwerpunkt der Zustiindigkeiten der départements (GK) liegt eindeutig im Bereich 
der Sozialhilfe für aile schutzbedürftigen Gruppen (Jugend, Familie, Alte, Kranke); die 
Ausgaben im Bereich der Sozialhilfe machen etwa 46 % ihres Verwaltungshaushaltes 
aus. Die départements sincl auch für die landwirtschaftlichen Infrastrukturen, die 
departementalen Wegenetze, Schulbusse und den ôffentlichen Personennahverkehr auf 
departementaler Ebene z.ustiindig. Sie sine! Triiger der Mittelschulen. Ihre Zustandigkeit 
erstreckt sich ferner auf Archive, Bibliotheken und Museen. 

Der Schwerpunkt der Zustündigkeiten der Region (GK) liegt eindeutig im Bereich der 
Raumortlnungs- und Entwicklungsplanung. Der Regionalrat wird einerseits bei der 
Erstellung der national en Wirtschaftsplanung konsultiert; er beschlieBt andererseits über 
die Regionalplanung (die Umsetzung der Planung der Region (GK) erfordert zumeist 
eine Mischfinanzierung un ter Beteiligung des Staates; der Rahmen dieser Mischfinanzie­
rung wircl in den mit den Priifekten geschlossenen Planungsvertriigen (contrats de plan) 
festgesetzt). Der Region (GK) spielt eine wichtige Rolle in der Entwicklung der 
Infrastruktur auf regionaler Ebene, insbesonclere im Bereich der verschiedenen Netze: 
Stra/3ennetz, Wassernetz und dazu gehôrende Hafenanlagen, Bahnnetz7• Selbstver­
standlich spielt die Region (GK) auch eine wesentliche Rolle bei der Vergabe von 
Subventionen zur Fôrderung von Unternehmensansiedlungen. Diese Form der Regional­
fôrderung erfolgt meistens über sog. RegionalentwickJungsgesellschaften8• lm schuli­
schen Bereich verfügen die Regionen seit 1982 über weitgehende Zustiindigkeiten für 
die Berufs- und hanclwerkliche Ausbildung. Sie wirken bei der Schulbeclarfsplanung mit 
und tragen die Gymnasien. Seit einigen Jahren ist auch ihr Einsatz im Hochschulbereich 
nicht zu verkennen: Der Staat wirkt claran um so leichter mit, ais die regionale Triiger­
schaft von Hochschuleinrichtungen den Staatshaushalt entlastet. 

Die Verteilung der Zustiindigkeiten wird dadurch noch undurchsichtiger, daB sich eine 
weit verbreitete Praxis der Mis'chfinanzierung zwischen den Gebietskôrperschaften und 
dem Staat, aber auch zwischen den verschiedenen Gebietskôrperschaften (z.B. 
Gemeincle und Region acier département und Region, etc.) gebildet hat. In dieser 
Situation ist clas Risiko der KompetenzanmaBung im grenzüberschreitenclen Bereich 
nicht zu unterschiitzen. Ein M usterbeispiel in cliesem Sinne hat die Kommission Nr. 2 
.,Soziale Angelegenheiten" des Interregionalen Parlamentarier-Rats geliefert. Diese 
Kornmission hat nur einmal, am 5. September 1989 in Arlon, getagt bis zur Feststellung 
der Unzustiindigkeit der Region Lothringen für soziale Angelegenheiten, ein Bereich, 
für den eindeutig die départements zustiindig sine!. 

7 Die Region ist der Hauptpartner der SNCF für die Planung der fü1hnvcrbindungcn sowic der 
Bahnbusse. Viele Regioncn, so die Rcgion Lothringen, habcn dicse Zustiindigkeit für rcgionalc 8"hnver­
bindungen im Stundentakt, z.B. Mctrolor, ausgcnutzt. 

8 Ais Beispiel sei LORDEX genannt. 
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Die lothringisch/saarliindischen Kooperationen lassen sich nur schwer aus dem breiteren 
Kontext der Strukturen des Saar-Lor-Lux-Raumes trennen. Weisen die lothringisch/­
saarliindischen Beziehungen in diesem Kontext besondere Charakteristika auf? Ein­
deutig kann die Antwort nicht ausfallen, da geographische, geschichtliche, politische und 
rechtliche Momente dermaBen verflochten sind, daB der Jurist nur ein unvollstiindiges 
Bild gewinnen kann. 

An dieser Stelle ist zuniichst an die allgemein bekannte Tatsache zu erinnern, daB es 
über die Ausweitung des Saar-Lor-Lux-Raumes sehr verschiedene Auffassungen gibt1• 
Nach einer Ansicht entspricht ,,Saar-Lor-Lux" dem alten Montandreieck Luxemburg, 
Saarbrücken, Nancy, d.h. den jetzigen Territorien des GroBherzogtums Luxemburg, des 
Saarlandes und der Region Lothringen, wobei sich allerdings in letzterer die beiden 
départements Meurthe-et-Moselle und Moselle in hôherem MaBe ais die départements 
Meuse und Vosges ais Teil einer grenzüberschreitenden solidarischen Interessengemein­
schaft empfinden. Nach anderer Ansicht gehôren auBerdem der gesamte Raum des 
Landes Rheinland-Pfalz und der Provinz Belgisch-Luxemburg dazu. 

Es ist also nicht verwunderlich, daB die Zusammenarbeit des Saarlandes mit Lothringen 
innerhalb verschiedenster Strukturen erfolgt: In Saar-Lor-Lux-Strukturen im weiteren 
Sinn, in Saar-Lor-Lux-Strukturen im engeren Sinn, aber auch in bilateralen Strukturen 
Lothringen-Saarland, sei es mit Gesamtlothringen (also mit den vier départements), sei 
es mit dem einzigen angrenzenden département Moselle. Ungeachtet der Saar-Lor-Lux­
Struktur nimmt auch das Land Rheinland-Pfalz gelegentlich an den lothringisch/saar­
liindischen Beziehungen teil, z.B. für das EG-INTERREG-Programm dieses Raumes. 
Insgesamt bestiitigt sich also der Eindruck, daB, von der systematischen Bezugnahme auf 
den Gesamtrahmen ,,Saar-Lor-Lux" abgesehen, die lothringisch/saarliindische Zu­
sammenarbeit einen gewissen Vorrang genieBt, vielleicht weil in diesem Raum die 
Grenze keiner natürlichen Grenze entspricht, vielleicht aber auch wegen der intensiven 
deutsch-franzôsischen Zusammenarbeit, vielleicht zuletzt infolge einer besonderen 
Neigung des Saarlandes nach Frankreich, eine Neigung, die bei allen saarliindischen 
Reglerungen vom Zeitpunkt der Volksbefragung vom 23. Oktober 1955 an, die die 
unwiderrufliche ·Zugehôrigkeit des Saarlandes zu Deutschland gebracht hat, festzustellen 
war bzw. ist. Vermutlich ist keiner dieser Faktoren allein maBgeblich, aber ihre Bün­
delung mag erkliiren, daB eine bipolare lothringisch/saarliindische Zusammenarbeit oft 
ais eine erste notwendige Phase in der Erwartung breiter angelegter Kooperationen, 

1 .Seit 1969 Prof. Dr. Hubertus Rolshoven, Bergral a.D., anliiBlich der Barbara-Feier der Saarberg­
werke erstmalig in der Würdigung der Rolle des GroBherzogtums Luxemburg bei der deutsch-franzôsischen 
Aussôhnung und bei der Gestaltung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit das Worl SaarLorLux 
priigte, ist die Diskussion um die Ausdehnung und Defin.ition dieses Raumes nie abgerissen. ( ... ) Dabei sind 
die Unterschiede zwischen beidcn Konzeptionen keineswegs zu vernachliissigen. Wiihrend der Interregionale 
Parlamenlarier-Rat eine Bevôlkerungszahl von 7,6 Millionen Einwohner und eine Flache von 53 000 qkm 
für die Gesamtheit der belgischen Provinz Luxemburg, ganz Lothringen, das Grofiherzogtum Luxemburg, 
das Land Rheinland-Pfalz und das Saarland nennl, geben z.B. die Industrie- und Handelskammern von 4,76 
Millionen Einwohnern und rund 36 700 qkm aus" (IRI, WeiJJbuch der GroBregion SaarLorLuxRhcinland­
Pfalz, hektographierl, Februar 1993, S. 1). 
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entweder im Saar-Lor-Lux-Raum oder im gesamten deutsch-franzôsischen Grenzraum 
angesehen wird2• 

Ein weiteres Charakteristikum der deutsch/franzôsischen Zusammenarbeit in den 
Grenzriiumen, sei es im biJateraien oder multilateralen Kontext, ist die Unterschiedlich­
keit der Kooperationspartner. Hier wird weniger an die Kompiexitiit der Verflechtungen 
zwischen staatlichen Behôrden und Gebietskôrperschaften in Frankreich, die bereits im 
vorangehenden Kapitel erwiihnt wurde, gedacht ais an die Tatsache, da/3 die lothrin­
gisch/saarliindische Kooperation weniger durch ihre Partner, ais durch einen Raum 
definiert wird. In diesem geographischen Raum Saarland-Lothringen arbeitet eine 
Vieifalt verschiedenster Partner grenzüberschreitend zusammen. 

So sind zuniichst echte zwischenstaatliche Kooperationen zu vermerken. Neben den 
Saar-Lor-Lux-Trier/Westpfalz-Kommissionen, auf die spiiter eingegangen wird, iii/3t sich 
z.B. auf die beiden internationalen Kommissionen zum Schutz der Mosel und der Saar3 
oder die deutsch-franzôsische Kommission für die Kernkraftwerksicherheit4 hinweisen; 
zu erwiihnen wiire auch die zwischenstaatliche Kommission im Bereich der Luftüber­
wachung, an der die Regionaldirektion (StV) für Industrie, Forschung und Umwelt 
(DRIRE) in Lothringen, das Saarliindische Ministerium für Umwelt und <las Staatliche 
Institut für Gesundheit und Umwelt (SIGU) mitwirken. 

2 Beispiel einer bilateralen Kooperation mit Blick auf eine Saar-Lor-Lux-Erweiterung: die Schaffung 
eines gemeinsamen Ausschusses der regionalen Exekutiven Saarland-Lothringen; Beispiel für die Vor­
reiterrolle für die Zusammenarbeit im gesamten deutsch-franzôsischen Grenzraum: die Beauftragung des 
saarliindischen Wirtschafts- und Europaministers durch die Europaministerkonferenz mit der Erstellung 
eines Konzepts der bilateralen grenzüberschreitenden Zusammenarbeit zwischen Deutschland und Frank­
reich (Herbst 1992). 

3 An diesen Kommissionen wirken folgende Partner mit: 
- für das GroBherzogtum Luxemburg 

die 3 Ministerien der Raumordnung, der Umwelt und der Infrastruktur, 
- für die Bundesrepublik 

das Bundesministerium für Umwelt, 
die Umweltministerien und die ihnen verbundenen staatlichen Institute des Saarlandes und des 
Landes Rheinland-Pfalz sowie der Regierungspriisidenl Trier, 

- für Frankreich 
der Minister für Auswiirtige Angelegenheiten, 
die Regionaldirektion (StV) für Infrastruktur in Lothringen, 
die Regionaldirektion (StV) für Industrie, Forschung und Umwelt in Lothringen, 
die regionalen Schiffahrtshehôrden (StV) in Nancy und Strasbourg, 
die Zivilschutzdirektion der Priifektur des département Moselle (StV), 
die FluBbeckenbehôrde Rhein-Maas, 
das Institut für hydrologische Forschung Nancy. 

4 Die DFK wurde im Mai 1976 ais Entwicklung der 1971 gebildeten deutsch-franzôsischen Arbeits­
gruppe für die vergleichende Beobachtung der Sicherheit in den Kernkraftwerken Fessenheim und Neckar­
Wesl geschaffen. lm Raum Lolhringen-Saarland ist die DFK für das Kernkraftwerk Cattenom zustiindig. 
lm Rahmen des Informationsaustausches zwischen den Behôrden beider Staalen und der Vereinbarung vom 
28. Januar 1981 ist das système d'alerte et de communication (SELCA) für Cattenom eingerichtel worden. 
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Ais weitere Formen der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit lassen sich auch 
folgende Initiativen von Verbiinden und Organisationen nennen5: 
a) die am 20. Dezember 1990 unterzeichnete Vereinbarung über eine Arbeits­

gemeinschaft zwischen der IHK des département Moselle, der Handelskammer 
Luxemburg, der IHK des Saarlandes sowie der IHK Trier und Westpfalz, 

b) der am 25. Januar 1989 gegründete Interregionale Rat der Handwerkskammern 
zwischen den Handwerkskammern der départements Moselle, Meuse und 
Meurthe et Moselle, der Handwerkskammer des Saarlandes, der Chambre des 
Métiers zu Luxemburg und den vier rheinland-pfiilzischen Handwerkskammern, 

c) die im Oktober 1991 unterzeichnete Charta ,,mit dem Ziel, die grenzüberschrei­
tende Tiitigkeit der Architekten im Hinblick auf den gemeinsamen europiiischen 
Binnenmarkt zu ermiiglichen und zu vereinfachen", die Standesorganisationen 
aus Luxemburg, Lothringen, Belgisch-Luxemburg, Rheinland-Pfalz, Saarland und, 
seit dem 12. Dezember 1992, aus dem ElsaB vereinigt, 

d) der am 10. Juli 1976 vom DGB-Landesbezirk Saar, der CFDT und der CGT-FO 
in Lothringen sowie der CGT de Luxembourg gegründete Interregionale Gewerk­
schaftsra t, 

e) die 1984 auf Initiative des Universitiitspriisidenten Prof. Dr. Richard Johannes 
Meiser unterzeichnete Charta der universitiiren Zusammenarbeit, die mittler­
weile siimtliche Hochschuleinrichtungen und hiiheren franziisischen lngenieur­
Schulen des GroBraums Saar-Lor-Lux vereinigt. 

Aufgrund der Fülle der Kooperationen kann hier nur auf einige ausgewiihlte Formen 
exemplarischen Charakters niiher eingegangen werden und zwar insbesondere: 

Die Saar-Lor-Lux Kommissionen, 
Die Zusammenarbeit der Mandatstriiger. 

5 Niihere Ausführungen in: IRI, Weillbuch der Grollregion SaarLorLuxRheinlandPfalz (1993), S. 48ff. 
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I. Die Kooperation auf Initiative der Staaten: die Saar-Lor-Lux Kommissionen 

A. Der Ursprung 

Die Gründung einer deutsch-franzosischen Regierungskommission wurde am 13. und 14. 
Miirz 1969 zwischen den Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Repu­
blik Frankreich vereinbart. Nach einer ersten informellen Kontaktaufnahme im Juli 
1969 in Paris hat sich diese Regierungskommission am 19. Februar 1970 in Bonn 
konstituiert. 

Obwohl keine Vertreter Luxemburgs an dieser konstituierenden Sitzung teilgenommen 
haben, wurde die Notwendigkeit einer Erweiterung der Kooperation auf Luxemburg 
sofort erwogen. Damit konnte die Zusammenarbeit auf den gesamten Raum des 
Montandreiecks erweitert werden. 

Die Regierung des GroBherzogtums Luxemburg trat dieser Kommission am 24. Mai 
1971 in Saarbrücken bei. Am gleichen Tag beschloB diese deutsch-franzosisch-luxem­
burgische Regierungskommission die Gründung einer Untergliederung unter dem 
Namen ,,Regionalkommission Saar-Lor-Lux-Trier/Westpfalz". Diese Regional­
kommission bildete ihrerseits verschiedene Arbeitsgruppen. Die Regionalkommission 
besteht aus Vertretern der franzosischen staatlichen Verwaltung im Raum Lothringen, 
der luxemburgischen Regierung sowie der Regierungen des Saarlandes und des Landes 
Rheinland-Pfalz. Sie befaBt sich mit regionalen Problemen des Grenzraums Saar-Lor­
Lux. 

Auf der 4. Sitzung der Regierungskommission am 22. Februar 1978 in Metz wurde 
seitens der deutschen Delegation der Wunsch geiiuBert, diese seit 1970 praktizierte 
Kooperation durch eine staatsvertragliche Regelung zu verfestigen, nicht zuletzt um den 
gemeinsamen Willen der drei Staaten zur Fürderung der grenzüberschreitenden Zu­
sammenlrbeit zu dokumentieren. Diese Umwandlung wurde durch die deutsche Seite 
vorbereitet. 

Der Projektentwurf vom 15.  Mai 1979 wurde auf der 5. Sitzung der Regierungs­
kommission am 21 .  Miirz 1980 in Kaiserslautern vorgestellt. Die Regierungskommission 
machte sich das Projekt zu eigen und empfahl den drei Regierungen, eine entsprechen­
de Vereinbarung zu treffen. Dies geschah durch Briefwechsel zwischen der Regierung 
der franzosischen Republik, der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung des GroBherzogtums Luxemburg am 16. Oktober 1 9806• 

Ziel des Abkommens ist die Unterstützung und Entwicklung der nachbarschaftlichen 
Beziehungen in allen gemeinsamen Bereichen, insbesondere: Verwaltung, Technik, 
Gesellschaft, Wirtschaft und Kultur. Diese Aufgabe obliegt einerseits 

der deutsch-franzosisch-luxemburgischen Regierungskommission, andererseits 
der Regionalkommission Saar-Lor-Lux-Trier/Westpfalz. 

Riiumlich umfaBt diese zwischenstaatliche Kooperation: 

6 Dieser Briefwechsel Irat am selben Tag in Kraft. Er wurde durch Dekret Nr. 81-929 vom 9. Oktober 
1981 im Journal officiel verkündet (J.O. 16.  Oktober 1981, S. 2808). 
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die Region Lothringen, d .h .  die départements: Meuse, Moselle, Meurthe-et­
Moselle, Vosges, 
das Saarland, 
den Regierungsbezirk Trier, den Landkreis Birkenfeld und den Regierungsbezirk 
Westpfalz, 
das GroBherzogtum Luxemburg. 

Die gangige Bezeichnung Saar-Lor-Lux entspricht nicht der raumlichen Ausdehnung 
dieser zwischenstaatlichen Kooperation, da die beteiligten Gebiete des Landes Rhein­
land-Pfalz nicht erscheinen. 

B. Die Strukturen 

1 .  Die Regierungskommission 

Sie bestehl aus drei Delegationen, deren Mitglieder von den drei Staaten benannt 
werden. Die Hêichstmitgliederzahl einer Delegation ist 9; Experten kêinnen zusiitzlich 
hinzugezogen werden. In der deutschen Delegation sind sowohl der Bund ais auch die 
beiden Lander Rheinland-Pfalz und Saarland vertreten. Die franzêisische Delegation 
besteht ausschlieBlich aus Vertretern des Staates. 

Die Regierungskommission 
beriit über die allgemeinen Fragen der regionalen Zusammenarbeit, 
beschlieBt über Empfehlungen an die drei Mitgliedstaaten und bereitet gegeben­
falls entsprechende Vereinbarungen vor, 
kann die Regionalkommission beauftragen, Vorschlage und Entwürfe zu ent­
wickeln, BeschluBvorschlage zu unterbreiten und Berichte zu erstellen. 

Sie soli einmal jahrlich tagen; die Praxis weicht davon ab (8. Sitzung: 29. November 
1988 in Saarbrücken; 9. Si tzung: 18. Mai 1992 in Luxemburg). 

2. Die Regionalkommission 

Sie besteht aus Vertretern der vier betroffenen Regionen: Lothringen, Luxemburg, 
Saarland, Rheinland-Pfalz. Die lothringische Delegation besteht vorwiegend aus Mit­
gliedern der staatlichen Verwaltung, insbesondere dem Priifekten der Region, den drei 
weiteren Priifekten der départements. Diese ausschlieB!iche Vertretung durch Staats­
beamte hat in den 80er Jahren zu standigen Spannungen mit der Region (GK) geführt. 
Obwohl ein Rundschreiben des Premierministers Jacques Chirac am 12. Mai 19877 die 
Prafekten auf die Mêiglichkeit der Hinzuziehung gewahlter Vertreter der Gebietskêirper­
schaften hingewiesen hat, wurde im Raum Lothringen (anders ais z.B. im ElsaB) von 
dieser Mêiglichkeit nur zêigernd Gebrauch gemacht. Erst 1989 wurden Beamte des 
Regionalrates zu den Arbeitsgruppen eingeladen. Die Lage hat sich jedoch mittlerweile 
entspannt und seit 1991 ist die Region (GK) Vollmitg.lied der lothringischen Delegation. 
Jedoch bleibt die Vertretung der Region sehr gering im Verhiiltnis zur Vertretung des 
Staates. 

7 Circulaire du 12 mai 1987 relative à l'action extérieure des collectivités territoriales, annexe V, (J.O. 
16. Mai 1987, S. 5392). 
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Die Regionalkommission tagt nach Bedarf, mindestens einmal im Jahr ( 16. Sitzung: 12. 
Dezember 1991 im Bernkastel-Kues; 17. Sitzung: 26. November 1992 in Luxemburg). 

Die Regionalkommission hat acht Arbeitsgruppen gebildet, deren Vorsitz zwischen den 
vier Regionen verteilt ist: 

- Umwelt 
- Kulturelle Angelegenheiten 
- Hochschulwesen 
- Wirtschaftliche Fragen 
- Soziale Fragen 
- Verkehr und StraBenverbindungen 
- Fremdenverkehr 
- Raumordnung. 

Die Vorsitzenden der Arbeitsgruppen sind Staatsbeamte und nicht Vertreter der 
(Gebietskôrperschaft) Region. Die Amtszeit eines Vorsitzenden soli nicht langer ais 4 
Jahre betragen. 

Über diese stilndigen Arbeitsgruppen hinaus besteht die Môglichkeit der Schaffung von 
ad-hoc-Arbeitsgruppen. So hat es in der Vergangenheit solche Arbeitsgruppen zu einem 
Freizeit- und Erholungszentrum Biesten-Merten und zur Industrieansiedlung in der 
Grenzzone Saargemünd-Saarbrücken gegeben; gebildet wurde auch eine ad-hoc-Arbeits­
gruppe über Bilanz und Perspektiven der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, die 
einen Bericht zu der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit im Raum Saar-Lor-Lux­
Trier/Westpfalz im Juli 1 990 mit etwa 50 Einzelverbesserungsvorschlilgen erstellt hat8• 

Die Kooperation Saar-Lor-Lux-Trier/Wesipfalz ist eine Einrichtung zwischen­
staatlicher Natur . 
. infolgedessen ist franzosischerseits in diesem instrument die staatliche Ver­
waltung dominant vertreten. Das instrument eignet sich also nicht zur Koope­
ration mit der Region Lothringen (Gebietskorperschaft); für eine gemischte 
Kooperation, d.h. eine Kooperation des Saarlandes in Bereichen, in denen franzo­
sischerseits sowohl die staatliche Verwaltung als auch die Region (Gebietskorper­
schaft) zustiindig sind, ist es in der jetzigen Form wenig geeignet . 
. Dagegen eignet sich das instrument bei Problemen, bei denen 

- f ranzosischerseits der franzosische Staat zustiindig ist' 
- deutscherseits der Bund und/oder der Gliedstaat Saarland zustiindig sind . 

. Nicht zu vergessen: Das Instrument erstreckt sich auf ein Gebiet, die Grof3region, 
das weit grof3er ist als der Raum Lothringen/Saar/and, der im Mittelpunkt dieses 
Gutachtens steht. 

8 Regionalkommission Saar-Lor-Lux-Trier/Westpflaz, ad-hoc-Arbeitsgruppe .Bilanz und Perspektiven 
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit", Verôffentlichungsnummer 3·2931-1 (deutsche Fassung), 
Mainz, Juli 1990 (zitiert nach: IR!, Weiflbuch der Groflregion SaarLorLuxRheinlandPfalz (1993) [Fuflnote 
26]). 
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Il. Die Zusammenarbeit der Mandatstriiger 

A. Der Interregionale Parlamentarier-Rat (IPR) 

Die Konvention für die Schaffung eines Interregionalen Parlamentarier-Rates (IPR) 
wurde am 17. Februar 1986 durch die Priisidenten der Abgeordnetenkammer des 
GroJ3herzogturns Luxemburg, des Landtages Rheinland-Pfalz, des Landtages des Saar­
landes, des Regionalrates von Lothringen und des Provinzialrates der Provinz Belgisch­
Luxemburg abgeschlossen. Der Rat besteht neben den Priisidenten der beteiligten 
Parlamente und Regionalversammlungen aus jeweils 6 Vertretern dieser gewiihlten 
Gremien. Aus dem Rat wird ein stiindiger AusschuJ3 gebildet. Er setzt sich zusammen 
aus dem amtierenden Priisidenten sowie den beiden amtierenden Vize-Priisidenten, 
ferner aus je einem Vertreter der Delegationen aus den beteiligten Parlamenten und 
Regionalversammlungen. Es hat sich im Laufe der Zeit die Gewohnheit herausgebildet, 
daJ3 die Vollversammlung des IPR mindestens ein Mal pro Jahr tagt. Die Priisident­
schaft des Rates wechselt in alphabetischer Reihenfolge der beteiligten Regionen. Dem 
Rat wurden folgende Aufgaben zugewiesen: 

die wirtschaftliche, soziale und kulturelle Bedeutung der GroJ3region durch eine 
imrner engere grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen den Regionen zu 
fôrdern, 
Jangfristig zur Entwicklung einer Perspektive der grenzüberschreitenden Zu­
sammenarbeit in jenen Bereichen beizutragen, die in die Zustiindigkeit der 
Regionen fallen. 

Dieser Aufgabenkatalog weist eine groJ3e Âhnlichkeit mit demjenigen des IRI auf (vgl. 
unten III.B.). In der Tat ist eine gewisse Kontinuitiit zwischen dem 1971 gegründeten 
IRI und dem 1986 geschaffenen Interregionalen Parlamentarier-Rat nicht zu leugnen. 
Das IRI wurde sogar ursprünglich mit der Führung des stiindigen Sekretariats des Rates 
betraut; das Sekretariat wird heute von dem jeweiligen Priisidenten gestellt. 

Die Schaffung des Interregionalen Parlamentarier-Rates rief erhebliche Bedenken 
seitens der franzôsischen Regierung hervor. Am 1 1 .  Juni 1986 machte der Priifekt der 
Region Lothringen insbesondere folgende Argumente geltend: 

lm Verhiiltnis zur Bundesrepublik sei die Konvention vom 17. Februar 1 986 ais 
ein Anwendungsfall des am 21. Mai 1980 in Madrid abgeschlossenen europiii­
schen Rahmenübereinkommens über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
zwischen Gebietskôrperschaften oder territorialen Einheiten anzusehen. Frank­
reich habe seinen Beitritt zum Übereinkommen unter dem Vorbehalt bilateraler 
Durchführungsabkommen erkliirt. Mangels entsprechender Vereinbarung zwi­
schen Frankreich und der Bundesrepublik sei die Beteiligung der Region (GK) 
Lothringen rechtswidrig. 
Eine Zusammenarbeit mit der Provinz Belgisch-Luxemburg habe, zum damaligen 
Zeitpunkt, der vorherigen Zustimmung der franzôsischen Regierung gemiiJ3 
Art. 65 des Gesetzes Nr. 82-213 vom 2. Miirz 1992 bedurft. Diese Zustimmung 
sei nicht eingeholt worden. 
Das franzôsische Recht verbiete auf jeden Fall vertragliche Beziehungen zwi­
schen einer Gebietskôrperschaft und einem souveriinen Staat wie dem GroBher­
zogtum Luxemburg. 

Aus allen diesen Gründen halte die franzôsische Regierung die Beteiligung Lothringens 
(GK) an dem IPR für rechtswidrig mit der Folge, daJ3 kein Vertreter der franzôsischen 
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Regierung an der konstituierenden Sitzung des Rates am 13 .  Juni 1986 teilnehmen 
dürfe. 

Diese massiven Einwande lieBen sich indessen leicht widerlegen: Es ist namlich zweifel­
haft, ob in Anbetracht des Art. 101 der rheinland-pfiilzischen Verfassung, des Art. 95 
der Verfassung des Saarlandes oder des Art. 32 der Verfassung des GroBherzogtums die 
betreffenden Unterzeichner der Konvention ihr jeweiliges Land vôlkerrechtlich ver­
treten konnten. Der IPR kann daher nicht ais Einrichtung der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit von Gebietsk6rperschaften oder territorialen Einheiten im Sinne des 
Madrider Übereinkommens angesehen werden. Seine Aufgaben stehen im übrigen 
diesseits der Grenze zu der im Annex ais Beispiele der Kooperation aufgelisteten 
Verfahren und Handlungsformen. Der Rat liiBt sich eher ais eine Form der Kontakt­
pflege zwischen Parlamentariern der betreffenden Regionen, ein Raum der Erôrterung 
gemeinsamer Probleme, der gemeinschaftlichen Meinungsbildung, moglicherweise auch 
ais ein Sprachrohr der Parlamentarier im ProzeB der politischen Willensbildung der 
Grofüegion ansehen, so daB die Einwande der franzosischen Regierung nicht greifen. 

Die Praxis hat diese Einschatzung auch bestiitigt. D<;!r Rat ist zwar keine Einrichtung 
der regionalen grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, seine Meinung wird jedoch 
gerne gehtirt und der Priifekt der Region Lothringen hat selbst 1989 ais damaliger 
Vorsitzender der Regionalkommission Saar-Lor-Lux-Trier/Westpfalz die Initiative 
ergriffen, den Prasidenten des IPR mit beratender Stimme zu den Sitzungen der Re­
gionalkommission einzuladen. 

Eine konsequente Weiterentwicklung dieser Parlamentarier-Kooperation ware die 
Schaffung einer entsprechenden Kooperationsform zur Koordierung der fünf Exekuti­
ven, wie dies unter dem Stichwort ,,Ministerrat Saar/Lor/Lux/Rheinland-Pfalz" durch 
das IRI bereits gefordert9 und ais erklartes Ziel sowohl des Saarlandes ais auch der 
Region Lothringen bei der Errichtung des gemeinsamen Ausschusses der regionalen 
Exekutiven Saarland-Lothringen genannt10 wurde. Allerdings würde sich dann die 
Frage der Koexistenz einer solclien multilateralen Einrichtung der Kooperation der 
Exekutiven mit der bilateralen Kooperation der regionalen Exekutiven Saarland/­
Lothringen stellen. 

Der !PR nimmt eine wichtige integrative Funktion der politischen Meinungs­
bildung im Gro{Jraum Saar/Lor/Lux wahr. Zwar kann er keine Entscheidungen 
mit Au{Jenwirkung treffen. Über die in ihm vertretenen Parlamente und Regional­
versammlungen ist er aber in der Lage, Einfluf3 auf die regionalen Exekutiven 
auszuüben. 

9 Siehe IRT: Weillbuch der Grollregion SaarLorLuxRheinlandPfalz (1993), S. 126. 

10 ,Die Teilregionen des Interregionalen Palamentarier-Rats sind eingeladen, sich der Initiative des 
Saarlandes und der Region Lothringen anzuschliellen (Grollherzogtum Luxemburg, Rheinland-Pfalz, 
Provinz Belgisch-Luxemburg)" (Vorlage vom 29. Mai 1990 an den Ministerrat des Saarlandes); ,Les autres 
régions membres du Conseil Parlementaire Interrégional (Grand-Duché de Luxembourg, Rhénanie-Palatinat, 
Province belge du Luxembourg) sont invitées à se joindre à l'initiative prise par le Land de Sarre et la région 
de Lorraine" (Recueil des actes administratifs de la Lorraine, DCR Nr. 10-90, S. 24). 
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Der JPR verbindet ein grof3eres Gebiet ais die Saar-Lor-Lux-Trier/Westpfalz 
Kommissionen, da er auch die Provinz Belgisch-Luxemburg einschfief3t. Sein 
riiumlicher Wirkungskreis reicht also weit über den Raum Lothringen-Saarland 
hinaus. 

B. Der Gemeinsame AusschuB der regionalen Exekutiven Saarland-Lothringen 

Auch wenn die feierliche Unterzeichnung einer gemeinsamen Erkliirung über die 
Errichtung eines gemeinsamen Organes der Exekutiven beider Regionen erst am 
14. Juni 1991 erfolgte, Jassen sich die ersten Ansiitze auf den 1 1 . Oktober 1988 zurück­
datieren. Damais haben sich der Priisident des Conseil régional de Lorraine, Jean-Marie 
Rausch, und der Ministerpriisident des Saarlandes, Oskar Lafontaine, in Saarbrücken 
über die Notwendigkeit einer langfristig angelegten Zusammenarbeit geeinigt und aus 
der gemeinsamen Erkliirung dieses Treffens vom 1 1 . Oktober 1988 ist ein Programm 
mit 15 Zielen der wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und kulturellen Kooperation 

.entstanden; Arbeitsgruppen wurden gebildet, in denen saarliindische und lothringische 
Experten seitdem regelmiiBig über die Fortentwicklung der Einzelprojekte beraten. 

Am 30. Januar 1990 unterbreitete Ministerpriisident Lafontaine aufgrund der bisher 
gewonnenen Erfahrung den Vorschlag der Einrichtung eines gemeinsamen Regierungs­
ausschusses. Der Vorschlag traf auf die unmittelbare Zustimmung des Priisidenten 
Rausch, und beide Exekutiven einigten sich zügig auf die Zielsetzung dieser neuen 
Form der Kooperation. Saarliindischerseits wurde am 15. Juni 1990 aufgrund einer 
Vorlage vom 29. Mai 1990 ein GrundsatzbeschluB des Ministerrates gefaBt. Kurz danach 
beschloB der Regionalrat Lothringen in gleicher Richtung11• Die Vereinbarung kam 
jedoch erst 1991 zustande. 

Am 10. Juni 1990 holte der damalige Priisident des Conseil régional und zugleich 
Minister für Post- und Femrneldewesen den Rat des Beauftragten der Regierung für die 
auswiirtigen Befugnisse der territorialen Kôrperschaften ein. Die Antwort wurde über 
den Priifekten der Region am 12. Juni 1991 übermittelt; in ihr wurde gewünscht, in der 
Überschrift zu piiizisieren, daB es sich um ein gemeinsames Organ der Koordinierung 
der regionalen Exekutiven Lothringens und des Saarlandes handele. Diese Prazisierung 
erscheint in der franzôsischen, nicht aber in der deutschen Fassung12• Ungeachtet 
dieser Unstimmigkeit in der Überschrift besteht Konsens über die Aufgaben des 
gemeinsamen Organes: Die Formulierungen der Vorlage an den Ministerrat des Saar­
Jandes und des Beschlusses des Regionalrates Lothringens im Sommer 1990 stimmen 
weitgehend überein, auch wenn der Gedanke gemeinsamer Sitzungen der Ministerrate/­
Exekutivriite deutlicher in der deutschen Vorlage ais in dem lothringischen BeschluB 
zum Ausdruck kommt: 

11 Recueil des actes administratifs de la région de Lorraine, DCR Nr. 10-90, S. 23,24. 

12 Beide Überschriften stimmen auch in der Benennung der Partner nicht überein. Die deutsche 
Fassung verweisl auf den Regionalrat, wiihrend die franzôsische Fassung nur auf die Exekutiven hinweist: 
.Gemeinsame Erkliirung über die Gründung eines Gemeinsamen Organs des Regionalrats von Lothringen 
und der Regierung des Saarlandes" / "Déclaration commune portant création d'un organe co111111w1 de 
concertation des Exécutifs Régionaux". 
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Gemeinsame Repriisentation (gemeinsames Auftreten) gegenüber nationalen und 
internationalen Ansprechpartnern; 
Gewiihrleistung einer kontinuierlichen Zusammenarbeit der Teilregionen zwi­
schen den in der Regel bilateralen gemeinsamen Sitzungen der Ministerriite/­
Exekutivriite in der GroBregion; 
Überprüfung aller in den Teilregionen geplanten Einzelprojekte auf ihre Eignung 
für eine grenzüberschreitende Kooperation; 
Überprüfung des Fortgangs und der Effizienz von Kooperationsprojekten; 
Ansprechpartner auf der Ebene der Exekutiven für den interregionalen Parla­
mentarier-Rat SaarLorLux13• 

Trotz dieser Einigung über die Aufgaben gibt die am 14. Juni 1991 zwischen dem 
Ministerpriisidenten des Saarlandes und dem Priisidenten des Regionalrates Lothringens 
unterschriebene Vereinbanmg AnlaB zu einigen Bemerkungen. 

1 .  Das Instrumentum wird ais gemeinsame Erkliirung bezeichnet und nicht ais 
Vereinbarung. Man mag dieser vorsichtigen Wortwahl im Lichte der bis zur 
Setzung des Art. 131 des sog. Loi Joxe/ Marchand unsicheren Rechtslage hin­
sichtlich der Vertragsfiihigkeit der Region Lothringen zustimmen. Diese schein­
bar harmlose Form kann jedoch nicht über ihre Rechtsqualitiit hinwegtiiuschen. 
Die staatlichen Behôrden haben zu Recht die Erkliirung ais Vereinbarung 
(accord) requalifiziert14, und der Vertreter des Staates hat, wenn auch verklau­
suliert, seine Zustimmung erteilt15• 

2. Die Erkliirung/Vereinbarung enthiilt keine Angaben über die Struktur des 
geschaffenen ,,gemeinsamen Organs". Erst aus den vorbereitenden Vorlagen 
bzw. dem Protokoll aus dem Jahre 1990 liiBt sich erkennen, daB mit der Bezeich­
nung ,,gemeinsames Organ" eigentlich drei Einrichtungen bzw. Organe gemeint 
sind: 
a) gemeinsame Sitzungen des Ministerrates des Saarlandes und der Exekuti­

ve des Regionalrates von Lothringen16, 

13 Die Entschlieflung des Regionalrates lautet: "les missions qui pourraient être attribuées à cette 
structure de coopération transfrontalière portent principalement sur: 
- la représentation commune devant les interlocuteurs nationaux et internationaux ; 
- la garantie d'une coopération contin11e des régions membres ; 
- la réunion de conseils ministériels et conseils exéc11tifs dans la Grande Région ; 
- la vérification que les projets lancés dans les régions membres soient conformes à l'esprit de la coopération 
transfrontalière ; 
- la vérification des progrès faits par les projets de coopération et leur efficacité : 
- l'instauration d'un interlocuteur au nivea11 des exécutifs pour le Conseil Parlementaire Interrégional." 

14 Vgl. die Aktennotiz des Beauftragten der Regierung für die auswârtigen Befugnisse der territorialen 
Kërperschaften vom 12. Juni 1991 an den Prâsidenten Rausch: "accord portant création d'un organe 
commun ( .. .) qui serait signé le 14 juin à Sarrebruck par vous-même et le Ministre-Président de la Sarre". 

15 Brief des Prâfekten der Region vom 12. Juni 1991 an den Priisidenten Rausch. 

16 Der Begriff Exekutive ist hier in einem weiten Sinne zu verstehen und zwar ais eine Gruppe mit 
folgenden Mitgliedem des Regionalrates: dem Priisidenten, den Vize-Prâsidenten und einigen weiteren 
zeichnungsbefugten Mitgliedern des Regionalrates. 
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b) ein standiger Rat: auf saarlandischer Sei te der Ministerprasident des 
Saarlandes und der Chef der Staatskanzlei, auf lothringischer Seite der 
Prasident des Regionalrates und der Generaldirektor der Verwaltung des 
Regionalrates17, 

c) ein gemeinsames Sekretariat, dessen Aufgabe alternierend von den Ver­
waltungen der beteiligten Regionen wahrzunehrnen ist. 

Der alternierende Charakter beschrankt <las Sekretariat de facto auf Minimal­
funktionen, insbesondere die Vorbereitungen und Prokollierung der Sitzungen. 
Trotz der Bezeichnung ,,gemeinsames Organ" wird keine Permanenz geschaffen. 
Die Vereinbarung vom 14. Juni 1991 hat zwar eine Art gemeinsame Exekutive 
Lothringen-Saarland, nicht aber ein operationelles Instrument dieser Exekutive 
geschaffen. Auf die Opportunitat und die Rechtsform eines mêiglichen 
operationellen Instrumentes wird spater eingegangen18• 

3. Die Erklarung/Vereinbarung steht <lem Beitritt weiterer Teilregionen der GroB­
region Saar-Lor-Lux-Trier/Westpfalz offen. Dies ergibt sich zwar nicht unmittel­
bar aus dern Wortlaut der Erklarung, aber aus den konvergierenden Vorlagen 
aus dem Jahre 1990 und entspricht insbesondere der vom IRI verbreiteten 
Vorstellung von der Notwendigkeit eines Ministerrates SaarLorLuxRheinland­
Pfalz ais zweite Saule der grenzüberschreitenden Kooperation in der ,,lnter­
region Rhein-Saar-Lor-Lux"19• lndessen kann diese Perspektive beide Partner in 
eine Spannungslage bringen. lm Interesse einer Erweiterung ist eine starkere 
lnstitutionalisierung der bilateralen lothringisch/saarlandischen Vereinbarung 
wenig opportun; andererseits ware bei einer Verzêigerung der Erweiterung 
gerade eine solche Verfestigung des bilateralen Ansatzes wünschenswert. 

Aus franzêisischer Sicht kann die Beteiligung des GroBherzogtums Luxemburg ein 
entscheidendes Argument gegen die Erweiterung liefern. In dieser Exekutiv­
kooperation stellt sich namlich die Lage anders dar ais für den Interregionalen 
Parlamentarier-Rat. lst für letzteren die Qualitat ais Einrichtung der regionalen 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit zumindest streitig, ware eine Regional­
exekutive âes GroBraumes Saar-Lor-Lux unter Beteiligung der luxemburgischen 
Regierung zweifelsohne als eine Form der Zusammenarbeit zwischen einer 
franzêisischen Gebietskêirperschaft und einem auslandischen Staat zu qualifizie­
ren. Gerade dies wurde in der Beratung des Art. 131 des sog. Loi Joxe/­
Marchand ausdrücklich ausgeschlossen20• Es ist nicht ersichtlich, daB die neue 

17 Die faktische Gleichstellung des S!aatssekreliirs, Chef der Staatskanzlei, und des Leiters des 
Verwaltungsapparales der franzôsischen Gebietskôrperschaft machl die Schwierigkeiten bei der Suche nach 
echten Âquivalenzen für die Kooperation zwischen zwei vôllig verschiedenen Strukturen deutlich. 

18 Siehe 4. Kapitel, 2. A. 

19 Vgl. IRI, Weillbuch (1993), S. 124-126 mit Hinweis in FuBn. 27 auf eine Antworl der Regierung 
Rheinland-Pfalz auf eine Anfrage des Landtages vom 22. Februar 1991. 

20 In der Begründung seines Ânderungsantrages zur Erweiterung der Vertragsfâhigkeit der Gebiets­
kôrperschaften auf jede ausliindische Person des privalen und des ôffentlichen Rechts halle der Abgeord­
nele Virapoullé auf die Môglichkeit der Beziehungen mit kleinen Slaalen hingewiesen. Der Berichterstaller 
des Sonderausschusses der Assemblée Nationale halte dazu den Einwand erhoben, dieser Ânderungsantrag 
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franzôsische Regierung in diesem Punkt von der Position der früheren sozialisti­
schen Mehrheit abweichen wird. Somit sind die kurz- oder mittelfristigen Reali­
sierungschancen für eine Konzertierung der Exekutiven im GroBraum Saar-Lor­
Lux ais sehr gering zu veranschlagen. Dies wirft erneut die Frage nach einem 
operationellen Instrument der gemeinsamen Exekutiven Saarland-Lothringen auf 
(siehe oben 2. und unten 4. Kapitel, II. A). 

C. Die Partnerschaft des Landkreistages Saarland mit dem Conseil général de 
la Moselle 

Die saarlandischen Gemeindeverbande durch den Landkreistag Saarland und das 
département Moselle haben am 1 1. Mai 1990 und am 5. Oktober 1990 eine Partner­
schaft geschlossen. Absicht beider Partner ist, die Austauschbeziehungen bei schulischen, 
wirtschaftsfürdernden, kulturellen, sportlichen, umweltbezogenen, touristischen und 
Medien-Veranstaltungen zu fürdern. 

Für das Jahr 1991 hatten die Partner der Einrichtung und dem Ausbau von Ko­
operationsnetzen über die lothringisch/saarliindische Grenze hinweg den Vorrang 
eingeriiumt. Eine wichtige Aktion war, den gewiihlten Politikern beider Seiten und ihren 
engen Mitarbeitern Kenntnisse über die Institutionen des jeweils anderen Partners und 
deren Funktionsweise einschlieB!ich Entscheidungsverfahren zu vermitteln. Mehrere 
gemeinsame Veranstaltungen befaBten sich mit juristischen, institutionellen und ver­
waltungstechnischen Fragestellungen sowie dem Kennenlernen der Verwaltungsfach­
sprache. 1992 wurde ein Programm für den Austausch von Mitarbeitern ins Leben 
gerufen, das 1993 ausgebaut wird. Ferner wurde die Schaffung einer grenzüberschreiten­
den Industriezone nach dem Modell des Pôle européen de développement Longwy 
erwogen. 1993 wollen beide Partner einen KooperationsausschuB einrichten, der die 
Planung und Finanzierung gemeinsamer Projekte übernehmen soll. 

Die breite Palette der angesprochenen Projekte wirft einige Fragen auf. Sofern Projekte 
in den respektiven Zustiindigkeitsbereich des Conseil général des franzôsischen départe­
ment (GK) und saarliindischer Gemeindeverbiinde fallen, wie z. B. in den Bereichen 
Tourismus, Jugend-, Familien- und Altenhilfe, gegebenenfalls auch Kultur, deuten die 
Ziele der Partnerschaft auf einen Koordinierungsbedarf hin, der môglicherweise nicht 
in den losen Mechanismen der Partnerschaft erfüllt werden kann. Für sie wiire ver­
mutlich eine Struktur in der Art eines grenzüberschreitenden Zweckverbandes, wie im 
Modell ,,lsselburg-Anholt" vorgesehen, besser geeignet. Werden aber Kooperationen z. 
B. im musealen Bereich wie im Fall ,,Europiiischer Kulturpark Bliesbrück/Reinheim" 
intendiert, in denen nicht nur Koordinierungsaufgaben anfallen, sondern auch der 
Einsatz erheblicher Mittel aus staatlichen Haushalten notwendig wird, kônnte eine 
solche Partnerschaft, auch wenn sie in einem Zweckvervand organisiert wiire, keine 
zufriedenstellende Lôsung liefern. Für das nach dem IRI-WeiBbuch erwogene Projekt 
einer grenzüberschreitenden lndustriezone ist darüber hinaus die Zustiindigkeit des 
département (GK) nicht eindeutig. 

ermiichtige eine Kommune, mit einem ausliindischen Staal einen Vertrag abzuschliellen, ,was nicht 
wünschenswert erscheint". Der Ânderungsantrag wurde in der Assemblée Nationale abgelehnt (J.O. Ass.Nat 
(CR) 1991, S. 926). 

edc6 / mw2.txt 



26 

III. Weitere ausgewiihlte Initiativen der Zusammenarbeit im lothringisch/saar­
liindischen Raum 

A. Das Bankenkonsortium Saar-Lor-Lux 

lm Oktober 1 985 wurde zwischen der LORDEX - Societé de développement régional 
de Lorraine, Nancy, der SNCI - Société nationale de crédit et d'investissements Luxem­
burg, und der SIKB - Saarlandische Investitionskreditbank AG, Saarbrücken, eine 
Arbeitsgemeinschaft nach luxemburgischen Recht gegründet mit der Bezeichnung 
Bankenkonsortium Saar-Lor-Lux. Dieses Bankenkonsortium bietet grenzüberschreitende 
Investitionsfürderungen unter Einsatz von EG-Mitteln und wird von der EG unterstützt. 
Bereits 1985 hatte das Konsortium einen Antrag auf Globaldarlehen EGKS bei der EG 
gestellt. Durch die Darlehen wurde die Mittelstandsfürderung in der Region verbessert 
und erganzt. Das Konsortium hat sich darüber hinaus bemüht, Risiko und Startkapital 
in die Finanzierungspalette aufzunehmen. Das Startkapital soll neuen Unternehmen 
ermôglichen, Prototypen und Unternehmensstrategien soweit zu entwickeln, bis die 
Finanzierung auf herkôrnrnliche Weise rnôglich ist. Zu diesem Zweck wurde zwischen 
denselben Partnern und dem Verein PROMOTECH, Centre d'Entreprises et Innovation, 
(Verein nach dern franzôsischen Gesetz von 1901)  am 16. Mai 1990 eine Beteiligungs­
gesellschaft in der luxernburgischen Rechtsforrn der Société Anonyme Holding, die Saar­
Lor-Lux Seed-Capital s.a.h. gegründet. 

B. Das Innergemeinschaftliche Regionalinstitut a.s.b.1. (IRI) 

Das IRI-Innergemeinschaftliche Institut a.s.b.l., bis 1982 Institut für regionale politische 
Zusammenarbeit in innergemeinschaftlichen Grenzraumen, wurde am 15. Oktober 1971 
durch die Europâische Akadernie Otzenhausen e.V. in Saarbrücken gegründet. Grün­
dungsprasident war Prof. Dr. Hubertus Rolshoven, Bergrat a.D. Das IRI ist ein ideeller 
Verein nach luxemburgischem Recht (a.s.b.l. = association sans but lucratif). Die 
satzungsmaBigen Zwecke des IRI a.s.b.I. sind: 

den Gedankenaustausch über die europiiische Regionalpolitik zu fürdern; 
die Zusammenarbeit der Grenzregionen insbesondere auf wirtschaftlichem, 
sozialem und kulturellem Gebiet durch die notwendigen politischen Verbindun­
gen zu fürdern; 
begründete Aussagen über die künftigen Strukturen und die Entwicklung der 
Regionen zu formulieren, insbesondere durch grenzüberschreitende Entwick­
lungsprogramme; 
zur weiteren Entwicklung der GroBregion Saarland-Lothringen-Luxemburg­
Belgisch-Luxemburg-Westpfalz-Trier, genannt Saar-Lor-Lux, durch Pflege der 
Zusammenarbeit auf kommunaler, regionaler, nationaler und übernationaler 
Ebene beizutragen. 

Das IRI finanziert sich aus Spenden und Beitragen seiner Mitglieder sowie Zuschüssen 
der jeweiligen vier Regionen. Es ist darnit ein in der EG einmaliges Instrument. Als 
unabhângiger Verein kann das IRI nur eine Ideenschmiede sein oder ais Lobby auf­
treten, nicht aber seine Ideen und Lôsungsvorschlage selbst durchführen. In seiner 
zwanzigjahrigen Arbeit hat das IRI wesentliche Beitrage zur Gründung verschiedener 
Einrichtungen der grenzüberschreitenden Kooperation im GroBraum Saar-Lor-Lux 
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geleistet, z. B. bei der Gründung des Interregionalen Parlamentarier-Rats21, der 
Arbeitsgemeinschaft der Gemeinden COMREGIO, etc. 

C. COMREGIO 

COMREGIO ist eine grenzüberschreitende Arbeitsgemeinschaft kommunaler Gebiets­
kôrperschaften der GroBregion SaarLorLuxRheinlandPfalz. Nach ihrem Statut versteht 
sich die COMREGIO als ein Ort des Nachdenkens und ais Vorschlagsgremium für alle 
Bereiche des gemeindlichen Lebens, insbesondere Umwelt und Bewirtschaftung des 
Abfalls, Wirtschaft und industrielle Umstruktierung, Kommunikation und Verkehr, 
Kultur und soziale Fragen, Gesetzgebung und Gemeindefinanzen. Mitglieder der 
COMREGIO kônnen Gemeinden, Gemeindeverbande, Landkreise und ahnliche 
Kôrperschaften jeder GrôBenordnung aus der GroBregion SaarLorLuxRheinlandPfalz 
sein. Sie umfaBte Ende 1992 fünfzig Mitgliedsgemeinden aus der GroBregion. Vier 
Arbeitsgruppen arbeiten in den vier oben genannten Bereichen, eine fünfte Arbeits­
gruppe wurde anlaBlich der 15. Verwaltungsratssitzung am 1. Oktober 1992 in Freyming­
Merlebach gegründet. Sie soli insbesondere bei der Ausarbeitung eines Entwurfs für 
einen multilateralen Staatsvertrag zwischen dem GroBherzogtum Luxemburg, der 
Provinz Belgisch-Luxemburg, der Region Lothringen, dem Land Rheinland-Pfalz und 
dem Saarland Hilfestellung leisten. 

Die Tatigkeit der COMREGIO scheint auf verschiedenartige Widerstande zu stoBen. So 
betonen franzôsische Dokumente, daB die COMREGIO eigentlich unter das Madrider 
Übereinkommen vom 21 .  Mai 1980 falle. Wegen des dazu erklarten franzôsischen 
Vorbehalts bzw. mangels entsprechender bilateraler Durchführungsabkommen zwischen 
Frankreich einerseits, der Bundesrepublik, dem GroBherzogtum Luxemburg und dem 
Kônigreich Belgien andererseits, sei die grenzüberschreitende Arbeitsgemeinschaft 
COMREGIO eine Einrichtung ohne juristische Grundlage ("demeure une structure sans 
base juridique"). Zum anderen konnte sich die COMREGIO bei dem Versuch, die 
Finanzierung einer standigen Geschfiltsstelle der Arbeitsgemeinschaft im Rahmen des 
INTERREG-Programms für die deutsch-luxemburgischen Grenzgebiete zu erwirken, 
nicht durchsetzen. Der Antrag wurde in der Regionalkommission Saar-Lor-Lux-Trier/­
Westpfalz ausführlich diskutiert und schlieBlich nicht in das INTERREG-Programm 
aufgenommen. Der Staatssekretar Ernst Eggers, Ministerium für Wirtschaft und Verkehr 
von Rheinland-Pfalz, kommentiert dies in einem Schreiben vom 1 1. Juli 1991 folgender­
maBen: .,Die Arbeitsgruppe war diesbezüglich der Auffassung, daB die Frage einer 
starkeren Institutionalisierung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit noch weiterer 
Überlegung und Disktl<;sionen bedürfe. Die bisher von .,COMREGIO" angekündigten 
Aktivitaten gingen über die originar kommunalen Aufgabenstellungen hinaus, sie zielten 
im Ergebnis auf eine weitere Vervielfaltigung der Institutionen auf dem Gebiet der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit ab, was zu verhindern sei." 

21 Ursprünglich hat das IRI das Sekretariat des Interregionalen Parlamentarier-Rats geführt. Seit 
Anfang 1989 hat die Region (GK) Lothringen aile Formen der Zusammenarbeit mit dem TRI aufgekündigt. 
Sein neuer Prasident, Herr Rossinot, Bürgermeister von Nancy, neuer Minister der franzôsischen Regie­
rung, hat sich jedoch für die Rückkehr zu einer positiven Zusammenarbeit der Region Lothringen mit dem 
IR! stark eingesetzt. 
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Der Priisident der COMREGIO betonte in seinem Erwiderungsschreiben vom 13. 
Januar 1992, daB die Gemeinden der GroBregion SaarLorLuxRheinlandPfalz in keiner 
grenzüberschreitenden Organisation vertreten seien, weder im Interregionalen Parla­
mentarier-Rat noch in der Regierungskommission oder den Regionalkommissionen22• 

Aus der exemplarischen Darstellung verschiedener Strukturen der 1992 existieren­
den lothringisch/ saarliindischen Kooperation ergeben sich folgende Feststellungen: 

Die lnitiativen der grenzüberschreitenden Kooperation sind im Raum Saar­
Lor zahlreich. Sie werden von den verschiedensten Kreisen der Akteure des 
regionalen Lebens getragen und zeugen von einem star ken Bewuf3tsein einer 
grenzüberschreitenden solidarischen Jnteressengemeinschaft. Ob diese 
Vielfalt nicht im Ergebnis zu einem suboptimalen Einsatz der Energien 
führt, muf3 dahingestellt bleiben. 
Die Einbettung der lothringisch/ saarliindischen Kooperation in den brei­
teren Kontext der Saar-Lor-Lux-Kooperation führt eindeutig zu Abgren­
zungsschwierigkeiten und Reibungsverlusten. 
ln vie/en Fiillen bedeuten die strukturellen Unterschiede, daf3 homo/age 
Partner fehlen. Die Tatsache, daf3 der Priisident des Regionalrates 
Lothringens einmal ais Partner des saarliindischen Landtagspriisidenten 
(JPR), ein anderes Mal ais funktionelles Aquivalent des saarliindischen 
Ministerpriisidenten (gemeinsamer Ausschu{J der Exekutiven) auftritt, ist 
nur ein markantes Beispiel. 
Darüber hinaus bergen diese strukturellen Unterschiede und die Unsicher­
heiten hinsichtlich der Kompetenzen der Partner das Risiko von 
Kompetenzanmaf3ungen im Stadium der Kontaktaufnahme, dem wohl 
durch Vorschaltung einer Art ,,clearing-lnstanz'', franzosischerseits unter 
Beteiligung sowohl der staatlichen Verwaltung ais auch der Gebietskorper­
schaften, vorgebeugt werden kann. 
Die Kooperationsformen ohne Rechtspersonlichkeit oder in Form eines 
Vereins sind naturgemiif3 dem Risiko starken Wandelns infolge politischer 
Veriinderungen ausgesetzt. Hier liif3t sich auf die Beziehungen der Region 
Lothringen zum IRI verweisen. 

22 Zitate aus dem Geschiiftsbericht der COMREGIO 1991. 
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3. KAPITEL: D I E  V E R F Ü G B A R E N  I N S T R U M E N T E  D E R  R E G I O N A L E N  
GRENZÜBERSCHREITENDEN ZUSAMMENARBEIT 

1. Abschnitt: Die ,klassischen" Instrumente: Einsatzfâhigkeit und Grenzen 

1. Konfcrenzen oder Arbeitsgemeinschaften (ARGE) 
A. Bilaterale Konferenzen 
B. Multilaterale Konferenzen 
C. Entscheidungen ohne Auflenwirkung 

li. Vereine 
A. Ein wenig gebriiuchliches Instrument 
B. Doppelvereine ais môgliche Instrumente 
C. Wesentliche Elemente des franzôsischen Vereinsrechts 
D. Die Wahrnehmung ôffentlicher Aufgaben durch Vereine im franzôsischen Recht 

m. Die Europâische wirtschaftliche Interessenvereinigung 
A. Vereinigungsgegenstand 
B. Mitglieder 
C. Wesentliche Merkmale der EWIV im deutsch-franzôsischen Rechtsvergleich 
D. Ergebnis 

2. Abschnitt: Die Neuerungen der Jahre 1992/93 

L Das sog. Gesetz Joxe/Marchand 
A. Das ius contrahendi der franzôsischen territorialen Kôrperschaften 

1. Die Anerkennung der Vertragsfiihigkeit 
2. Die Vertriige über dezcntralisierte Zusammenarbeit unterliegen dem allgemeinen 

Recht der reinen Rechtsaufsicht 
B. Die lokale gemischtwirtschaftliche Gesellschaft (société d'économie mixte locale = SEML) 

1.  Die lokalen gemischtwirtschaftlichen Gesellschaften nach dem Gesetz von 1983 
2. Die Beteiligung nichtfranzôsischer Gebietskôrperschaften an franzôsischen lokalen 

gemischtwirtschaftlichen Gesellschaften 
C. Die ôffentliche lnteressenvereinigung (groupement d'intérêt public = GIP) 

1 .  Allgemeine Merkmale der ôffentlichen Interessenvereinigung 
2. Der Einsatz der ôffentlichen Interessenvereinigung im grenzüberschreitenden 

Bereich 

II. Art. 24 Abs. la GG 
A. Die Systematik des Art. 24 Abs. la GG 
B. Die ,regionale lntegrationsgewalt" ais Kooperationsinstrument 

1 .  Die Übertragung von Hoheitsrechtcn in der regionalen grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit 

2. Die grenznachbarschaftlichen Einrichtungen 
C. Art. 24 Abs. la GG ais Grundsatznorm im Verfassungskontext 

III. Neuerungen der saarlândischen Rechtsordnung 
A. Art. 60 Abs. 2 Satz 2 Saarliindischc Verfassung 
B. Die Novellierung des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
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Auch wenn sich die regionale grenzüberschreitende Zusammenarbeit der Gebietskôrper­
schaften lange Zeit auf rechtlich schwankendem Baden bewegt hat, haben sich die 
betroffenen Partner - Lander, Regionen und sonstige Gebietskôrperschaften - einer 
Reihe von Instrumenten bedient. 

Zu den klassischen Instrumenten gehôren vorwiegend die Konferenzen oder Arbeits­
gemeinschaften ohne Rechtspersônlichkeit und AuJ3enwirkung. lm Grunde genommen 
handelt es sich hier um ein Instrument, das im wesentlichen den traditionellen Partner­
schaften der Gebietskôrperschaften iihnelt. 

Diese Partnerschaften gründen sich in der Regel auf Vereinbarungen, die jedoch ais 
nicht rechtsverbindlich angesehen werden', weil sie eher den Charakter von Absichts­
erkliirungen ZUT Zusammenarbeit haben. Auffallend ist die Tatsache, daB solche Part­
nerschaften auf recht labiler normativer Grundlage stehen2• Sie werden vorwiegend ais 
AusfluB der Selbstverwaltungsgarantie des Art. 28 Abs. 2 GG bzw. des Art. 72 Abs. 2 
Franzôsische Verfassung angesehen. Dies hinderte allerdings das Auswiirtige Amt oder 
das BMZ für die Nord-Süd-Zusammenarbeit nicht, Mittel zur Fôrderung kultureller 
Projekte ZUT Verfügung zu stellen. Die Landesregierungen haben sich in der Regel 
geweigert, diese Materie der kommunalen Partnerschaften zu regeln3. 

Die Grenzen solcher Partnerschaften sind die verfassungsimmanenten Schranken4• Sie 
finden einerseits in dem Begriff der Angelegenheiten der ôrtlichen Gemeinschaft ihren 
Ausdruck. Daraus folgt, daB sich die Kooperationen stets auf Gegenstiinde beziehen 
müssen, die nach nationalem Rechtsverstiindnis Angelegenheiten der jeweiligen Gebiets­
kôrperschaften sind, Gemeinden und Kreise in Deutschland, Gemeinden, départements 
oder Regionen in Frankreich. 

Andererseits folgt aus dem Gebot der ,,Einheit der Verfassung", daB die auswiirtigen 
Aktivitiiten der Gebietskôrperschaften dem Grundsatz der Bundestreue bzw. der 
Wahrung der nationalen Belange (Art. 72 Abs. 3 Franzôsische Verfassung) unterworfen 
sind: Grenzüberschreitende Aktivitiiten dürfen daher nicht einer erkliirten AuBen- oder 

1 Ernst-Georg Mayer: Auslandsbeziehungen deutscher Gemeinden - Beslandsaufnahme und rechlliche 
Probleme, Diss. jur., Bonn 1986. 

2 Vgl. G. Burdeau: Les accords co11cllls e11tre a11torités ad111i11islratives ou orga11is111es publics de pays 
différe11ts, in: Festschrifl Paul Reuter, S. 113, mit dem Hinweis auf eine Diplomarbeit der Jurislischen 
Fakultiit Dijon (D. Gandreau: Les jumelages de collectivités locales et leur développement en Côte d'Or). 
Siehe auch J.-M. Pontier: Les relatio11s da11s la régio11, Heft Nr. 1 792, Rdnr. 60, in: Encyclopédie Dalloz 
"Collectivités locales" (F. Bénoit (Hrsg.)). 

3 Antwort von acht Landesministerien des Innem auf eine Anfragc von Tomuschat aus dem Jahre 
1 977, zitiert in: Mayer, S. 34. 

4 Zu dieser Feststellung finden sich analoge Entscheidungen in Frankreich und der Bundesrepublik 
Deutschland; vgl. insbesondere C.E. 23. Oktober 1 989 - Commune de Pierrefitte-sur-Seine; Bundesver­
waltungsgericht, Urteile vom 14. Dezember 1990, 7 C 37 /89 (BVerwGE 87, 228) und 7 C 58/89 
(BVerwGE 87, 237). 
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Entwicklungshilfepolitik der Bundesregierung ( oder der franziisischen Regierung) 
entgegenlaufen oder sie gar gefiihrden5• 

lm Fall der regionalen grenzüberschreitenden Zusammenarbeit an den Binnengrenzen 
Europas dürften diese beiden Kriterien allerdings keine groBe Relevanz haben, da 
einerseits den konkreten Kooperationsprojekten tatsiichliche Bedürfnisse der Gebiets­
kiirperschaften beiderseits der Grenzen zugrunde liegen und andererseits von einer 
prinzipiellen Zustimmung zur regionalen grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
auszugehen ist. Deutschland und Frankreich haben ihre prinzipielle Zuliissigkeit ins­
besondere durch die Unterzeichnung des Madrider Übereinkommens anerkannt6• Es 
bleibt allerdings fraglich, ob grenzüberschreitende Kooperationsvereinbarungen unter 
dem Gebot der Einheit der Verfassung die Abliisung der nationalen Staaten in der 
Perspektive eines Europa der Regionen zum Ziel erkliiren dürfen, wie das am 15. Sep­
tember 1982 zwischen der Region Franche-Comté und der italienischen Region Aosta 
unterschriebene Protokoll7. 

Da die Konferenzen und Arbeitsgemeinschaften in der fehlenden Rechtspersiinlichkeit 
sehr schnell ihre Grenzen finden, wird für die regionale grenzüberschreitende Zu­
sammenarbeit gerne auf juristische Personen des nationalen Rechts zurückgegriffen, vor 
allem auf Vereine und Europiiische wirtschaftliche Interessenvereinigungen (trotz ihres 
Namens sind letztere Personen nationalen Rechts !) .  Von anderen Rechtsinstrumenten 
wie gemischtwirtschaftlichen Gesellschaften, iiffentlichen Interessenvereinigungen oder 
Stiftungen wurde aus verschiedenen Gründen bisher kaum Gebrauch gemacht. 

Der Rückgriff auf solche Hilfsinstrumente kann aber nicht verbergen, daB bis vor 
kurzem die regionale grenzüberschreitende Zusammenarbeit weder über ein rechtliches 
Instrumentarium, noch über eine spezifische gesetzliche Grundlage verfügte. Entschei­
dende Wenden haben erst das franziisische Gesetz Nr. 92-125 vom 6. Februar 1992 und 
die 38. Ânderung des Grundgesetzes im Dezember 1992 gebracht. 

5 Vgl. die Niederschrift über die Sitzungen des Arbeitskreises 3 .Kommunale Angelegenheiten" der 
Arbeitsgruppe der Innenministerien der Bundesliinder, 3./4. Oktober 1985 in Rheinbeck und 5./6. 
November 1987 in Lüneburg. Siehe auch &izard Schmidt-Jortzig: Gemeindliche Selbstverwaltung und 
Entwicklungszusammenarbeit, in: DÔV 1989, S. 142. 

6 Das Rahmenübereinkommen hat in den Vertragsstaaten eine unterschiedliche innerstaatliche 
Behandlung erfahren. Wiihrend in der Bundesrepublik lediglich das vôlkerrechtliche Inkrafttreten des 
Rahmenübereinkommens mitsamt seinem Text im Bundesgesetzblatt, Teil II, bekanntgegeben worden ist, 
ist das Übereinkommen von Frankreich, nach entsprechender gesetzlicher Zustimmung, ratifiziert worden, 
allerdings mit einer Deklaration, die weitgehend wie ein Vorbehalt wirkt. Die Behandlung in Deutschland 
erkliirt Beyerlin wie folgt: .Nach einer schriftlichen Auskunft des Auswiirtigen Amies der Bundesrepublik 
Deutschland vom 17.12.1981 wird das Rahmenübereinkommen von den zustiindigen deutschen Stellen nicht 
ais normativer Vertrag nach Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG angesehen, da es sich nicht auf Gegenstiinde der 
Bundesgesetzgebung bezieht. Ebensowenig kommt eine Qualifikation des Übereinkommens ais .politischer 
Vertrag" im Sinne dieser Vorschrift in Betracht. Dementsprechend ist kein Zustimmungsverfahren gemiill 
Art. 59 Abs. 2 Satz 1 GG durchgeführt worden. Siimtliche deutschen Bundesliinder haben ihr Einver­
stiindnis mit diesem Übereinkommen gemiill Ziff. 3 des .Lindauer Abkommens" vom 14.11.1957 erkliirt." 
(U. Beyerlin: Rechtsprobleme der lokalen grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, Fullnote 196, S. 118). 

1 In diesem konkreten Fall mullte die franzôsische Regierung nicht einschreiten, da die italienische 
Regierung bereits den Weg zur Verfassungsgerichtsbarkeit eingeschlagen batte, vgl. Le Monde, 14. Januar 
1 983. 
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Auf saarliindischer Ebene sind noch die Verfassungsiinderung vom 26. Februar 1992 und 
die Ànderung des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes vom 24. Miirz 1993 zu ver­
zeichnen. 
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1. ABSCHNITf: DIE ,,KLASSISCHEN" INSTRUMENTE: EINSATZFÂHIG­
KEIT UND GRENZEN 

1. Konferenzen oder Arbeitsgemeinschaften (ARGE) 

In der Praxis der lokalen und regionalen grenzüberschreitenden Zusammenarbeit ist die 
Konferenz auf zwei verschiedene Arten, bilateral und multilateral, eingesetzt worden: 

A. Bilaterale Konferenzen oder Arbeitsgerneinschaften (ARGE) haben sich oft 
vôllig informell, d.h. auJ3erhalb jeglicher Kooperationsvereinbarung, entwickelt. Ein 
Beispiel ist die Kooperation zwischen dern ElsaB und Baden-Württemberg: Seit dem 
5. Mai 1976 kommt eine deutsch-franzôsische Konzertierungsgruppe, bestehend aus 
Vertretern des ElsaB, Badens und der Pfalz - 10 Mitglieder des elsiissischen Regional­
rates, die Prasidenten der Rate der départements Haut-Rhin und Bas-Rhin sowie 13 
lokale Vertreter von deutscher Seite - regelrniiBig zusammen. Zu nennen ist ferner ein 
,.Oberrheinischer KongreJ3", im Jahre 1983 ins Leben gerufen, der sich nicht allein aus 
Vertretern der lokalen Gemeinschaften zusarnmensetzt, sondern durch Repriisentanten 
der Wirtschaft und der Universitaten ergiinzt wird. Ziel dieser informellen Konferenzen 
ist offensichtlich, ein iihnliches Forum wie die franzêisisch-deutsch-schweizerischen Inter­
Regierungskommission, die ais zwischenstaatliche grenzüberschreitende Kooperations­
instanz 1975 gebildet wurde, bzw. wie die iihnlich strukturierte Regionalkommission 
Saar-Lor-Lux-Trier/Westpfalz zu bieten. 

Einige der grenzüberschreitenden Übereinkommen sehen, unter sehr unterschiedlichen 
Bezeichnungen, wie: Gemischte Kommission, Verbindungskomitee, ... , die Einrichtung 
gemeinsamer Organe vor. Trotz dieses Ansatzes einer Formalisierung bleiben diese 
Strukturen aber nur Konzertierungsinstanzen, im Dienst der zwischen den Partnern 
vereinbarten Kooperation. Selbst wenn diese Kommissionen, Komitees oder Konferen­
zen beauftragt sind, die Kooperation voranzutreiben bzw. die Beachtung der Vertrags­
pflichten zu sichern, bleibt es dabei, daB ihnen keine rechtliche Existenz zukommt, und 
die insbesondere Entscheidungsbefugnis ausschlieJ3lich in den Hiinden der Vertrags­
partner verbleibt. 

An der Grenze zwischen Rheinland-Pfalz und dem ElsaB nimmt PAMINA mit dem 
symboltriichtigen Sitz im ehemaligen Zollhaus in Lauterbourg eine besondere Stellung 
ein. PAMINA ist das franzêisische Akronym für Süd-Pfalz/Mittlerer Oberrhein/Nord 
Alsace. Sie ist eine Informations- und Beratungsstelle, die zur Durchführung einer 
grenzüberschreitenden Entwicklungskonzeption geschaffen worden ist. 

P AMIN A verbindet auf franzêisischer Seite die Priifektur der Region (St V) ElsaB, die 
Region (GK) ElsaB, das département Bas-Rhin, das Land Baden-Württemberg und das 
Land Rheinland-Pfalz. Franzêisischerseits ist also eine Mischbeteiligung gegeben - es 
sind sowohl die staatliche Verwaltung ais auch die Gebietskêirperschaften beteiligt -, 
wiihrend deutscherseits allein Landesverwaltungen dazugehêiren. Es handelt sich also um 
eine Einrichtung der regionalen grenzüberschreitenden Kooperation, nicht aber der 
kommunalen grenzüberschreitenden Zusammenarbeit. 
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Die erste PAMINA-Vereinbarung galt bis zum 31. Dezember 1 99 1 .  Ihr Schwerpunkt lag 
danach eindeutig in der Informationsvermittlung. PAMINA erfüJlt· damit die .,clearing­
Funktion", deren Fehlen für den Raum Lothringen/Saarland im vorangehenden Kapitel 
angesprochen wurde: .,Informationen über den jeweiligen Verwaltungsaufbau und die 
Zustiindigkeiten ôffentlicher Einrichtungen des jeweiligen Nachbarlandes, vor allem 
bezüglich riiumlicher Planungen und Festlegungen''. 

PAMINA I diente auch ais Stelle zur Vorbereitung und Betreuung grenzüberschreiten­
der Projekte der EG, die ais Vorliiufer des INTERREG-Programms nach der Reform 
der Strukturfonds durchgeführt wurden (PAMINA II betreut die INTERREG-Program­
me). 

Neben der eigentlichen Informations- und Beratungsstelle für grenzüberschreitende 
Fragen befindet sich bei P AMIN A ein LenkungsausschuJ3, der insbesondere zur 
Meinungs- und Willensbildung bezüglich der den Raum der grenzüberschreitenden 
Entwicklungskonzeption beriihrenden Probleme und Aufgaben dient. Flankiert wird 
dieser LenkungsausschuJ3 durch eine vorbereitende Arbeitsgruppe. Einerseits erinnert 
er in seiner Zusammensetzung an die Regionalkommission Saar-Lor-Lux-Trier/West­
pfalz, andererseits erfüllt dieser LenkungsausschuJ3 die Rolle des für die INTERREG­
Programme notwendigen Begleitausschusses. 

PAMINA II trat am 1. Januar 1992 in Kraft; die Vereinbarung gilt bis zum 31 .  Dezem­
ber 19938• Der wesentliche Unterschied zu PAMINA 1 liegt, neben dem ausdrücklichen 
Bezug auf INTERREG, in einer ausführlichen Regelung des Budgets. Die franzôsische 
Seite und jedes der beteiligten Bundesliinder tragen mit je 20 000 ECU zu diesem 
Budget bei. Dieser Beitrag deckt im Grunde nur die Betriebskosten und das Gehalt 
einer Sekretiirin und bedeutet, daJ3 weitere Mitarbeiter nur von den beteiligten Partnern 
entsendet werden kônnen, deren Persona!- und Dienstreisekosten von den jeweils 
entsendenden Stellen aufzubringen sind. Diese Konstruktion iihnelt sehr derjenigen der 
franzôsischen ôffentlichen Interessenvereinigung (GIP), die spiiter vorgestellt wird 
(insbesondere im folgenden Abschnitt, I.C.). 

Da PAMINA keine Rechtspersônlichkeit besitzt, liiuft die finanzielle Abwicklung der 
Projekte über das département Bas-Rhin. An dieser Stelle wird das Fehlen einer Rechts­
persônlichkeit spürbar. Bereits in der PAMINA 1-Vereinbarung, Art. 7, war die Absicht 
einer Umwandlung der PAMINA in eine rechtlich eigenstiindige Struktur, ggf. in Form 
einer Europiiischen wirtschaftlichen Interessenvereinigung, geiiuJ3ert worden. Obwohl 
diese Rechtsform im Augenblick praktisch das einzige zur Verfügung stehende In­
strument ist, erscheint ihr Einsatz für einen solchen Typ regionaler grenzüberschreiten­
der Zusammenarbeit wenig geeignet (vgl. unten III.D.). In der Verhandlung von 
P AMIN A II konnte die franzôsische Delegation auf die neuen Môglichkeiten des 
Gesetzes Nr. 92-125 vom 6. Februar 1992 hinweisen, allerdings unter Vorbehalt der 
Verkündung der einschliigigen Durchführungsdekrete. Dieser verklausulierte Hinweis 
liiJ3t sich meiner Ansicht nach nur ais Hinweis auf die ôffentliche lnteressenvereinigung 
nach Art. 133 dieses Gesetzes deuten: ein Hinweis, auf den irn 5. Kapitel des Gut­
achtens in der Perspektive eines abgestimrnten viergliedrigen Modells der regionalen 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit zurückzukommen sein wird. 

8 Siehe den Text der Vereinbarung im Anhang, VII. 
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Das Beispiel PAMINA zeigt auch, daB, soweit nicht rechtsfâhige Konferenzen und 
ArbeitsgemeLnschaften eine interne Struktur erhalten, die Führungsrolle regelmaBig 
einem politischen Gremium anvertraut ist, das sich aus lokalen oder regionalen Man­
datstragern zusammensetzt, dem eine oder mehrere Fach-Arbeitsgruppen zugeordnet 
sind, die ihrerseits teilweise aus den Mandatstragern und Fachleuten, teilweise nur aus 
Fachleuten gebildet werden. SchlieBlich ist die paritatische Zusammensetzung des 
,,Führungskomitees" und der Arbeitsgruppen eine organisatorische Konstante dieser 
Konferenzen. 

B. Multilaterale Konferenzen oder Arbeitsgemeinschaften werden sehr haufig 
gebildet. Das Modell bleibt die Arbeitsgemeinschaft Alpenlander (ARGE-ALP), die 
durch ein am 12. Oktober 1972 in Mosern (Tiro!) unterzeichnetes und 1990 geiindertes 
Abkommen geschaffen worden ist. An ihr nehmen drei ôsterreichische Lander, drei 
italienische Regionen oder autonome Provinzen, drei schweizerische Kantone, das Land 
Bayern und (mit Beobachterstatus) das Land Baden-Württemberg teii9. 

Aus historischen Gründen fehlen die franzôsischen Regionen; sie partizipieren dafür an 
folgenden drei iihnlichen Gemeinschaften: 

die Arbeitsgemeinschaft der Kantone und Regionen der Westalpen (COTRAO), 
die sich in Marseille am 2. April 1982 gebildet hat und an der die Regionen 
Provence-Alpes-Côte d'Azur und. Rhône-Alpes zusammen mit drei italienischen 
Regionen und drei schweizerischen Kantonen teilnehmen; 
die Arbeitsgemeinschaft Pyreniien ( 1983); 
die Arbeitsgemeinschaft Jura (1985). 

Ne ben diesen Arbeitsgemeinschaften, die eine aufeinander abgestimmte Bewirtschaftung 
einer Bergregion zum Ziel haben, sind zwei weitere Gemeinschaften zu nennen, an 
denen franzôsische Regionen partizipieren und die auf einem iihnlichen Modell beru­
hen: 

EUROREGION, die 1991 zwischen drei belgischen Regionen (Brüssel, Flandern, 
Wallonie), der Grafschaft Kent und der Region Nord-Pas-de-Calais gegründet 
worden ist ais Koordinationsinstrument der betroffenen Regionen für den 
Tunnelbau unter dem Ârmelkanal und das TGV-Nord-Projekt. 
Der Interregionale Parlamentarier-Rat (siehe oben: I.A.3) ais Paradebeispiel 
einer multilateralen Konferenz im Raum Saar-Lor-Lux. 

Diese multilateralen Konferenzen beruhen aile auf Übereinkommen. Sie sind stiirker 
strukturiert ais bilaterale Konferenzen und weisen immer folgende drei Basisorgane auf: 

eine Versammlung, 
ein Prasidium, 
ein Sekretariat, 

9 Zur .Arbeitsgemeinschaft Alpenliinder" (ARGE Alp) haben sich 1972 der Freistaat Bayern, die 
Bundesliinder Salzburg, Tiro! und Voralberg, die Autonome Provinz Bozen, die Region Lombardei und der 
Kanton Graubünden zusammengeschlossen. 1973 trat die Autonome Provinz Trient der Gemeinschaft bei, 
1 982 bzw. 1988 folgten die Kantone St. Galien bzw. Tessin. Das Land Baden-Württemberg nimmt scit 1 989 
ais Beobachter an den Sitzungen teil. Miteinander wollen die Mitglieder ihre Raumordnung besprechen 
sowie ihre Stra13en- und Schienenplanung koordinieren, um damit der Pflege der alpinen Landschafl zu 
dienen. 
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die mitunter durch einen stiindigen AusschuB und Facharbeitsgruppen komplettiert 
werden. 

Die Zusammensetzung der Hauptorgane, d. h. der Versammlung und des Priisidiums, 
spiegelt in unterschiedlichen Graden die Idee der ,,souveriinen Gleichheit" der teil­
nehmenden Regionen wider. Oft sind alle Regionen in gleichem MaBe in der Ver­
sammlung repriisentiert, so daB die Summe der Vertreter aus einem Staat von der Zahl 
seiner an der Konferenz oder der Arbeitsgemeinschaft teilnehmenden Regionen ab­
hiingt10. Dem Priisidium fiillt eine eher symbolische Rolle zu: Sie besteht in der 
Führung des Vorsitzes bei den Sitzungen, eher im Sinne der Aufgabe eines Landtags­
priisidenten ais im Sinne der Ausübung einer Exekutivfunktion wie etwa der Vorsitz 
eines Conseil général in Frankreich. Dieser symbolische Charakter wird durch die Praxis 
der kollegialen11 Führung des Vorsitzes oder des Wechsels der Führung des Vorsitzes 
verstiirkt12; er wird auch unterstrichen durch die Ernennung von Vize-Priisidenten mit 
de facto nur sehr begrenzten Funktionen, die aber eine Repriisentation aller teilnehmen­
den Regionen ermêiglicht. 

C. Die Entscheidungen dieser Konferenzen haben lediglich die Bedeutung von 
Stellungnahmen oder Empfehlungen: ,.Der Rat iiuBert seine Meinung in Form von 
Empfehlungen oder Stellungnahmen". Jedes Mitglied kann einen Vorschlag zur Empfeh­
lung oder Stellungnahme unterbreiten13• Diese Empfehlungen sind für die angesproche­
nen nationalen Organe nicht bindend. Den reguliiren Entscheidungsorganen steht es 
frei, sich die Inhalte der Empfehlungen und Stellungnahmen zu eigen zu machen und 
in den nationalen Instrumenten rechtlich umzusetzen, und zwar iihnlich den von inter­
nationalen Organen an einen oder mehrere Staaten gerichteten Empfehlungen. 
Richten sich die Empfehlungen an andere Personen ais die teilnehmenden Kêirper­
schaften, zum Beispiel an Staaten oder die Europiiischen Gemeinschaften, so ist klar, 
daB es sich nur um rechtlich unverbindliche Wünsche handeln kann. 

Auch wenn Ernpfehlungen Materien betreffen, für die die teilnehrnenden Kêirper­
schaften die Kornpetenz-Kornpetenz besitzen, bindet ihre Verabschiedung durch die 
Konferenz die Teilnehrner nicht, bedeutet aber eine politische Inpflichtnahrne, der 
Ernpfehlung gerniiB zu handeln. 

Es liegt nahe, eine Parallele zu den Beschlüssen der Kultusrninisterkonferenz zu ziehen. 
Dies ist allerdings nur solange richtig, wie nicht aus den Augen verloren wird, daB die 
Teilnehrner der Konferenzen nach dern jeweiligen nationalen Recht unterschiedliche 
rechtliche Stellungen innehaben. So entspricht etwa die rechtliche Stellung der saar­
liindischen Vertreter im Interregionalen Parlarnentarier-Rat nicht genau derjenigen der 

to Vgl. IPR Art. 1 der Konvention und Art. 2 der internen Geschiiftsordnung. 

11 Bsp.: Arbeitsgemeinschaft Jura, Art. 7 und 10 der Konvention. 

12 In der Arbeitsgemeinschaft Pyreniien wird der Vorsitz tumusgemiill und in alphabetischer Reihen­
folge 'durch die Mitgliedsregionen, vertreten durch ihre Priisidenten, wahrgenommen. 

13 Art. 1 1  der Gescbiiftsordnung des Interregionalen Parlamentarier-Rates der Grollregion Saar-Lor­
Lux, Westpfalz-Trier. 
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lothringischen Repriisentanten: Der Priisident des lothringischen Regionalrates ist 
zugleich Exekutivorgan der Region Lothringen; dagegen gehêirt der saarliindische 
Landtagspriisidenten nicht der Exekutive an14• 

Wenn die lokalen Behêirden einer Empfehlung der Konferenz nicht folgen, hat dies 
keine rechtlichen Konsequenzen. Folgt sie der Empfehlung ist zu differenzieren: 

lm ersten Fall verfügt die lokale Behêirde über die ausschlieB!iche Kompetenz 
ratione materiae: In diesem Fall sind Einwiinde gegen die RechtmiiBigkeit wegen 
Unzustiindigkeit ausgeschlossen. AuBerdem kann die Entscheidung, da sie nur 
der Rechtsaufsicht unterliegt, nicht aus Opportunitiitsgründen beanstandet 
werden. Wird nicht der Standpunkt einer strikten und engen Auslegung des 
Territorialitiitsprinzips vertreten, ist es nicht wirklich mêiglich, die lokale Ent­
scheidung anzufechten. 
lin zweiten Fall verfügt die lokale Behêirde nicht über die ausschlieBliche Ent­
scheidungskompetenz: In diesem Fall muB den mêiglichen Einwiinden anderer 
zustiindiger und zur Mitwirkung an der Entscheidung berufener êiffentlicher 
Organe Rechnung getragen werden. 

Hier scheint eine der Quellen der Schwierigkeiten in den Beziehungen zwischen dem 
Saarland und Lothringen (bzw. lothringischer départements) zu liegen: Das Saarland, ais 
ein Land der Bundesrepublik, verfügt auf Grund seiner Staatlichkeit über eine Fülle von 
Kompetenzen, wie sie keiner lokalen Behêirde eines nicht füderalistisch strukturierten 
Staates zustehen. Letztere sind dagegen immer wieder gezwungen, in Übereinstimmung 
mit dem Staat zu handeln, selbst hinsichtlich solcher Materien, die prima facie ihrer 
eigenen Kompetenz unterliegen. 

Dies gilt etwa für den Bau von Gymnasien in Frankreich. GemiiB dem Gesetz Nr. 83-
363 triigt die Region die Finanzlast. Da die Gymnasien seitdem êiffentlich-rechtliche 
Anstalten der Regionen sind, erscheint es zuliissig, die Regionen ais "Schultriiger" - ein 
Begriff, den das franzêisische Recht nicht kennt - zu bezeichnen. Nichtsdestoweniger 
werden Gymnasien nicht durch die regionale Gebietskêirperschaft gegründet, sondern 
durch ErlaB der staatlichen Verwaltung in der Region, und zwar auf Grund des neuen 
Art. 15-5 des Gesetzes vom 22. Juli 1983 in der Fassung des Gesetzes Nr. 85-97 vom 
25. Januar 1985. Sicherlich kann die Errichtung nur auf Vorschlag der Region erfolgen, 
offen bleibt aber die Frage, ob die staatliche Verwaltung immer den ihr gemachten 
Vorschliigen folgen muB ... Âhnlich dürfte die Situation in Museums- oder Bibliotheks­
angelegenheiten sein: Die diesbezüglichen Kompetenzen der Regionen sind unbestritten, 
es handelt sich aber nicht um ausschlieBliche Kompetenzen: So wird das wissenschaftli­
che Persona! nicht von den Regionen rekrutiert, sondern vom Staat dem Priisidenten 
des Regionalrates zur Verfügung gestellt. Wieder handelt es sich also um Bereiche, in 
denen die Partner einer franzêisischen Region (GK) davon ausgehen müssen, daB 
letztere nicht allein über die Umsetzung von Empfehlungen einer bi- oder multilate­
ralen grenzüberschreitenden Kooperationskonferenz entscheiden kann. Die Region ist 

14 Wegen dieser Unterschiede rügte der Priifekl der Region die Worlwahl bei der Gründung des 
Interregionalen Parlamentarier-Rats: « Die Ausdrücke .Parlament" und .Mitglied des Parlaments" müssen 
dort, wo sie in diesem Text vorkommen, gestrichen oder durch andere Begriffe ersetzt werden. Die zu 
grüodende Stelle kônnte beispielsweise ais .grenzüberschreitender Kooperationsrat" betilell werden » 

(Brie[ des Priifekten der Region Lothringen an den Priisidenten des Regionalrates von Lothringen, 1 1 .  Juni 
1986). 
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zwar verpflichtet, Verhandlungen mit dem Staat aufzunehmen. Sie befindet sich aber im 
Verhiiltnis zum Bildungs- (Schulaufsicht) oder Wirtschaftsministerium (Subventionen) 
in derselben Situation wie ein Kreis, der etwa eine deutsch-franziisische Schulklasse 
einrichten miichte. 

Die rechtlichen Grenzen der grenzüberschreitenden Konferenzen sind a/sa fol­
gende: lhre Empfehlungen entfalten keine Rechtswirkungen. Da ferner deren Um­
setzung in rechtlich verbindliche Entscheidungen jeweils den unterschiedlichen 
nationalen Rechtsordnungen vorbehalten ist, ist das Risiko grof3, daf3 Mif3verstimd­
nisse über den genauen Umfang der Entscheidungsbefugnisse der Partner auf­
treten bzw. Unstimmigkeiten, weil bestimmte Partner nur zusammen mit anderen 
Staatsorganen handeln këmnen, die sie erst von dem Anliegen der Empfehlungen 
überzeugen müssen. 

II. Vereine 

A. Ein wenig gebriiuchliches Instrument 

Die Vereinsform ais Instrument der staatsgrenzenüberschreitenden Zusammenarbeit 
scheint bisher wenig gebriiuchlich zu sein, wahrscheinlich bedingt durch die Tatsache, 
da/3 die Vereine eindeutig Instrumente des nationalen Rechts sind. Für die grenznach­
barschaftliche Zusammenarbeit zwischen Frankreich und Deutschland werden ais 
Beispiele immer wieder der CIMAB und das IRI genannt. 

Der 1969 gegründete CIMAB ist eine Interessengemeinschaft, die Gemeinden, Handels­
und Landwirtschaftskammern, sowie verschiedene Vereine aus dem Raum Colmar/­
Freiburg im Breisgau vereinigt. Sie hat ihren Sitz in Stra/3burg. Da sie nicht dem 
allgemeinen franziisischen Vereinsrecht unterliegt, ist sie am Amtsgericht Colmar ais 
association de droit local eingetragen. Obwohl solche associations de droit local 
materiellrechtlich mit den BGB-Vereinen des deutschen Rechts eng verwandt sind, ist 
der CIMAB ein· rein franziisischer Verein. 

Ais weitere Beispiele grenzüberschreitender Zusammenarbeit in Vereinsform im 
deutsch/franziisischen Grenzraum sind noch zu notieren: 
- die Region BASILIENSIS, die ais Verein des schweizerischen BGB seit 1963 wirkt 
und über seinen 1969 geschaffenen Service de coordination internationale mit dem 
Regierungspriisidium Freiburg i.Br. und der Priifektur der Region (StV) Elsa/3 zu­
sammenarbeitet; 
- im saarliindisch/lothringischen Raum die bereits erwiihnten Strukturen IRI und 
COMREGIO. 

Einen etwas anderen Zweck verfolgt der CEDRE, gemii/3 seiner Satzung vom 
19. Januar 1985 ein .,ideeller Verein, eingetragen im Vereinsregister des Amtsgerichts 
Stra/3burg nach den §§ 21-79 des Code civil local alsacien". Sein Sitz befindet sich am 
Sitz des RegionaJrates der Region Alsace. Er erbringt Dienstleistungen für die Mit­
gliedsregionen, arbeitet eng mit dem Rat der Regionen Europas zusammen und führt 
insbesondere Untersuchungen über die Regionalentwicklung in Europa durch. Damit 
handelt es sich also nicht um einen grenznachbarschaftlichen Verein. Die Satzung des 
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CEDRE la13t erkennen, dal3 die Vereinsform wegen der Rechtsfahigkeit, d. h. der 
Fiihigkeit, einen eigenen Haushalt, eigenes Vermêigen zu haben, Klage zu erheben, 
Zuwendungen zu empfangen und Persona! einzustellen, gewahlt wurde. 

Auch die anderen Beispiele scheinen nahe zu legen, dàB die Vereinsform für die 
eigentliche lokale grenzüberschreitende Zusammenarbeit weniger geeignet ist: Auf­
fallend ist, dal3 die Regio du Haut-Rhin ausschliel3lich franzôsische Miglieder hat, 
wiihrend die Freiburger Regio-Gesellschaft e.V. Mitglieder aus Süd-Baden vereint. 
Unter dem Namen Regio gibt es damit nur einen echten grenzüberschreitenden Verein: 
die 1963 gegründete Regio BASILIENSIS, wiihrend die beiden weiteren Regio-Kom­
ponenten eigentlich rein nationale Vereine sind. Grund für diese Lêisungen, insgesamt 
sehr komplexe Konstrukte, kann das Fehlen von Euro-Vereinen sein, wie sie 1976 vom 
Europiiischen Parlament vorgeschlagen wurden: Die Euro-Vereine sollten Personen des 
Gemeinschaftsrecht sein und die Zusammenarbeit von Gebietskêirperschaften der EG 
mit Gebietskêirperschaften weiterer Mitgliedstaaten ermêiglichen, etwa nach dem 
Vorbild der nationalen Gemeindeverbande (siehe AB!. EG Nr. C 293 vom 13.12.1976, 
S. 40 ff.). Überwiegt bei der lokalen grenzüberschreitenden Zusammenarbeit also nicht 
das Interesse an der Schaffung rechtsfahiger Gebilde, liegt, da die Vereine Instrumente 
des nationalen Rechts sind, die Bildung einer Arbeitsgemeinschaft oder einer nicht­
rechtsfahigen Konferenz psychologisch naher. 

Indes besteht dieses psychologische Hindernis nur für Vereine mit einer einzigen 
,,Staatsangehôrigkeit". Bei Vereinen mit doppelter ,,Staatsangehêirigkeit" würde es sich 
in sein Gegenteil verkehren. 

B. Doppelvereine ais môgliche Instrumente 

Die Vorteile, die ein Verein mit doppelter Staatsangehêirigkeit für die lokale grenz­
überschreitende Zusammenarbeit bieten kann, wurden bislang nicht erkannt. Der 
Rückgriff auf diese Vereinsform steht nichtsdestoweniger grundsiitzlich offen. Sie wurde 
zumindest einmal im Bereich der grenzüberschreitenden Kooperation wissenschaftlicher 
Gesellschaften eingesetzt. 

Gedacht ist dabei weder an Ausliindervereine im Sinne von § 14 Vereinsgesetz, noch an 
ausliindische Vereine im Sinne von § 15 Vereinsgesetz, die ihren Sitz aul3erhalb der 
Bundesrepublik, aber eine Teilorganisation innerhalb der Bundesrepublik haben. 

Das franzêisische Vereinsgesetz vom 11 .  Juli 1901 liil3t es zu, dal3 ein ausliindischer 
Verein, der seinen Sitz z. B. in der Bundesrepublik hat und dort eingetragen ist, in 
Frankreich den Status einer association déclarée und die entsprechende Rechtsfahigkeit 
erwerben kann. Einschliigig ist Art. 5 Abs. 3 des Vereinsgesetzes in der Fassung des 
Gesetzes Nr. 81-909 vom 9. Oktober 1981: .Hat der Verein seinen Sitz im Ausland, 
erfolgt die praventive Anzeige bei der Prafektur des département, in dem er seine 
Hauptniederlassung hat". Mit demselben Gesetz von 1981 wurde die Kategorie des 
ausliindischen Vereins aufgehoben (ersatzlose Streichung des ehemaligen Teils IV des 
Gesetzes von 1901). 

Damit ist es mêiglich geworden, dal3 ein eingetragener Verein mit Sitz z. B. in Hamburg 
mit gleicher Satzung (ausgenommen § 1 Abs. 2, die Bestimmung über den Sitz und die 
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Eintragung im Vereinsregister) in Frankreich, z. B. bei der Préfecture de Paris, als 
,,association déclarée" gemeldet ist. 

So wurde 1991 das ,,Deutsch-franzôsische Komitee für die Erforschung der deutschen 
und franzôsischen Geschichte des 19. und 20. Jahrhunderts" ais deutscher und franzôsi­
scher Verein gebildet. 

Ein solcher Verein befindet sich in einer iihnlichen Situation wie eine Person mit 
doppelter Staatsangehôrigkeit: lm Rechtsverkehr in Deutschland gilt er ais deutscher 
Verein, im Rechtsverkehr in Frankreich ais franzôsischer Verein. Da ein solcher Verein 
allerdings zugleich einen deutschen Sitz und einen Sitz bei seiner franzôsischen Haupt­
niederlassung hat, liiBt sich die Parallelitiit zur natürlichen Person nicht bis zu Ende 
denken. Trotz aller organischer Identitiit handelt es sich um zwei Vereine, was arbeits­
rechtlich, vermôgensrechtlich und steuerrechtlich saubere Trennungen ermôglicht. 

Kommen solche januskôpfigen Vereine ais môgliche Form der lokalen grenzüberschrei­
tenden adrninistrativen Kooperation grundsiitzlich in Betracht, so ist doch auf eine 
Einschriinkung territorialer Art hinzuweisen: Das Gesetz von 1901 gilt weder im ElsaB 
noch im département Moselle. Dort gilt niimlich ein Sondervereinsrecht, das ais Relikt 
des Reichslandes ElsaB-Lothringen materiell dem BGB-Vereinsrecht aus der Zeit des 
Waffenstillstandes vom 1 1 .  November 191815 entspricht. Wegen der Fortgeltung dieses 
,,droit local" ist also das Gesetz vom 1. Juli 1901 nicht anwendbar. Gibt es aber sachli­
che Gründe, den franzôsischen Zweitsitz des Vereins auBerhalb dieses Gebiets zu legen, 
ist die Einrichtung eines bi-nationalen Vereins ais Instrument der Zusammenarbeit im 
Raum Lothringen/Saarland durchaus denkbar. 

Dabei ist zu beachten, daB die Aktionsmôglichkeiten einer franzôsischen ,,association 
déclarée", selbst ohne Anerkennung der Gemeinnützigkeit, weit genug reichen, um ais 
Ausgliederungen der franzôsischen ôffentlichen Verwaltung dienen zu kônnen (unten 
d.). 

C. Wesentliche Elemente des franzôsischen Vereinsrechts 

GerniiB Art. 1 des Gesetzes von 1901 ist ,,der Verein ( . . . .  ) die Vereinbarung, durch die 
zwei oder mehrere Personen ihre Kenntnisse oder ihre Tiitigkeit auf Dauer mit einern 
anderen Ziel ais der Gewinnteilung zusamrnenlegen."16 Der Verein erwirbt die Rechts­
persônlichkeit durch die Anzeige bei der Priifektur seines Sitzes ( oder seiner Haupt­
niederlassung) in Frankreich und die Bekanntmachung dieser Anzeige im Amtsblatt 
(Art. 5 des Gesetzes von 1901).  Die mit der Rechtspersônlichkeit verbundenen Be­
fugnisse hiingen von der Art des Vereins ab, cl.h. davon, ob es sich nur urn einen 
angezeigten Verein oder einen gerneinnützigen Verein handelt. Die Anzeige unterliegt 
keiner priiventiven Kontrolle durch die Exekutive, auch nicht hinsichtlich der Recht-

15 Art. 51-54 Versailler Verlrag in Verbindung mit einem Gesetz vom 17. Oktober 1919 ("relative au 
régime . . . .  de l'Alsace et de la Lorraine"). 

16 Das Verbot der Gewinnteïlung, das an die Unterscheidung im BGB zwischen wirtschafilichem und 
Idealverein erinnert, verbietet den Mitgliedern nicht, sich im wirtschaftlichen Vorteil, d. h. zur Ausgaben­
verminderung und Kostenverringerung zusammenzuscblieBen. 
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mâl3igkeit der Satzungsbestimmungen. Nach der verfassungsgerichtlichen Recht­
sprechung kônnen allein die Gerichte a posteriori die Rechtswidrigkeit eines Vereins 
aussprechen (C.Const. 16. Juli 1971 ,  Rechtssache 71-44 DC Rec. 29). 

Der Hauptvorteil der Vereinsform liegt in der Freiheit zur Gestaltung der Satzung, der 
Geschaftsordnung und der Zusammensetzung der Vereinsorgane. Es besteht insbeson­
dere die Môglichkeit, bei Vereinen mit grenzüberschreitender Tâtigkeit, wie bei den 
Konferenzen, paritâtisch besetzte Organe zu bilden. 

Die Buchführung der Vereine unterliegt keiner besonderen Forrn. lnsbesondere sind die 
Gnmdsiitze des ôffentlichen Hauhaltsrechts nicht anwendbar, selbst wenn der Verein 
den überwiegenden Teil seiner Einnahmen aus ôffentlichen Zuwendungen bestreitet. In 
letzterern Fall unterliegt er allerdings einer Kontrolle der Rechnungshôfe, der Kontrolle 
der regionalen Rechnungshôfe bei Zuwendungen von Gebietskôrperschaften. 

D. Die Wahrnehmung ôffentlicher Aufgaben durch Vereine im franzôsischen 
Recht 

Das franzôsische Recht lâBt die Wahrnehmung ôffentlicher Aufgaben durch Vereine 
oder andere juristische Personen des Privatrechts zu. lnfolgedessen wird die Vereins­
form hâufig für Ausgliederungen der franzôsischen Verwaltung verwendet. lm Unter­
schied zurn deutschen Recht ist ferner zur Wahrnehrnung der ôffentlichen Aufgaben 
keine Beleihung erforderlich. 

Die Feststellung, daB eine ôffentliche Aufgabe durch eine juristische Persan des priva­
ten Rechts wahrgenommen werden kann, wird auf zwei Entscheidungen des Conseil 
d'Etat vom 20. Dezember 193517 und vom 13. Mai 193818 zurückgeführt: Die Ent­
scheidung ,,Établissements Vézia" betraf eine lokale Fürsorgeeinrichtung in west­
afrikanisch-franzôsischen Gebieten, die in Anwendung eines Dekrets vom 29. Juni 1910 
geschaffen worden war und deren privatrechtlicher Charakter auBer Zweifel stand. Dem 
Bericht Latournerie folgend hat der Conseil d'Etat erkannt, daB priva te Einrichtungen 
mit einer Aufgabe irn ôffentlichen Interesse betraut werden kônnen, die sowohl die 
Ausübung hoheitlicher Befugnisse (Enteignungsbegünstigte! )  als auch die Zustândigkeit 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit begründet. In der Entscheidung vorn 1 .  Mai 1938 hat das 
Hohe Gericht, wiederum einern Bericht von Latournerie folgend, einer ôrtlichen 
Sozialversicherungskasse den Charakter einer privaten Einrichtung, die mit der Erfül­
lung einer ôffentlichen Aufgabe betraut ist, zuerkannt. 

Nach der rnittlerweile umfangreichen Rechtsprechung lassen drei Merkrnale die Wahr­
nehmung einer ôffentlichen Aufgabe durch eine Persan der Privatrechts erkennen: 

Die Wahrnehrnung einer Aufgabe im ôffentlichen Interesse durch eine Ein­
richtung; 
die Ausübung hoheitlicher Befugnisse zu diesem Zweck; 

17 C.E. Ass. 20.12.1935, Établissements Vézia, Leb. 1212 = R.D.P. 1936,119, concl. R. Latournerie = 

G.A.J.A. Nr. 55. 

18 C.E. Ass. 13.05.1938, Caisse primaire "Aide et Protection", Leb. 417 = D. 1939.3.65, conc/. R. 
Latournerie, note Pépy = R.D.P. 1938.830, concl. R. Latournerie = G.A.J.A. Nr. 59. 
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die Kontrolle der Verwaltung über Einrichtung, Organisation und Aufgaben­
erfüllung. 

Die wichtigste Folge dieser Rechtsprechung ist die Anwendung des Verwaltungsrechts, 
soweit die Erledigung der Verwaltungsaufgabe betroffen ist und hoheitliche Befugnisse 
übertragen worden sind; das Privatrecht bleiùt anwendbar, sofern die Rechtspersônlich­
keit und nicht die Aufgabenerledigung im Vordergrund steht. Ohne auf die gesamte 
Rechtsprechung einzugehen, sind einige ihrer Leitgedanken festzuhalten: 

Zentrale Aufgaben des Staates wie die Verwaltungspolizei oder die Aufsicht der 
Gefangenen19 dürfen nicht durch Private wahrgenommen werden. 
Zur Durchführung der Verwaltungsaufgaben und Wahmehmung der hoheitlichen 
Befugnisse erlassen die privaten Einrichtungen Verordnungen bzw. Verwaltungs­
akte20. 
Die von den Privaten abgeschlossenen Vertriige sind in der Regel keine ôffent­
Iich-rechtlichen Vertriige21. 
Die Bediensteten der privaten Einrichtungen sind keine ôffentlichen Bedien­
steten22; allerdings kônnen Beamte Vereinen zugewiesen werden oder unter 
bestimmten satzungsmiiBigen Voraussetzungen an sie abgeordnet werden. 
Das Verwaltungsgericht entscheidet über die Haftung, wenn der Schaden durch 
den Privaten ,,in Ausübung hoheitlicher Befugnisse bei der Durchführung ihrer 
Verwaltungsaufgabe"23 entstanden ist. 

Der Rechnungshof hat sich mehrmals mit Ausgliederungen insbesondere in der Form 
eines Vereins nach dem Gesetz von 1901 befaBt. Solche Ausgliederungen gibt es sowohl 
bei der staatlichen Verwaltung in fast allen Ressorts ais auch auf der Ebene der Ge­
bietskôrperschaften. Weder der Rechnungshof noch die Lehre rügen prinzipiell die 
Existenz der Ausgliederungen in privatrechtlicher Form. Insbesondere wird allgemein 
anerkannt, daB Ausgliedenrngen ,,durchaus den Bedürfnissen des modernen Staates, 
sich der Mitwirkung von Personen, Vereinen oder Gesellschaften zu versichern, ohne 
die ein bestimmter Gemeinwohlzweck nicht erreichbar wiire, entsprechen"24. In 
manchen Fiillen ist der Rückgriff auf eine Ausgliederung sogar unerliiJ3lich: ,,Wenn die 
Behêirden sich auf solche E inrichtungen stützen, rechtfertigen sie dies unter Hinweis auf 
die unabwendbare Notwendigkeit, zur Erreichung bestimmter besonderer Ziele auf 

19 Vgl. Art. 2 Abs. 3 des Strafvollzugsgesetzes Nr. 87-432 vom 22. Juni 1987, J.O. 23. Juni, S. 6775; 
geiinderl J.O. 11 .  Juli, S. 7786. 

20 Vgl. die bei Vedel/Delvolvé nachgewiesene Rechtsprechung, S. 638-639. 

21 T.C. 08.07.1963, Soc. Entreprise Peyrot, Leb. 787 = G.A.J.A. Nr. 102. 

22 Vedel/Delvulvé, S. 640. 

23 C.E. 23.03.1983, S.A. Bureau Véritas, Leb. S. 134 = D. 1984 I.R., 345, Anm. F. Moderne und P. 
Bon = CJEG, 1 983.313, Anm. G. Dupielet. 

24 Cour des comptes, Bericht von 1967. 
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besondere Handlungsformen zurückzugreifen"25• Die meistgenannten Ziele scheinen zu 
sein: 

Abstimmung mit dem privaten Sektor, 
grêif3ere Führungsflexibilitat, 
Kostensen kung. 

Der Rechnungshof empfiehlt nicht, Ausgliedernngen zu verbieten. Lediglich grobe 
MiBbrauche sind auszuschlief3en; Ausgliederungen, die reine Doppelungsbehêirden 
darstellen und Scheinausgliederungen, d. h. Fiille, in denen die privatrechtliche Form 
eine rein behêirdliche Zusammensetzung verdeckt, sind aufzulêisen: ,,der Staat darf 
Tricks, die seinen eigenen Regeln widersprechen, weder anerkennen noch anstiften"26• 
Für sonstige Ausgliederungen empfehlen sowohl der Rechnungshof ais auch der Conseil 
d'Etat, die Finanz- zund Rechtslage zu kliiren und effizientere Kontrollverfahren, 
insbesondere im Bereich der Haushaltsführung, einzuführen. Konsequenterweise fordert 
ein Rundschreiben des Haushaltsministers vom 1. Februar 1988 die Auflêisung bzw. die 
Rückgliederung rein behêirdlicher Vereine (associations para-administratives) in die 
êiffentliche Verwaltung sowie die sofortige Streichung von Zuwendungen im Palle des 
MiJ3brauchs êiffentlicher Gelder ab. 

Anfang 1993 schloB sich ein Bericht des Wirtschafts- und Sozialrats dieser zurückhalten­
den Haltung an, jedoch ohne die Praxis der Wahrnehmung êiffentlicher Aufgaben durch 
Vereine prinzipiell zu verwerfen27• 

· 

Zusammenfassend kommt der Rechtsform des Vereins eine marginale Bedeutung 
zu. Die Schaffung eines Vereins kann für die grenzüberschreitende Zusammen­
arbeit in Betracht kommen, wenn eine Koordination der Tatigkeit von Personen 
des offentlichen und des Privatrechts gesucht wird, die keine wirtschaflichen 
Vorteile für den Beteiligten bringen soll (dann wiire ein EWJV besser am Platz) 
und mit der kein rein kommerzieller Zweck verfolgt wird ( dann wiire ein Gesell­
schaft des Handelsrechts besser geeignet ). Die Rechtsform hiitte in der Vergangen­
heit, in Anbetracht der Praxis der franzosischen ,,administrativen" Vereine, gut als 
Empfiinger und Verwalter offentlicher Subventionen dienen konnen. Al/erdings ist 
nun mit der restriktiven Haltung der letzten sozialistischen Regierung zu rechnen; 
diese Haltung wird, aller Voraussicht nach, von der neuen Regierung geteilt. 

25 Cour des comptes, Bericht von 1982. 

26 Bericht Chenot, S. 47. 

27 Le Monde vom 26.02.1993, S. 13 (Le Conseil économique et social s'inquiète de certaines dérives de 
la vie associative). 
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m. Die Europiiische wirtschaftliche Interessenvereinigung 

Die Europiiische wirtschaftliche Interessenvereinigung (EWIV) wurde durch die EG­
Verordnung Nr. 2137 /85 vom 25. Juli 1985 (EWIV-V0)28 geschaffen. Der entsprechen­
de Vorschlag der Komrnission lag bereits seit 1973 vor, der Rat nahrn die Beratungen 
jedoch erst 1982 auf. In Anbetracht der notwendigen Anpassung der Rechtsordnungen 
der Mitgliedstaaten an die neue Gesellschaftsform wurde die Geltung der Verordnung 
ungeachtet ihres unmittelbaren Inkrafttretens auf den 1. Juli 198929 festgesetzt. 

Nationale Ausführungsgesetze greifen nur insoweit bzw. sind überhaupt nur notwendig, 
soweit das europiiische Recht lückenhaft ist oder per se auf nationales Recht verweist. 
In Deutschland gibt es dementsprechend seit dem 14. April 1988 ein Ausführungsgesetz 
zur EWIV30• In Frankreich gilt ein Gesetz vom 13. Juni 198931; dabei handelt es sich 
allerdings nur um eine Ânderung einer bereits 1967 geschaffenen Gesellschaftsform 
franzôsischen Rechts, der sog. GIE (groupement d'intérêt économique = wirtschaftliche 
Interessenvereinigung), die unmittelbar Vorbild für die EWIV-Verordnung war. Selbst 
wenn in vielen Bereichen andere Regelungen für die GEIE ais für die GIE bestehen, 
fügt sich die EWIV problemlos in das bestehende franzôsische Gesellschaftsrecht ein, 
wiihrend in der Bundesrepublik mit der EWIV weitgehend Neuland betreten worden ist. 

Der Rahmen dieses Gutachtens erlaubt keine ausführliche Darstellung des EWIV­
Rechts nach dem sekundiiren Gemeinschaftsrecht und dem jeweiligen deutschen und 
franzôsischen nationalen Recht (Ausführungsgesetze zur EG-Verordnung und sonstiges 
anwendbares nationales Recht). Die Fragestellung des Gutachtens erfordert dies auch 
nicht. Insoweit kann vielmehr auf die wesentlichen Ergebnisse der rechtsvergleichenden 
Untersuchung von Hartard32 zurückgegriffen werden (unten C.). Aus der Sicht der 
regionalen grenzüberschreitenden Zusammenarbeit stellen sich vor allem zwei Fragen: 
Ob die Definition des Gegenstands einer EWIV aus dieser Firmenform ein brauchbares 
Instrument der regionalen grenzüberschreitenden Zusammenarbeit macht (unten A.) 
und ob deutsche oder franzôsische Gebietskôrperschaften oder die ihnen verbundenen 
juristischen Personen des privaten oder ôffentlichen Rechts Mitglieder einer EWIV sein 
kônnen (unten B.). 

28 Verordnung (EWG) Nr. 2137 /85 des Rates vom 25.7.1985 über die Schaffung einer Europiiischen 
wirtschaftlichen Interessenvereinigung (EWfV), AB!. EG Nr. L 199/1 vom 31. Juli 1985. 

29 Arl. 43 EWfV-Verordnung: Inkrafttreten 3.8.1985 (Abs. 1); Geltungsbeginn 1.7.1989 (Abs. 2). 

30 Gesetz zur Ausführung der EWG-Verordnung über die Europiiische wirtschaftliche Interessenver­
einigung (EWfV-Ausführungsgesetz) vom 14.·April 1988, BGBI. 1988 I, S. 514. 

31 Gesetz Nr. 89-387 vom 13. Juni 1989 betreffend die Europiiischen wirtschaftlichen Interessenver­
einigungen (J.O. 15. Juni, S. 7440); siehe die Übersetzung im Anhang des Gutachtens. 

32 Einen guten rechtsvergleichenden Überblick liefert: Hartard, Matthias: Die Europiiische wirl­
schaflliche Interessenvereinigung irn deutschen, englischen und franzôsischen Recht. Berlin; New York: de 
Gruyter 1991 (Recht des intemationalen Wirtschaftsverkehrs; Bd. 7). 
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A. Vereinigungsgegenstand 

Die EWIV hat nur den Zweck, ,,die wirtschaftliche Tatigkeit ihrer Mitglieder zu erleich­
tern oder zu entwickeln sowie die Ergebnisse dieser Tatigkeit zu verbessern oder zu 
steigern; sie hat nicht den Zweck, Gewinn für sich selbst zu erzielen. lhre Tatigkeit mu13 
in Zusammenhang mit der wirtschaftlichen Tatigkeit ihrer Mitglieder stehen und darf 
nur eine Hilfstatigkeit hierzu bilden" (Art. 3 Abs. 1 EWIV-VO). 

Die EWIV darf einerseits keine Organisationsform der primaren wirtschaftlichen 
Tatigkeit sein, sondera nur die bereits ausgeübte wirtschaftliche Tatigkeit ihrer Mit­
glieder unterstützen. Anders ausgedrückt: Die Tatigkeit der EWIV darf nur akzessorisch 
zur Tatigkeit ihrer Mitglieder sein. Sie soll also nur Hilfstatigkeiten erbringen, die die 
Lehre durch drei Merkmale bestimmt: 

die EWIV darf nicht nach Gewinn für sich selbst streben 
es mul3 ein enger Zusammenhang zwischen ihrer Tatigkeit und der Tatigkeit der 
Mitglieder bestehen 
es darf keines der Tatigkeitsgebiete der Mitglieder vollstandig ersetzt werden. 

Andererseits ist der Begriff der wirtschaftlichen Tatigkeit weit zu verstehen. Der Erwa­
gungsgrund Nr. 5 der Praambel der Verordnung priizisiert insoweit sogar: ,,Der Begriff 
der wirtschaftlichen Tiitigkeit ist im weitesten Sinne auszulegen". Jedoch mu13 ein 
Zusammenhang mit einem wirtschaftlichen Ziel gewahrt bleiben, d.h. die Befriedigung 
einer Nachfrage des Marktes. Dies ist noch der Fall bei der angewandten oder Grundla­
genforschung; eher zweifelhaft ist die wirtschaftliche Zielsetzung bei der Freizeitgestal­
tung oder bei Tiitigkeiten kultureller, ideeller oder philanthropischer Art. So liil3t sich 
prima facie die Verwaltung eines Museums nur schwer ais Fortführung einer wirt­
schaftlichen Tiitigkeit der Mitglieder einer EWIV vorstellen; ebenso ·zweifelhaft ist die 
Schaffung einer EWIV für das gemeinsame Sekretariat der Arbeitsgemeinschaft zur 
konzertierten Abstimmung der gemeinsamen Interessen des Landes und der Region 
(GK) Lothringen gemii13 der gemeinsamen Erkliirung vom 14. Juni 1991 zu Saarbrücken 
zwischen dem Ministerpriisidenten und dem Priisidenten des Regionalrates von 
Lothringen: Die Aufgaben eines solchen Sekretariates sprengen vermutlich den in Art. 
3 Abs. 1 EWIV-VO abgesteckten Rahmen. 

Die Mil3achtung dieser Zweckbestimmung kann durch die gerichtliche Auflôsung 
sanktioniert werden (Art. 32 Abs. 1 EWIV-VO). Antragsberechtigt sind alle Beteiligten 
oder eine zustiindige Behôrde. Beteiligte sind nach franzôsischer Rechtsprechung nicht 
nur die Mitglieder, sondera auch die Gesellschaftsgliiubiger; nach deutschem Recht 
kann eine Auflôsung insoweit nur von den Gesellschaftern beantragt werden. 

Der Zweck des Art. 3 Abs. 1 EWIV-VO liegt auf der Rand: Er soli Vorsorge dagegen 
treffen, dal3 sich die einzelstaatlichen Unternehmen der europiiischen Rechtsform 
bedienen, um sich dem nationalen Gesellschafts- und Untemehmensrecht zu entziehen. 

Die bisherigen Versuche einer Konkretisierung der Grenzen der Hilfstiitigkeit lassen 
erkennen, dal3 die Rechtsform der EWIV für die grenzüberschreitende Kooperation 
europaischer Unternehmen geschaffen wurde und dal3 der Beteiligung juristischer 
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Personen des ôffentlichen Rechts nur eine sehr untergeordnete Rolle zugedacht wird. 
Hierzu, exemplarisch, die Ausführungen von Hartard33: 

"Folgende Krilerien sind bei der Wahl des Unternehmensgegenslandes konlrollierend zu prüfen: 

1. objektive Kriterien 
der Unternehmensgegensland der EWIV darf den Unlemehmensgegensland keines Mitglieds 
ersetzen. Es ist nur die Übertragung einer Teilf unktion môglich. 
Zwischen dem Unternehmensgegenstand der EWIV und dem der Mitglieder mufl Akzessoriliil 
bestehen. Ob Akzessoritiit besteht, kann feslgestellt werden, indem man hypothetisch die Tiitigkeit 
der Mitglieder entfallen liifll. Nur wenn daraufhin die Tiitigkeit der EWIV nutzlos wird, besleht 
Akzessoritiil. Ist zum Beispiel Aufgabe der EWIV der gemeinsame Einkauf von Rohmaterial für 
die Produktion der Mitglieder, und beenden diese ihre Tiiligkeil, sa wird der Einkauf von Rohma­
terial sinnlos. Kônnte die EWIV ihre Tiitigkeit sinnvoll weiterbelreiben, sa besteht kein Zusam­
menhang derart, dall die EWIV eine fôrdemde Hilfstiitigkeit gerade für diese Mitglieder ausübte. 
Kann die Tiitigkeit sinnvoll für andere Untemehmen erbracht werden, mull eine neue EWIV 
gegründet werden oder es müssen die Anleile auf die neuen Mitglieder überlragen werden. Die 
Vereinigung darf nicbt alleine am Markt besleben kônnen. 
Der Unternebmensgegenstand der EWIV mufl eine ergiinzende Verliingerung der Unternehmens­
gegensliinde der Mitglieder sein (prolongement complémentaire). Es isl nicht erforderlich, dafl die 
Mitglieder die Tiitigkeit praktiscb auch alleine durchführen kônnten. 
Der Unternebrnensgegensland der Vereinigung mufl sicb irn Rahmen der Untemehmensgegen­
stiinde der Milglieder bewegen. Es darf keine Tiitigkeil betrieben werden, die vorher bei keinem 
Mitglied zu finden war. In diesem Rahmen kann die Vereinigung eine eigene Aktivitiit ausüben. 
Die franzôsische Recbtsprechung zum groupement d'intérêt économique ist in dieser Hinsicht zu 
eng. Dies ergibt sicb nicht da ra us, dall eine EWIV in Frankreich eine jurisliscbe Person ist, sondem 
aus ibrer Funktion, die rechtsformunabhiingig isl. Selbstverstiindlich kann die EWIV eine Tiitigkeil 
ausüben, die eine Hilfsliitigkeit zur neuen Haupttiitigkeit der Milglieder isl. 
Die Vereinigung selbst mufl keine wirtschaftliche Tiitigkeit ausüben. Das Ziel ihrer Tiitigkeil mufl 
wirtscbaftlich sein. Ihre Tiitigkeit mull irn Zusammenhang mil der wirtschaftlichen Tiitigkeit der 
Mitglieder slehen. Dieser Zusammenhang wird durch die Finalitiit ausreicbend bergestelll. So isl 
z.B. die Organisation für Kunstausstellungen und Kulturveranstaltungen zu Werbezwecken zuliissig. 
Nicbt erlaubt sind ideelle Ziele sozialer, philosophiscber oder theologischer Art. 

2. subjektives Kriterium 
Die EWIV bat nicbt Zweck, Gewinn für sicb selbst zu erzielen. Isoliert belrachtet verbielet Art. 
3 I S: 1 2. HS EWIV-VO nicht die Gewinnerzielung bei der Vereinigung. Die Vorscbrift ist jedocb 
im Kontext mit dem restlicben Wortlaut des Art. 3 I und Art. 21 I EWIV-VO zu seben. Gewinne 
aus den Tiitigkeiten der Vereinigung gelten gemiill Art. 21 I EWIV-VO ais Gewinne der Mit­
glieder. Die Mitglieder sind gemiifl Art. 21 I EWIV-VO Rechtstriiger der Gewinne. Die Haupllii­
tigkeit der Vereinigung ist, die Tiitigkeit der Milglieder zu fôrdern. Darnit korrespondierl die 
Vorteilsabsicbl der Mitglieder. Die Fôrderung soli bauplsiichlicb nichl in Geldleistungen bestehen. 
Die Vereinigung erbringt wie eine Abteilung eines Unternehmens eine Leistung in der Absicht, die 
Gewinne des Unternehmens zu steigern. Diese fa lien aber beirn Unternehmen selbst an. So werden 
auch beim GIE die Gewinne bei den Mitgliedern realisiert. Da die Vereinigung sozusagen eine 
.ausgegliederte Abteilung" ist, kônnen organisaloriscb auch Gewinne bei ihr selbst enlstehen. Dem 
triigt Art. 21 1 EWIV-VO Rechnung. Die EWIV darf demnach keine Gewinnerzielungsabsicbl für 
sich selbsl ha ben. Die zuliissige Gewinnerzielungsabsicht ist für die Vereinigung Nebenzweck und 
mittelbar. Die Vereinigung bat den Zweck, die Gewinne ibrer Mitglieder zu steigern. Diese sollen 
aucb bei den Milgliedem anfallen, indem sich die Hilfstiitigkeit der EWIV, zum Beispiel die 
Durchführung gemeinsamer Forschung oder Werbung, bei den einzelnen Mitgliedem positiv auf 
den Gewinn auswirkt." 

33 Hartard, a.a.O., S. 7ff. 

edc6 / mw3.txt 



47 

B. Mitglieder 

Irn Rahrnen der regionalen grenzüberschreitenden Zusarnmenarbeit interessiert die 
eventuelle Beteiligung 

des Landes oder der lothringischen bzw. saarlandischen Gebietskorperschaften 
und deren Zusamrnenschlüssen34, 
der ihnen verbundenen Gebilde des Privatrechts, insbesondere AGs oder 
GrnbHs, die sich überwiegend oder ausschlieBlich in offentlicher Hand befinden. 

Besonders problematisch ist die Beteiligung von Einheiten der ersten Gruppe und zwar 
des Landes bzw. der territorialen Kôrperschaften. 

Obwohl die EWIV eindeutig für die Zusarnrnenarbeit von Unternehmen konzipiert 
worden ist, ist die Mitgliedschaft von Gebietskôrperschaften prima facie nicht 
ausgeschlossen. Nach Art. 4 Abs. 1 EWIV-VO, ,,[konnen] Mitglieder einer Vereinigung 
( ... ) sein: a) Gesellschaften irn Sinne des Art. 58 Abs. 2 des Vertrages sowie andere 
juristische Einheiten des offentlichen oder Privatrechts, die nach dem Recht eines 
Mitgliedstaates gegründet worden sind und ihren satzungsmaBigen oder gesetzlichen Sitz 
und ihre Hauptverwaltung in der Gemeinschaft haben; ( .. .  )". 

Da Art. 58 Abs. 2 EWG-Vertrag nicht nur Gesellschaften des bürgerlichen und des 
Handelsrechts einschlieBlich der Genossenschaften erfaBt, sondern auch ,,die sonstigen 
juristischen Personen des offentlichen und privaten Rechts mit Ausnahme derjenigen, 
die keinen Erwerbszweck verfolgen", ist Art. 4 Abs. 1 EWIV-VO so zu verstehen, daB 
der Kreis der juristischen Einheiten des offentlichen oder Privatrechts auch solche 
einschlieBt, die keinen Erwerbszweck verfolgen. Gedacht wurde insoweit insbesondere 
an rechtsfâhige Verrnogensmassen, wie etwa Stiftungen des privaten oder offentlichen 
Rechts, oder offentlich-rechtliche Anstalten, soweit sie ,,eine wirtschaftliche Tatigkeit" 
entfalten35• 

Die deutsche Lehre, die sich ausführlich mit den Kriterien der wirtschaftlichen Tatigkeit 
auseinandersetzt, befaBt sich nur am Rande mit der Beteiligung der ,,anderen juristi­
schen Einheiten" und insbesondere juristischer Personen des offentlichen Rechts. So 
vertieft z.B. Müller-Gugenberger nur die Mitgliedschaft von Vereinen: 

"Durch den Wegfall einer Beschrânkung auf .Erwerbsgesellschaften" fallen nunmehr auch eingetragene 
("Ideal-") Vereine, die im Bereich des Sports, der Kultur, der Wohlfahrtspfiege usw. eine wirtschaftliche 
Tâligkeit ausüben, zwanglos unter den Wortlaut des Abs. la. Wo hier die Greuze der Anwendungs­
môglichkeit zu ziehen ist, muB im Hinblick darauf, daB aus den Materialien insoweil kein� eindeutige 
Stellungnahme zu entnehmen ist, erst noch ausgelotet werden. Indes fragt es sich, ob es wirklich bedenklich 
ist, wenn sich etwa Wirtschaftsverbânde eines Industriezweiges aus mehreren EG-Staaten zur Vergabe von 
einheitlichen Güte-Zeichen oder die Triiger des .Roten Kreuzes" zur Beschaffung einheitlicher Rettungs­
geriite oder kirchliche Organisationen zur Durchführung eines Entwicklungshilfe-Projekts in einer EWIV 
zusammenfinden . •  Wirtschaftliche Tâtigkeit", die die Verordnungsgeber .im weitesten Sinne" verstanden 

34 lm Hinblick auf Art. 4 EWIV-VO ist der Unterschied zwischen Land und territorialen Einheiten 
unwesentlich. 

35 Siehe Müller-Gugenberger: EWIV - Die neue europâische Gesellschaftsform, in: NJW 1989, S. 1449-
1458 [1458 und FuBnote 94, m. w. N.]. 
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wissen wollen, ist weiter auszulegen ais das Merkmal des ,wirlschaftlichcn Geschiiflsbclriebs" i.S. der 
§§ 21, 22 BGB."36 

Anders die franzôsische Lehre, die sich intensiv mit der Gruppe der ,,anderen juristi­
schen Einheiten des ôffentlichen und des Privatrechts" beschiiftigt. So schreibt z.B. H. 
Woodland in seinem Kornmentar zur EWIV in der Encyclopédie Dalloz (Société): 

"( . . .  ) es kann sich um juristische Personen bandeln, die keinen wirlscbaftlicben Zweck verfolgen, nalürlicb 
vorausgeselzl, daf3 ein wirlschaftlicbes Ziel beslcht. Darunler Callen zweifellos Vereine, die de facto eine 
wirtschaftliche Tiitigkeit ausüben (a.A.: J. Guyenol und M. Galimard, Le groupement européen d'intérêt 
économique, Journ. not. el av. 1985, Arl. 58416; und G. Guyenot, Le groupement d'intérêt économique, 
nouvelle institution européenne ouverte aux activités des professions libérales, Rev. fisc. europ. 1986/1, S .  
52). ( . . .  ) Dagegen steht es aul3er Zweifel, dal3 es sich um ôffentlich-rechtliche Verwaltungseinrichtungen 
handeln kann, wenn sie wirtschaftliche Tiitigkeiten entfalten. Die Kommission hal dies ausdrücklich für 
,ôffentliche und halbôffentliche wissenschaftliche Einrichtungen" in ihrer Einführung zur Verordnung im 
Bulletin der Europiiischen Gemeinschaflen (Beilage 3/87)37 betonl. Das C.N.R.S. oder eine Universiliil 
dürften sehr wohl ihren Plalz in Vereinigungen finden, die die Forschung oder die Lehre zum Zweck ha ben. 
Es ist auch nicht auszuschliel3en, daf3 Gebietskôrperschaften oder gar a fortiori der Slaat, die nichl zôgern, 
eine aktive wirlschaftliche Rolle zu spielen (zu denken isl insbesondcre an die neuen Befugnisse der 
Regionen), an einer Vereinigung teilnehmen kônnen, z. B. einem zeitbegrenzlen Zusammenschluf3 mil 
Unternehrnen, um diesen bei der Suche nach ausliindischen Partnern zu helfen oder, in anderer Richtung, 
um die Niederlassung von Unternehmen aus anderen EG-Liindern zu fôrdern." 

Die Mitgliedschaftsfiihigkeit ôffentlich-rechtlicher Einrichtungen38 wird allgemein 
bejaht. Auf eine parlamentarische Anfrage über den Beitritt einer Universitiit zu einer 
EWIV hat der franzôsische Justizminister am 8. November 1990 eine positive Antwort 
gegeben (J.O. Sénat 3. Januar 1991): 

"Die EWG-Verordnung Nr. 2137 /85 des Rates vom 25. Juli 1 985 über die Schaffung einer Europiiischen 
wirtschaftlichen Interessenvereinigung (EWIV), deren Bestimmungen direkl anwendbar sind, siehl in ihrem 
Art. 4 vor, daf3 natürliche Personen und Gesellschaften Milglieder einer Vereinigung sein kônnen ,sowie 
andere jurislische Einheiten des ôffentlichen oder des Privatrechts". Daraus ergibt sich, dal3 sich Hoch­
schulen für Tiitigkeiten innerhalb ihrer Zusliindigkeit an der Gründung einer Vereinigung beteiligen oder 
einer existierenden Vereinigung beitrelen kônnen." 

Für kornmunale- Zweckverbiinde, nach franzôsischem Recht ôffentlich-rechtliche 
Verwaltungseinrichtungen, ist dementsprechend eine Beteiligung an einer EWIV 
grundsiitzlich denkbar, es sei denn, daB ihr Zweck keinerlei wirtschaftliche Tiitigkeiten 
zuliiBt (siehe oben A.). 

Da die EWIV eine Tochter der franzôsischen wirtschaftlichen Interessenvereinigung 
im Sinne der gesetzesvertretenden Verordnung vom 23. November 1967 ist, ist 
hier auf die Teilnahme juristischer Personen des ôffentlichen Rechts an solchen In­
teressenvereinigungen zu verweisen. Trotz der Vorbehalte der Lehre (die Haftung der 

36 Müller-Gugenberger, NJW 1989, S. 1456. 

37 Der Verfasser verwechselt offensichtlich das zitiert� Bulletin mit der Verôffentlichung ,Stichwort 
Europa: Die Europiiische wirtschaftliche Tnteressenvereinigung (EWIV)", Kommission der Europiiischen 
Gemeinschaften Nr. 6/89. 

38 Etablissements publics sind alle juristischen Personen des ôffentlichen Rechls auf3er dem Staal und 
den Gebielskôrperschaften. Ihnen enlsprechen im deutschen Recht sowohl die rechtsfiihigen Anslalten des 
ôffentlichen Rechts ais auch die ôffentlich-rechtlichen Kôrperschaften (auller den Gebietskôrperschaften). 
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Mitglieder einer wirtschaftlichen lnteressenvereinigung wurde ais schwer vereinbar mit 
der Rechtsstellung juristischer Personen des ôffentlichen Rechts angesehen) wurde in 
der Praxis eine Vielzahl wirtschaftlicher Interessenvereinigungen unter Beteiligung 
solcher ôffentlich-rechtlicher Personen gebildet. Es wurden sogar Sonderregelungen der 
Finanz- und Wirtschaftsaufsicht erlassen. Ein ErlaB vorn 21.  August 1978 stellte einen 
Genehmigungsvorbehalt der Rechtsaufsichtsbehôrde für den Beitritt einer juristischen 
Persan des ôffentlichen Rechts zu einer wirtschaftlichen Interessenvereinigung auf; das 
Dekret Nr. 73-501 vom 21. Mai 1973 (D. 1973.228) organisierte die Finanzaufsicht für 
diesen Fall. Das Haushaltsgesetz Nr. 73-1128 vom 21.  Dezember 1973 sah die Zustiin­
digkeit des Rechnungshofes für den Fall vor, daB der Staat mittelbar oder unmittelbar 
rnehrheitlich an dem Kapital oder an den Entscheidungsgremien einer wirtschaftlichen 
Interessenvereinigung beteiligt war39• 

Ob diese Praxis auf die Europiiische wirtschaftliche Interessenvereinigung übertragbar 
ist, bleibt allerdings offen. 

Eine positive Antwort lie Be sich aus der Satzung der Arbeitsgerneinschaft P AMIN A 
(Pfalz/Mittlerer-Oberrhein/Nord Alsace) herleiten. Diese Vereinbarung, die für die 
franzôsische Seite die Unterschriften des Priifekten (staatliche Verwaltung) der Region 
Alsace sowie der Priisidenten des Conseil Général des département Bas-Rhin und des 
Regionalrates der Region (GK) Alsace triigt, für die deutsche Seite diejenigen der 
Staatssekretiire der Lander Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz, enthiilt in seinem 
Art. 7 ein eindeutiges Bekenntnis zurn Einsatz der EWIV ais môglicher Form der 
regionalen grenzüberschreitenden Zusammenarbeit. Art. 7 lautet in franzôsischer 
Fassung: .,Dans un délai suffisant avant que la présente convention n'arrive à expiration, 
il sera examiné dans quelle mesure l'instance d'information et de consultation peut être 
dotée de la personnalité juridique, éventuellement par la constitution d'un groupement 
européen d'intérêt. économique." 

Auf3er der PAMINA ist mir allerdings kein weiterer eindeutiger Hinweis auf eine 
direkte Beteiligung des franzôsischen Staates oder franzôsischer Gebietskôrperschaften 
an Europiiischen wirtschaftlichen Interessenvereinigungen der regionalen grenzüber­
schreitenden Zusammenarbeit bekannt [Anm.: Die Vereinbarung vom 8.12.1992 zwischen den 
Regionen Brüssel, Wallonien, Nord-Pas de Calais, der fliimischen Gemeinschaft und der Grafschaft Kent 
ist mir erst nach dem 15. April 1993 zugegangen. Über die Haltung der franzôsischen Rechtsaufsichts­
behôrde ist mir nichts bekannt]. Zwar wurde einige Zeit die Schaffung einer EWIV im 
Rahmen des pôle européen de développement (P.E.D.) in Longwy in Erwagung gezogen, 
insbesondere zur Bereitstellung und Verwaltung der notwendigen Netze (Fernmelde­
kommunikation, Abwasser, ... ) und ais Triiger des Irnmobiliarvermôgens der P.E.D. 
sowie zur Schaffung gemeinsamer Infrastrukturen zugunsten neu angesiedelter Unter­
nehmen. Diese geplante EWIV wurde dann aber nicht gegründet. 

39 Die Beteiligungsfiihigkeit von Gebietskôrperschaften an einer wirtschaftlichen Interessenvereinigung 
ist von der Regierung in einer Antwort des Ministers des Innern und für Dezentralisierung auf eine 
parlamentarische Anfrage vom 1. November 1984 ausdrücklich anerkannt worden. Der Minister wies 
allerdings zugleich darauf hin, dafl eine solche Beteiligung der Ermiichtigung durch den Verordnungsgeber 
na ch Stellungnahme des Conseil d'Etat bedürfe. 
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Das gelegentlich zitierte Beispiel der EWIV Eurosud Capital vermag nicht zu über­
zeugen. Sie wurde zwar von drei franzôsischen Regionen (Provence-Alpes-Côte-d'Azur, 
Languedoc-Roussillon, Midi-Pyrénées) und der italienischen Provinz Liguria initiiert. 
Hauptzweck dieser EWIV ist es, den Austausch wirtschaftlicher, wissenschaftlicher und 
technischer Daten zwischen ihren Mitgliedern zu erleichtern, die Suche nach Synergieef­
fekten sowie ihre Beteiligung an Programmen der EG. Die vier Regionen sind aber 
nicht unmittelbar Mitglieder der EWIV, sondern nur mittelbar über Aktiengesellschaften 
(Sociétés de capital-risque) beteiligt, und zwar der Sud-Capital S.A. (Handelsregister: 
Marseille), I.R.D.I. S.A (Handelsregister: Toulouse), SORIDEC S.A (Handelsregister: 
Montpellier) und LIGUR CAPITAL S.p.A. (Handelsregister: Genova). 

Entgegen der Auffassung der Lehre, die sich weitgehend auf den Wortlaut des Art. 4 
Abs. 1 EWIV-VO stützt, urn eine unrnittelbare Beteiligung des Staates und der Gebiets­
kbrperschaften zu bejahen, rnuB hier die Zurückhaltung der SGCI40 und der 
DAT AR41 hinsichtlich der Beteiligung von Gebietskôrperschaften hervorgehoben 
werden. Nach Ansicht der SGCI und der DATAR liegt das Haupthindernis in Art. 24 
Abs. 1 Satz 1 EWIV-VO, der vorsieht, daJ3 ,,die Mitglieder der Vereinigung ( . . .  ) unbe­
schrankt und gesarntschuldnerisch für deren Verbindlichkeiten jeder Art [haften]". Diese 
Bestirnrnung setze eine Konkursfahigkeit voraus, die in der Regel vor allern bei Gebiets­
kbrperschaften nicht vorliege, was eine Beteiligung ausschlieJ3e42• 

Dieser Zurückhaltung beider Stellen, die neben der Abteilung Gebietskôrperschaften irn 
Innenministerium und dern Beauftragten für die AuBenbeziehungen der territorialen 
Gebietskbrperschaften bei dern AuJ3enrninisteriurn die auBenpolitischen Initiativen der 
Gebietskbrperschaften in Richtung auswartiger und insbesondere europaischer Partner 
verfolgen, ist groBe Bedeutung beizumessen, da die Entscheidungs- und Konsultations­
strukturen der franzôsischen Verwaltung so gestaltet sind, daB die Heranziehung der 
SGCI oder der DATAR im Vorfeld der Entscheidung des Prafekten ais Rechtsaufsichts­
behôrde darüber, ob er den BeschluB über die Gründung einer EWIV der grenzüber­
schreitenden Zusammenarbeit dem Verwaltungsgericht vorlegt, faktisch unumganglich 
ist. 

40 Das Secrétariat Général du Comité lntenninistériel pour les questions de coopération économique 
européenne, gewôhnlich SGCI genannt, ist eine dem Premier Ministre unterstellte Einrichtung. Der 
interministerielle AusschuB, dessen stiindiges Sekretariat das SGCI bildet, wurde durch ein Dekret vom 
25. Juni 1 948 geschaffen. Seine Hauptaufgabe liegt seit 1958 in der Koordinierung der Beziehungen 
zwischen der franzôsischen Regierung und den Organen der Europiiischen Gemeinschaften. De facto nimmt 
das SGCI auch aile Koordinierungsaufgaben zwischen den verschiedenen Stellen der staatlichen Verwaltung 
im Hinblick auf ihre Beziehungen zu EG-Organen wahr. Das SGCT steht in stiindigem Kontakt zur 
stiindigen Vertretung Frankreichs bei den Europiiischen Gemeinschaften. Bei Meinungsverschiedenheiten 
zwischen verschiedenen Ministerien leitet das SGCI die Schlichtung des Premier Ministre ein. 

41 Die Delegation für Raumplanung und Regionalentwicklung wurde durch das Dekret Nr. 63-113 vom 
14. Februar 1963 geschaffen. Ihre Aufgabe ist interministerieller Art. Ihr obliegt es, der zentripeden 
Entwicklung Frankreichs in Richtung Paris entgegenzuwirken sowie die ausgewogene Entwicklung der 
Regionen zu fôrdern. Die DATAR unterhiilt ein Brüsseler Büro, das ein MindestmaB an Koordination der 
Initiativen der franzôsischen Gebietskôrperschaften, insbesondere der départements und der Regionen, 
sicherstellen soli. 

42 SGCI, internes Protokoll der Sitzung über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit und die 
Verwaltung der Kredite der EG-Strukturfonds, SGCI, 13.04.1990, 7 S. 
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C. Wesentliche Merkmale der EWIV im deutsch-franzôsischen Rechtsvergleich 
- Ergebnisse der Studie von Hartard43 -

1 .  Die Nichtigkeit der Vereinigung 
(S. 29) 

Die Verordnung sclbst enthiilt kcinc Gründe für die Nichtigkeit der Vereinigung. Art. 15 EWIV-VO 
verweist hinsichtlich der Nichtigkeitsgründc über Art. 2 I EWIV-VO auf nationales Recht. Der Verweis ist 
au[ innerstaatliches Recht gerichlet. Deshalb findet eine kollisionsrechtliche Vorprüfung nicht statt. Liegt 
nach dem anwendbaren nationalen Recht Nichtigkeit ( ... ) var, so mufi nach Fristsetzung zur Miingelbeseiti­
gung die Nichtigkeit der Vereinigung durch gerichtliche Entscheidung ( ... ) festgestellt oder ausgesprochen 
werden. Nach dem subsidiiir anwendbaren Recht entscheidet sich, ob eine .Feststellung" oder 0Erkliirung" 
der Nichtigkeit erfolgt. Die Nichtigkeit bewirkt die Abwicklung der Vereinigung wie bei der Auflôsung. Das 
die Auflôsung aussprechende Urteil ist beim Handelsregister zu hinterlegen und unterliegt der Publizitiit des 
Handelsregisters ( ... ) .  

2. Die Geschiiftsführung 
(S. 56, 57, 60) 

Der oder die Geschiiflsführer werden im Gründungsvertrag oder durch Beschlufl der Mitglieder bestimml. 
Geborene Geschiiftsführer, vergleichbar § 114 HGB, ( ... ) gibt es wie beim GIE nicht. Es besteht keine 
Begrenzung der Anzahl der Geschiiftsführer. ( ... ) Der oder die Geschiiftsführer brauchen nicht aus dem 
Kreis der Mitglieder rekrutiert zu werden. Eine sogenannte Fremdorganschaft ist môglich, jedoch mufi es 
sich um eine natürliche Persan handeln. ( ... ) Die Fremdgeschiiftsführung in einem personenrechtlichen 
Zusammenschlufi ist in dieser Ausgestaltung ( ... ) für das deutsche ( . . .  ) Recht eine Neuigkeit. Nur das 
EWlVG liiflt eine Geschiiftsführung durch juristische Personen nicht zu. ( ... ) Besteht eine deutsche 
Vereinigung nur aus juristischen Personen, so mufi zur Vermeidung der Fremdgeschiiftsführung ein Organ 
eines Mitglieds zum Geschiiftsführer bestellt werden. 

3. Die Rechte der Mitglieder 

(S. 60, 61, 64) 

Grundsiitzlich bat jedes Mitglied eine Stimme. lm Gründungsvertrag kann vereinbart werden, dafi bestimm­
ten Mitgliedem mehrere Stimmen unter der Bedingung gewiihrt werden, dafi ein einziges Mitglied nicht die 
Stimmenmehrheit besitzt. ( ... ) Stimmenmehrheit bedeutet im Sinne des Art. 17 I S. 2 EWIV-VO die 
Mehrheit der insgesamt vorhandenen Stimmen. 
Der Gründungsvertrag kann die Bedingungen für die Beschlufifiihigkeit und die Mehrheit für Beschlüsse 
oder bestimmte Beschlüsse, die die Verordnung nicht in Art. 17 II (a)-(e) EWIV-VO regelt, festlegen. 
Sowohl bei den Beschlüssen gemiifi Art. 14 I, 17 II (a)-(e), 22 I und 26 EWIV-VO ais auch dann, wenn der 
Vertrag keine Bestimmungen enthiilt, sind die Beschlüsse einstimmig zu fassen. ( ... ) Die kôrperliche 
Amvesenheit der Mitglieder ist zur Beschlufifassung grundsiitzlich nicht erforderlich. Eine Beratung durch 
Brief, Telex oder Videokonferenz genügt. Dies gilt in diesem Umfang nicht für ein GEIE. ( ... ) Fraglich ist, 
wie der Einstimmigkeitsbegriff bei Stimmenthaltungen zu verstehen ist. ( ... ) Art. 17 EWIV-VO ist eine 
abschliefiende supranationale Regelung europiiischen Rechts. Die nationalen Rechte kônnen ais Auslegungs­
hilfe benutzt werden. Sie geben jedoch keinen Aufschlufi darüber, wie der Einstimmigkeitsbegriff zu 
verstehen ist. 

43 Hartard: Die Europiiische wirtschaftliche Interessenvereinigung im deutschen, englischen und 
franzôsischen Recht (1991). 
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Ein Vereinigungsvermôgen ist bei der EWIV nicht crforderlich, da wegen der unbeschriinklen und 
gesamtschuldnerischen Haftung der Mitglieder gemiiB Art. 24 1 EWIV-VO ein Hartungskapilal nicht 
erforderlich ist. Die Milglieder brauchen nicht zwingend Einlagen und Beitriige zu leislen. Ein Vereini­
gungsvermôgen kann sich dennoch aus Einlagen, Beitriigen und erwirlschafteten Milleln ergeben. Die 
enlsprechenden Regelungen kônnen die Mitglieder im Gründungsvertrag lreffen. 
Art. 21 Il EWIV-VO ordnet die Pflicht der Milglieder an, entsprechend dem im Gründungsverlrag 
vorgesehenen Verhiiltnis oder, falls dieser hierüber nichts beslimmt, zu gleichen Teilen zum Ausgleich des 
Betrages beizutragen, um den die Ausgaben die Einnahmen übersteigen. 

5. Vermôgensverhiiltnisse 
(S. 89, 102) 

Wenn auch ein Vereinigungsvermôgen im Sinne einer Haftungsmasse nicht er[orderlich isl, isl es der EWIV 
erlaubt, Vermôgen zu bilden. Dies kann in manchen Fiillen nolwendig sein, um den Unternehmensgegen­
stand zu erreichen. Eine entsprechende Vereinbarung muB im Gründungsvertrag getroffen werden. Die 
EWIV kann versuchsweise gegründet werden, und ersl wenn sie runktionierl, von den Milgliedem durch 
Beitriige unterhalten werden, soweit die laufenden Gewinne nicht ausreichen. ( ... ) Durch die subsidiiire 
Anwendung nationalen Rechls über Art. 2 1  EWIV-VO, die [ehlende Regelung der Vermôgens- und Besitz­
verhiiltnisse in der Verordnung sowie wegen der Môglichkeit, die Vereinigung ais juristische Persan 
auszugestalten, bleibt es meist bei den typischen Unlerschieden der Rechtsordnungen. lm franzôsischen 
Recht, welches nahezu allen Personengesellschaften Rechtsliihigkeil gewiihrl, wird das GEIE Eigentümer 
und Besitzer der Vermôgensgegenstiinde sein. ( . . .  ) Die deutsche Vereinigung ist wie ein orfene Handels­
gesellschaft zu behandeln. Wegen des Verweises aus Art. 2 1 EWIV-VO aur innerslaalliches Recht rindet 
bei Grenzübertritt von Vermôgensgegenstânden kein Statulenwechsel stalt. 
Das Kapitalmarktverbot ist im Vergleich zu den nationalen Rechten absolu! ausgeslallet. ( ... ) Für die 
Vereinigung ist die getroffene Lôsung konsequent. Die Verbindung zu den Mitgliedern und die Hiirs­
funktion der Vereinigung werden verstiirkt. 

6. Besteuerung 
(S. 103) 

Noch immer bestehl im Rahmen der Europiiischen Gemeinscharten ein groBer Bedarf an steuerrechtlicher 
Vereinheitlichung. Di.e erste Harmonisierungsvorschrirt im materiellrechtlichen Bereich der direklen Steuem 
ist Art. 40 der Ve.rordnung über die EWIV. Für die Vereinigung wurde das Mitunternehmer- oder 
Transparenzprinzip gewiihlt, wonach das Ergebnis der Tiiligkeit bei den Mitgliedern besleuert wird. Das 
war erforderlich, um zu vermeiden, daB in manchen Mitgliedstaaten die EWIV ais juristische Person der 
Kôrperschaftsteuer unterliegt, wiihrend sie in andercn Staalen wie eine Personengesellschaft (Trans­
parenzprinzip) behandelt wird. Es wâre zu einer Besteuerung der Gewinne sowohl bei der Kôrperschaft ais 
auch bei den Mitgliedem gekommen. Die Erlriige werden in allen Milgliedstaalen ais Ertriige der Mit­
glieder besteuert. Ertriige sind sowohl Gewinne ais auch Verluste. Art. 40 EWIV-VO erfaBt nicht die 
anderen Steuern. Für die sonstigen steuerrechtlichen Fragen gelten die nationalen Rechte sowie die 
Doppelbesteuerungsabkommen. 

8. Arbeitsrechtliche Dispositionsmôglichkeiten 
(S. 116, 126) 

Eioe Vereinigung darf hôchstens 500 Arbeitnehmer beschâftigen. ( ... ) Denkbar isl aber auch, daB die 
Mitglieder der EWIV Arbeitnehmer zur Verfügung stellen, selbst aber deren Arbeilgeber bleiben. ( . . .  ) Für 
einen Arbeitgeberwechsel durch Betriebsübergang genügt im deutschen ( ... ) Recht die Übertragung eines 
Betriebsleils mit den dazugehôrigen Arbeitnehmern. Art. 122-12 II C.T. erfordert den Übergang eines 
Betriebsteils mit einer Haupltiitigkeit. Die Übertragung einer Haupttiitigkeit ist wegen Art. 3 1 EWIV-VO 
nicht zuliissig. Das franzôsiscbe Recht bietel die Môglichkeit, mit guter Verlragsgestaltung Arbeitnehmer 
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ohne Arbeilgeberwechsel zu versetzen. Die Abo"rdnung nach deutschem Recht ist durch <las AÜG zeitlich 
auf 6 Monale begrenzl. 

8. Die Haftung vor Eintragung der Vereinigung 
(S. 127) 

Die Vcreinigung hal die in Art. 1 Il EWIV-VO genannten Fiihigkeiten vom Zeilpunkt der Eintragung an. 
Fraglich isl, wie die Vereinigung vor der Eintragung zu behandeln ist. Das heiBl, ob sic Verpflichtungen 
eingchen und Rechte erwerben kann. 
Vor AbschluB des Gründungsvertrages ist <las allgemeine Schuldrecht einschlieBlich des IPR anzuwenden. 
Die Verordnung enthiill nur eine Rcgelung, die die Vereinigung vor der Eintragung berührt: die Anordnung 
der Handelndenhaflung in Art. 9 II EWIV-VO. Nach dieser Vors.chrift .haften die natürlichen oder 
juristischen Personen sowie andere juristische Einheiten, die vor der Einlragung im Namen der Vereinigung 
gehandelt haben, wenn die Vereinigung die sich daraus ergebenden Verpflichtungen nichl übemimmt, für 
ihre Handlungen unbeschriinkt und gesamlschuldnerisch". 
Aus der Formulierung .Isl im Namen einer Vereinigung vor ihrer Eintragung gemiiB Art. 6 EWIV-VO 
gehandell worden und übemimmt die Vereinigung nach der Eintragung die sich aus diesen Handlungen 
ergebenden Verpflichlungen nicht, so .. " ergibt sich, daB die Vereinigung vor der Eintragung nicht ver­
pflichtet wird. Sie kann die Verpflichtungen übernehmen. 

9. Die Mitgliederhaftung 
(S. 133, 135) 

GemiiB Art. 24 1 EWIV-VO haften die Mitglieder unbeschriinkt und gesamtschuldnerisch. Eine faktische 
Haftungsbegrenzung durch Mitgliedschaft nur von juristischen Personen ist môglich. Das einzelstaatliche 
Recht bestimmt die Folgen dieser Haftung. Die Haftung der Mitglieder ist subsidiiir. Zuerst muB der 
Gliiubiger die Vereinigung zur Zahlung auffordern. Erfolgt nach angemessener Frist keine Zahlung, kaon 
die Forderung gegenüber den Mitgliedern geltend gemacht werden. Ein individueller HaftungsausschluB mit 
Dritten ist zuliissig. ( ... ) Art. 24 1 S. 1 EWIV-VO ist im Einklang mit <lem deutschen, englischen und 
franzôsischen Recht nicht anwendbar, wenn ein Mitglied einer EWIV eine Forderung gegen die Ver­
einigung aus <lem Innenverhiiltnis hat. 

10. Haftung für ôffentlich-rechtliche Verbindlichkeiten 
(S. 163) 

Aufgrund der notwendigen Internalionalitiit der Vereinigung kônnen sich Probleme bei der Haftung und 
Eintrcibung für die von der Vereinigung geschuldeten Steuern und Sozialabgaben ergeben. Arl. 24 1 EWIV­
VO umfaBl auch diese Verbindlichkeiten. Problematisch kônnten insbesondere Vollstreckungsversuche bei 
Mitgliedem werden, die nicht im Mitgliedstaat der EWIV ihren Sitz haben oder nicht dort wohnen. 
Traditionellerweise haben ôffentlich-rechtliche Entscheidungen im Ausland keine rechtliche Wirkung. 
Wiihrend bei der Vollstreckung zivilrechtlicher Entscheidungen regelmiiBig Staatsinteressen keine Rolle 
spielen, würde eine Vollstreckbarkeit ôffentlich-rechtlicher Entscheidungen die staatliche Souveriinitiit 
berühren. Deshalb bestehen nur parlikulare Regelungen über Vollstreckungshilfen in Doppelbesteuerungs­
abkommen. 

D .  Ergebnis 

Der Rückgriff auf die EW IV im Rahmen der regionalen grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit bereitet solche Schwierigkeiten, daf3 er nur mit iiuf3erster Vorsicht 
empfohlen werden kann. 

1. Da Zweck der Vereinigung ist, ,,die wirtschaftliche Tiitigkeit ihrer Mitglieder zu 
erleichtern oder zu entwickeln sowie die Ergebnisse dieser Tiitigkeit zu verbessern 
oder zu steigern'', richtet sich dieses Instrumentarium primiir an privatrechtlich 
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organisierte Unternehmen. Der Hinweis auf juristische Einheiten des offentlichen 
Rechts in Art. 4 EWIV-VO dürfte sich nur auf diejenigen juristischen Personen 
des offentlichen Rechts beziehen, die eine wirtschaftliche Tiitigkeit ausüben, so wie 
Art. 4 EW IV-V 0 die EW IV auf die jenigen natürlichen Personen beschriinkt, die 
eine gewerbliche, kaufmiinnische, handwerkliche, landwirtschaftliche oder freibe­
rufliche Tiitigkeit ausüben oder andere Dienstleistungen erbringen; wie auch 
immer sich die Gebietskorperschaften gegenwiirtig wirtschaf tlich engagieren 
mogen, eine solche Intervention kann wohl kaum als normale Tatigkeit einer 
Gebietskorperschaft angesehen werden. 

Demgemii/3 steht die franzosische Regierung sehr distanziert zu einer direkten 
Mitgliedschaft franzosischer Gebietskorperschaften in einer EW IV. Sollte dieses 
Instrument für die Zusammenarbeit des Saarlandes mit franzosischen Gebiets­
korperschaften in Erwiigung gezogen werden, mu{J sich das Land des damit 
verbundenen Risikos bewu{Jt sein. Es hat die Moglichkeit eines Scheiterns des 
Vorhabens auf Grund der durch den Priifekten initiierten Recht sauf sicht über die 
franzosischen Gebietskorperschaften in Betracht zu ziehen oder mu{J mit einer 
Verlangsamung des Gründungsverfahrens rechnen, dadurch da/3 etwa von der 
franzosischen Staatsverwaltung ein Verfahren verlangt wird wie für die Beteiligung 
franzosischer Gebietskorperschaften an einem GIE, niimlich die Zustimmung zur 
Gründung per Rechtsverordnung nach Stellungnahme des Conseil d'Etat. 

Na ch dem jetzigen Stand des f ranzosischen Rechts wiire nicht einmal eine Nich­
tigkeitsklage notwendig. Der Priifekt kann vielmehr ais Rechtsauf sichtsbehorde 
den Beschlu{J zur Gründung der EW IV vor dem Verwaltungsgericht schon wegen 
Rechtswidrigkeit mangels Abschlusses der in der f ranzosischen Erkliirung anlii/3-
lich des Beitritts zum Madrider Übereinkommen vorbeha/tenen bilateralen Verein­
barung anfechten. 

lch vertrete zwar die Ansicht, da{J Art. 131 des Gesetzes vom 6. Februar 1992 
die sen Vorbehalt überholt hatil. Auch der Beauftragte der f ranzosischen Regie­
rung für di_e Au{Jenbeziehungen der Gebietskorperschaften vertritt die Ansicht, da{J 
dieser Vorbehalt nun ,,eindeutig in Widerspruch zu dem Gesetz steht"il. Solange 
er jedoch nicht formel! zurückgezogen ist, schwebt er wie ein Damoklesschwert 
über siimtlichen grenzüberschreitenden Kooperationen der Gebietskorperschaften, 
wenn sie nicht von einer bilateralen Vereinbarung gedeckt sind. Zwischen 
Deutschland und Frankreich fehlt es an einer solchen bilateralen Grundlage. 

Sollten hohere politische oder sachliche Gründe das Saarland dennoch dazu 
bewegen, eine Kooperation mit einer franzosischen Gebietskorperschaft, z. B. der 
Region (GK) Lothringen, einer EWIV anzuvertrauen, empfehle ich folgende 
Vorsichtsvorkehrungen: 

44 Siehe Christian Aulexier: De la coopérai.ion décentralisée (Commentaire du. titre IV de lu loi 
d'orientation du 6 février 1992, relative à l'administration territoriale de la République, in RFDA 3/1993, 
S. 411 (417, mit Fu/3nole 27]. 

45 Hubert Perrot, Jahresbericht 1991-1992, Herbst 1992, S. 8: « Cette déclaration ( .. .) est aujourd'hui 
clairement contradictoire avec notre législation > >.  
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Es ist dafür Sorge zu tragen, da{J die Zweckbestimmung die Suche nach 
wirtschaftlichen Vorteilen für beide Partner eindeutig in den Vordergrund 
rückt. 
Sofern moglich, sollte gewartet werden, bis die in Aussicht gestellte Zurück­
ziehung des franzosischen Vorbehalts zum Madrider Übereinkommen 
erf olgt ist . .  
Nach Moglichkeit ist zu versuchen, über den franzosischen Partner vorab 
das Wohlwollen der Rechtsaufsichtsbeh8rde zu gewinnen, um das Risiko 
einer ex post-Klage zu vermindern1&. Eine solche Versicherung schützt 
allerdings nicht var Anfechtungsklagen der Bürger der Gebietsk8rper­
schaft11. 

2. Die Haftungsregelung für die Geschiiftsführung und die Mitglieder einer EW JV 
führt zu Konsequenzen, die für eine Gebietskorperschaft nur schwer tragbar sind. 

Art. 6 des franzosischen Gesetzes sieht var, da{J eine juristische Persan ( also z. B. 
eine Gebietskorperschaft) die Geschiiftsführung übernehmen kann unter der 
Voraussetzung, da{J sie dazu einen oder mehrere stiindige Vertreter benennt, die 
solidarisch mit der juristischen Persan haften. Da davon auszugehen ist, da{J 
Vertreter einer Gebietskorperschaft in der Regel ein gewiihltes Ratsmitglied sein 
wird, müf3te also hingenommen werden, da{J dieser Mandatstriiger unter Um­
stiinden personlich mit seinem Privatvermogen haftet. 

Was die Haftung einer Gebietskorperschaft als mogliches Mitglied der Vereini­
gung angeht, mu{J daran erinnert werden, da{J nach Art. 24 EWJV-VO die Mit­
glieder der Vereinigung unbeschriinkt und gesamtschuldnerisch für deren Ver­
bindlichkeiten jeder Art haften. Diese Haftung umfa{Jt die deliktische und ver­
tragliche, aber auch die steuerliche Haftung. lm letzten Fall hei{Jt das, ,,da{J der 
Mitgliedstaat als Gliiubiger nach lnverzugsetzung der EW JV und Nichterfüllung 
die Zahlung aus dem Vermogen jedes Mitglieds fordern kann"�! Diese Haf­
tungsregelung ist einer der Gründe, aus denen das SCGJ in einer Sitzung am 
13.04.1990 unter Beteiligung der DATAR der Verwaltung der spiiter unter dem 
Namen JNTERREG aufgelegten grenzüberschreitenden Programme durch eine 
EW JV eine formelle Absage erteilt hat. 

46 Es wird daran erinnert, da13 1982 die bisherige priiventive Staatsaufsicht (tutelle) durch eine reine 
ex post-Rechtsaufsicht (contrôle de légalité) mit Überprüfung der Rechtmii13igkeit durch die Verwaltungs­
gerichte ersetzt worden ist. 

47 Unabhiingig von der Rechtsaufsicht kann jede Person, die ein direktes und persônliches Interesse an 

der Aufhebung der gerügten Ma13nahme nachweisen kann, einen recours pour excès de pouvoirs vor dem 
Verwaltungsgericht erheben, also unter leichteren Voraussetzungen, ais sie § 42 Abs. 2 VwGO aufstellt, 
klagen. Klagebefugt ist insbesondere, seit einer Grundsatzentscheidung des Conseil d'Etat vom 29. Miirz 
1901, Casanova, Rec. 333, jeder Steuerzahler der Gemeinde für Beschlüsse, die Auswirkungen auf den 
Haushalt oder das Vermôgen der Gebietskôrperschaft haben. Eine Klage dieser Art ist seit einigen 
Monaten vor dem Verwaltungsgericht Stra13burg gegen einen Bebauungsplan der Stadl Stral3burg anhiingig; 
gerügt wird, dafl die Stadt Kehl bei der Novellierung dieses Bebauungsplans angehôrt worden ist. 

48 Dictionnaire permanent de Droit européen des affaires, Stichwort GEIE S. 1504. 

edc6 / mw3.txt 



56 

3. Hinzu kommt, daf3 die EW IV eigentlich nur einen wirtschaftlichen Zweck für 
ihre Mitglieder verfolgen darf. Die Verordnung hatte nicht die Absicht, die EW IV 
ais universelles instrument der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit zwischen 
Personen des privaten und/ oder Personen des offentlichen Rechts in al/en Berei­
chen anzubieten. Die Gründung einer EW IV als Kooperationsinstrument zur 
gemeinsamen Verwaltung archiiologischer Stiitten oder für den gemeinsamen 
Umweltschutz lii{Jt sich schwer mit dieser wirtschaftlichen Zielsetzung in Einklang 
bringen. 

4. Alle genannten Einwiinde werden indessen entschiirft, 
wenn die EW IV nicht nur reine Verwaltungsaufgaben haben, sondern 
Koordinationsaufgaben im wirtschaftlichen lnteresse ihrer Mitglieder 
wahrnehmen soll und 
wenn die Mitglieder nicht die Gebietskorperschaften selbst sind, sondern 
ihnen verbundene Gebilde des privaten Rechts oder auch Einrichtungen der 
kommunalen Zusammenarbeit mit wirtschaf tlicher Zielsetzung. 

ln diesem Rahmen konnte die EWJV z. B. die mogliche LOsung für die Anlauf­
phase der Zusammenarbeit zwischen einer deutschen und einer franzosischen 
Einrichtung der Verwaltung der jeweiligen nationalen Komponenten des Kultur­
parks Bliesbrück/ Reinheim sein. 
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2. ABSCHNITf: DIE NEUERUNGEN DER JAHRE 1992/93 

1 .  Das sog. Gesetz Joxe/ Marchand 

Das Richtliniengesetz Nr. 92-125 vom 6. Februar 1992 über die territoriale Verwaltung 
der Republik49 hat sowohl die Organisation des Behôrdenunterbaus der staatlichen 
Verwaltung (déconcentration) ais auch diejenige der Gebietskôrperschaften (décen­
tralisation) zum Gegenstand. Sie erfaBt also die Gesamtheit der territorialen Ebenen 
der Verwaltungsorganisation unterhalb der 1. Ebene (oberste Behôrden des Staates) .  

Titel IV des Gesetzes regelt zum ersten Mal unter der Bezeichnung ,,dezentralisierte 
Zusammenarbeit" das rechtliche Verhiiltnis zwischen den franzôsischen territorialen 
Kôrperschaften (Regionen, départements, Gemeinden und ihre Zusammenschlüsse) und 
ausliindischen territorialen Kôrperschaften. Das Gesetz liefert keine Legaldefinition der 
,,dezentralisierten Zusammenarbeit"; es enthiilt aber einige wesentliche Elernente der 
kommunalen grenzüberschreitenden Zusammenarbeit: 

Es legalisiert das ius contrahendi der franzôsischen territorialen Kôrperschaften 
mit ausliindischen territorialen Kôrperschaften (Art. 131) .  
Es liiBt die Beteiligung ausliindi�cher Gebietskôrperschaften am Stamrnkapital 
lokaler gemischtwirtschaftlicher Gesellschaften zu (Art. 132). 
Es bildet eine neue Gattung ôffentlicher Interessenvereinigungen insbesondere 
für Projekte und Programme der interregionalen und grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit, auch unter Beteiligung territorialer Kôrperschaften aus den 
Mitgliedstaaten der EG (Art. 133). 
Darüber hinaus errichtet Art. 134 einen nationalen AusschuB für dezentralisierte 
Zusammenarbeit, der den Stand der von den Gebietskôrperschaften durchge­
führten dezentralisierten Zusammenarbeit erfassen und fôrdern soli. 

Lediglich dieser letzte Artikel wurde von der Opposition über die zweite Kammer des 
Parlaments, den Senat, entschieden abgelehnt. Er sah in dem AusschuB eine überflüssige 
Struktur, weil sich sein Aufgabenbereich mit dem bereits bestehender Gremien und 
Einrichtungen überschnitt. Über die weiteren Bestimmungen herrschte ein breiter 
Konsens: Artikel 131 wurde im Verlaufe des Gesetzgebungsverfahrens verbessert; 
Artikel 132 wurde auf Antrag des Senats eingebracht und von der Nationalversammlung 
nicht abgeiindert, wiihrend Artikel 133 von der Nationalversammlung eingebracht und 
vom Senat nicht abgeiindert wurde. 

Art. 131 bis 134 bedürfen zu ihrer Anwendung Durchführungsdekrete. Unter dem 
Gesichtspunkt der regionalen grenzüberschreitenden Zusammenarbeit ist wahrscheinlich 
das Durchführungsdekret zu Art. 133 (ôffentliche Interessenvereinigung) das wichtigste 
dieser Dekrete: Mehrere Monate kursierte ein Text in Regierungskreisen; ein Exemplar 
wurde sogar im Januar 1993 dem Bundesministerium für Wirtschaft zur Kenntnis 
gegeben, das im Dokumentenanhang reproduziert und übersetzt ist. Erst kurz vor dem 

49 Loi d'orientation ng 92-125 du 6 février 1992 relative à l'administration territoriale de la République, 
Journal Officiel vom 8.2.1992, S. 2064; Text und Übersetzung des Tite! IV des Gesetzes ("Über die 
dezentralisierte Zusammenarbeit") befinden sich im dokumentarischen Anhang, S. 9ff. 
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Regierungswechsel Ende Marz wurde das Dekret Nr. 93-571 vom 27. Marz 1993 
verkündet50• 

A. Das ius contrahendi der franzôsischen territorialen Kôrperschaften 

1. Die Anerkennung der Vertragsfahigkeit 

Die territorialen Kôrperschaften verfügen nunmehr grundsatzlich über das ius 
contrahendi im Verhfiltnis zu auslandischen Gebietskôrperschaften oder Territorialbe­
hôrden. 

Artikel 131 .  - 1. Abs. 1: .Die Gebietsk6rperschaflen und ihre Verbiinde dürfen Verlriige 
mit ausliindischen Gebietskôrperschaften und deren Verbiinden abscblieflen, sofern dies im 
Rahmen ihrer Zustiindigkeiten und in Einklang mit den internalionalen Verpflichtungen Frank­
reichs geschieht." 

a. Diese Vertragsfahigkeit steht jeder territorialen Gebietskôrperschaft zu: Gemeinden, 
départements, Regionen, überseeischen Gebieten sowie ihren Zusammenschlüssen in der 
Rechtsforrn ôffentlich-rechtlicher Einrichtungen. 

Für diese Anerkennung gibt es keinen Prazedenzfall in der franzôsischen Gesetzgebung. 
Sie geht vie! weiter ais Art. 65 Abs. 3 des Gesetzes vom 2. Marz 1 982, der expressis 
verbis nur regelrnafüge Kontakte der Grenzregionen mit unmittelbar angrenzenden 
auslandischen dezentralisierten Kôrperschaften vorsah51. 

Diese Anerkennung ist in Verbindung mit Art. 1 des europaischen Rahmenüberein­
kornmens über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit der territorialen Kôrper­
schaften und Territorialbehôrden zu sehen. Dieses sog. Madrider Übereinkommen 
verpflichtet die Unterzeichnerstaaten, den AbschluB von Abkornrnen und Verein­
barungen im Hinblick auf die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zu fôrdern. 
Art. 131 geht insofern, ungeachtet des bei der Ratifizierung des Übereinkommens von 
Frankreich erklarten Vorbehalts, weiter ais dieser Vertrag, ais er das ius contrahendi 
nicht auf nachbarschaftliche Kôrperschaften begrenzt. Der Widerspruch wird auch 
zugegeben. Jedoch geht die franzôsische Regierung davon aus, daB der Vorbehalt 
solange Geltung hat, bis er formell zurückgenommen wird52• Die zôgernde Haltung 
einiger Ministerien hat bis jetzt diese formelle Aufgabe verhindert. 

Die Anerkennung des ius contrahendi der Verbande von Gebietskôrperschaften ent­
spricht einer althergebrachten Praxis sowie dem Wunsch ihrer Vertreter, insbesondere 
des Stadtverbandstages. 

50 Dokumentenanhang, Nr. Vl.C., S. 46 (Entwurf) und Nr. IX., S. 101 (franzôsische Fassung) . 

51 Die Aufhebung des zweiten Absatzes unter II des Art. 4 des Gesetzes Nr. 72-619 vom 5. Juli 1972 
in der Fassung dieses Art. 65 Abs. 3 des Gesetzes vom 2. Miirz 1 982 ist die logische Folge der neuen 
Bcstimmung. 

52 Hubert Perrot, Jahresbericht 1991-1992, Herbst 1992, S. 8. 
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Ein Aspekt der Anerkennung des ius contrahendi der territorialen Kôrperschaften ging 
in der parlamentarischen Diskussion anscheinend unter. Sie gibt zum ersten Mal den 
Vertriigen über Stiidtepartnerschaften eine gesetzliche Grundlage. Bisher waren diese 
von der Rechtslehre lediglich als eine Praxis ohne echte juristische Substanz bezeichnet 
worden: Durch die Formulierung des Art. 131 ist nun das instrumentum zuliissig, und 
zwar unabhiingig davon, ob das negotium der Stiidtepartnerschaft einen rechtlichen 
Gehalt hat oder nicht. 

b. Die Partner der Kooperation sind als Spiegelbild der franzôsischen territorialén 
Kôrperschaften definiert auf die Gefahr hin, einige Partner zu verstimmen oder andere 
auszuschlieJ3en. 

Die Berücksichtigung ausliindischer Gebietskôrperschaften und ihrer Verbiinde verkennt 
die Tatsache, daB mit Zustimmung der Regierung bereits einige Vertriige zwischen 
franzôsischen Regionen und ausliindischen Partnern geschlossen wurden, die nicht den 
Status einer Gebietskôrperschaft oder eines Verbandes von Gebietskôrperschaften 
haben, sondern den eines Gliedstaates eines Bundesstaates. Genauso wie sich einige 
deutsche Juristen andere Staatsformen ais Bundesstaaten nur schwer vorstellen kônnen, 
hat hier das franzôsische Parlament seine Unfiihigkeit bewiesen, eine fôderalistische 
Struktur zu begreifen, indem es Gliedstaaten schlich! und einfach unter Gebietskôrper­
schaften subsumierte53• Es wiire vorzuziehen gewesen, sich für eine flexiblere Termino­
logie zu entscheiden, wie zum Beispiel für den Begriff der ausliindischen territorialen 
Kôrperschaften und Territorialbehôrden, der aus eben diesem Grund im Madrider 
Übereinkommen verwendet wird. 

Die Terminologie schlieBt die Môglichkeit einer unmittelbaren Vereinbarung zwischen 
franzôsischen territorialen Kôrperschaften und Staaten aus. Die Schwierigkeiten für 
Kooperationen im Saar-Lor-Lux Raum sind abzusehen, wenn franzôsischerseits Gebiets­
kôrperschaften (Regionen, départements, Gemeinden) beteiligt sind, wiihrend auf der 
Seite der Partner das GroJ3herzogtum Luxemburg ais solches steht, es sei denn, der 
franzôsischer Staal wird in irgendeiner Form an der Vereinbarung beteiligt. 

c. Die Vertriige über dezentralisierte Zusammenarbeit müssen von den territorialen 
Kôrperschaften ,,im Rahmen ihrer Zustiindigkeiten" abgeschlossen werden. 

Diese Formulierung verdeutlicht, daJ3 die Vertragsfiihigkeit keine neue materielle 
Zustiindigkeit der Gebietskôrperschaften schafft. Sie erôffnet lediglich eine besondere 
Dimension, eine Modalitiit für die Ausübung der ihnen bereits zustehenden oder 
zugewiesenen Kompetenzen: Generalklauseln des Art. L-121-26 der Gemeindeordnung, 
der Art. 23 und 59 des Gesetzes vom 2. Miirz 1982, Kompetenzgesetz vom 7. Januar 
1983 und weitere Normen über die Zustiindigkeiten der verschiedenen Arten von 
Gebietskôrperschaften und ihrer Verbiinde. 

d. Die Vertriige über dezentralisierte Zusammenarbeit müssen ,,in Einklang mit den 
internationalen Verpflichtungen Frankreichs" abgeschlossen werden. 

53 Beim Lesen der parlamentarischen Berichte wird deutlich, daB das Parlament die Zusammenarbeit 
auch mit den Schweizer Kantonen, den deutschen Bundesliindern oder den belgischen Gemeinschaften 
(Provinzen) oder Regionen zu ermôglichen beabsichtigte. 
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Diese Formulierung, die auf einen bei der ersten Lesung in der Nationalversammlung 
vom Abgeordneten (seit dem 30. Miirz 1993 auch Minister) André Rossinot (Nancy) 
vorgelegten Abiinderungsantrag zurückgeht, gab keinen AnlaB zur Diskussion, obwohl 
dieser Antrag eine spürbare Entwicklung der Rechtslage der auswiirtigen Befugnisse 
festschrieb. 

Unter der Geltung des nun gestrichenen Art. 65 des Gesetzes vom 2. Miirz 1982 war 
eine priiventive Kontrolle für grenznachbarschaftliche Kontakte der Regionen vor­
gesehen. Da diese Bestimmung die einzige gesetzliche Bestimmung über grenzüber­
schreitende Zusarnrnenarbeit der Gebietskôrperschaften war, boten sich zwei Aus­
legungsmôglichkeiten dieser lückenhaften gesetzlichen Regelung an: 

entweder Art. 65 als eine nur für Grenzregionen geltende Regelung anzusehen, 
mit der Folge, daB grenzüberschreitende Kontakte allen anderen Gebietskôrper­
schaften in der Regel verboten sind, es sei denn ein internationaler Vertrag 
ermôglicht sie. Der Vorbehalt der franzôsischen Regierung bei der Unter­
zeichnung des Madrider Übereinkommens kann ais Indiz dieser Interpretation 
angesehen werden; 
oder Art. 65 als eine Bestimmung anzusehen, die die regionale grenzüber­
schreitende Zusammenarbeit der Regionen restriktiver behandelt ais die Zu­
sammenarbeit anderer Gebietskôrperschaften. Für letztere, den Regelfall, gilt 
eine grundsiitzliche Zuliissigkeit ais AusfluB der Selbstverwaltungsgarantie, 
vorbehaltlich der bekannten Schranken der Unteilbarkeit der Republik, der 
Kompetenzen der zentralen Organe des Staates und der Befugnisse der Prii­
fekten gemiiB Art. 72 Abs. 3 Franzôsische Verfassung. 

Der Referentenentwurf war so verfal3t, daB die erste, restriktive Auslegung niiher lag. 
Gemeinden, départements und Regionen hiitten nur im Rahmen von Abkornrnen 
Vertriige mit ausliindischen Gebietskôrperschaften abschlieBen dürfen. Der Regierungs­
entwurf hatte diese Formulierung beibehalten54• Der Berichterstatter des Sonderaus­
schusses der Nationalversamrnlung verstand sie ais ,,eine Erinnerung an den Grundsatz, 
demzufolge die internationalen Beziehungen alleinige Sache der Staaten sind". 

Die Formulierulig des Ânderungsantrags Rossinot wurde vom SonderausschuB befür­
wortet, vom Innçnministerium akzeptiert und spiiter im Senat ohne Aussprache gebilligt. 
Sie sorgt für eine Klarstellung, indem sie nur noch die kooperationsfreundliche Aus­
legung zuliil3t. Sie geht über <las Madrider Übereinkornrnen hinaus und macht im 
Grunde genornrnen den Vorbehalt Frankreichs, auBer in den Fiillen der Art. 132 und 
133, hinfiillig. 

2. Die Vertriige über dezentralisierte Zusammenarbeit unterliegen dem 
allgemeinen Recht der reinen Rechtsaufsicht 

Artikel 131 .  - 1. Abs. 2: ,,GemiiB den Bedingungen, die unter 1 und II des 
Artikels 2 des obengenannten Gesetzes Nr. 82-213 vom 2. Miirz 1982 festgesetzt 
sind, treten diese Vertriige mit Vorlage an den Vertreter des Staates in Kraft. 
Dle Bestimmungen des Artikels 3 desselben Gesetzes gelten für diese Vertriige." 

54 Die Formulierung .im Rahmen" blieb zweideutig. Ihre strikte Auslegung konnte implizieren, da13 
Vertriige über dezentralisierte Zusammenarbeit notwendigerweise nur eine Konkretisierung zwischen­
staatlicher Abkommen sein durften. 
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a. Der explizite Verweis auf Art. 2 des Gesetzes vom 2. Miirz 1982 bedeutet, daB die 
Aufsicht über die Vertriige der dezentralisierten Zusammenarbeit eine reine Rechtsauf­
sicht im Sinne des allgemeinen Kommunalrechts darstellt. Die UTSprüngliche Fassung 
des Entwurfes machte nicht deutlich, daB die Vorlage des Beschlusses beim Priifekten 
den Auslôser der Rechtsaufsicht nach allgemeinem Kommunalrecht bildet. Der vom 
Senat verabschiedete Text verbessert insoweit die UTsprüngliche Fassung. 

b. Man darf sich jedoch mit Blick auf Art. 72 Abs. 3 Franzôsische Verfassung die Frage 
nach der VerfassungsmiiBigkeit einer Bestimmung stellen, die die vom Priifekten 
ausgeübte Kontrolle allein auf die RechtmiiBigkeit beschriinkt, wiihrend Art. 72 Abs. 3 
den Regierungsbeauftragten mit der Wahrung der nationalen Belange betraut. 
Zwar wurden mit dem Gesetz vom 2. Miirz 1982 und dem Übergang von der Staatsauf­
sicht ZUT reinen Rechtsaufsicht das Ermessen der Prilfekten auf Null reduziert und ihre 
Eingriffsmôglichkeiten abgeschafft. Eigentlich würde aber Art. 72 Abs. 3 implizieren, 
dall dèr Priifekt eine nationalen Belangen zuwiderlaufende Kooperation adiiquat 
unterbinden kann. Ist es z.B. vorstellbar, dall einem Priifekten, jenseits indirekter 
Einflullnahmen, die Môglichkeit genommen werden kann, das Inkrafttreten eines 
Abkommens der dezentralisierten Zusammenarbeit mit der Hauptstadt eines Landes, 
das gegen Frankreich Krieg führt, zu verhindern? Die Môglichkeit der priifektoralen 
kommunalaufsichtlichen Klage vor dem Verwaltungsgericht kann nUT wirksam werden, 
wenn die Gerichte nicht nUT das Vorbringen von Rechtmiilligkeits-, sondern auch von 
Ermessensgründen, die sich auf nationale Belange stützen, zulassen würden. Andernfalls 
und wenn keine Ersatzlôsung gefunden werden sollte, genügt das in Art. 131  Abs. 2 
vorgesehene Kontrollverfahren für Vertriige über dezentralisierte Zusammenarbeit den 
Anforderungen des Art. 72 Abs. 3 Franzôsische Verfassung nicht. 

B. Die lokale gemischtwirtschaftliche Gesellschaft (société d'économie mixte 
locale = SEML) 

Traditionell steht das franzôsische Recht einer Beteiligung von Gebietskôrperschaften 
am Kapital privater Unternehmen sehr zurückhaltend gegenüber. Hauptargumente sind 
die Aufrechterhaltung eines freien Wettbewerbs sowie der Schutz der Gebietskôrper­
schaften und ihrer Verbiinde vor schwer übersehbaren finanziellen Implikationen. 

Seit den Ermiichtigungsgesetzen des Jahres 1926 war jedoch die Errichtung gemeindli­
cher gemischtwirtschaftlicher Gesellschaften ZUT Wahrnehmung von Gemeindiensten 
wirtschaftlicher Art zuliissig. Dekrete von 1955 hatten diese Môglichkeit auf das départe­
ment erweitert und weitere Verordnungen, insbesondere auf stiidtebaulichein Gebiet, 
die Errichtung gemischtwirtschaftlicher Gesellschaften für die DUTchführung bestimmter 
stiidtebaulicher Mallnahmen erôffnet. Obwohl diese Gesellschaften jUTistische Personen 
des Privatrechts waren, standen sie unter starker Kontrolle der ôffentlichen Hand: 
priifektorale Zustimmung ZUT Gründung; laufende Kontrolle dUTch einen vom Priifekten 
ernannten Staatsbeauftragten (commissaire du gouvernement); Haushalts- und Wirt­
schaftsprüfung dUTch zwei Abschlullprüfer, von denen einer dUTch den departementalen 
Vertreter des Finanzministeriums zu ernennen war. 

Das Gesetz vom 2. Miirz 1982, das die kommunale Selbstverwaltungsgarantie verstiirkt 
hat, machte die Verabschiedung eines Gesetzes über die lokalen gemischtwirtschaft-
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lichen Gesellschaften notwendig. Die entsprechende Regelung ist durch das Gesetz 
Nr. 83-597 vom 7. Juli 198355 erfolgt. 

Nach Art. 1 Abs. 1 dieses Gesetzes kiinnen Gemeinden, départements, Regionen und 
deren Verbande im Rahrnen ihrer jeweiligen gesetzlichen Zustandigkeiten zusammen 
mit einer oder mehreren Personen des Privatrechts und, gegebenenfalls, weiteren 
juristischen Personen des iiffentlichen Rechts lokale gemischtwirtschaftliche Gesell­
schaften errichten zur Durchführung raumplanerischer oder baulicher Vorhaben, zur 
Wahrnehmung von Gemeindiensten wirtschaftlicher Art oder jeder weiteren Tatigkeit 
zum Wohle der Allgemeinheit. Die Beteiligung erfolgt unter folgenden Voraussetzun­
gen: 
- Die Gesellschaft ist eine Aktiengesellschaft nach dem Gesetz vom 24. Juli 1966; die 
Regelungen dieses Gesetzes gelten, soweit nicht das Gesetz vom 7. Juli 1983 etwas 
anderes bestirnrnt. 
- Die Gemeinden, départements, Regionen und deren Verbande verfügen allein oder zu­
sammen über die Halfte des Stammkapitals und der Stirnmen. Die Anteile der anderen 
Aktionare dürfen nicht unter 20 % liegen. 
- Die Beziehungen zwischen den Gebietskiirperschaften und den lokalen gemischt­
wirtschaftlichen Gesellschaften sind in einer Vereinbarung geregelt, die zwingend die 
Mindestangaben nach Art. 5 des Gesetzes vorn 7. Juil 1983 enthalt. 

Die Beteiligung. von Gebietskiirperschaften an gemischtwirtschaftlichen Gesellschaften 
ist auch über den Rahmen der kornmunalen Dienste hinaus miiglich. Es ergibt sich 
narnlich aus den Art. 5 und 48 des Gesetzes vorn 2. Marz 1982 in Verbindung mit 
Art. 15 des Gesetzes vom 7. Juli 1983, daB sich Gerneinden und départements an 
gemischtwirtschaftlichen Gesellschaften beteiligen dürfen, die keinen Zweck irn ln­
teresse der Allgerneinheit im engeren Sinne verfolgen, sondern nur einen Bezug zur 
wirtschaftlichen Entwicklung der Gebietskiirperschaften aufweisen oder den Schutz 
sozialer und wirtschaftlicher lnteressen der Beviilkerung bezwecken; in diesem Fall 
bedarf die Beteiligung der Gebietskiirperschaft der Zustimmung durch Rechtsver­
ordnung nach Stellungnahme des Conseil d'Etat56• 

lm folgenden wird zunachst das auf die lokalen gernischtwirtschaftlichen Gesellschaften 
anwendbare Recht dargestellt (--- > 1.), sodann die Voraussetzungen, unter denen das 
Gesetz vom 6. Februar 1992 die Beteiligung nichtfranziisischer Gebietskiirperschaften 
an solchen lokalen gemischtwirtschaftlichen Gesellschaften zu!aBt (--- > 2. ). 

55 J.O. 8. Juli 1983, S. 2099: 

56 Siehe Roland Debbasch: L'intervention économique des collectivités locales, in: RDP 2/1986, S. 497-
560 [530]. Diese Art der Zustimmung erschwert eindeutig das Verfahren. Es ist offensichùich dieses 
Verfahren, das der Minister des Inneren und für Dezentralisierung im Auge halte, ais er in einer Antworl 
auf eine parlamentarische Anfrage vom 1. November 1984 die Beteiligungsfiihigkeit von Gebietskôrper­
schaften an einer wirtschafùichen Interessenvereinigung bejahte. 
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1 .  Die lokalen gemischtwirtschaftlichen Gesellschaften nach dem Gesetz von 1 983 

a. Rechtsform 

Die lokalen gemischtwirtschaftlichen Gesellschaften sind Aktiengesellschaften nach dem 
Gesetz vom 24. Juli 1966, vorbehaltlich besonderer Regelungen des Gesetzes vom 7. 
Juli 1983. Die einzigen Ausnahmen bilden die vor dem Inkrafttreten des Gesetzes von 
1983 gegründeten lokalen gemischtwirtschaftlichen Gesellschaften in den départements 
Bas-Rhin, Haut-Rhin und Moselle57• 

Aus der Anknüpfung an das Gesetz vom 24. Juli 1966 folgt, daB lokale gemischt­
wirtschaftliche Gesellschaften unabhiingig von ihrem Gegenstand Handelsgesellschaften 
sind, auf die Handelsrecht anwendbar ist, ferner, daB sie entweder Aktiengesellschaften 
mit einem Verwaltungsrat oder, neuerdings, mit Vorstand und Aufsichtsrat sind. 

b. Zusammensetzung des Stammkapitals 

Die Gebietskôrperschaften müssen alleine oder zusammen über die Mehrheit des 
Stammkapitals verfügen. Das Gesetz liiBt Ausnahmen zu für lokale gemischtwirtschaft­
liche Gesellschaften im Bereich des Sports oder zur Errichtung von Fernmelde- und 
Funkanlagen sowie - zeitlich befristet - für die erwiihnten lokalen gemischtwirtschaft­
lichen Gesellschaften im ElsaB und dem département Moselle. 

Der Anteil des privaten Kapitals darf 20 % nicht unterschreiten. Private Anteilseigner 
sind Personen des Privatrechts, kônnen also wiederum Aktiengesellschaften in ôffentli­
cher Hand sein oder Tochtergesellschaften der Caisse des dépôts et consignations (z.B. 
Société centrale d'équipement territorial, Société centrale immobilière de construction 
etc.). Seit dem Gesetz vom 6. Februar 1992 kônnen ausliindische Gebietskôrperschaften 
dieser Gruppe gleichgestellt werden (siehe unten 2.). 

c. Hôhe des Stammkapitals 

Das Mindestkapital betriigt 250.000 Francs für diejenigen Aktiengesellschaften, die sich 
nicht ôffentlich an den Kapitalmarkt wenden, ansonsten 1.500.000 Francs. Es liegt bei 
1 .000.000 Francs für die raurnplanerisch tiitigen Gesellschaften und 1.500.000 Francs für 
lokale gemischtwirtschaftliche Gesellschaften, die im Wohn-, Büro- oder Industriebau 
zum Zwecke des Verkaufs oder der Verrnietung tiitig sind. 

57 Diese lokalen gemischtwirtschaftlichen Gesellschaften richten sich nach dem in diesem Raum 
fortgeltenden deutschen Gesetz vom 6. Juni 1895. Ar!. 13 des Gesetzes vom 7. Juli 1 983 liillt für sie 
folgende Ausnahmen zu: Es kann von der Form einer Aktiengesellschaft abgewichen werden sowie von 
dem Erfordemis einer Mehrheit der beteiligten Gebietskôrperschaften. Diese Sonderregelungen aus dem 
sog. droit local würden für im Rahmen der regionalen grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in diesem 
Raum neu zu gründende lokale gemischtwirtschaftliche Gesellschaften nicht gelten. 
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d. Unternehmensgegenstand 

Der Unternehmensgegenstand kann ein oder mehrere komplementiire Tiitigkeitsgebiete 
umfassen. Er muB einerseits der Erfüllung eines Interesses der Allgemeinheit dienen, 
andererseits im Rahmen der gesetzlichen Zustiindigkeit der Gebietskôrperschaft liegen. 
Nach Art. 1 des Gesetzes vom 7. Juli 1983 kann es sich jedenfalls um Tiitigkeiten zur 
Durchführung raumplanerischer oder baulicher Vorhaben, zur Wahrnehmung von 
Gemeindiensten wirtschaftlicher Art oder sonstiger Tatigkeiten zum Wohle der All­
gemeinheit handeln. 

Tatsiichlich führen 70 % der existierenden lokalen gemischtwirtschaftlichen Gesell­
schaften raumplanerische und bauliche Vorhaben durch. Die Anzahl der lokalen 
gemischtwirtschaftlichen Gesellschaften zur Wahrnehmung von Gemeindiensten wirt­
schaftlicher Art hat sich von 1980 bis 1985 auf insgesamt 214 nahezu verdoppelt. Die 
Môglichkeit der Wahrnehmung weiterer Tiitigkeiten im lnteresse der Al\gemeinheit 
erweitert das Einsatzgebiet der lokalen gemischtwirtschaftlichen Gesellschaften 
erheblich. Insoweit sind allerdings die von der verwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung 
entwickelten Grundsiitze von besonderer Bedeutung: Die ôffentliche Rand kann nur 
dann anstelle Privater eintreten, wenn ein lokaler Bedarf besteht und priva te lnitiativen 
fehlen oder unzureichend sind58• 

e. Gründung 

Die Gründung lokaler gemischtwirtschaftlicher Gesellschaften richtet sich nach den für 
die Aktiengesellschaften gel tend en Bestimmungen. Die wesentlichen Abweichungen sind 
folgende: 

( 1 )  Die Beteiligung einer Gebietskôrperschaft am Stammkapital einer lokalen gemischt­
wirtschaftlichen Gesellschaft setzt einen BeschJuB des Rates der Gebietskôrperschaft 
voraus. Er ist rechtswirksam von dem Zeitpunkt der Übermittlung an die Rechtsauf­
sichtsbehôrde und seiner Verôffentlichung an59• 

(2) Lokale gemisêhtwirtschaftliche Gesellschaften sind in der Regel geschlossene Gesell­
schaften, die sich nicht ôffentlich an den Kapitalmarkt wenden. Aktien müssen auf den 
Namen lauten. Sie werden vom Leiter der Kasse der Gebietskôrperschaften verwahrt. 
Das Gesellschaftsvermiigen kann sich aus Sacheinlagen oder Beitriigen zusammensetzen. 

f. Anwendbares Recht 

Das Randeln der lokalen gemischtwirtschaftlichen Gesellschaften richtet sich nach Pri­
vatrecht. Auftriige werden privatrechtlich und nicht nach dem Vergabeverfahren für 
ôffentliche Auftriige vergeben. Ausnahmen gelten insoweit nur für die Vergabe von 
StraBenbauten oder in den Fallen, in denen die lokale gemischtwirtschaftliche Gesell­
schaft ausdrücklich oder konkludent im Auftrag der iiffentlichen Rand Auftriige vergibt. 

58 C.E. 30. Mai 1930, Chambre syndicale de commerce en détail de Nevers, Rec. 583. 

59 Abweichend da von ist eine Rechtsverordnung nach Stellungnahme des Conseil d'Etat für bestimmte 
lokale gemischtwirtschaftliche Gesellschaften erforderlich; siehe oben Einleitung zu A. 
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g. Aufsicht 

Das Gesetz vom 7. Juli 1983 hat die stiindige Verwaltungsaufsicht über lokale gemischt­
wirtschaftliche Gesellschaften durch den Staatsbeauftragten (commissaire du gouver­
nement) aufgehoben. Die Beschlüsse ihrer Organe, d. h. also des Verwaltungs- oder 
Aufsichtsrats oder ihrer. Generalversammlung, sind binnen 14 Tage nach ihrer Ver­
abschiedung dem Priifekten zuzuleiten (Art. 6). Ist der Priifekt der Ansicht, daB ein 
BeschluB der lokalen gemischtwirtschaftlichen Gesellschaft die finanzielle Last einer 
oder mehrerer beteiligter Gebietskiirperschaften in erheblicher Weise erhôhen kann, 
kann er ihn innerhalb eines Monats dem regionalen Rechnungshof vorlegen. Diese 
Vorlage verpflichtet das beschluBfassende Organ der lokalen gemischtwirtschaftlichen 
Gesellschaft zugleich, den BeschluB nochmals zu überprüfen. Der regionale Rechnungs­
hof nimmt binnen einem Monat Stellung. Diese Stellungnahme ist dem Priifekten, der 
lokalen gernischtwirtschaftlichen Gesellschaft und den Riiten der beteiligten Gebiets­
kiirperschaften zuzuleiten. 

h. Die Beziehungen zwischen Gebietskôrperschaft und lokaler gemischtwirt­
schaftlicher Gesellschaft 

(1) Die Beziehungen zwischen Gebietskiirperschaft und lokaler gernischtwirtschaftlicher 
Gesellschaft sind in einer Vereinbarung zu regeln. Diese Vereinbarung rnuB gemiiB 
Art. 5 des Gesetzes vom 7. Juli 1983 zwingend Angaben enthalten über: 

den Gegenstand der Vereinbarung, Dauer und Verliingerungsbedingungen, 
die Voraussetzungen der einseitigen Beendigung seitens der Gebietskôrperschaft 
und die eventuelle Entschiidigung der Gesellschaft, 
die Pflichten der Parteien oder die Hôhe ihrer finanziellen Beteiligung, sowie, 
grundsiitzlich, aile finanziellen Beziehungen zwischen den Parteien, 
die Einnahmen der lokalen gernischtwirtschaftlichen Gesellschaft; leisten die 
Gesellschafter Entgelte, ist deren Hôhe zu vereinbaren; erhebt die lokale 
gernischtwirtschaftliche Gesellschaft Gebühren beirn Benutzer, ist das Verfahren 
zur Festsetzung und Ânderung ihrer Hôhe zu regeln, 
die Konventionalstrafen für den Ausfall der lokalen gemischtwirtschaftlichen 
Gesellschaft oder für den Fall der Schlechterfüllung der Vereinbarung. 

(2) Die Gebietskôrperschaften sind rnehrheitlich an der Leitung der lokalen gemischt­
wirtschaftlichen Gesellschaft beteiligt. 

Über die Mehrheit der ôffentlichen Gesellschafter im Verwaltungs- bzw. Aufsichtsrat 
hinaus schreibt das Gesetz vom 7. Juli 1983 vor, daB jede beteiligte Gebietskôrperschaft 
oder ôffentlich-rechtliche Einrichtung rnindestens einen Vertreter in den Verwaltungs­
bzw. Aufsichtsrat entsendet. Scheitert diese Entsendung an handelsrechtlichen Bestim­
rnungen oder bedeutete dies, daB diese Organe rnehr ais 18 Mitglieder ziihlten, ist eine 
Versarnrnlung der Vertreter der Gebietskôrperschaften zu bilden, die ihre gerneinsarne 
Vertretung in den Verwaltungs- bzw. Aufsichtsrat entsendet. 

(3) Die Gebietskôrperschaften sind über die Tiitigkeit der lokalen gemischtwirtschaft­
lichen Gesellschaft zu informieren. 
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Jede Gebietskôrperschaft nimmt mindestens einmal jiihrlich zu dem schriftlichen Bericht 
ihres Vertreters im Verwaltungs- bzw. Aufsichtsrat der lokalen gemischtwirtschaftlichen 
Gesellschaft Stellung. Erbringt eine Gebietskôrperschaft eine Bürgschaft für Darlehen 
der lokalen gemischtwirtschaftlichen Gesellschaft oder übernimmt sie Schuldscheine, 
ohne am Kapital beteiligt zu sein, wird diese Gebietskôrperschaft im Verwaltungs- bzw. 
Aufsichtsrat durch einen Sonderbeauftragten vertreten; dieser Sonderbeauftragte dient 
zu ihrer Information (Art. 9). 

2. Die Beteiligung nichtfranzôsischer Gebietskôrperschaften an franzôsischen 
lokalen gemischtwirtschaftlichen Gesellschaften 

Art. 132 des Gesetzes vom 6. Februar 1992 hat zwei weitere Absiitze in Art. 1 des 
Gesetzes vom 7. Juli 1983 eingefügt: 

"(4) Vorbehaltlich einer vorherigen Vereinbarung zwischen den beteiligten Staalen dürfen aus­
liindische Gebielskôrperschaften sich am Stammkapital lokaler gemischtwirtschaftlicher Gesell­
schaften beteiligen, deren Zweck es ist, Gemeindienste im gemeinsamen Inleresse zu erbringen. 
Diese vorherige Vereinbarung mufl Reziprozitiitsbedingungen zugunsten franzôsischer Gebiels­
kôrperschaflen enthalten. 

(5) Ausliindische Gebietskôrperschaflen, die am Stammkapital lokaler gemischlwirtschaftlicher 
Gesellschaften beteiligt sind, sind nicht den Kôrperschaflen oder deren Verbiinden ( .. .  ), die über 
die Hiilfte des Stammkapilals der lokalen gemischtwirtschaftlichen Gesellschaften und der Stimmen 
in ihren Leitungsorganen verfügen, zuzurechnen." 

Diese Bestimmungen wurden auf Anregung des Senats eingefügt. Ausgangspunkt waren 
die parlamentarischen Beratungen von 1989 über die lokale Fôrderung der Wirtschaft 
durch die Gebietskôrperschaften60• Der Senat hatte damais der Beteiligung ausliindi­
scher Gebietskôrperschaften am Stammkapital franzôsischer lokaler gemischtwirt­
schaftlicher Gesellschaften unter zwei Bedingungen zugestimmt: 

Zweck der lokalen gemischtwirtschaftlichen Gesellschaften sollte sein, einen 
Gemeindienst im gemeinsamen Interesse zu erbringen; 
eine vorherige Vereinbarung zwischen den beteiligten Staaten sollte die Rezi­
prozitiit zugunsten franzôsischer Gebietskôrperschaften vorsehen. 

Der Berichterstatter des Rechtsausschusses des Senats, Herr Paul Graziani, hat die Kon­
tinuitiit zwischen dem SenatsbeschluB von 1989 und dern Ânderungsantrag des Senats, 
der dern neuen Art. 132 des Gesetzes vorn 6. Februar 1992 zugrunde liegt, ausdrücklich 
hervorgehoben61• Dieser Ânderungsantrag wurde mit Zustirnmung der Regierung am 
3. Juli 1991 vom Senat eingebracht. Die Nationalversammlung übernahrn ihn ohne 
weitere Beratung. 

Art. 132 des Gesetzes vom 6. Februar 1992 gibt AnlaB zu drei Anrnerkungen, und zwar 
über 

60 Gesetzentwurf vom 23. Mai 1989 (Doc. S Nr. 320-88/89), der am 25 . .  Oktober 1989 vom Senat 
gebilligt wurde, dann jedoch nicht mehr au[ die Tagesordnung der Nationalversammlung zu einer ersten 
Lesung gelangte. Dieser Regierungsentwurf vom 23. Mai 1989 ist infolge des für Legislaturperioden 
geltenden Diskontinuitiitsprinzips seit Miirz 1993 hinfiillig. 

61 Bericht Nr. 358, S. 230. 
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die Natur der vorherigen zwischenstaatlichen Vereinbarung, 
die Tragweite des Reziprozitiitserfordernisses und 
das Erfordernis der Mehrheit franzôsischer Gebietskôrperschaften am Stamm­
kapital der lokalen gemischtwirtschaftlichen Gesellschaft und den Stimmen ihrer 
Leihmgsorgane; 

diese Anmerkungen stehen notwendigerweise unter dem Vorbehalt des Inhalts der 

Durchführungsverordnung zu diesem Artikel. 

a. Die Natur der vorherigen zwischenstaatlichen Vereinbarung 

Eine eventuelle Beteiligung ausliindischer Gebietskôrperschaften an lokalen gemischt­
wirtschaftlichen Gesellschaften nach franzôsischem Recht setzt eine vorherige 
zwischenstaatliche Vereinbarung voraus. Diese Voraussetzung erinnert an die Erkliirung 
( eigentlich Vorbehalt) Frankreichs anliiBlich seines Beitritts zum Madrider Übereinkom­
men am 10. November 198262• 

Wie sehen solche vorherigen zwischenstaatlichen Vereinbarungen aus? Handelt es sich 
um Rahmenvereinbarungen oder genügen Vereinbarungen im Einzelfall? Auch wenn 
insoweit eine Konkretisierung durch die Durchführungsverordnung zu erwarten ist, kann 
hier auf die hôchst pragmatische Einstellung der franzôsischen Regierung im Zusam­
menhang mit dem Madrider Übereinkommen Bezug genommen werden: 

In der Theorie wiire eine Rahmenvereinbarung notwendig, in der Praxis ist nicht auszu­
schlieBen, daB sich Frankreich mit executive agreements im Einzelfall zufriedengibt. 

Die Praxis im Raum Saar-Lor liefert keinen einschliigigen Priizedenzfall. Zwar lieBe 
sich die Schaffung des Interregionalen Parlamentarier-Rats oder die Gründung eines 
gemeinsamen Organs des Regionalrats von Lothringen und der Regierung des Saar­
landes ais lokale grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Sinne des Madrider Über­
einkommens ansehen: Dann hiitte der Konvention vom 17. Februar 1986 über die 
Schaffung des Interregionalen Parlamentarier-Rats und der gemeinsamen Erkliirung 
vom 14. Juni 1991 ein deutsch-franzôsisches Abkommen gemiiB des franzôsischen 
Vorbehalts vorangestellt werden müssen. Bekanntlich wurde davon abgesehen, und in 
beiden Fiillen hat die franzôsische Rechtsaufsichtsbehôrde lediglich Einwendungen 
erhoben, ohne die entsprechenden Beschlüsse der Region Lothringen vor dem Ver­
waltungsgericht anzufechten. Dieses Verhalten der franzôsischen Exekutive liiBt si ch nur 
damit erklaren, daB beide Vereinbarungen von 1986 und 1991, aus welchen Gründen 
auch immer, nicht in den Geltungsbereich des Madrider Übereinkommens fallen63• 

62 Diese Erkliirung lautet: ,AnliiBlich der Unterschrift dieses Übereinkommens erkliirt die Regierung 
der franzôsischen Republik gemiiB Art. 3 Abs. 2 des Übereinkommens, daB sie seine Anwendung an die 
Bedingung des Abschlusses zwischenstaatlicher Vereinbarungen knüpft.", Dekret vom 6. Juni 1984 über die 
Verôffentlichung des Madrider Übereinkommens, J.O. 9. Juni 1984, S. 802. Au[ die vôlkerrechtliche 
Zuliissigkeit eines solchen Vorbehalts ist hier nicht niiher einzugehen. 

63 Die franzôsische Regierung hatte ursprünglich unter Hinweis au[ das Madrider Übereinkommen die 
Bildung des Interregionalen Parlamentarier-Rats miBbilligt. Damais habe ich in einem Gutachten für die 
Region Lothringen insbesondere darauf hingewiesen, daB sowohl von deutscher ais auch von 
luxemburgischer Seite die Konventionspartner, die Priisidenten des Landtages Rheinland-Pfalz, des 
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Dagegen gibt es einen einschliigigen Priizedenzfall zwischen der Region Franche-Comté 
und mehreren schweizerischen Kantonen. Auf eine parlamentarische Anfrage des 
Abgeordneten Marc Dolez am 5. Dezember 1988 über die gemiiB dem Vorbehalt zum 
Madrider Übereinkommen abgeschlossenen bilateralen Vereinbarungen hat der AuBen­
minister am 3. April 1989 geantwortet64, daB ,,( . . .  ) anliiB!ich der Unterzeichnung des 
Übereinkommens am 10. November 1982 Frankreich erkliirt hat, daB es die Anwendung 
des Übereinkommens an die Bedingung des Abschlusses zwischenstaatlicher Verein­
barungen knüpft. Es hat diese Erkliirung bei der Hinterlegung des Ratifikationsdoku­
ments bestiitigt. Bis zum heutigen Tag wurden zwei internationale Vereinbarungen zur 
Durchführung grenzüberschreitender Kooperation zwischen franzôsischen und schweize­
rischen Kôrperschaften abgeschlossen. Es handelt sich einerseits um die Arbeitsgemein­
schaft JURA (Mai 1985), die die Region Franche-Comté und die schweizerischen 
Kantone Jura, Bern, Vaud und Neuchatel betrifft, sowie andererseits um den Rat des 
Genfer Sees (Juni 1987), der die départements Ain und Haute-Savoie und die Kantone 
Vaud, Valis und Genf zusammenschlieBt." Es ist allerdings wohlbekannt, daB, zumindest 
im Fall der ARGE füRA, AuBemninister Roland Dumas in einem Schreiben vom 1 1 .  
Juni 1985 an  den Priisidenten des Conseil régional Edgar Faure mitgeteilt hat, daB das 
Ministerium seine Zustimmung zur Unterzeichnung des Gründungsaktes erteilt, und 
gleichzeitig angekündigt hat, daB die Frage der notwendigen zwischenstaatlichen 
Vereinbarung zur effektiven Durchführung der Gründung durch Notenaustausch vom 
selben Tag zwischen beiden Regierungen erledigt wird. 

b. Die Tragweite des Reziprozitâtserfordemisses 

Der neue Absatz 4 des Art. 1 des Gesetzes vom 7. Juli 1983 schreibt Reziprozitiits­
bedingungen zugunsten franzôsischer Gebietskôrperschaften vor. Diese Klausel soli 
offensichtlich sicherstellen, daB den franzôsischen Gebietskôrperschaften Môglichkeiten 
eingerâumt werden, wie sie Art. 132 ausliindischen Gebietskôrperschaften erôffnet. 

( 1 )  Reziprozitiit im Sinne von Art. 132 zwischen zwei Staaten, etwa Deutschland und 
Frankreich, hinsichtlich der Teilnahme von Gebietskôrperschaften an lokalen gemischt­
wirtschaftlichen Gesellschaften bzw. privatrechtlichen Untemehmen des jeweiligen 
Partnerlandes, an· denen die Mehrheit der Anteile Gebietskôrperschaften gehôren, setzt 
demnach voraus, daB vier Bedingungen erfüllt sind: 

1. - Die Rechtsordnung des einen Landes, Frankreich, lâBt die Beteiligung von 
Gebietskôrperschaften des anderen Landes, Deutschland, an franzôsischen 
lokalen gemischtwirtschaftlichen Gesellschaften zu. 

2. - Die Rechtsordnung des anderen Landes, Deutschland, ôffnet sich derart, 
daB eine Beteiligung seiner Gebietskôrperschaften an lokalen gemischt­
wirtschaftlichen Gesellschaften, die gegebenenfalls unter strenger 

Landtages des Saarlandes und der Abgeordnetenkammer des GroBherzogtums Luxemburg, ihrer ver­
fassungsrechtlichen Stellung nach keinerlei Zustiindigkeit zur Eingehung internationaler Verpflichtungen für 
ihre Staaten haben; dafür hiitten der GroBherzog von Luxemburg und die Ministerpriisidenten des Saar­
landes und des Landes Rheinland-Pfalz beteiligt werden müssen. Infolgedessen ist der Interregionale Parla­
mentarier-Rat ais .Parlamentarierclub" anzusehen und nicht etwa eine Einrichtung der lokalen grenzüber­
schreitenden Kooperation im Sinne des Madrider Übereinkommens. Diese Analyse scheint, implizit, von 
der franzôsischen Regierung akzeptiert worden· zu sein, insoweit niimlich die Existenz des Interregionalen 
Parlamentarier-Rats im AnschluB an das Gutachten nicht wieder infrage gestellt wurde. 

64 J.O. Questions A.N. Nr. 14 vom 3. April 1989, S. 536. 
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Verwaltungs-und Finanzaufsicht des Partnerlandes, Frankreich, stehen, 
môglich wird. 

3. - Die Rechtsordnung des anderen Landes, Deutschland, liiBt die Beteiligung 
von Gebietskôrperschaften des Partnerlandes, Frankreich, an deutschen 
lokalen ôffentlichen Unternehmen zu. 

4. - Die Rechtsordnung des Partnerlandes, Frankreich, ôffnet sich derart, daB 
eine Beteiligung seiner Gebietskôrperschaften an lokalen Unternehmen, 
die gegebenenfalls unter strenger Verwaltungs- und Finanzaufsicht des 
anderen Landes, Deutschland, stehen, môglich wird. 

Art. 132 des Gesetzes vom 6. Februar 1992 liefert für Frankreich eine positive Antwort 
zu den Bedingungen 1 und 4. Die Erfüllung der ersten Bedingung ergibt sich unmittel­
bar aus dem Gesetzestext, die Erfüllung der vierten Bedingung konkludent °aus dersel­
ben Bestimmung: Soll die Reziprozitiitsklausel in dieser Bestimmung einen Sinn haben, 
impliziert sie zumindest, daB der franzôsische Gesetzgeber seinen Gebietskôrperschaften 
das Recht zur Minderheitsbeteiligung an ausliindischen privatrechtlichen Unternehrnen, 
an denen die Mehrheit der Anteile Gebietskôrperschaften gehôrt, zugesteht65 sowie, 
daB sich das anwendbare Recht nach dem Recht des jeweiligen Sitzstaates und infolge­
dessen nach der Mehrheit der beteiligten Gebietskôrperschaften richtet. 

Selbst wenn das deutsche Recht eine Minderheitsbeteiligung ausliindischer Gebiets­
kôrperschaften an Kapital und Leitungsorganen deutscher privatrechtlicher Unter­
nehmen, an denen die Mehrheit der Anteile Gebietskôrperschaften gehôrt, zuliiBt (siehe 
oben 2. Bedingung), wiire wahrscheinlich eine gesetzliche Regelung in Anwendung des 
Art. 24 Abs. la GG notwendig, die entsprechende Unternehmen ais grenznachbar-

65 An dieser Stelle kann, IDangels einschliigiger Regelungen, keine abschlieflende Darstellung des 
Verfahrens, insbesondere zur Beschluflfassung der Gebietskôrperschaften über den Beitritt zu ausliindischen 
lokalen UnternehIDen, erlolgen. Es ist durchaus môglich, daJ3 die noch zu verkündende Durchführungsver­
ordnung diesbezüglich einige Konkrelisierungen enthiilt. · 
In Anbetracht der Risiken, die für die Gebietskôrperschaften mit einer Beteiligung an einer geIDischtwirt­
schaftlichen Gesellschaft verbunden sind, und die sowohl die Lehre ais auch der Rechnungshof wiederholt 
betont haben, ist zu erwarten, daJ3 die Anforderungen für eine Beteiligung an ausliindischen lokalen 
Unternehmen nicht geringer sein werden ais für die Beteiligung an nationalen lokalen geIDischtwirtschaftli­
chen Gesellschaften. 
In seinem Bericht für das Jahr 1984 lorderte der Rechnungshof eine klare Regelung der gegenseitigen 
Verpnichtungen der Gebictskôrperschaften und der lokalen gemischtwirtschaftlichen Gesellschaften, 
insbesondere über die finanziellen Implikationen zu Lasten der Gebietskôrperschaften. 
lm innerfranzôsischen Rahmen findet die Freiheit der Gebietskôrperschaften, sich an einer lokalen 
gemischtwirtschaftlichen Gesellschaft zu beteiligen (der BeschluJ3 über die Beteiligung ist VOID Zeitpunkt 
seiner Übermitùung an den Priifekten ais Rechtsaufsichtsbehôrde an· rechtskriiftig), einen Ausgleich in der 
weitentwickelten behôrdlichen Kontrolle des Handelns der lokalen gemischtwirtschaftlichen Gesellschaft. 
Da es schwer vorstellbar erscheinl, daJ3 dem franzôsischen Priifekten oder dem Rechnungshof entsprechen­
de Kontrollmôglichkeiten über ausliindische lokale UntemehIDen, an denen sich franzôsische Gebietskôrper­
scbaften beteiligen kônnten, eingeriiuIDt werden, wird die Kontrolle wahrscheinlich auf den BeschluJ3 zur 
Beteiligung vorverlagert werden. Diese l(ontrolle kônnte z. B. die Form einer ZustiIDmung durch Dekret 
nach Stellungnahme des Conseil d'Etat analog des Verfahrens für die Beteiligung von Gebietskôrper­
schaften an wirtschaftlichen Interessenvereinigungen oder lokalen geIDischtwirtschaftlichen Gesellschaften, 
die keine Allgemeininteressen im engeren Sinne verlolgen, annehmen. Eine blofle VorabgenehIDigung durch 
den Priifekten kônnte eine etwas leichtere Variante darstellen. 
An dieser Stelle ist aUerdings nochIDals daran zu erinnem, dall erst die Durchfübrungsdekret zu Art. 132 
des Gesetzes VOID 6. Februar 1992 Klarheit schaffen wird; gegebenenfalls wird zur Regelung dieser Frage 

· auf eine zwischenstaatliche Vereinbiirung zurückgegriffen werden IDÜssen. 
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schaftliche Einrichtungen deklariert, um Kontrollmôglichkeiten der Aufsichtsbehôrden 
der Partnergebietskôrperschaften zu erôffnen; ais Alternative kiime auch eine Regelung 
in einem vôlkerrechtlichen Instrument zwischen Frankreich und dem Saarland bzw. 
zwischen Frankreich und der Bundesrepublik Deutschland in Betracht. 

(2) Mu.B sich die Reziprozitiit aus einer Vereinbarung ergeben oder liif3t sie sich auch 
durch konvergierende einseitige Ma.Bnahmen erreichen, so dal3 sich die in Art. 132 
vorgesehene vorherige zwischenstaatliche Vereinbarung auf eine deklaratorische 
Feststellung reduzieren kann? 

Der Wortlaut des Art. 132 deutet auf den ersten Teil der Alternative, niimlich eine 
Vereinbarung der Reziprozitiit in einem zwischenstaatlichen Instrnment, hin. Auf den 
môglichen Vereinbarungspartner Frankreichs (das Saarland oder die Bundesrepublik 
Deutschland?) ist hier nicht niiher einzugehen, da die der Entscheidung zugrundeliegen­
den rechtspolitischen Erwiigungen nicht Gegenstand dieses Gutachtens sein kônnen. 

Wird jedoch an eine rasche Gründung lokaler Unternehmen ais Trâger konkreter 
Projekte der regionalen grenzüberschreitenden Zusammenarbeit66 gedacht, ist ange­
sichts der bekannten Dauer von Verhandlungen über zwischenstaatliche Vereinbarungen 
über schnellere Wege zur Bilduttg lokaler gemischtwirtschaftlicher Gesellschaften 
nachzudenken. In Anbetracht der sich andeutenden franzôsischen Praxis erscheint die 
einseitige Erfüllung der Reziprozitiit im Vorfeld eines auf das Minimum reduzierten 
vôlkerrechtlichen Instruments ein gangbarer Weg. Ein dreistufiges Verfahren kônnte in 
diesem Sinne schnelle Abhilfe schaffen: 

1. Stufe: Ausarbeitung eines Iandesverfassungsrechtlichen oder gesetzlichen 
Instrumentariums folgenden Inhalts: 

1 - In Anwendung des Art. 24 Abs. la GG Anerkennung franzôsischer 
lokaler gemischtwirtschaftlicher Gesellschatten oder saarliindischer pri­
vatrechtlicher Unternehmen, an denen die Mehrheit der Anteile Gebiets­
kôrperschaften gehôrt, mit jeweils minderheitlich beteiligten Gebiets­
kôrperschaften des Partnerlandes ais grenznachbarschaftliche Ein­
richtungen. 

2 - Anerkennung der Fiihigkeit des Landes oder saarliindischer Gebiets­
kôrperschaften, sich an franzôsischen lokalen gernischtwirtschaftlichen 
Gesellschaften gem. Art. 132 des Gesetzes vom 6. Februar 1992 zu 
beteiligen. Regelung der Voraussetzungen dieser Beteiligung, d. h. der 
vorzubehaltenden Rechte des Landes oder der saarliindischen Gebiets­
kôrperschaften gegenüber den Iokalen gemischtwirtschaftlichen Gesell­
schaften und gegebenenfalls der saarliindischen Rechnungsprüfungsbehôr­
den bzw. des Rechnungshofs. 

3 - Ausdrückliche Zulassung einer Beteiligung franzôsischer Gebietskôr­
perschaften an saarliindischen privatrechtlichen Unternehmen, an denen 
die Mehrheit der Anteile saarliindisch;,n Gebietskôrperschaften bzw. dem 

:1 ' 

66 Diese Eventualitât ist prima facie für die Endphase des Projektes .Logistisches Dienstleistungszen-
trum Saarbrücken - St. Avold" nicht auszuschlieBen. · ,.  ' 
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2. Stufe: 

3. Stufe: 

7 1  

Land gehôrt. ln diesern Fall rnüssen den franzôsischen· Gebietskôrper­
schaften bzw. ihren Rechtsaufsichtsbehôrden gegen diese Unternehrnen 
entsprechende Rechte eingeriiurnt werden. Dies bedeutet eine Ôffnung 
der Rechtsordnung, die durch Art. 24 Abs. 1a  GG errnôglicht wird. 

Notenwechsel zwischen dern Saarland und Frankreich, der das Vorliegen 
der Reziprozitiit feststellt. Dieser Notenwechsel kann ais votherige zwi­
schenstaatliche Vereinbarung irn Sinne von Art. 132 des Gesetzes vorn 
6. Februar 1992 angesehen werden. 

Gründung der lokalen gemischtwirtschaftlichen Gesellschaften bzw. 
Beitritt der Gebietskôrperschaft des Partnerlandes zu einem bereits 
existierenden Unternehmen, an dem die Mehrheit der Anteile Gebiets­
kôrperschaften gehôrt. 

c. Das Mehrheitserfordernis 

Der franzôsische Gesetzgeber hat in Art. 132 des Gesetzes vom 6. Februar 1992 sicher­
gestellt, daB die franzôsischen Gebietskôrperschaften und ihre Verbiinde über mehr ais 
die Halfte der Anteile am Stammkapital der lokalen gemischtwirtschaftlichen Gesell­
schaften und der Stimmen in ihren Leitungsorganen verfügen. Dies bedeutet, daB die 
Lage der beteiligten ausliindischen Gebietskôrperschaften in diesen Gesellschaften eher 
derjenigen priva ter Anteilseigner ais derjenigen der franzôsischen Gebietskôrperschaften 
entspricht. Das Gesetz schreibt damit ein systematisches Ungleichgewicht zugunsten der 
franzôsischen und zu Lasten der ausliindischen Gebietskôrperschaften fest. 

Der Umstand, daB im Reziprozitiitsfall franzôsische Gebietskôrperschaften minderheit­
lich an lokalen Unternehmen des Partnerlandes beteiligt wiiren, bietet nur einen 
theoretischen Ausgleich. Eine der Grundtendenzen der grenzüberschreitenden Koope­
ration ist gerade die Suche nach Verfahren und Mechanismen, die eine einseitige 
Aufgabe von Entscheidungsbefugnissen zugunsten von Partnern eines anderen Staates 
vermeidet. Die einzige Ausnahme von dieser ungeschriebenen Regel in diesem Bereich 
bildet die EWIV; die Akzeptanz der EWIV-Lôsung liegt indessen weniger in ihrem · 
europiiischen Charakter (der ohnehin durch die subsidiare Anwendung national en 
Rechts stark zu relativieren ist) ais in der Freiheit der Mitglieder bei der Gestaltung der 
Satzung. Diese Freiheit liiBt die Vereinbarung von Entscheidungsmechanismen zu, die 
eine Majorisierung eines der Partner oder aller Partner aus einem bestimmten Staat 
vermeidet. Hinzu kornmt, daB die EWIV in det Regel nicht Gebietskôrperschaften, 
sondern juristische Einheiten mit wirtschaftlicher Zielsetzung vereinigt, so daB eine 
môgliche Beeintriichtigung der verfassungsrechtlich verbürgten Selbstverwaltungsgaran-
tie eine weitaus geringere Rolle spielt. 

· · 

Das Mehrheitserfordernis scheint also insgesamt gegen einen Rückgriff auf die lokalen 
gemischtwirtschaftlichen Gesellschaften ais Instrument der regionalen grenzüberschrei­
tenden Zusammenarbeit zu sprechen, vor allem, wenn der Gegenstand des Unter­
nehmens zwar wirtschaftlicher Art ist, zugleich aber vorwiegend der Befriedigung eines 
wesentlichen Grundbedürfnisses der lokalen Gemeinschaft client. Beachtliche psycholo­
gische und politische Gründe môgen in . diesen Fiillen a priori der Unterwerfung einer 
solchen Aufgabe unter .Fremdherrschaft" entgegenstehen. Bevor jedoch der Rückgriff 
auf lokale gemischtwirtschaftliche Gesellschaften vôllig ausgeschlossen wird, sollte 
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überprüft werden, inwiefern sich das Mehrheitserfordernis nicht entschiirfen liel3e, 
indem bei der Ausgestaltung der Entscheidungsverfahren der Gesellschaft Mechanismen 
der Sperrminoritiit zur Wahrung der lnteressen der minderheitsbeteiligten ausliindischen 
Gebietskôrperschaften eingebaut werden. Eine solche Korrektur kônnte die lokale 
gemischtwirtschaftliche Gesellschaft zu einem durchaus brauchbaren Instrument der 
regionalen grenzüberschreitenden Zusammenarbeit machen. lm gleichen Sinn sollten 
auch, wie oben [b. (2)] ausgeführt, Kontrollbefugnisse zugunsten der Aufsichtsbehôrden 
des Minderheitspartners vorgesehen werden, die sich weitgehend nach den im nationa­
Jen Recht geltenden entsprechenden Regelungen richten. 

d. Die Durchführungsverordnung 

Alle Ausführungen zu Art. 132 des Gesetzes vom 6. Februar 1992 sind vorbehaltlich der 
noch zu verkündenden Durchführungsverordnung zu Art. 132 zu verstehen. Erst nach 
ihrer Verkündung kann eine endgültige Strategie zur Ausnutzung der durch die Neurege­
lung eroffneten Moglichkeiten gegebenenf alls durch die betroffenen Bundesliinder 
(Saar/and, Rheinland-Pfalz und Baden-Würtemberg) entwickelt und durchgeführt werden. 

C. Die ôffentliche Interessenvereinigung (groupement d'intérêt public = GIP) 

Die ôffentliche Interessenvereinigung (GIP) ist eine neue Art juristischer Personen des 
franzôsischen Rechts, deren Schaffung 1980-81 in einer Studie des Conseil d'Etat für die 
franzôsische Regierung ernpfohlen wurde. Der Conseil d'Etat befürwortete darin eine 
neue juristische Person des offentlichen Rechts mit dem Ziel der befristeten Übernahme 
von Tiitigkeiten wissenschaftlicher, erzieherischer, kultureller oder sozialer Art oder gar 
von Einrichtungen in gemeinsamem Interesse ais Fortführung der eigenen Aufgaben 
oder des Gesellschaftszwecks ihrer Mitglieder; neben der Mehrheit - bestehend aus 
juristischen Personen des ôffentlichen Rechts - sollten auch Personen des Privatrechts 
Mitglieder sein kônnen. Diese Empfehlung liegt der Bestimmung des Art. 21 des 
Gesetzes Nr. 82-610 vom 15. Juli 1982 (J.O. 16. Juli S. 2270) über die Fôrderung der 
Wissenschaft, der Technologie und der Forschung zugrunde: 
Gesetz vom 15: Juli 1981, Art. 2167: 

"1. Ôffentliche Interessenvereinigungen mit Rechtsfiihigkeit und Haushaltsautonomie kônnen 
zwischen mehreren der Forschung und der technologischen Entwicklung gewidmeten 
ôffentlich-rechtlichen Einrichtungen oder zwischen einer oder mehreren solchen zusammen 
mit einer oder mehreren juristischen Personen des ôffentlichen Rechts oder des privaten 
Rechts mit dem Ziel zeitbefristeter gemeinsamer Tàtigkeiten auf dem Gebiet der For­
schung bzw. der technologischen Entwicklung oder der Verwaltung dafür notwendiger 
gemeinsamer Einrichtungen errichtet werden. 

2. Die ôffentliche Interessenvereinigung darf Gewinne weder erzielen noch verteilen. Sie 
kann ohne Stammkapital gegründet werden. Die Rechte der Mitglieder dürfen nicht in 
verkehrsfàhigen Anteilen verkôrpert sein. Abweichende Vereinbarungen sind null und 
nichtig." 

3. Die Personen des ôffentlichen Rechts, die staatlichen Untemehmen und die juristischen 
Personen des privaten Rechts, die einen Gemeindienst wahmehmen, müssen zusammen 

67 Originaltext: siehe Dokumentenanhang, Nr. VI.A. 

68 Vgl. Art. 3 und Art. 16 des Gesetzes Nr. 89-377 vom 13. Juni 1989 über die Europiiische wirt­
schaftliche Interessenvereinigung (siehe die Übersetzung im Anhang des Gutachtens), Nr. 1. 
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über die Mchrheit der Stimmen in der Mitgliederversammlung der Vereinigung und in 
dem von ihr gewiihltcn Verwaltungsral verfügen. 

4. Der von dcm Vcrwaltungsrat bestellle Leiter der Vereinigung führl die laufenden Ge­
schiifte der Vcreinigung nach Weisung des Rates und dessen Vorsilzenden. Nach aullen 
vertritt der Leiler- die Vereinigung im Rahmen ihrer Zielsetzung. 

5. Ein Staatsbeauflragler wird der Vereinigung beigestetlt. 
6. Die Gründungsvereinbarung bedarf der Zustimmung der Behôrde, die die Bekanntma­

chung gewiihrleistel. Die Vereinbarung regelt die Beleiligungsmodalitiiten der Mitgtieder 
und die Haftung für Verbindtichkeiten der Vereinigung. Sie regelt insbesondere die 
Zurverfügungstetlung von Persona! durch die Mitgtieder, die es lragen. 

7.  Der Rcchnungshof prüft die ôffcntliche Interessenvereinigung gemâB Art. 6bis des Ge­
setzes Nr. 67-483 vom 22. Juni 1967. 

8. Eine juristische Persan kaon in eine ôffentliche lnteressenvereinigung umgewandell 
werden, ohne daB cine Auflôsung oder Bildung einer neuen juristischen Persan erforder­
lich isl." 

Ohgleich der Conseil d'Etat in seinem 1983 verôffentlichten Jahresbericht69 mit Nach­
druck den Wunsch geiiuBert hat, daB die Hauptmerkmale der Vereinigung und die 
Bedingungen ihrer Gründung durch die juristischen Personen des ôffentlichen Rechts 
gesetzlich geregelt werden, fehlt bislang ein Rahmengesetz für die verschiedenen 
ôffentlichen Interessenvereinigungen. 

Den verfassungsrechtlichen Vorgaben für ôffentlich-rechtliche Einrichtungen entspre­
chend ohliegt es dem Gesetzgeber, neue Arten ôffentlicher Interessenvereinigungen Zll 
schaffen, wiihrend der Verordnungsgeber deren Ausgestaltung regelt und ihre Gründung 
im Einzelfall vornimmt. Nach einigem anfiinglichen Zôgern sind mittlerweile eine 
Vielzahl ôffentlicher Interessenvereinigungen gegründet worden in den verschiedensten 
Bereichen des Hochschulwesens, der Fortbildung, der Jugend- und Sportfôrderung, der 
Raumordnung usw. In der Regel verweisen die Gesetze global auf Art. 21 des Gesetzes 
vom 15. Juli 1982. Gelegentlich wird aber auch auf. diesen Verweis verzichtet. So hat 
das Gesetz vom 6. Februar 1982 (sog. Loi }axe/Marchand) einerseits eine neue ôffentli­
che Interessenvereinigung gebildet, das Institut des collectivités territoriales et des 
services publics locaux (Art. 53), andererseits eine neue Gattung ôffentlicher lnteressen­
vereinigungen geschaffen: die ôffentliche Interessenvereinigung für die grenzüber­
schreitende Zusammenarbeit franzôsischer Kôrperschaften mit territorialen Kôrper­
schaften der Mitgliedstaaten der Europiiischen Gemeinschaften (Art. 133). 

Ungeachtet des fehlenden Rahmengesetzes werden zuniichst die wesentlichen Elemente 
der seit 1982 gegründeten ôffentlichen lnteressenvereinigungen unter Hervorhebung der 
Parallelen, die sich mit den Regelungen für die EWIV, Vereine und ôffentliche Ein­
richtungen ergeben, dargestellt; sodann wird auf die neue ôffentliche Interessenver­
einigung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit territorialer Kôrperschaften 
eingegangen. 

1 .  Allgemeine Merkmale der .ôffentlichen Interessenvereinigung 

a) Die ôffentliche lnteressenvereinigung: ein Kooperationsinstrument 

Die ôffentliche Interessenvereinigung ist für die Kooperation zwischen Partnern vor­
wiegend ôffentlich-rechtlicher Natur das Pendant zur EWIV für die Zusammenarbeit 

69 EDCE Nr. 34 (1982-83), S. 169. 
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zwischen Partnern mit wirtschaftlicher Tiitigkeit, die sich vorwiegend zwischen Personen 
des Privatrechts abspielt. Eine ôffentliche Interessenvereinigung verfolgt ein vom 
Gesetzgeber bestimmtes und vom Verordnungsgeber priizisiertes Ziel. Zur Verfolgung 
dieses Ziels bündelt die ôffentliche Interessenvereinigung für eine bestimmte Zeit die 
Tiitigkeiten der betroffenen ôffentlich-rechtlichen Personen, gegebenenfalls auch der 
weiteren Personen des Privatrechts. Jede ôffentliche Interessenvereinigung wird durch 
einen Gründungsvertrag zwischen ihren Mitgliedern gebildet. 

Das Gesetz vom 15. Juni 1982 war primiir auf die Forschung und die technologische 
Entwicklung gerichtet; die Hauptbeteiligten der ôffentlichen Interessenvereinigung 
waren dementsprechend ôffentliche Forschungseinrichtungen und Hochschulen. Diese 
doppelte Beschriinkung, einerseits hinsichtlich des Ziels, andererseits hinsichtlich der in 
Betracht kommenden ôffentlich-rechtlichen Personen, wurde im Laufe eines Jahrzehntes 
aufgegeben. Die ôffentliche Interessenvereinigung steht nun allen und nicht nur den auf 
Wissenschaft und Forschung gerichteten juristischen Personen des ôffentlichen Rechts 
ais Kooperationsinstrument offen. Das Ziel ist ebenfalls nicht rnehr auf die wissen­
schaftliche Forschung beschriinkt. Der Gesetzgeber hat die ôffentliche Interessenver­
einigung vielmehr als flexibles Instrument zur Wahrnehmung solcher Tiitigkeiten 
ausgestaltet, die einerseits nicht über juristische Personen des Privatrechts, andererseits 
nicht auBerhalb der Sphiire des Verwaltungsrechts erledigt werden sollen; schlieBlich 
wurde die ôffentliche Interessenvereinigung für eine Zusammenarbeit mit Partnern 
auBerhalb der franzôsischen Verwaltung gezielt geôffnet - ursprünglich franzôsischen 
Partnem des privaten Sektors, seit der Regelung des Art. 133 des Gesetzes vom 6. 
Februar 1992 auch territorialen Kôrperschaften der Mitgliedstaaten der Europiiischen 
Gemeinschaften. 

Um einen Eindruck von den vielfiiltigen Einsatzmôglichkeiten zu gewinnen, genügt ein 
kurzer Überblick über einige seit Anfang der neunziger Jahre neu gegründete ôffentli­
che Interessenvereinigungen bzw. deren Zielsetzung: 

Rechtsberatung und juristischer Beistand für Bedürftige (Conseils départemen­
taux de l'aide juridique: Gesetz vom 10. Juli 1991 und Verordnung vom 19. 
Dezember 1991); 
Gründung von Vereinigungen für geologische Untersuchungen über die Lagerung 
radioak-tiver Abfiille mit hohem Risikopotential und für die Errichtung ent­
sprechender Untertagelaboratorien (Gesetz vom 10. Dezember 1991 über die 
Verwaltung radioaktiver Abfiille); 
Errichtung eines EDV-gestützten Netzes zur ErschlieBung juristischer lnformatio­
nen auf den Gebieten des EG-, des Volker- und des ausliindischen Rechts 
(Centre Droit et Media, ErlaB vom 21. Mai 1992); 
Fôrderung, Evaluierung und Koordinierung der Aids-Forschung (Agence 
Nationale de Recherche sur le SIDA, ErlaB vom 1 .  Juli 1992); 
Fôrderung und Koordinierung der Initiativen der franzôsischen Sozialversiche­
rungstriiger im Bereich des Arbeitsschutzes und der Arbeitsmedizin im 
europiiischen Raum (Eurogip, ErlaB vom 28. November 1991); 
Vereinigungen ôffentlicher Schulen, Hochschulen, Gebietskôrperschaften und 
sonstiger juristischer Personen des ôffentlichen und des Privatrechts zur gemein­
samen Wahrnehmung von Fortbildungsaufgaben und der Bereitstellung ent­
sprechender Einrichtungen und Dienste (Rechtsverordnung vom 26. Miirz 1992); 
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Institut des collectivités territoriales et des services publics locaux (Art. 53 des 
Gesetzes vom 6. Februar 1992)7°; 
Die Fôrderung des Tourismus (Gesetz vom 13. Juli 1992, Art. 30); 
Entwicklungshilfe und internationale Zusammenarbeit im Bereich der Arbeit und 
der beruflichen Aushildung (Gesetz vom 31 .  Dezernber 1991 ,  Art. 50); 
EDV-gestütztes Management der Universitaten und Hochschulen (ErlaB vom 
22. Januar 1992); 

Auffiillig ist, daB die Mitgliedschaft in der offentlichen Interessenvereinigung weitge­
hend juristischen Personen des offentlichen Rechts vorbehalten ist und die Beteiligung 
juristischer Personen des Privatrechts doch nur eine untergeordnete Rolle spielt. Die 
Symmetrie zur EWIV ist unübersehbar: Wiihrend die EWIV den wirtschaftlichen 
Interessen ihrer Mitglieder dient, mit der Folge, daB sie ein bevorzugtes Instrument der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit zwischen meistens privatrechtlich organisierten 
Operatoren des wirtschaftlichen Lebens ist, ohne eine Beteiligung offentlicher Unter­
nehmen oder auch offentlicher oder halbôffentlicher wissenschaftlicher Einrichtungen 
(Stiftungen, Universitiiten, Forschungseinrichtungen) auszuschlieBen, bietet die offentli­
che Interessenvereinigung ein Instrument der Kooperation zwischen juristischen Perso­
nen des offentlichen Rechts unter eventueller Beteiligung juristischer Personen des 
Privatrechts; die untergeordnete Rolle letzterer ergibt sich nicht zuletzt daraus, daB das 
Ziel dieser Kooperation nicht wirtschaftlicher Art, sondern auf das Wohl der Allgemein-
heit gerichtet ist. 

· 

Ein weiteres und in der Verwaltungspraxis wahrscheinlich noch wichtigeres Charak­
teristikum. der offentlichen Interessenvereinigung !Îegt in der sehr dichten Kontrolle der 
staatlichen Behôrden. Diese Kontrolle nimmt zwei Formen an: 

Einerseits, obwohl die Gründung einer offentlichen Interessenvereinigung auf 
einem Vertrag zwischen ihren Mitgliedern beruht (was dieser Einrichtung eine 
unverkennbare Flexibilitât verleiht âhnlich den Gesellschaften oder Vereinen des 
Privatrechts), unterliegt dieser Vertrag der Genehmigung durch diejenige staatli­
che Behôrde, die für die Bekanntmachung zustândig ist, in der Regel entweder 
der Minister oder der am Sitz der Vereinigung zustiindige Prâfekt. 

Andererseits, obwohl die offentliche Interessenvereinigung eine selbstiindige 
juristische Person ist, unterliegt ihre Tâtigkeit der sehr umfassenden Kontrolle 

70 .Art. 53. - Ein Institut der territorialen Kôrperschaften und lokalen Gemeindienste wird ais 
ôffentliche Interessenvereinigung zwischen dem Staal, den Gebietskôrperschaften und sonstigen juristischen 
Personen des ôffentlichen und privaten Rechts errichtet. Ihm wird Rechtsfâhigkeit und Haushaltsautonomie 
verliehen .  

Das Institut ( ... ) untersucht und erforscht Aufbau, Finanzierung und Aufgaben der Gebietskôrper­
schaften und Jokalen Gemeindienste. 

Die Bestimmungen des Art. 21 des Geset�s Nr. 82-610 vom 15. Juli 1982 über die Fôrderung der 
Wissenschaft, der Technologie und der Forschung gelten für die durch diesen Artikel geschaffene Ver­
einigung entsprechend. 

. Das Institut ( ... ) wird durch einen Verwaltungsrat verwaltet, dem Vertret.er d.er Nationalversamm­
lting und .des Sénat; der franzôsischen Abgeordneten çlcs Europa-Parlaments, Vertreter der Gebietskôrper­
schaften, Vertreter weiterer juristischer Personen des ô[fentlichen und des privaten Rechts, Vertreter 
lokaler Beamter .sowie. andere qualifizierte Persônlichkeitèn, insbesondere von Hochschulen und von 
Verbraucherschutzorganisationen, angehôren." 
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durch den Staat mittels des Staatsbeauftragten (commissaire du gouvernement), 
der der Vereinigung beigestellt ist, sowie der Kontrolle des Rechnungshofes, dem 
ais unabhangigem Beratungs- und Kontrollorgan mit gerichtsahnlicher Ausgestal­
tung sowohl die retrospektive ôffentliche Rechnungsprüfung ais aurh die Kon­
trolle der Wirtschaftlichkeit obliegt71• 

b. Weitere Elemente 

Wie bereits erwahnt, fehlt das vom Conseil d'Etat befürwortete Rahmengesetz für die 
ôffentliche Interessenvereinigung. Aus den verschiedenen Einzelgesetzen und Verord­
nungen Jassen sich jedoch folgende Konstanten erkennen72• 

(1)  Die Rechtspersônlichkeit 

Die ôffentliche Interessenvereinigung erwirbt die Rechtspersônlichkeit vom Zeitpunkt 
der Bekanntmachung des Genehrnigungsbescheids über ihren Gründungsvertrag an. 
Diese Genehmigung ist von den aufsichtsbefugten Behôrden jedes Mitglieds der ôffent­
lichen Interessenvereinigung zu unterzeichnen. Die Bekanntmachung der Genehmigung 
ist durch Art. 2 des Dekrets vom Marz 1983 geregelt: .Im Journal officiel sind der 
Genehmigungsbescheid sowie Auszüge aus dem Gründungsvertrag zu verôffentlichen, 
insbesondere: die Bezeichnung und der Zweck der Vereinigung, die Namen ihrer 
Mitglieder, der Sitz der Vereinigung und die Vertragsdauer, ... ". 

Die Gründung einer ôffentlichen Interessenvereinigung und ihre behôrdliche Genehrni­
gung weist also, etwa im Vergleich mit der Eintragung einer EWIV in das Handels­
register, einen hôheren Grad an Forrnalismus auf. 

(2) Vertragsdauer 

Wie die EWIV verbindet die ôffentliche lnteressenvereinigung ihre Mitglieder nur für 
eine bestimmte Dauer. Ursprünglich war eine kürzere Dauer ais für die EWIV, etwa 
5 Jahre, üblich. Mittlerweile ist eine deutliche Verlangerung zu verzeichnen; nach An­
gaben des Hauslialtsrninisters auf eine parlamentarische Anfrage im Sénat von 1987 ist 

71 Gesetz vom 22. Juni 1967, Art. 1: .(Der Rechnungshol) prült die OrdnungsmâBigkeit der ôllentli­
chen Einnahmen und Ausgaben und vergewissert sich zugleich, daJl die von den staatlicben Dienststellen 
und ( ... ) den sonstigen juristischen Personen des ôllenllichen Rechts verwalteten Ausgabeermiichtigungen, 
Geld- und Sachwerte gut verwendet worden sind". 

Der Rechnungshol prült auch die Recbnungen und die Führung der ôllentlicben Unternehmen, der 
ôllentlich-rechllichen Wirtschaftseinrichtungen des Staates, der gemischtwirtschalt1ichen Gesellschalten und 
der Aktiengesellschalten mil mehrheitlicber Beteiligung des Staates oder einer juristischen Person des 
ôlfentlichen Rechts. Er kontrolliert die Sozialversicherungstriiger. 

72 Ais wichtigste Darstellung zur ôllenllichen Interessenvereinigung sind die Einzelbeitrâge·von Yves 
Gégout in der Encyclopédie Dalloz des Sociétés (Stichwort: Groupements d'intérêt. public) zu nennen. 
Speziellere Beitrâge lielern: C. Bréchon-Moulènes, Commentaire de la loi du 15 juillet. 1982, AJDA 1983, 
S. 232; Y.-L. Gégout, Réflexions sur la nécessité du. vote d'une loi générale sur les groupements d'intérêt. 
public, LPA 25.1.1988, S. 4; ders., Comment.aire du. décret du 14 janvier 1988, LPA 13.5.1988, S. 16; D. 
Lamethe, Les groupements d'intérêt public, CJEG 1984, S. 169; Nguyen Quoc Vinh, Groupements d'intérêt 
public, Jurisclasseur administratif, Helt 163; F. Benoît-Rohmer, Les groupements d'intérêt. public, une 
nouvelle catégorie de personnés publiques, AJDA 1 986, S. 663; dies., L'avenir des groupements d'intérêt 
public, invitation à une réforme législative, AJDA 1992, S. 99. 
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von einer Zeitspanne von 5 bis 15 Jahren auszugehen. M itglieder des Parlaments 
erwiigen sogar eine unheschriinkte Dauer, vorhehaltlich abweichender Vereinbarungen 
im Gründungsvertrag73• 

(3) Stammkapital 

GemiiB Art. 21 des Gesetzes vom 1 5. Juli 1 982 kann die êiffentliche Interessenver­
einigung ohne Stammkapital gegründet werden. Tatsiichlich werden jedoch nahezu aile 
êiffentlichen lntere!\senvereinigungen mit einem Stammkapital ausgestattet, nach dern 
sich das Stimmenverhiiltnis in der Mitgliederversammlung und die Haftung der Mit­
glieder richtet. Das Fehlen eines Stammkapitals bei den êiffentlichen Interessenver­
einigungen für die Verwaltung gemeinsamer Einrichtungen der ,,Poste" und der 
,,France-Télécom" gemii.H Art. 33 des Gesetzes Nr. 90-568 vom 2. Juli 1 990 wird ais eine 
durch die Beteiligung von nur zwei Mitgliedern begründete Ausnahme angesehen. 

(4) Organe 

ln der Mehrheit der Fiille findet sich in der êiffentlichen Interessenvereinigung die Trias 
der Absii.tze 3 und 4 des Art. 21 des Gesetzes vom 1 5. Juli 1982, niimlich: die Mit­
gliederversammlung, ein von i hr gewiihlter Verwaltungsrat und ein von dem Verwal­
tungsrat bestellter Leiter der Vereinigung. 

Die Entscheidungen in der Mitgl iederversamrnlung werden mit der absoluten Mehrheit 
der Stimmen gefaBt, d.h., das Risiko einer Majorisierung der privatrechtlichen Mit­
glieder einer êiffentlichen Interessenvereinigung ist theoretisch nicht auszuschlieBen. 
Allerdings besteht dieses Risiko nur in den Fiillen, in denen die êiffentliche Interessen­
vereinigung Aufgaben wahrnirnmt, die über die reine Ausführung von Entscheidungen, 
z.B. die Entscheidungen eines Lenkungsausschusses, die die Hauptmitglieder der 
êiffentlichen Interessenvereinigung einstimmig fassen, hinausgehen. lm übrigen ist die 
Aufnahme von Sperrminoritii.tsregeln in den Gründungsvertrag oder in die Geschii.fts­
ordnung oder gar die Einstimrnigkeit für bestimmte Entscheidungen nicht ausgeschlos­
sen74. Es ist also denkbar, daB im Falle der Beteiligung ausliindischer territorialer 
Kêirperschaften an einer êiff entlichen Interessenvereinigung entsprechende Mechanismen 
zum Schutz der auslii.ndischen M i tglieder im Gründungsvertrag vorgesehen werden 
kêinnen. 

Der Verwaltungsrat trifft die Entscheidungeri, die nicht der Mitgl iederversammlung 
vorbehalten sind. Seinem Vorsitzenden obliegt die Aufgahe der Einherufung und 
Leitung der Sitzungen. 

Der Leiter der Vereinigung führt die Geschii.fte der Vereinigung gemiiB der Weisung 
des Verwaltungsrates und seines Vorsitzenden. Er vertritt die Vereinigung im AuBen­
verhii.ltnis. · 

73 J.O. Débats Sénat, 27.5. 1 9R7, S. 1 960. 

74 Vgl. Gégout in: E11cyc/opédic Dalloz, Drnit des Sociétés, RdNr. 1 1 CJ. 
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(5) Rechtsnatur der ôffentlichen Interessenvereinigung 

Mit Ausnahme des Gesetzes vom 26. Januar 1 984 hat sich der Gesetzgeher hisher jeder 
Aussage über die Rechtsnatur der ôffentlichen Interessenvereinigung enthalten. Flir die 
überwiegende Lehre75 wie für den Conseil d'Etat16 steht die iiffentlich-rechtliche 
Natur au13er Zweifel mit ail den damit verbundenen Konsequenzen für die Rechts­
stellung der Bediensteten, die Rechtsnatur der Vertriige mit Dritten, den Ausschlu13 der 
Zwangsvollstreckung in das Vermiigen und vor allem die Zuweisung zur Verwaltungs­
gerichtsbarkeit. 

(6) Besteuerung der ôffentlichen Interessenvereinigung 

Eine iiffentliche Interessenvereinigung darf in der Regel keine Gewinne erwirtschaften; 
Überschüsse am Ende des Haushaltsjahres sind auf das niichste Haushaltsjahr zu 
übertragen. Dennoch hat Art. 75 des Gesetzes Nr. 83-1179 vom 29. Dezember 1983 die 
Besteuerung der ôffentlichen Interessenvereinigung des Art. 21 des Gesetzes vom 
15.  Juli 1982 geregelt, und zwar in einer Weise, die für aile ôffentlichen Interessen­
vereinigungen gilt, die unter Bezug auf Art. 21 gegründet worden sind. Die ôffentliche 
Interessenvereinigung ist danach im materiellrechtlichen Bereich der direkten Steuer 
nicht steuerpflichtig; wie für die EWIV wurde für die ôffentliche Interessenvereinigung 
das Transparenzprinzip gewiihlt, nach dem das Ergebnis der Tiitigkeit bei den Mit­
gliedern besteuert Viird, sei es ais Einkommensteuer, sei es ais Kôrperschaftsteuer. 

c. Vergleich der ôffentlichen Interessenvereinigung mit alternativen Instrumenten 

(1)  Die Vereine verfügen im Vergleich zu ôffentlichen Interessenvereinigungen über 
eine grô13ere Selbstverwaltung. Sie unterstehen grundsiitzlich keiner Aufsicht; ihre 
Vertriige unterliegen keinen behôrdlichen Vorbehalten. Lediglich die Prüfung der 
bestimmungsmiifügen und wirtschaftlichen Verwaltung und Verwendung ôffentlicher 
Zuwendungen ist denkbar. 

An dieser Stelle ist nochmals daran zu erinnern, da13 der Zugriff ôffentlich-rechtlicher 
Personen auf dieVereinsform in Frankreich derart hiiufig ist, da13 er vom Rechnungshof 
ais unzuliissige Ausgliederung der Verwaltung gerügt wird, es sei denn, eine un­
abwendbare Notwendigkeit rechtfertigt ihn. Ôffentliche Interessenvereinigungen sind 
dagegen unbedenkliche Ausgliederungen, da ihre Finanz- und Rechtslage klarer und 
über das Institut des Staatsbeauftragten eine effiziente interne Kontrolle gegeben ist. 
Demgegenüber ist die Dauer eines Vereins nicht von vornherein beschriinkt und seine 
Verwaltung wesentlich einfacher. 

75 In ihrem Aufsatz von 1992 (AIDA 1992, 99 (106)) zitiert Benoît-Rohmer ais einzige Mindermeinung 
den Beitrag von Nguyen Quoc Vinh im Jurisc/asse11r administratif. Hinzuzufügen ist, daB Nguyen Quoc 
Vinh die Rechtsnatur an die Mehrheit der Mitglieder koppelt: Dieses Kriterium führt in der überwiegenden 
Mehrheit der Fiille zur Anerkennung der ôffentlich-rechtlichen Natur. 

76 Siehe die eingangs zitierte Studie des Conseil d'Etat (C., Einleitung) oder seine Stellungnahme vom 
15. Oktober 1985: "Il y a lieu d'admettre en conséquence que les GIP forment une catégorie de personnes 
morales de droit public ( ... )" (EDCE Nr. 37 [1986], S. 89). In diesem Sinne auch der Bericht des Abgeord­
neten Trémège im Namen des Finanz ausschusses der Nationalversammlung über die Fôrderung des 
Mâzenatentums, Nr. 836, 1 986-1987. 
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(2) lm Vergleich zur EWIV ist die offentliche lnteressenvereinigung, die wie sie üher 
die Rechtspersiinlichkeit verfügt, weniger flexihel. Mit Ausnahme der EWIV mit 
mehrheitlicher Beteiligung des Staates oder weiterer juristischer Personen des offent­
lichen Rechts, die infolgedessen einer weiten Kontrolle des Rechnungshofes unterliegt, 
lastet auf der offentlichen lnteressenvereinigung eine vergleichsweise wesentlich stiir­
kere 'taatliche Kontrolle: Praventivkontrolle durch den Staatsbeauftragten, retrospektive 
Kontrolle des Rechnungshofes. 

Beide Instrumente ahneln sich in dreierlei Hinsicht: 
- zuniichst in der Geschlossenheit des Mitgliederkreises: Die Abtretung der Mitglied­
schaft in der EWIV , ganz oder teilweise - erfordert immer die Zustimmung der Mit­
gesellschafter. ln der offentlichen Interessenvereinigung signalisert das Verbot der 
Verkiirperung der Rechte der Mitglieder in verkehrsfiihigen Anteilen die Rolle des 
intuitu personae im Gründungsvertrag; 
- ferner darin, daB sowohl die EWIV als auch die offentliche Interessenvereinigung 
nicht den Zweck haben kiinnen, Gewinne für sich selbst zu erzielen. Die zuliissige 
Gewinnerzielungsabsicht ist für die EWIV Nehenzweck und mittelbar. Bei der offentli­
chen Interessenvereinigung muB der Haushalt ausgeglichen sein; etwaige Einnahmeüber­
schüsse sind auf das folgende Rechungsjahr zu übertragen. Übersteigen die Ausgahen 
eines Rechnungsjahres die Einnahmen, hat der Verwaltungsrat üher die Übertragung 
des negativen Saldos auf das folgende Rechnungsjahr zu beschlieBen; 
- schlieBlich in steuerlicher Hinsicht in der Geltung desselben Transparenzprinzips fiir 
die offentliche lnteressenvereinigung wie fiir die EWIV: Die Ertriige werden ais Ertriige 
der Mitglieder besteuert. 

Der wesentliche Unterschied heider Intrumente liegt in der Haftungsregelung. Wiihrend 
die Mitglieder der EWIV unbeschrankt und gesamtschuldnerisch für deren Verhindlich­
keiten jeder Art haften (Art. 24 EWIV-VO), gilt für die iiffentliche Interessen­
vereinigung, daB der Gründungsvertrag die Haftung der Mitglieder für Verbindlichkei­
ten der Vereinigung regelt (vgl. Art. 21 des Gesetzes vorn 15. JÙli 1 982). Einige Grün­
dungsvertriige regeln dies dahingehend, daB die Mitglieder im AuBenverhaltnis nicht ais 
Gesamtschuldner verpflichtet sind und für die Schulden der Vereinigung im Verhiiltnis 
ihrer vertragsmiiBigeri Rechte haften. 

(3) Die iiffentliche Interessenvereinigung ahnelt am meisten den franzosischen offent­
Iich-rechtlichen Einrichtungen77• Führende Vertreter der Lehre, wie z.B. Chapus78 und 
Vedel/Delvolvé79, sind sogar der Ansicht, daB die Besonderheiten der offentlichen 
Interessenvereinigung · ihrer unmittelharen Zuordmmg zu den offentlich-rechtlichen 
Einrichtungen nicht entgegenstehen. In diesem Sinne ist zu hetonen, daB die 
verfassungsrniiBigen Regelungen der respektiven Zustiindigkeiten des Parlaments und 
der Exekutive zur Gründung · neuer iiffentlich-rechtlicher Einrichtungen oder neuer 
Gattungen iiffentlich-rechtlicher Einrichtungen gemiiB Art. 34 Franzosiche Verfassung 
auf die offentliche Interessenvereinigung voll übertragen worden sind. 

77 R. Chapus, Droit administratif, 5. Auri. l <J<>O, S. 1 90. 

78 R. Chapus, a.a.O. 

79 Vedcl/Delvolvé, Droit ad111i11istratif, 12. Auri. l 'l'l2, Rd. 2, S. 653. 
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Nichtsdestoweniger bieten die éiffentlichen Interessenvereinigungen im Vergleich zu den 
êiffentlich-rechtlichen Einrichtungen wesentliche Yorteile: 

eine hêihere Flexibilitiit bei der Gründung, insoweit sie auf einem Vertrag 
beruhen (allerdings ist sie durch den behêirdlichen Genehmigungsvorhehalt 
abgeschwiicht); 
Freiheit in der Ausgestaltung der Organisation und inneren Funktionsweise durch 
den Gründungsvertrag (allerdings wiederum abgeschwiicht durch die Praxis der 
M ustervertriige); 
Wahlrnêiglichkeit zwischen einer privatrechtlichen oder êiffentlich-rechtlichen 
Buchführung. 

Benoît-Rohmer ist daher in ihrer Ansicht zuzustirnrnen, nach der .,das Institut der 
êiffentlichen Interessenvereinigung aufgrund seiner juristischen Ausgestaltung ( . . .  ) ihm 
die Vorteile der Flexibilitiit verleiht, ohne jedoch eine Überprivatisierung des 
Verwaltungshandelns herbeizuführen"80• 

Es ist also nicht verwunderlich, daB sich die éiffentliche Interessenvereinigung derzeit 
groBer Beliebtheit erfreut. Einige Stirnrnen sehen sogar die Mêiglichkeit einer 
Parallelentwicklung nach dern Vorbild der Entwicklung von der franzôsischen 
wirtschaftlichen Interessenvereinigung zur EWIV: Die Bildung europiiischer éiffentlicher 
Interessenvereinigungen als Triiger der Zusarnrnenarbeit zwischen êiffentlichen Personen 
aus Mitgliedstaaten der EG sei unerliiBlich81• Die Schaffung der êiffentlichen 
Interessenvereinigung für die grenzüberschreitende Kooperation durch das Gesetz vorn 
6. Februar 1992 ist Ausdruck derselben positiven Bewertung dieses neuen 
Verwaltungsinstrurnents. 

2. Der Einsatz der ôffentlichen lnteressenvereinigung irn 
grenzüberschreitenden Bereich 

Art. 133. - Nach Absatz 1 des Artikels 21 des Gesetzes Nr. 82-610 vorn 15. Juli 
1982 über die Fêirderung der Wissenschaft, der Technologie und der Forschung 
werden die vier folgenden Absiitze eingefügt: 

,Darüberhinaus kônnen ôffentliche Jnteressenvereinigungen auch gegründet werden: 

,- um wâhrend einer bestimmten Dauer Tiitigkeiten auszuüben, die zur Ausarbeitung und 
Umsetzung abgestimmter Politikcn der sozialen Entwicklung der Stiidte beitragen; 

.- oder um wiihrend einer bestimmten Dauer aile erforderlichen Mallnahmen für Projekte 
und Programme der inforregionalen und grenzüberschreitenden Zusammenarbeit unter 
Beteiligung territorialer Kôrperschaften der Mitgliedstaaten der Europiiischen 
Wirtschaflsgemeinschaft zu erarbeilen und ihre U msetzung gemeinsam zu verwalten. 

,Die territorialen Kôrperschaften der Mitgliedstaalen der Europiiischen 
Wirtschaftsgemeinschaft kônnen sich an den in den drei vordercn Absiitzen genannlen 
ôffentlichen Jnteressenvereinigungen beteiligen." 

ao Benoît-Rohmer, AIDA 1992, S. 99ff. (105]. 

81 Jacques Chérèque, Raumordnungsminister a.D., zitierl nach: Le Monde vom 14. Januar 1991. 
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Diese Bestimmungen wurden zu einem verspiiteten Zeitpunkt im Gesetzgebungsver­
fahren aufgenommen, niimlich wiihrend der auBerordentlichen Sitzungsperiode im 
Januar 1 992 im Rahmen der erneuten Lesung iil der Nationalversammlung, die nach 
dem Scheitern der Bemühungen des Vermittlungsausschusses stattfand. 

Es wiire allerdings vorschnell, von dem verspiiteten Einbringen auf ein Desinteresse der 
franzôsischen Exekutive an diesem neuen Instrument zu schlieBen. Der Bericht des 
Beauftragten der Regierung für die auswiirtigen Befugnisse der territorialen 
Kôrperschaften von 1992 rückt dies ins richtige Licht82: 

"Das Ministerium für Stiidtc- und Raumordnung hat in der le12ten Lesung in der 
Nationalversammlung einen Abiinderungsantrag. auf Anregung der DATAR eingebracht, der die 
Zustiindigkeit der ôffentlichen Interessenvereinigung au[ die grenzüberschreitende und 
interregionalc Zusammenarbeit im Rahmen der Europiiischen Gemeinschaft und auch au[ die 
soziale EntwickJung der Stiidte ausdehnt. ( ... ) In jedem Fall ist die Annahme dieses 
Ahiinderungsantrags zu hcgrüllen, der so eine neue Môglichkeit für die dewntralisierte 
grenzüberschreitende oder innergemeinschafùiche Zusammenarbeit schafft. Diese Technik sollte 
insbesondere, so zumindest der Wunsch der Urheber, die Auszahlung der europiiischen Gelder 
vom Typ .Interreg" an die Projekttriiger erleichtern und so im Rahmen des franzôsischen Rechts 
eine gangbare Lôsung zur Frage des grenzüberschreitenden Projekttriigers liefern, vorausgesel2t, 
den ausliindischen Kôrperschaften wird eine iihnliche Môglichkeit eingeriiuml und sie haben den 
Willen, sich an einer Einrichtung des franzôsischen Rechts zu beteiligen. Die DATAR hat zu Recht 
au[ die Dringlichkeit dieses Problemkn;ises hingewiesen." 

Der Abgordnete, der diesen Abiinderungsantrag sozusagen im Auftrag der Exekutive 
eingebracht hat83, hat den Gegenstand des Art. 133 relativ begrenzt; trotzdem betrifft 
er eine der Kernfragen dieses Gutachtens: Art. 133 soli eine Rechtsstruktur schaffen, 
die ais Empfiinger von EWG-Krediten im Rahmen der ,,sozialen stiidtischen Entwick­
lung" und der .interregionalen und grenzüberschreitenden Politiken" dienen kann. 

Der so definierte Zweck greift zweifelsohne zwei Merkmale der ôffentlichen Interessen­
vereinigung auf, niimlich den vertraglichen Charakter ihrer Gründung und die begrenzte 
Dauer ihres Bestehens. 

· 

Diese neue ôffentliche Interessenvereinigung birgt nichtsdestoweniger einige theore­
tische Schwierigkeiten: Die gewiihlte Kooperationsform ist eine Form des ôffentlichen 
Rechts mit der Folge, daB ausliindische Kôrperschaften, die sich an einer solchen 
ôffentlichen Interessenvereinigung beteiligen, in den Bereich des franzôsischen Ver­
waltungsrechts geraten. Da andererseits Art. 133 keine ausdrückliche Reziprozitiits­
formel enthiilt, waren Zweifel an der Effizienz dieser Bestimmung berechtigt. Ich habe 
selbst in einem ersten Komrrientar zum Loi Joxe/ Marchand betont, daB Art. 133 Gefahr 
laufe, nur begrenzte Wirkung zu haben. Diese Vorausage beruhte implizit auf dem 
Gedanken, daB Art. 133 einen Bruch mit der Tradition des Territorialitiitsprinzip 
darstelle, der schwer denkbar sei. 

82 Hubert Perrot, Les nouvelles étapes de la coopération décentralisée, a.a.O., S. 5. 

83 Der Abânderungsantrag Nr. 327 des Abgeordneten Balligand ist im Bericht Pierret (Doc. A.N. Nr. 
2546) nicht erwâhnt. Er wurde jedoch im Plenum ais ein gemeinsamer Antrag des Abgeordneten Balligand 
und des Berichterstatters Pierre! behandelt und von ersterem in der ôffentlichen Sitzµng vom 22. Januar 
1992 verteidigt (J.O. Débats, Nr. 3 (2) A.N. (C.R.) vom 23. Januar). 
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Die Realitat sieht indessen anders aus. 

Die Auseinandersetzung mit der INTERREG-Problematik84 liiBt erkennen, daB für die 
Verwaltung von INTERREG-Geldern die Ôffnung der Rechtsordnungen bereits 
vollzogen ist, aber anders, ais man es sich gewôhnlich vorstellt: 

1. Die Verwaltung der INTERREG-Gelder zwingt dazu, den Rahmen der nationalen 
Rechtsordnung zu durchbrechen und neue Instrumente zur Verwaltung dieser Sub­
ventionen der Gemeinschaft zu entwickeln. Zwar sind die nationalen Behôrden mit dem 
Instrument der EG-Fonds seit langem bestens vertraut. Seit der Reform der Struktur­
fonds liegt aber eine ganz neue Anforderung vor, und zwar die Benennung einer 
einzigen Abwicklungsstelle pro grenzüberschreitendem Programm. 

2. Vor dieses neue Problem gestellt, ist die Versuchung groB, auf verfügbare Instru­
mente der nationalen Rechtsordnungen zurückzugreifen, noch bevor die genauen 
Aufgaben dieser Abwicklungsstelle vollstiindig erfafü worden sind. Die Schwierigkeiten, 
die die INTERREG 1-Umsetzung an fast allen EG-Grenzen gebracht hat, haben auch 
mit dieser Neigung zu tun. 

3. Gerade bei der Analyse der Aufgaben der Abwicklungsstellen für INTERREG­
Gelder (siehe unten 4. Kapitel) zeigt sich, daB sie in der Durchführung der Entscheidun­
gen der Begleitausschüsse weniger Spielraum haben, ais zunachst zu vermuten ist. Sie 
haben praktisch nur mit der tatsachlichen Abwicklung der EG-Subventionen zu tun. Die 
wesentlichen Entscheidungen bleiben dagegen in der Zustandigkeit der Begleitauschüs­
se, die zudem einstimmig entscheiden, wahrend die Abwicklungsstellen nur das Handeln 
der Partner koordinieren, ohne unmittelbar in die Rechte der Partner oder anderer 
juristischer oder natürlicher Personen einzugreifen. Die Frage nach der ôffentlich- oder 
privatrechtlichen Form verliert samit mangels echter AuBenwirkung an Brisanz. 

4. In dem MaBe, in dem die Frage der Rechtsform zweitrangig wird, gewinnt der 
Wiinsch der an INTERREG-Programmen beteiligten Partner an Bedeutung, eine 
wirtschaftlich optimale Verwaltung mit den Schutzmechanismen zu verbinden, die das 
Risiko des Eint:dtts des Haftungsfalls gemaB Art. 23 der Verordnung (EWG) Nr. 
4253/88 vom 19. Dezember 1988 minimieren. 

5. Aus franzôsischer Sicht bietet die Lôsung der ôffentlichen Interessenvereinigung 
einerseits eine gÎoBe Freiheit in der Ausgestaltung. Die Organisation in einer Form des 
ôffentlichen Rechts hat zwar andererseits den theoretischen Nachteil einer Unterwer­
fung einiger Beteiligter unter fremdes Verwaltungsrecht; sie liefert aber zugleich die 
Garantie einer unmittelbaren Kontrolle durch einen der Partner, der, gegebenfalls, für 
den richtigen Einsatz der EG-Mittel der Gemeinschaft gegenüber mitverantwortlich ist. 
Es ist in jedem Fall klar, daB für die Verwaltung von INTERREG-Mitteln ôffentliche 
Interessenvereinigungen eine Lôsung darstellen, die besser ist ais die direkte Abwick-

84 Au[ diese Problematik wird im niichsten Kapitel niiher einzugehen sein. 
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Jung durch die Priifekte der Region85 oder durch eine der beteiligten Gebietskôrper­
schaften oder durch eine Institution in privatrechtlicher Form. 

6. lm übrigen stellt sich die Frage nach dem Bruch des Territorialitiitsprinzips nicht 
mehr. Die Rechtsordnungen sind bereits geôffnet: Frankreich hat der Verwaltung der 
INTERREG-Gelder durch die SIKB zugestimmt; in anderen Grenzregionen verwalten 
die Priifekte der Region diese Mittel. 

So gesehen kann Art. 133 eine der erfolgversprechendsten Bestimmungen des Titels N 
des Gesetzes Joxe/ Marchand werden: Frankreich bietet er auf jeden Fall eine prima 
facie attraktive Lôsung für die finanzielle Abwicklung von INTERREG-Ge/dern. Die 
Frage bleiht nur, ob und inwieweit eine entsprechende Lôsung in Deutschland und in den 
anderen Mitgliedstaaten gefunden werden sol/. 

Das Durchführungsdekret zu Art. 133 wurde am 27. Miirz 1993 verkündet. Der Text 
weicht kaum von dem vorher zugiinglichen Entwurf ab. Obwoh/ der entsprechende 
Mustergründungsvertrag nicht mitveroffentlicht worden ist, liegt die Vermutung nahe, da/3 
er auch nicht wesentlich von dem im Dokumentenanhang (S. 59 bzw. 69) reproduzierten 
Text abweicht. 

Il. Art. 24 Abs. la GG 

1992 gelangte auch in Deutschland eine Initiative zur Fôrderung der regionalen grenz­
überschreitenden Zusammenarbeit zum Durchbruch: Mit Art. 24 Abs. la GG, durch das 
38. Ànderungsgesetz86 am 21. Dezernber 1992 in das Grundgesetz eingefügt, wird den 
Bundesliindern eine ,,regionale lntegrationsgewalt"87 verliehen: 

"Soweit die Llinder Hir die Ausübung der staatlichen Befugnisse und die Erfüllung der staatlichen 
Aufgaben zustiindig sind, kônnen sie mit Zustimmung der Bundesregierung Hobeitsrechte auf 
grenznachbarschaftliche Einrichtungen überlragen." 

Bekanntlich geht diese Regelung auf einen saarliindischen Ergiinzungsvorschlag in der 
Verfassungskornrnission des Bundesrates zurück, die eine erste Fassung in ihrern Bericht 
vorn 14. Mai 1992 vorlegte88• Die Bundesregierung übermihrn den Ergiinzungsvorschlag 

85 Die Erfahrung hal anscheinend bestiitigt, daJ3 die franzôsischen Regeln der ôffentlichen Buchführung 
so starr sind; daB Verzôgerungen und Hemmnisse unvermeidlic\l eintreten: ein Umstand, der regelmiiBig 
zur Verstimmung der ausliindischen Pa�tner führt. 

86 BGBI. 1 S. 2086. 

87 Rixecker: Grenzüberschreitende� Fôderalismus - eine Vision der deutschen Verfassungsreform zu 
Art. 24 Abs. 1 GG, in: Bohr (Hrsg.): Fôderalismus. Demokratische Struktur Hir Deutschland und Europa 
(1992), S. 209ff. 

88 Ais Àrt. 24 Abs. 4 Gû: .Soweit die Lander für die Gesetzgebung zustiindig sind, kônnen sie mit 
Zustimmung der Bundesregierung durch Gesetz l;loheitsrechte auf zwischenstaatliche oder interregionale 
Einrichtungen übertragen."; Unterrichtu.ng durch die Kommission Verfassungsreform des Bundesratcs, BR­
Drucksache 360/92 vom 14.5.1992; auch herausgegelien ais. Btindesrats-.Broschüre: Stiirkung des Fôderalis­
mus in Deutschland und Europa sowic weitere Vorschliige zur Ândenmg des Grundgesetzes. Bericht der 
Kommission Verfassungsreform des Bundesrates (1992). Mit dieser Regelung war der von der Kommission 
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aus der gemeinsamen Verfassungskommission in den Entwurf des Gesetzes zur Ande­
rung des Grundgesetzes vom 14. August 199289, allerdings in neuer Fassung, die nicht 
mehr geiindert wurde. Soweit ersichtlich90, wurde dieser Art. 24 Abs. la GG i m  
Gesetzgebungsverfahren nicht mehr grundsiitzlich in Frage gestellt. Er findet damil, 
wenngleich ais unabhiingige Regelung91, zusammen mit den Anderungen für die Ratifi­
kation des Vertrags von Maastricht und dem neuen Europa-Artikel (Staatszielbestim­
mung und Verankerung der Liinderrechte in Angelegenheiten der Europiiischen Union) 
Eingang in das Grundgesetz. 

A. Die Systematik des Art. 24 Abs. la GG 

Nach den verfügbaren Materialien beansprucht Art. 24. Abs. la GG eine doppelte 
sachliche Legitimationsgrundlage: Der Grundgesetzartikel zielt einerseits auf eine 
Stiirkung der Staatlichkeit der Bundesliinder angesichts der stetigen Verlagerung staatli­
cher Befugnisse und Aufgaben im europiiischen IntegrationsprozeB auf die niichsthèihere 
Ebene92• Andererseits soli Art. 24 Abs. la GG die verfassungsrechtlichen Vorausset­
zungen für eine verbesserte regionale grenzüberschreitende Zusammenarbeit durch 
rechtlich wirksamere Formen schaffen. lnsoweit standen in den Erliiuterungen 
wiederum zwei Gesichtspunkte im Vordergrund: Die Fèirderung einer effektiveren 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit aus "rein regionaler"93 Perspektive in Fort­
schreibung bisheriger Kooperation94, insbesondere aber die breitgefiicherten grenznach­
barschaftlichen Sachprobleme ais eigentliches Sachanliegen der Initiative95• Letztere 
sind nach den Gesetzentwürfen in Gestalt der "seit liingerem empfundenen praktischen 
Bedü rfnisse" die tragende Begründung der Grundgesetzergiinzung96• 

eingesetzte ArbeitsausschuJl 1 .Stiirkung des Fôderalismus in Deutschland und Europa" befaflt. 

89 BR-Drucksache 501/92 vom 14.8.1992. 

90 Vgl. die gleichlautenden, knappen Begründungen in BR-Drucksache 501/92, BT-Drucksache 
12/3338 (2.10.1992) sowie in Beschluflempfehlung und Bericht des Sonderausschusses .Europiiische Union 
(Vertrag von Maastricht)" (BT-Drucksache 12/3896 (1.12.1992)). 

91 BR-Drucksache 501/92. 

92 So eine der Begründungen der saarliindischen Initiative; vgl. den saarliindischen Vermerk zur Sitzung 
des Arbeitsausschusses 1 der Verfassungskommission des Bundesrates am 26. September 1991, Sitzungs­
niederschrift, S. 153; Cerner BR-Broschüre, Randnr. 16; deutlich insoweit auch Rixecker, S. 209. 

93 Vgl. den saarliindischen Vermerk, S. 135; BR-Broschüre, Rdnr. 16. 

94 Saarlândischer Vermerk, S. 135. 

95 Vgl. den saarliindischen Vermerk; dieser Ansatz wird auch bei Rixecker, S. 205 sehr deutlich. 

96 Siehe die gleichlautenden Begründungen in BR-Drucksache 501/92 und BT-Drucksache 12/3338: 
.Die im Grundgesetz bisher nicht vorgesehene Môglichkeit der Übertragung von Hoheitsrechten

. 
der 

Lander durch die Lânder im grenznachbarschaftlichen Raurn entspricht einem seit liingerem empfundenen 
praktischen Bedürfnis". 

· 

edc6 / mw3.txt 



85 

Der auf dieser Grundlage gesetzte Artikel 24 Abs. la GG enthalt eine verfassungs­
rechtliche Ermachtigung der Bundesli:inder zur ,,Übertragung von Hoheitsrechten auf 
grenznachbarschaftliche Einrichtungen". Sie gilt, ,,soweit die Lander für die Ausübung 
der staatlichen Befugnisse und die Erfüllung der staatlichen Aufgaben zustandig sine!", 
ist also materiell, in Anknüpfung an die Formel des Art. 30 GG und damit die all­
gemeine grunclgesetzliche Kompetenzverteilung zwischen Bund und Landern, 
begrenzt97• Sie ist ferner bedingt durch die ,,Zustimmung des Bundes"; der Bund hat 
sich damit, analog Art. 32 Abs. 3 GG, die Miiglichkeit einer praventiven Kontrolle zur 
Wahrung der gesamtstaatlichen Belange vorbehalten98• 

Diese bundesverfassungsrechtliche Ermachtigung gilt es, in den Landern ins Werk zu 
setzen. Landesintern - und insoweit auch Janderspezifisch - sind die Akteure zu bestim­
men. Zu denken ist an spezielle landesverfassungsrechtliche99, aber auch einfachgesetz­
liche Ermachtigungen, insbesondere kommunalrechtlicher Art, an die Gebietskiirper­
schaften und ihre Verbande100• Hier entstehen Fragen, deren Klarung nicht Aufgabe 
dieses Gutachtens bzw. des Gutachters sein kiinnen. 

Demgegenüber ergeben sich aus der vom Gutachter einzunehmenden spezifischen 
grenzüberschreitenden lothringisch/ saarlandischen - im weiteren deutsch/franziisischen -
Perspektive einige Anmerkungen zum Gehalt des Art. 24 Abs. la GG. 

B. Die ,,regionale Integrationsgewalt" ais Kooperationsinstrument 

Art. 24 Abs. la GG beschreibt die ,,regionale Integrationsgewalt" der Bundeslander in 
deutlicher Parallele zu Art. 24 Abs. 1 GG, allerdings mit einer Abweichung in der 
Qualifizierung der Einrichtungen, ais Erlaubnis zur ,,Übertragung von Hoheitsrechten 
auf grenznachbarschaftliche Einrichtungen". DaB diese Analogie nicht rein formater Art 
sein, sondern ,,die vorgestellte Integrationsgewalt der Bundeslander ( ... ) den Bahnen 
jener des Bundes"101 folgen soli, liegt nahe. 

Die regionale grenzüberschreitende Zusammenarbeit unterliegt indessen anderen 
Ausgangsbedingungen ais die zwischenstaatliche Kooperation im Sinne des Art. 24 
Abs. 1 GG. Dies führt zu einer differenzierten Beurteilung des - aus grenzüberschreiten­
der Perspektive sehr gro13zügigen � Entwurfs des Art. 24 Abs. la GG: 

97 Dies bedeutet eine Erweiterung gegenüber der uisprünglichen, in offensichtlicher Anlehnung an Art. 
32 Abs. 3 GG gewiihlten Fassung mit der materieUën Begrenzung nach Gesetzgebungszustiindigkeit der 
Lander; vgl. auf dieser Grundlage die Kommentierung von Rixecker, S. 210, 21 1 .  

98 Vgl. die Begründungen des Geselzentwurfs BR-Drucksache 501/92; BT-Drucksache 12/3338; ferner 
Rixecker, S. 211. Zu Art. 32 Abs. 3 GG vgl. BVerfGE 2, 347 (370] - Kehler Hafen. 

99 Vgl. die Hinweise von Rixecker, S. 210: 

• 100 Vgl. insoweil die Anderung des saarliindischen
.
Kommunalsclbstverwaltungsgeselzes vom 24. Miirz 

1 993 (dazu unten llI.B.). 

101 Rixecker, S. 210. 
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1. Die Übertragung von Hoheitsrechten in der regionalen grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit 

Wahrend die Begründung des Gesetzentwurfs insoweit sehr knapp gehalten ist'02, 
geben der Bericht der Verfassungskommission des Bundesrates vom 14. Mai 1992103, 
insbesondere aber der im ArbeitsausschuB 1 der Verfassungskommission des Bundes­
rates vorgelegte saarlandische Vermerk ein anschauliches Bild davon, was mit der 
.Übertragung von Hoheitsrechten" in der regionalen grenzüberschreitenden Koopera­
tion gemeint sein soli: Danach wurde beispielhaft aus dem Zustandigkeitsbereich der 
Lander gedacht an grenzüberschreitende 

unmittelbar verbiI1dliche Pliine auf dem Gebiet der Raumordnung (i. S. v. 
Landesentwicklungsprogrammen (§ 5 Abs. 1 Satz 1 1. Alternative BROG)) bzw. 
auf dem Gebiet der Fachplanung (Abfallentsorgungspliine (§ 6 BAbfG); Ab­
wasserbeseitigungsplane (§ 18a Abs. 3 WHG); Bauleitplane (§ 1 BauGB) in 
Verbindung mit § 203 Abs. 1 BauGB (abweichende Zustandigkeitsregelung); 
Landschaftsplanung (§§ 5ff. BNatSchG)); 
konkrete einseitige Regelungen auf dem Gebiet des Naturschutzes (Festsetzung 
von Schutzgebieten (§§ 12ff. BNatSchG)), der Subventionsvergabe (Subventions­
bescheide (insbesondere aufgrund EG-Recht)), des ôffentlichen Nahverkehrs/der 
Personenbefôrderung (Betriebsgenehmigungen (EG-Recht/ §§ 52, 53 PBefG) ), im 
schulischen oder Hochschulbereich (Zeugnisse, Diplome), etc. bis hin zu grenz­
überschreitenden polizeilichen MaBnahmen (grenzüberschreitende Bekampfung 
der Drogenkriminalitat, des organisierten Verbrechens und der Umweltkriminali­
tat); 
Satzungen etwa auf dem Gebiet der Abwasserbeseitigung (Benutzerordnungen 
von Abwasserbeseitigungseinrichtungen mit AnschluB- und Benutzungszwang 
(§ 18a WHG, § 50 FWG)) oder im Hochschulbereich (Studien- und Prüfungsord­
nungen) etc. 

So sehr diese Beispiele eine ,.Übertragung von Hoheitsrechten" veranschaulichen 
môgen, narnlich als eine Art ,,Delegation" hoheitlich zu erfüllender Aufgaben aus dem 
Zustandigkeitsbereich der Lander an eine die Landesgrenzen überschreitende Koopera­
tionsebene, so séhr fordern sie einige kritische Anmerkungen heraus. Sie wecken den 
Eindruck, daB für die Übertragung von Hoheitsrechten im Bereich der regionalen 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit .dingliche" Vorstellungen in neuer Variante 
zum Zuge kommen kônnen, ein Ansatz, der theoretisch nicht unbedenklich, vor allem 
aber praktisch irn Zweifel nicht sehr hilfreich sein dürfte: 

Das Bundesverfassungsgericht hat bekanntlich, voranstellend, daJ3 Art. 24 Abs. 1 GG 
insoweit .nicht wôrtlich genomrnen werden"104 kônne, die Aussage dieser Verfassungs-

102 Die Erliiuterungen in BR-Drucksache 501/92 bzw. BT-Drucksache 12/3338 verweisen insoweit 
lediglich auf ,Einrichtungen, die im regionalen grenznachbarschaftlichen Wirkungskreis zur Hoheitsrechts­
ausübung befugt sein sollten". 

103 Der Bericht, BR-Broschüre, Rdnr. 15, erwiihnt insoweit beispielhaft den Erlall von Benutzer­
ordnungen und die Erhebung von Gebühren auf dem Gebiet der Abfall- und Abwasserbeseitigung bzw. 
verweist allgemein auf die Môglichkeit der ,Setzung von unmittelbar geltendem Recht". 

104 BVerfGE 37, 271 (279] - Solange 1. 

edc6 / mw3.txt 



87 

norm in einer oft wiederkehrenden pragnanten Formulierung ais nicht eigentliche 
Übertragung von Hoheitsrechten, sondern Ôffnung der nationalen Rechtsordnung 
prazisiert und zwar ,,derart, daB der ausschlieBliche Herrschaftsanspruch der Bundes­
republik Deutschland im Geltungsbereich des Grundgesetzes zurückgenommen und der 
unmittelbaren Geltung und Anwendbarkeit eines Rechts aus anderer Quelle innerhalb 
des staatlichen Herrschaftsbereichs Raum gelassen wird."105 Damit ist klargestellt, daB 
die Begründung einer Durchgriffswirkung, d. h. einer Ôffnung der nationalen Rechts­
ordnung dergestalt, daB die fremde Hoheitsgewalt Einzelpersonen und Staatsorganen 
gegenüber unmittelbar verpflichtend und berechtigend wirkt, also unmittelbar gilt oder 
durchgreift, konstitutiver Bestandteil der ,,Übertragung von Hoheitsrechten" im Sinne 
des Art. 24 Abs. 1 GG ist. Sie ist nicht etwa, wie dies die Erliiuterungen zu Art. 24 
Abs. la GG, auch wenn sie typische Durchgriffsfalle des deutschen Rechts zitieren, 
nahelegen, eine Übergabe hoheitlicher Aufgaben und Befugnisse in Form und Inhalt, 
wie sie dem Übertragenden zur Verfügung stehen106: Diesem Verstandnis der Über­
tragung von Hoheitsrechten ais Ôffnung der Rechtsordrtung entspricht es, daB die durch 
gemeinsames Handeln der beteiligten Staaten geschaffene zwischenstaatliche Ein­
richtung im Sinne des Art. 24 Abs. 1 GG ais ein neuer Hoheitstriiger vorgestellt wird, 
dessen Hoheitsbefugnisse von eigenstandiger und einheitlicher Konsistenz und für aile 
Mitglieder in gleicher Weise wirksam sind, nicht aber ein .Mosaik" .aus den Splittem 
der abgetretenen nationalen Hoheitsrechte"107• 

· 

Soli schlieB!ich Aufgabe der regionalen grenzüberschreitenden Zusammenarbeit sein, 
eine Brücke zwischen verschiedenen nationalen Rechtsordnungen zu schlagen, ist zu be­
zweifeln, daB die so vorgestellte .über.tragung" staatlicher Aufgaben und Befugnisse auf 
die Kooperationsebene ein geeigneter Ansatz für das Auffinden regionaler Lôsurigen 
grenzüberschreitender Sachprobleme ist. Die genannten Beispiele bringen zwar für die 
Bundesliinder durchaus die spezifische Ausgangssituation der regiùnalen grenzüber­
schreitenden Zusammenarbeit deutlich zum Ausdruck, indem sie zeigen, wie sehr die 
Bundesliinder im Rahmen des Art. 24 Abs. la GG in die nationale Rechtsordnung in 
Gestalt unabdingbaren Bundesrechts eingebunden sind. Zugleich bleibt aber verdeckt, 
daB entsprechendes, zumeist sogar eine noch stiirkere Einbindung, auch für die môgli­
chen regiorialen Partner gilt. J\.us der Perspektive der môglichen regionalen Partner wird 
erkennbar, daB die Formulierung von .delegierbaren" staatlichen Aufgaben und Be­
fugnissen, ais Aàsl6tung der Bereiche, in denen sich die Lander durch Kooperation 
binden kônnen, nur ein erster Schritt sein kann. Tatsachlich dürfte in der Praxis bereits 
das sich notwenqig anschlieBende Auffinden und Abstecken gemeinsamer Bereiche für 
eine integrative regionale grenzüberschreitende Zusammenarbeit keine leicht zu bewiil­
tigende Aufgabe der Kooperation sein; noch weniger dürfte sich der Art einer môgli­
chen Bindung der Kooperationspartner nach Inhalt und Form vorgreifen lassen. 

105 BVerfGE 37; 271 (280] - Solange I; siehe auch BVerfGE 58, 1 (28] " Eurocontrol I; 68, 1 (90] -
Pershing; 73, 340 (374] -·Solange II. 

106 Vgl. die Diskussion "dinglicher" Vorstellungen für Art. 24 Abs. 1 GG bei Tomuschat, in: Bonner 
Kommentar, Art. . 24 GG, Rdnr. 8- ff; . Rauser: Die Übertriigung. vori Hoheitsrechten auf ausliindische 
Staaten. Zugleich ein Beitrag zur Dogmatik des Art. 24 I GG (1991), S. 34. 

107 Vgl. Tomuschat, in: Bonner Kommentar, Art. 24, Rdnr. 15. 
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2. Die grenznachbarschaftlicheo Einrichtungen 

Auch für die "grenznachbarschaftlichen Einrichtungen" - ein neuer verfassungsrecht­
licher Begriff - ist von einer grundsiitzlichen Anknüpfung an Art. 24 Abs. 1 GG bzw. die 
dort genannten nzwischenstaatlichen Einrichtungen" auszugehen. Die erste Fassung 
lautete insoweit bekanntlich auf ,.zwischenstaatliche oder interregionale Einrichtungen". 
Dementsprechend war etwa in dem Bericht der Verfassungskommission des Bundesrates 
vom 14. Mai 1992 "Ziel" des Ergiinzungsvorschlags, "eine verfassungsrechtlich gesicher­
te Grundlage für die Errichtung regionaler zwischenstaatlicher Einrichtungen zu schaf­
fen"108, und hebt der saarliindische Vermerk durchgehend hervor, daB an Einrichtun­
gen gedacht wird, die durch einen Gründungsvertrag109 errichtet werden, der zugleich, 
jenseits der nationalen Rechtsordnungen, Grundlage ihrer Akte sein soli - die Erliiute­
rungen sprechen insofern nicht anders ais das Bundesverfassungsgericht für das Recht 
der zwischenstaatlichen Einrichtungen im Sinne von Art. 24 Abs. 1 GG110 von der 
Setzung ,.autonomen Rechts"111. Deutlich faBt es Rixecker zusammen: "Rechtsgrund­
lage der Einrichtung wiire der Gründungsvertrag und das von ihr gesetzte autonome 
Recht"112• 

Die Erliiuterungen lassen allerdings an anderer Stelle einen weiteren Ansatz erkennen. 
Die unterschiedlichen Bezeichnungen der von den zu erfüllenden Aufgaben her vor­
gestellten Instrumente - Einrichtungen, aber auch Einheiten113, Behôrden114, Institu­
te115 - deuten auf eine Vielgestaltigkeit und Vielfiiltigkeit hin: Die integrierte grenz­
überschreitende Kooperation "involviert" nach diesem Ansatz, um mit Rixecker zu 
sprechen, ,,eine Vielzahl bedarfsabhiingiger, aber organisatorisch selbstiindiger Ein­
richtungen"116. 

Was also meint Art. 24 Abs. la GG mit "grenznachbarschaftlichen Einrichtungen"? 

108 BR-Broschüre, Rdnr. 13; iihnlich ausdrücklich der saarliindische Vermerk, in dem an einer Ste11e, 
S. 153, über "Hochschulinstitute" mit "zwischenstaatlicher Organisationsform" nachgedacht wird . . 

109 Diese Terininologie erinnert stark an die im Zusammenhang mit der franzôsischen ôffentlichen 
Jnteressenvereinigung gemiiB Art. 133 des sog. Loi Joxe/ Marchand gebriiuchlichen Begriffe. 

110 Vgl. BVerfGE 22, 273 [2%]; 31, 145 [173, 174]; 37, 271 [277, 278] - Solange 1. 

111 Saarliindischer Vermerk S. 145, 146 (gemeinsame Abwasserbeseitigung). 

112 Rixecker, S. 217. 

113 Saarliindischer Vermerk, S. 158 (gemeinsame Polizei); vgl. auch S. 159 (gemeinsame Feuerweh· 
ren). 

114 Saar!iindischer Vermerk, S. 150 (gemeinsame Betriebsgenehmigungen auf dem Gebiet des ôffentli· 
chen Nahverkehrs/der Personenbefôrderung); vgl. auch Rixecker, S. 215· (gemeinsame Planung); S. 214 
(gemeinsame Feuerwchren). 

115 Saarliindischer Vermerk, S. 153 (schulischcr und Hochschulbereich); vgl. insoweit auch Rixecker, 
S. 214, 215. 

116 Rixecker, S. 213. 
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DaB die Vorstellung einer den .nationalstaatlichen" Aufgaben und Befugnissen ent­
sprechenden Art und Anzahl unterschiedlicher Einrichtungen eher irreführend sein 
dürfte, ergibt sich aus dem Vorgesagten. Aber auch die Vorstellung der grenznachbar­
schaftlichen Einrichtungen ais regionale zwischenstaatliche Einrichtungen wâre wohl zu 
eng. 

Um es deutlich auszusprechen: Auf rein regionaler Ebene kônnen den zwischenstaatli­
chen Einrichtungen vergleichbare grenznaahbarschaftliche Einrichtungen nur errichtet 
werden, wenn die regionalen Partner Gliedstaaten sind, also derzeit etwa nur mit 
belgischen Regionen oder schweizerischen Kantonen. Franzôsische Regionen kâmen 
derngegenüber nicht ais alleinige Partner in Betracht, d. h., die grenznachbarschaftlichen 
Einrichtungen kônnten nur zusarnmen mit dern franzôsischen Staat errichtet' werden, 
eine Lôsung, die jedenfalls nicht mehr allein in der Region wurzelte. 

Nochmals zeigt sich an dieser Stelle, daB die regionale grenzüberschreitende Zusam­
menarbeit anderen Ausgangsbedingungen unterliegt ais die zwischenstaatliche Koopera­
tion: Sie ist grundsâtzlich unabdingbar eingebunden in die nationalen Rechtsordnungen. 
Für die Bundeslânder wird dies auch gesehen, wenn vorausgeschickt wird, daB für 
grenznachbarschaftliche Einrichtungen gegebenenfalls nicht dispositives Bundesrecht 
verbindlich zu machen wâre117• 

Die regionale grenzüberschreitende Kooperation tendiert damit grundsâtzlich zu spezi­
fisch eigenen Instrumenten. Anders ausgedrückt: Soli Art. 24 Abs. la GG seine 
Brückenfunktion nicht verfehlen, ist die Norm prinzipiell unterschiedlichen Integrations­
instrumenten zu ôffnen. Damit rücken auch Lôsungen in den Blick, die stârker in eine 
der beteiligten ·nationalen Rechtsordnungen eingebunden sind. Zu denken ist also auch 
an Einrichtungen, die einer nationalen Rechtsordnung unterliegen118, ais môgliche 
gemeinsame· grenznachbarschaftliche Einrichtungen im Sinne des Art. 24 Abs. la GG -
eine· Hypothese, die durch das franzôsische Gesetz vom 6. Februar 1992 (sog. Loi 

Joxe/ Marchand)1 19 grundsâtzlich bestâtigt wird. Dabei ist hervorzuheben, daB solche 
Lôsungen, auch wenn sie eine gewisse Ôffnung der Rechtsordnung erfordern, soweit sie 
die grenzüberschreitende Geltung und Anwendung auslândischen ôffentlichen Rechts 

117 Vgl. etwa den Saarlândischen Vermerk, S. 143, 144, für die Übertragung von Aufgaben und 
Befugnissen auf dem Gebiet des Naturschutzes: "Die Einhaltung der materiellen bundesgesetzlichen 
Vorgaben in . § 5 ff. und 13 ff. des BNatschG kônnte in dem jeweiligen Gründungsvertrag der zwischen­
staatlichen oder interregionalen Eimichtung sichergestellt werden." · 

118 Die entschiedenste Aussage im Zusammenhang des Art. 24 Ahs. 1 GG gegen eine Übertragung 
von Hoheitsrechten auf Eimichtungen, die einer fremden staatlichen Rechtsordnung unterstehen, findet sich 
bei Tomuschat in: Banner Kommentar, Art. 24 GG, Rdnr. 44: Aus BVerfGE 2, 347 [378] - Kehler-Hafen, 
kônne nur der SchluB·gezogen werden, daB eine Übertragung von Hoheitsrechten auf solche Einrichtungen 
nicht stattfinden dürfe. Zur· Begründung verweist er auf die fehlende Kompensation des Übertragenden 
durch Beteiligungsrechte. Nach Rauser, S. 268, 269, folgt dies nicht notwendig aus Art. 24 Abs. 1 GG, 
sondem verbergen sich hinter diesem Ansatz auf anderen Verfassungsprinzipien gründende "rechtsstaatlich­
demokratisch motivierte Einwânde", denen im konkreten Einzelfall" auch anders Rechnung getragen- werden 
kônne. 

119 Jnsbe�ondere Art. 132 und, noch mehr, Art. 1.33. 
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implizieren120, das Potential des Art. 24 Abs. la GG hei weitem nicht vollstiindig 
ausschôpfen. 

C. Art. 24 Abs. l a  GG ais Grundsatznorm im Verfassungskontext 

Die Lôsung grenzüberschreitender Sachprobleme durch eine integrierte regionale 
Zusammenarbeit stellt eine nicht zu unterschatzende Herausforderung für die nationa­
len Rechtsordnungen dar: lnsoweit gilt, daB Art. 24 Abs. la GG umso weiter reicht, je 
flexibler er auf die unterschiedlichen Rechts- und Sachlagen in den Grenzregionen zu 
reagieren erlaubt. Dabei braucht an sich nicht ausdrücklich betont zu werden, daB in 
dem MaBe, in dem von der grundsatzlichen Offenheit des Art. 24 Abs. la GG für neue 
regionale grenzüberschreitende Kooperationsformen ausgegangen werden kann, eine 
,,Starkung der Staatlichkeit der Bundesli.inder" erzielt wird121• 

Mit neuen regionalen grenzüberschreitenden Kooperationsformen korrelieren anderer­
seits, insoweit unterschiedlichste und damit insbesondere nach ihrer lntensitat abgestufte 
Einwirkungen auf die nationalen Rechtsordnungen denkbar sind, môglicherweise nicht 
ganz einfache Zuordnungen im konkreten Einzelfall zu Art. 24 Abs. la GG. In An­
knüpfung an Art. 24 Abs. 1 GG und seine Auslegung JaBt sich für die Qualifizierung 
nach Art. 24 Abs. la GG von der Formel ausgehen, daJ3 eine ,,Übertragung von 
Hoheitsrechten" nur dann vorliegt, wenn durch die Errichtung oder Anerkennung von 
Einrichtungen ais "grenznachbarschaftliche Einrichtungen" hoheitliche Akte ermôglicht 
werden, die auf Grund eines anderen - mehr oder weniger ,,autonomen" oder 
"ausliindischen" - Rechts zu unmittelbarer, d. h. unabdingbarer und nicht dem Vorbehalt 
der Vereinbarkeit mit wesentlichen Grundsiitzen des deutschen Rechts unterliegender 
Geltung im innerstaatlichen Rechtsraum gelangen. 

Nicht ganz einfach mag schlieJ3lich im konkreten Einzelfall die verfassungsrechtliche 
Rechtfertigung einer solchen "Übertragung von Hoheitsrechten an grenznachbarschaft­
liche Einrichtungen" in den den Landern zustehenden und von Art. 24 Abs. la GG 
geôffneten Bereichen der Staatsgewalt sein. Dies verweist einerseits auf die vor jeder 
Hoheitsrechtsübertragung zur Wahrung der gesamtstaatlichen Belange einzuholende 
Zustimmung der Bundesregierung, die - nicht anders als die Zustimmung nach Art. 32 
Abs. 3 GG - grundsatzlich in ihrem politischen Ermessen stehen dürfte, andererseits auf 
môglicherweise stiirkere verfassungsimmanente Schranken: 

Ist Art. 24 Abs. la GG eine Verfassungsnorm grundsatzlicher Art, liegt mit dieser 
Vorschrift, als Ausgangspunkt einer verfassungsrechtlichen Beurteilung, die Grundlage 
für eine prinzipiell positive verfassungsrechtliche Bewertung der regionalen grenzüber­
schreitenden Zusammenarbeit vor. Art. 24 Abs. la GG ist insoweit ein weiteres 

120 Wenn Rixecker, S. 216, 217, unler Hinweis au[ die Problematik eines fehlenden "internationalen 
Verwaltungsrechls", in Art. 24 Abs. la GG lediglich ein Instrument sieht, das es gestattet, die "Aufgabe 
grenzüberschreitender Daseinsvorsorge in benachbarten Regionen oder Kommunen ohne Verweisung au[ 
eine bestimmte nationale Rechtsordnung zu ermôglichen", ist dies also zu eng. 

121 Vgl. insoweit Rixecker, S. 209, aber auch Rauser, S. 261, 262, für die (zwischenstaatliche) Ûber­
tragung von Hoheitsrechten au[ auslândische Staaten. 
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Element der allgemeinen ,,umfassenden Entscheidung für eine offene Staatlichkeit"122 
des Grundgesetzes. Dieses Prinzip der offenen Staatlichkeit ist normativer Ausdruck der 
grundsiitzlichen Bereitschaft des Grundgèsetzes zu neuartigen und intensiven Formen 
der Kooperation und, das zeigt die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, ein 
gewichtiger verfassungsrechtlicher BewertungsmaBstab. Er bewirkt zwar keine grund­
siitzliche Relativierung der im konkreten Einzelfall gegenwirkenden verfassungsrecht­
lichen Prinzipien, gebietet aber eine Abwagung. lm konkreten Einzelfall bedarf es daher 
im Ergebnis einer ausreichenden bzw. aquivalenten Absicherung gegenliiufiger ver­
fassungsrechtlicher Prinzipien oder, soweit eine Verminderung verfassungsrechtlicher 
Standards unvermeidlich ist, einer hinreichenden Begründung des Kooperationsinstru­
ments unter Berücksichtigung aller berührten verfassungsrechtlichen Gesichtspunkte123• 

Ais Beispiele für eine solche Abwagung sei an zwei grundlegende Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichts zur vôlkerrechtlichen Zusammenarbeit bzw. integrierten 
zwischenstaatlichen Kooperation erinnert: ·So hat das BVerfG in seinen Entscheidungen 
zu dem grundsatzlich integrationsfreundlichen Art. 24 Abs. 1 GG wiederholt auf 
Verfassungsgrenzen, insbesondere die Grundrechte hingewiesen: ,,Art. 24 Abs. 1 GG 
muB wie jede Verfassungsbestimmung ahnlich grundsiitzlicher Art im Zusammenhang 
der Gesamtverfassung verstanden und ausgelegt werden. Er erôffnet nicht den Weg, das 
Grundgefüge der Verfassung anzutasteri. Ein unaufgebbarer Bestandteil des Verfas­
sungsgefüges sind die fundamentalen Rechtsgrundsatze, die in den Grundrechten des 
Grundgesetzes anerkannt und verbürgt sind. Deshalb gestattet Art. 24 Abs. 1 GG nicht, 
den Grundrechtsteil des Grundgesetzes vorbehaltlos zu relativieren (.:.)"124• Anderer­
seits zôgerte das Gericht in seiner Entscheidung zum _deutsch-ôsterreichischen Rechts­
hilfevertrag nicht, sich unter Berufung auf die ,,Entscheidung des Grundgesetzes 
zugunsten einer internationalen Zusammenarbeit und der hinter der Gesamtregelung 
des Rechtshilfeabkommens stehenden deutschen Inter'essen" mit der Wahrung des 
,,Wesensgehaltes" der Grundrechte zufrie_denzugeben125• 

Zu dem neuen Art. 24 Abs. la GG liif3t sich zusammenfassend feststellen: 

Art. 24 Abs. la GG ist ein starker lntegrationshebel, dessen Potential sich erst. in 
der Anwendung der Verfassungsnorm durch die Praxis und die Rechtsprechung 
zeigen wird. . · 

Gegenwiirtig dürfte eine regional wurzelnde grenzüberschreitende Kooperation in 
einer Jntensitiit, die Art. 24 Abs. la GG voll ausschôpfte, nur in Ausnahmefiillen 
denkbar sein; im deutsch/franzosischen Kontext fehlt es niimlich auf der franzosi- . 
schen Seite an einen regiorralem Partner mit iiquivalenten Befugnissen. 

122 So grundlegend: Vogel: Die Verfassungsentscheidung des Grundgesetzes für eine internationale 
Zusammenarbeit (1964) S. 42; aus den Normen des Grundgesetzes mit ausdrücklichen Bezügen zum 
Vôlkerrecht und der intemationalen Ordnung der·Staaten: Art. 24-26 GG und die Priiambel. 

123 Dazu instruktiv ,die verfassungsrechtliche Beurteilung der (zwischenstaatlichen) Übertragung von 
Hoheitsrechten auf ausliindische Staaten: Rauser, S. 213ff. 

124 BVerfGE 58,1 [40] - Eurocontrol I; vgL auch BVerfGE 37, 271 [279 ff., 291, 296] - Solange I, und 
73, 339 [375, 376] - Solange II. 

· 

125 Zitate aus BVerfGE 63, 343 [379, 380] - Deutsch-ôsterreichischer Rechtshilfevertrag. 
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Dennoch kann Art. 24 Abs. la GG sofort effizient angwendet werden. Eine 
pragmatisch orientierte Auslegung ergibt niimlich, daf3 

die verfassungsrechtliche Verankerung dieser neuen ,,regionalen lntegra­
tionsgewalt" den Landern ermoglicht, in der regionalen grenzüberschreiten­
den Zusammenarbeit initiativ tiitig zu werden; 
Art. 24 Abs. la GG erlaubt, im Einklang mit der Verfassung und mit Blick 
auf die Moglichkeiten beiderseits der Grenzen die Rechtsordnung zu 
offnen. Sa gesehen ist diese Verfassungsnorm ein starkes Instrument zur 
Überwindung des Territorialitiitsprinzips, nach dem das Verwaltungsrecht 
nur für das Gebiet des Staates, der es erlassen hat, gelte und nur bis zu 
dessen Grenzen Gültigkeit habe. 

ID. Neuerungen der saarlândischen Rechtsordnung 

A. Artikel 60 Abs. 2 Satz 2 Saarlândische Verfassung 

In derselben Linie wie die über die Verfassungskommission des Bundesrates auf 
Bundesebene eingebrachte Initiative zur Verankerung der regionalen Integrationsgewalt 
der Bundeslânder im Grundgesetz hat der saarliindische Verfassungsgeber bereits · 

. Anfang 1992, mit Gesetz Nr. 1286 zur Ânderung der Verfassung des Saarlandes vorn 
26. Februar 1992126, einstimmig folgendes Bekenntnis in die saarliindische Verfassung 
eingefügt: 

"( ... ) [das Saarland] arbeitet mit anderen europiiischen Regionen zusammen und unterstützt 
grenzüberschreitende Beziehungen zwischen benachbarten Gebietskôrperschaften und Einrichtun­
gen." 

Dieses Bekenntnis zur regionalen grenzüberschreitenden Zusammenarbeit und Unter­
stützung entsprechender grenzüberschreitender Beziehungen ist ais eine der ,,Grund­
lagen" des Staates im AnschluB an das Bekenntnis zur freiheitlichen Dernokratie, zum 
sozialen Rechtsstaat und - ebenfalls neu hinzugefügt - zur europiiischen Einigung in Art. 
60 Abs. 2 Satz 2, also an herausragender Stelle in der saarliindischen Verfassung 
ausgesprochen. 

Der Charakter dieses Bekenntnisses ist offensichtlich: Der Verfassungsgeber hat darin 
eine Staatszielbestimmung127 getroffen, die sich die regionale grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit und die Unterstützung entsprechender grenzüberschreitender Bezie­
hungen ais Anliegen zu eigen macht und den Staat in dessen Dienst stellt. 

126 Amtsblatt des Saarlandes vom 24. April 1992, S. 441. 

127 Zu diesem Begriff vgl. Ulrich Scheuner, Staatszielbestimmungen, in: FS für Ernst Forsthoff (1972), 
S. 325ff.; aus neuerer Zeit: Josef Tsensee, Gemeinwohl und Staatsaufgaben im Verfassungsstaat; in: 
Handbuch des Staatsrechts, Bd. III (1988), S. 3ff. [S. 5 1ff., Rdnr. 115ff.]; vgl. auch die Beitriige in: 
Link/Ress (Hrsg.): Staatszwecke im Verfassungsstaat - nach 40 Jahren Grundgesetz, Bericht und 
Diskussionen auf der Tagung der Vereinigung der deutsthen Staatsrechtslehrer in Hannover vom 4.-7. 
Oktober 1989 (VVDStRL 48 (1990)). 
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Art. 60 Abs. 2 Satz 2 Saarliindische Verfassung bringt damit zum Ausdruck, daB die 
Praxis der regionalen grenzüberschreitenden Zusammenarbeit und Beziehungen in 
diesem Bundesland dem politischen Streit enthoben sind. Ganz in diesem Sinne sind vor 
allem politische Impulse für die weitere Praxis aus dieser Staatszielbestimmung zu 
erwarten, die, wenn auch nicht unmittelbar rechtlich instrumentalisierbar, an aile 
Staatsorgane appelliert. Diesem Appel! ist etwa der saarliindische Gesetzgeber in seiner 
Ergiinzung des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes vom 24. Miirz 1993 (siehe unten B.) 
gefolgt. 

Mit Blick auf Art. 24 Abs. la GG, der dieselbe regionale grenzüberschreitende Koope­
ration betrifft, ist zuniichst festzustellen, daB Art. 60 Abs. 2 Satz 2, nicht nur, weil er · 

zeitlich schon vor der Grundgesetziinderung in die saarliindische Verfassung aufgenom­
men wurde, sondern auch, weil er ais reine Staatszielbestimmung weder Zustiindigkeiten 
noch Verfahren regelt, keine vorgreifende Umsetzung des Art. 24 Abs. la GG a:uf 
landesverfassungsrechtlicher Ebene darstellt. 

Nichtsdestoweniger berühren sich beide Bestimmungen: 

Das Prinzip der offenen Staatlichkeit, aus einer Gesamtschau einzelner verfassungs­
rechtlicher Aussagen des Grundgesetzes abgeleitet128, wird bekanntlich zu den im 
Grundgesetz niedergelegten Staatszielen geziihlt129• Art. 24 Abs. la GG ais weiteres 
Element dieses Grundsatzes bekriiftigt diese Staatszielaussage, hat also auf bundes­
verfassungsrechtlicher Ebene eine iihnliche Bedeutung wie Art. 60 Abs. 2 Satz 2, der 
erstmals ein entsprechendes Staatsziel, niimlich die Verpflichtung siimtlicher Staats­
organe, bei ihren Entscheidungen den Gedanken der regionalen grenzüberschreitenden 
Kooperation im Auge zu behalten, auf landesverfassungsrechtlicher Ebene niederlegt. 

B. Die Novellierung des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 

Schon in der, auf die Verabschiedung der Staatszielbestimmung über. die regionale 
grenzüberschreitende Kooperation folgenden Sitzung des Landtages am 18. Miirz 
1992130 und unter ausdrücklicher Bezugnahme auf diese neue Verfassungsbestimmung 
forderte der saarliindische Landtag die Landesregierung in einem einstimmig gefaBten 
BeschluB auf, einen Ergiinzungsvorschlag zum Kommunalselbstverwaltungsgesetz 
vorzulegen, der die grenzüberschreitende kommunale Zusammenarbeit ais Aufgaben­
stellung der kommunalen Gebietskôrperschaften verankert131• Über die Staatsziel­
verwirklichung hinaus wlirden bereits in dieser ersten Debatte ais ausdrückliche weitere 
Ziele dieser Initiative die rechtliche Absicherung der existierenden Praxis der kom­
munalen grenzüberschreitenden Zusammenarbeit und ihre zukünftige Fôrderung 
genannt sowie, fast not least, - anknüpfend an Art. 131 des sog. Loi Joxe/ Marchand mit 

128 Vgl. oben Il. C. 

129 Siehe: Tomuschat, in: Banner Kommentar, Art. 24, Rdnr. 3ff. [5]; Rojahn, in: v. Münch: Grundge­
setzkommentar, Art. 24, Rdnr. lff. 

130 Landtag des Saarlandes, 10. Wahlperiode, Stenographische Berichte, S. 1656-1658. 

131 Antrag der Landtags-Drucks. 10/948 vom 12.3.1992. 
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seiner Anerkennung des ius contrahendi der franzôsischen territorialen Kôrperschaften -
das Anliegen, eine ,,Brücke" zum franzôsischen Recht ,,zu bauen". 

Das am 24. Miirz 1993 vom saarliindischen Landtag aufgrund eines gemeinsamen 
Gesetzentwurfs aller drei Landtagsfraktionen einstimrnig und ohne Ândemngen in zwei 
Lesungen verabschiedete Gesetz Nr. 1307 zur Ânderung des Kommunalselbstverwal­
tungsgesetzes132 fügt in § 5 Abs. 2 folgenden Satz 2 ais zusâtzliche Regelung über die 
Selbstverwaltungsangelegenheiten der Gemeinden ein: 

"Sie arbeiten mit benachbarten kommunalen Gebietskôrperschaften anderer europiiischer Regionen 
grenzüberschreitend zusammen.11 

Diese Regelung gilt entsprechend für die Landkreise und den Stadtverband Saarbrücken 
gemâJ3 dern neuen § 143 Abs. 1 Satz 2 bzw. § 197 Abs. 1 Satz 2 KSVG. 

Sie weist nach ihrern Wortlaut und ihrer systernatischen Stellung zuniichst auf Art. 60 
Abs. 2 Satz 2 Saarliindische Verfassung zurück: Die Novelliemng reicht gewisSèrrnaJ3en 
die verfassungsrechtliche Staatszielbestimrnung ais Zielvorgabe für kornrnunales 
Handeln weiter. 

In die Aufziihlung der Selbstverwaltungsangelegenheiten der Gerneinden (bzw. Land­
kreise und des Stadtverbandes) eingefügt, bedeutet diese Zielvorgabe zugleich aber 
auch eine ausdrückliche Zuordnung des grenzüberschreitenden kornmunalen Handelns 
zu den Selbstverwaltungsangelegenheiten. Der Gesetzgeber hat insoweit eine Explizie­
rung des bereits verfassungsrechtlich garantierten gerneindlichen Selbstverwaltungsrechts 
(Art. 28 Abs. 2 GG, Art. 1 17 Abs. 2 Saarliindische Verfassung) in der Komrnunalver­
fassung unternornrnen. 

Aus der Perspektive der grenzüberschreitenden Kooperation interessiert vor allern, ob 
und inwieweit darnit rnehr ais nur die bisherige Praxis kornmunaler grenzüberschrei­
tender Zusarnmenarbeit bestiitigt, d.h., anders ausgedrückt, intensivere Kooperations­
formen angesprochen sind. 

Das Bundesverwaltungsgericht hat bekanntlieh in einer Entscheidung vorn 14. Dezernber 
. 1990133 erkannt, daJ3 kommunale AuBenbeziehungen - im zu entscheidenden Fall 
weltweite internationale Stâdtepartnerschaften - ·zu den durch Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG 

132 Gesetzentwurf in Landtags-Drucks. 10/1382 vom 1.3.1993; 1. Lesung am 3.3.1993 (vgl. Landtag des 
Saarlandes, 10. Wahlperiode, Stenographische Berichte, S. 2545-2547), 2. Lesung am 24.3.1993. 

133 BVerwGE 87, 237 - internationale Stiidtepartncrschaften: Beitritt zu de� von den Stiidten 
Hiroshima und Nagasaki initiierten, auf weltweite Kernwaffenabrüstung abzielenden "Programm zur 
Fôrderung der Solidaritât der Stiidte". 
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geschützten Selbstverwaltungsangelegenheiten ziihlen134 und grundsiitzlich nicht in die 
auswiirtige Gewalt des Bundes eingr"eifen135• 

Diesem deutlichen Votum für die ,,kommunale Aul3enpolitik" ais Teil der grundgesetz­
lich gewiihrleisteten kommunalen Selbstverwaltung folgend, ist die Novellierung also nur 
dann mehr ais rein deklaratorischer Art, d.h. spricht § 5 Abs. 2 Satz 2 KSVG nur dann 
mehr ais das aus, was von Verfassungs wegen bereits garantiert und hôchstrichterlich 
anerkannt ist, wenn er mehr ais die bisherige Praxis der internationalen Stiidtepartner­
schaften meint. 

Mehr noch: Sollte die Novellierung nur diese Stiidtepartnerschaften erfassen, wiire § 5 
Abs. 2 Satz 2 KSVG mit seiner Beschriinkung auf ,,benachbarte kommunale Gebiets­
kôrperschaften anderer europiiischer Regionen" (in fast unmittelbarer Übernahme der 
Sprachregelung des neuen Art. 60 Abs. 2 Satz 2 Saarliindische Verfassung) zu eng: Auch 
wenn Einigkeit darüber besteht, wie zuletzt im Landtag136, dal3 der Begriff 
,,benachbart" nicht im Sinne von unmittelbar ,,angrenzend" gemeint sei, bliebe er mit 
der Beschriinkung auf .andere europiiische Regionen" hinter dem verfassungsrechtlich 
Garantierten zurück, dürfte also nicht ais abschlieBende Regelung gelesen werden. 
Siimtliche Argumentationen, im Plenum oder den Ausschüssen, die in diesem Zusam­
menhang eine riiumliche Begrenzbarkeit von Stiidtepartnerschaften unterstellt haben, 
sind jedenfalls verfassungsrechtlich hôchst zweifelhaft. 

· 

Offen bleibt indessen, welche intensivere Qualitiit kommunaler grenzüberschreitender 
Zusammenarbeit § 5 Abs. 2 Satz 2 KSVG meinen kônnte. Offensichtlich ginge es zu 
weit, in der Novellierung ein rechtliches Aquivalent zum ius contrahendi der fr.anzôsi­
schen territorialen Kôrperschaften gemii13 Art. 131 des Gesetzes Joxe/ Marchand 
erkennen zu wollen. Insofern baut diese Novelliernng nur ein Stück weit die ,,Brücke" 
zum franzôsischen Recht. Ohne ausdrücklich neue Kooperationsinstrumente anzuspre­
chen, rücken mit dieser Neuregelung aber môglicherweise doch intensivere Formen, wie 
etwa die kommunalen Arbeitsgemeinschaften des Modells ,,lsselburg-Anholt", für die 
.benachbarte" kommunale grenzüberschreitende Zusammenarbeit niiher in den . 
Blick137• 

134 BVerwGE 87, 237 (238]: "Der Anerkennung internationaler Partnerschaften ais Angelegenheiten 
des durch Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG erfaflten ôrt\ichen Wirkungsbereichs der Gemeinde steht nicht 
entgegen, dafl eine internationale Stiidtepartnerschaft von der Natur der Sache ber grenzüberschreitend 
wirkt. Ôrtliche Aufgaben werden auch sonst nicht allein dadurch zu überôrtlichen, dafl die Gemeinde sie 
in Zusammenarbeit mit einer anderen Gemeinde erfüllt." 

135 BVerwGE 87, 237 (340] unter Hinweis au[ den Schluflbericht der Enquete-Kommission Ver­
fassungsreform, BT-Drucks. 7 /5924, S. 232: "Art. 32 Abs. 1 GG, der die Pnege der Beziehungen zu 
auswiirtigen Staaten zur Sache des Bundes mach!, schlieflt die dem Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG gcgebene 
Auslegung durch den erkennenden Senat nicht aus. "Kommunale Auflenpolitik", wie sic sich in inter­
nationalen Stiidtepartnerschaften vollzieht, wird nach allgemeiner Ansicht nicht von der auswiirtigen Gewalt 
umfaflt ( ... )". 

136 Vgl. den stenographischen Bericht über die 1. Lesung am 3.3.1993. 

137 Siehe dazu unten, 5. Kapitel, II.C. 
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4. KAPITEL: AKTUELLE HERAUSFORDERUNGEN 

1. INTERREG 
A. Die franzôsische Lôsung für die Verwaltung der EG-INTERREG-Gelder 

1. Die Vorsorge für den Fall der Haftung des Staates 
2. Die zentrale Rolle des Priifekten der Region 
3. Die Grundzüge des franzôsischen Subventionsrechts 

B .  Die Lôsung der deutsch-niederliindischen Grenzregionen 
1 .  Die wesentlichen Merkmale der Vereinbarung zwischen den ôffentlichen Partnern 
2. Die Übereinkunft der Partner mit der Investitions-Bank NRW ( = IB) 

C. JNTERREG 1 für die Grenzgebiete im Raum Lothringen, Saarland und Westpfalz 
D. INTERREG II 

II. Weitere Fallbeispiele 
A. Die operationelle Umsetzung der Kooperation der regionalen Exekutiven 

Saarland-Lothringen 
1. Das Sekretariat der Kooperation 
2. Ein Beispiel eines verselbstiindigten Kooperationsbereiches: 

Das Austauschbüro für die berulliche Bildung 
B.  Die Zusammenarbeit zwischen dem geplanten Logistischen Dienstleistungszentrum 

Saarland und dem Frachtzentrum Saint-Avold 
C. Gemeinsame ErschlieBung von Industrie- und Gewerbegebieten 
D. Der grenzübergreifende Einsatz des Rettungshubschraubers .Christoph 16" 
E. Europiiischer Kulturpark Bliesbrück/Reinheim 

1. Problemstellung 
2. Lôsungsansiitze 
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Dieses Kapitel ist konkreten Fallbeispielen gewidmet, die teils bei Vergabe des 
Gutachtenauftrags, teils im Verlauf der Arbeit im Benehmen mit dem Leiter des 
Referats C/4 des Ministeriums für Wirtschaft ausgewiihlt wurden. 

Die Auswahltechnik demonstriert, daB es in diesem Rahmen keinesfalls um die Auf­
arbeitung aller an diesem Teilabschnitt der deutsch/franzôsischen Grenze anstehenden 
grenzüberschreitenden Probleme gehen kann; saarliindische und lothringische Ent­
scheidungstriiger und Bedienstete bemühen sich gemeinsam, zum Teil seit Jahren, um 
die Lôsung dieser Probleme. Selbst die abschlieBende Behandlung einzelner dieser 
Projekte kann nicht Aufgabe des Gutachters sein. Dazu verfügt er über zu wenig 
Informationen und vor allem über vie! zu wenig Erfahrung ,,an der Front" der grenz­
überschreitenden Zusammenarbeit. 

Die Auswahl der Fallbeispiele soll vielmehr eine andere Funktion haben, niimlich 
paradigmatischen Charakters sein: Die Fallbeispiele sollen zu einem über den Einzelfall 
hinausblickenden Verstiindnis des Gesamtkontextes führen. Dieses Verstiindnis ist 
Voraussetzung für die Entwicklung einfacher Handlungsmaximen. Dabei geht es 
zuniichst um die Einordnung der verschiedensten heutigen und zukünftigen Projekte in 
eine überschaubare Typologie; für jede ,,Schublade" dieser Typologie sind sodann 
entsprechende Lôsungswege aufzuzeigen bzw. ist auf das Fehlen optimaler Lôsungen 
hinzuweisen, so daB gegebenenfalls systemkohiirente Alternativen de lege ferenda 
geschaffen werden kônnen. 

Es hat sich sehr rasch gezeigt, daB der Komplex INTERREG eine besondere Rolle im 
Kontext dieser Fallbeispiele spielt: nicht nur aus Gründen der Dringlichkeit (zu Beginn 
der Untersuchung lag noch keine Vereinbarung für die Durchführung des 
INTERREG 1-Programms für diesen Grenzraum vor und die Yorbereitung von 
INTERREG Il driingt!), auch nicht, weil hier Betriige in Hôhe von beinahe 10 MECU 
im Spiel sind, sondern weil der Komplex INTERREG charakteristisch ist für die 
Lenkung von Vorhaben, an denen eine breite Gruppe ôffentlicher Stellen beteiligt ist: 
EG-Kommission, Staaten/Liinder und regionale Gebietskôrperschaften. Diese Stellen 
sollen kooperieren, um die verschiedenen Beteiligten zu einer gemeinsamen Strategie 
zu bringen und sodann alle vorhandenen Mittel und Gelder, gleich welcher Provenienz, 
in der Implementierung dieser Strategie zu mobilisieren. 

Aus diesem Grund wird der INTERREG-Problematik ais der aktuell grôBten Heraus­
forderung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit ein spezieller Abschnitt (1.) 
gewidmet, wiihrend die weiteren Fallbeispiele in einem zweiten Abschnitt (II.) kürzer 
dargestellt werden sollen. 
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I. INTERREG 

Nach den Reformen ihrer Strukturfonds1 hat die Europiiische Wirtschaftsgemeinschaft 
die Anzahl ihrer Initiativen zur Fôrderung der Kooperation zwischen Regionen 
mehrerer EG-Staaten wesentlich erhôht. Dabei ging es inbesondere darum, angesichts 
des angestrebten wirtschaftlichen und sozialen Zusamrnenhalts die Grenzregionen auf 
die Ôffnung des einheitlichen Binnenrnarkts vorzubereiten. Die Initiativen sollten den 
Regionen bei der Überwindung der durch ihre Randlage und Isolierung von groBen 
Wirtschafts- und Entscheidungszentren bedingten Nachteile helfen. Über diese struktur­
politischen Ziele hinaus war auch der Wille einer Fôrderung der administrativen 
Zusarnmenarbeit und der Kooperationsnetze beiderseits der Binnengrenzen unverkenn­
bar. 

In einer ersten Phase hatte die Gerneinschaft in Anwendung des neugefaBten Art. 10 
der EFRE-Verordnung2 zunii.chst verschiedene Projekte der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit gefôrdert, sei es ais Studien auf Initiative der Kornmission, die aus 
Zeile 549 des EG-Haushalts finanziert wurden (2 MECU insgesarnt 1989, 1 MECU 
1990), sei es ais Pilotprojekte insbesondere irn Saar-Lor-Lux-Westpfalz-Raurn. 

Bereits in dieser ersten Phase und urn den grenzüberschreitenden Charakter der gefôr­
derten Projekte sicherzustellen, hatte die Kornrnission die an den grenzüberschreitenden 
Pilotprojekten beteiligten Staaten verpflichtet, einer gerneinsarnen Stelle die Verant­
wortung zu übertragen bzw. mit der finanziellen Abwicklung aller Projekte beiderseits 
der Binnengrenzen zu betrauen. Diese gerneinsarne Stelle sollte also die Gesarntheit der 
bewilligten EG-Mittel konzentrieren. Diese Anforderung der Komrnission brachte die 

1 Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 des Rates, vom 24. Juni 1988, über Aufgaben und Eflizienz der 
Strukturfonds und über die Koordinierung ihrer Interventionen untereinander sowie mit denen der 
Europâischen Entwicklungsbank und der anderen vorhandenen Finanzinstrumente (AB!. Nr. L 185 vom 
15.7.1988, S. 9). 

Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 des Rates, vom 19. Dezember 1988, zur Durchführung der 
Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 hinsichtlich der Koordinierung der Tnterventionen der verschiedenen 
Strukturfonds einerseits und zwischen diesen und den Interventionen der Europâischen Investitionsbank und 
der sonstigen vorhandenen Finanzinstrumente andererseits (AB!. Nr. L 374 vom 31.12.1988, S. 1). 

Verordnung (EWG) Nr. 4254/88 des Rates, vom 19. Dezember 1988, zur Durchführung der 
Verordnung Nr. 2052/88 in bezug auf den Europâischen Fonds für regionale Entwicklung (AB!. Nr. L 374 
vom 31.12.1988, S. 15). 

Verordnung (EWG) Nr. 4255/88 des Rates, vom 19. Dezember 1988, zur Durchführung der 
Verordnung(EWG) Nr. 2052/88 hinsichtlich des Europâischen Sozialfonds (AB!. L 374 vom 31.12.1988, S. 
21). 

2 .GemiiB Art. 3 Absatz 1 letzter Unterabsatz der Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 kann der EFRE 
auBerdem auf Gemeinschaftsebene zur Finanzierung von folgenden MaBnahmen beitragen: 
a) auf Initiative der Kommission erstellte Studien, in denen folgendes untersucht werden soll: 

( ... ) 
- die MaBnahmen, mit denen den spezifischen Problemen von Regionen an den Binnen- und 
AuBengrenzen der Gemeinschaft abgeholfen werden soli; ( .. . ) 

b) Pilotprojekte, die 
- einen Anreiz für Infrastrukturen, produktive Investitionen und andere spezifische MaBnahmen 
darstellen und von ausgepriigtem Gemeinschaftsinteresse sind, vor allem in den Regionen an den 
Binnen- und AuBengrenzen der Gemeinschaft; ( ... ) ". 
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EG-Mitgliedstaaten in eine schwierige Lage. Mangels Prazedenzffillen waren die 
Verfahrens- und Abwicklungsmodalitiiten dieser Programme erst noch zu ,,erfinden". 

In einer zweiten Phase hat die Kommission von Art. 5 der Verordnung (EWG) 
Nr. 2058/88 Gebrauch gemacht, der die Gemeinschaft ermachtigt, operationelle Pro­
gramme zu kofinanzieren. INTERREG3 ist eine dieser »Gemeinschaftsinitiativen«, die 
die zwischen der Kommission und den Mitgliedstaaten auf einer mehrjahrigen Grund­
lage vereinbarten gemeinschaftlichen Fôrderungskonzepte erganzen. DieGemeinschafts­
initiative INTERREG wurde am 25. Juli 1990 gemaB Art. 11 der Verordnung (EWG) 
Nr. 4253/88 und Art. 3 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 4254/88 eingeleitet. Die 
Programme werden von der Gemeinschaft mitfinanziert. Die Beitrage der Strukturfonds 
(Europiiischer Fonds für regionale Entwicklung, Europiiischer Sozialfonds, Europiiischer 
Orientierungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft -Abteilung Orientierung -) 
belaufen sich für 1990-1993 auf 800 Millionen ECU, die in erster Linie auf Ziel Nr. 1 
(Fôrderung der Entwicklung und der strukturellen Anpassung der Regionen mit Ent­
wicklungsrückstand; s. Art. 1 der Verordnung [EWG) Nr. 2o52/88) konzentriert sind. 
Begrenztere finanzielle Mittel stehen für zusatzliche Pilotprojekte in nicht forderungs­
würdigen Grenzgebieten zur Verfügung. Es kônnen aber auch Darlehen der Europiii­
schen Investitionsbank ins Auge gefaBt werden. 

Bereits 1990 kündigte die Kommission an, daJ3 sie dieselben Anforderungen wie für die 
Pilotprojekte nach Art. 10 der EFRE-Verordnung, d.h. die Benennung einer gemein­
samen Abwicklungsstelle pro operationelles INTERREG-Programm, stellen werde. 
Diese Anforderung steht im Zusarnmenhang mit der in Randnummer 18 der Mitteilung 
C(90) genannten Bedingung, daJ3 V orschlage für interne Grenzgebiete der Gemeinschaft 
in Form eines einheitlichen operationellen Programms von den betroffenen - beiden 
oder mehreren - Mitgliedstaaten vorgelegt werden sollen4• Man hatte also erwarten 
kônnen, daJ3 die betroffenen Staaten ihre Verfahrens- und Abwicklungsmodalitaten an 
diese wiederholte MaJ3gabe angepaBt hiiften. Dies geschah nicht, und die Schwierig­
keiten, die sich bei der INTERREG 1-Umsetzung an fast allen Binnengrenzen der 
Gemeinschaft in verfahrenstechnischer Hinsicht ergeben haben, zeugen von der unver­
andert fortbestehenden Unzulanglichkeit der nationalen haushalts- und wirtschaftsver­
waltungsrechtlichen Regelungen. 

lm folgenden werden 
A. die franzôsische Lôsung für die Verwaltung der EG-INTERREG-Gelder, 
B. die Lôsung der deutsch/niederlandischen Grenzregionen, 
C. die im Marz 1993 erzielte Lôsung für die Durchführung des operationel­

len Programms im Raum Lothringen, Saarland und Westpfalz sowie 
D .  die denkbaren Verbesserungen der Instrumente zur Verwaltung des 

künftigen INTERREG 11-Programms in demselben Raum 
dargestellt. 

3 Mitteilung C(90) an die Mitgliedstaaten zur Fesllegung von Leitlinien für die von ihnen im Rahmen 
einer Gemeinschaftsinitiative für Grenzgebiete aufzustellenden operalionellen Programme (Interreg) (AB!. 
Nr. C 215 vom 30.08.1990, S. 4). 

4 Der Text der deutschsprachigen Fassung der Mitteilung C(90) führt weiter aus, dal3 die Strukturen 
und Verfahren für die Durchführung der Programme auf grenzüberschreitender Basis entsprechend 
dargestellt werden sollen. Die franzôsischsprachige Fassung ist an dieser Stelle schwer verstândlich, vgl. 
ABI. EG Nr. C 2015/7. 
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· A. Die franzôsische Lôsung für die EG-INTERREG-Gelder 

lm April 1990, d.h. zum Zeitpunkt der Durchführung der ersten für Frankreich relevan­
ten Pilotprojekte der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit und vor der INTERREG­
Mitteilung .c(90), hat das Secrétariat Général du Comité interministériel pour les 
questions de Coopération Economique Européenne (SGCI) eine flexible zweistufige 
Lôsung für die Verwaltung der neuen grenzüberschreitenden Programme entwickelt. 

Für die Pilotprojekte 1989/90 auf der Grundlage von Art. 10 der EFRE-Verordnung 
wurden verschiedene pragmatische Lôsungsansiitze entsprechend den Eigenarten des 
konkreten Einzelfalls erôrtert. 

So wurden z.B. für das Pilotprojekt der Regionen Nord/Pas-de-Calais. und Wallonie 
zwei alternative Lôsungen in Erwiigung gezogen: . 

die Verwaltung der EG-Gelder durch eine rechtsfiihige Anstalt des ôffentlichen 
Rechts oder eine franzôsische Gebietskôrperschaft; in diesem Fall sollten die 
EG-Gelder zur zentralen Zahlstelle der · Staatskasse abgerufen, von dort im 
Haushalt des Innenministeriums eingestellt und schlieB!ich der Kasse der Anstalt 
bzw. der Gebietskôrperschaft zugewiesen werden. Diese letzte Zuweisung sollte 
gemiiB einer zwischen dem Staat und der Anstalt bzw. Gebietskôrperschaft 
getroffenen Vereinbarung erfolgen, die die Wahrung der Rechte des Staates für 
den Fall der Rückabwicklung unrechtmiiBig gezahlter Betriige gewiihrleisten 
sollte. 
die Gründung eines Vereins nach dem Gesetz von 1901 ;  der Verein würde die 
EG-Mittel ebenfalls über den Haushalt des Innenministers ais Zuwendung 
empfangen, ferner sollte wiederum eine Vereinbarung, diesmal zwischen dem 
Priifekten der Region und dem Verein, die Kontrolle der zugewendeten Mittel 
sowie die Wahrung der Interessen des Staates im Streitfall sicherstellen. 

Für das Pilotprojekt im Raum Saar-Lor-LuxcWestpfalz wurde die Regionalentwicklungs­
gesellschaft LORD EX zum alleinigen Projel<tverwalter bestimmt. LORD EX bot niimlich 
zwei, damais ais entscheidend angesehene Vorteile: 

einerseits die durch die privatrechtliche Organisationsform bedingte Flexibilitiit, 
andererseits einen unmittelbar staatlichen Zugang zu den Vorgiingen über die 
Verwaltung der EG-Gelder über den der LORDEX gemiiB ihrer Satzung bei­
gestellten Staatsbeauftragten und die vorgesehene staatliche Rechnungsprüfung. 
Wie im Falle der Region Nord/Pas-de-Calais sollten die EG-Gelder nach Ein­
stellung in den .Staatshaushalt der LORDEX zugewiesen werden. Die vorherige 
Einstellung in den Staatshaushalt galt ais notwendige Voraussetzung, um dem 
Staat einfache Môglichkeiten für eine eventuelle Rückabwicklung unrechtmiiBig 
gezahlter Betriige an die Hand zu geben. Jeder an dem Pilotprojekt beteiligte 
Staat sollte mit der LORDEX eine Vereinbarung für den Fall der subsidiiiren 
Haftung der Mitgliedstaaten für die Rückzahlung unrechtmiiBig gezahlter Betrii­
ge gemiiB Art. 23 der Verordnung (EWG) Nr. 2053/88 abschlieBen. 

In diesem Sinne wurde die LORDEX durch eine Übereinkunft mit dem Staat (vertreten 
durch den Priifekten der Region) über die Abwicklung des EG-Anteils zum Pilotprojekt 
mit der Verwaltung der 954 870 ECU; die die Kommission an den franzôsisrhen Staat 
überwiesen hatte, betraut. Die LORDEX wiederum schloB Vertriige mit den einzelnen 
Projekttriigern. 
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Diese LORDEX-Lôsung bediente sich zwar einer bereits bestehenden Einrichtung, hat 
aber infolge der Schwerfiilligkeit des Verfahrens im franzôsischen ôffentlichen Haus­
haltswesen AnlaB zur Krîtik gegeben. Dessen ungeachtet sah der Vorschlag des Prii­
fekten der Region Lothringen an den Ministerpriisidenten Oskar Lafontaine vom 
8. September 1992 für die finanzielle Abwicklung des operationellen Programms der 
Gemeinschaftsinitiative INTERREG für die Grenzgebiete im Raum Lothringen, 
Saarland und Westpfalz, eine Lôsung vor, die - diesmal mit der SIKB ais Projekt­
verwalter - aus franzôsischer Sicht weitgehend die damalige LORDEX-Lôsung 
transponiert. 

Für den Raum Lothringen-Saarland-Westpfalz hat Frankreich damit die Übernahme der 
Verantwortung für die finanzielle Abwicklung des Programms INTERREG I dem 
Saarland überlassen. Es ist dies der einzige Fall, in dem der franzôsische Staat einer 
Übermittlung von Fôrdermitteln an eine auswiirtige Investitionskreditbank zugestimmt 
hat. Für die übrigen INTERREG-Programme mit franzôsischer Beteiligung gelten 
demgegenüber noch dieselben Leitgedanken wie im April 1990 bei der Verwaltung der 
Pilotprojekte: . 
1. die Vcirsorge für den Fall der Haftung des Staates, . 
2. die zentrale Rolle des Priifekten der Region, dem besondere Aufsichtsmôglichkeiten 
entweder innerhalb der Abwicklungsstelle oder über die zwischen dem Staat und der 
Abwicklungsstelle getroffene Vereinbarung eingeriiumt sind. 

Zuin besseren Verstiindnis der franzôsischen Abwicklungsmechanismen der 
INTERREG-Gelder werden in diesem Zusammenhang abschlieBend die Grundzüge des 
franzôsischen Subventionsrecht (3.) dargestellt. 

· · 

1 .  Die Vorsorge für den Fall der Haftung des Staates 

Aus franzôsischer Sicht stellt Art. 23 der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 vom 19. Sep­
tember 1988 (Koordinierung der Intervention verschiedener Strukturfonds) einen 
Eckstein des Systems zur Verwaltung der Gelder der EG-Fonds dar. Aus diesem Art. 23 
über die Finanzkontrolle ergibt sich niimlich, daB im Endergebnis der Empfiingerstaat 
für die ordnungsgemiil3e Verwendung der Gemeinschaftsmittel haftet: 

"Falls der Mitgliedstaat  und/oder der Triiger nicht den Nachweis erbringt, daJ3 die UnregelmiiJ3ig­
keiten oder die Fahrliissigkeiten ihnen nicht anzulasten sind, ist der Mitgliedstaat subsi.diiir für die 
Zurückzahlung der unregelmiiJ3ig gezahlten Betriige verantwortlich." · 

· 

Deshalb verpflichtet die Verordnung den Staat, regelmiiBig nachzuprüfen, daB die von 
der Kommission finanzierten Aktionen ordnungsgemiiJ3 ausgeführt worden sind, um 
UnregelmiiBigkeiten zu verhindern oder zu ahnden. 

Auch in Fiillen, in denen weder UnregelmiiBigkeiten, noch Fahrliissigkeit vorliegen, 
kann der Mitgliedstaat zur Verantwortung gezogen werden. Wird niimlich eine Aktion 
oder eine MaBnahme so ausgeführt, daB nur ein Teil der gewiihrten finanziellen Beteili­
gung gerechtfertigt erscheint, kann die Kommission die finanzielle Beteiligung an der 
betreffenden Aktion oder MaBnahme kürzen oder aussetzen. UnrechtmiiBig gezahlte 
Betriige sind an die Komrnission zurückzuzahlen, gegebenenfalls mit Verzugszinsen. 

Die franzôsische Exekutive zieht aus diesen Regelungen der Finanzkontrolle Kon­
sequenzen für den Weg der Gelder von der EG-Kasse bis zur Bereitstellung bei der 
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Abwicklungsstelle: Aus franzêisischer Sicht triigt der betreffende Mitgliedstaat unabhiin­
gig davon, ob die Antriige durch eine von ihm benannte Behêirde auszuarbeiten sind, 
letztendlich die Verantwortung für den Antrag5. Diese Verantwortung ist unabhiingig 
von den Abwicklungsmodalitiiten gegenüber den Einzelprojekttriigem. Auch wenn eine 
Abwicklungsstelle benannt wird, die die EG-Gelder empfangen und zu verwalten hat 
und dazu die Gelder unmittelbar, also ohne Umweg über den Staatshaushalt, aus einer 
EG-Kasse erhiilt, haftet nicht die Abwicklungsstelle, sondem der betreffende Mitglied­
staat. Der Weg der Gelder über den Haushalt eines Ministeriums verleiht diesen 
eindeutig die Qualitiit (franzêisischer) êiffentlicher Gelder. Diese Lêisung erschwert zwar 
die Verwaltung der Gelder, sichert aber in optimaler Weise die Belange des Staates im 
Streitfall. 

2. Die zentrale Rolk des Priifekten der Region 

Ein Rundschreiben vom 13. Januar 1989 hat den Priifekten der Region die Verant­
wortung für die Anpassungen an die Reformen der Strukturfonds, sowohl hinsichtlich 
der Ausarbeitung der Antriige auf Beteiligung der Strukturfonds ais auch hinsichtlich 
der Durchführung der Programme und finanziellen Aktionen, übertragen. 

Die Priifekte der Regionen sind danach die gehobenen Behêirden, die nach den Rege­
lungen über die Organisation der staatlichen Verwaltung für die Durchführung der EG­
Programme die Hauptverantwortung tragen6: 

sie leiten die Ausschüsse zur Begleitung der gemeinschaftlichen Fôrderkonzepte 
und der operationellen Programme, die in Durchführung der einschliigigen 
Verordnungen zu bilden sind und für eine effiziente Begleitung der Durch­
führung der Fondsbeteiligung bei gemeinschaftlichen Fêirderkonzepten und 
spezifischen Aktionen zu sorgen sowie allen notwendig werdenden Anpassungen 
der ursprünglich genehmigten Betriige oder Bedingungen der Fondsbeteiligung 
oder der vorgeschlagenen Zahlungstermine der Kommission vorzuschlagen 
haben; 
sie haben dafür Sorge zu tragen, daB die Kofinanzierungsgelder zum richtigen 
Zeitpunkt zur Verfügung gestellt werden; die Modalitiiten sind insoweit in den 
verschiedenen Regionen unterschiedlich: in manchen Fiillen ist der Abruf der 
Kofinanzierungsmittel eng mit der Durchführung der Regionalplanung und der 
damit zusammenhiingenden Vereinbarung zwischen dem Staat und der Region 
verzahnt; in diesem Fall sind die Dienststellen der Region ais Gebietskêirper­
schaft über die Begleitausschüsse der Regionalplanung mitbeteiligt. Andernfalls, 

5 Für den Fall der grenzüberschreitenden Kooperation vertritt der franzôsische Staal die Ansicht, daB 
die Verwaltung der Gelder durch eine einheitliche Abwicklungsstelle für alle beteiligten Mitgliedstaaten 
nichts daran ândert, daB nicht nur der Mitgliedstaat, der diese Abwicklungsstelle zur Verfügung stellt, 
sondera aile beteiligten Mitgliedstaaten haften: Da das operationelle Programm von zwei oder mehreren 
Mitgliedstaaten vorgelegt worden sei, kônne die EG-Kommission die Verantwortung nicht einem eiuzigen 
Staat aufbürden. Anders ausgedrückt, hat die Übemahme aller Verpflichtungen, die sich aus dem Tite! VI 
der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 vom 19. Dezember 1988 gegenüber der EG-Kommission ergeben, 
durch einen Kooperationspartner nicht notwendig die Alleinverantwortung dieses Partners für die Rückzah­
lung unrechtmâBig gezahlter Betrâge an die Kommission zur Folge. 

6 Vgl. Cécile Chicoye (Chargée de mission à la DATAR), La politique communautaire de cohésion 
économique el sociale, in: AJDA 1991, S. 869 [871]. 

· 
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und vor allem bei kleineren Programmen, finden sich (verschiedene) weitere 
Abwicklungsmodalitiiten; 
sie bewirtschaften unmittelbar die europiiischen Mittel, für die sie verantwortlich 
sind, nach folgendem Verfahren: Die europiiischen Gelder werden in den Staats­
haushalt eingestellt und global den betreffenden Regionalpriifekten zugewiesen; 
diese gehen die Ausgabeverpflichtung im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Mittel ein und weisen diese gemiiB den Auszahlungsanordnungen und den 
Programmen zu. 

Die zentrale Rolle der Priifekten der Region wurde 1992 wiederholt bestiitigt. Einerseits 
hat Art. 5 des Gesetzes vom 6. Februar 1992 Art. 21-1 des Gesetzes Nr. 72-619 vom 5. 
Juli 1972 dahingehend ergiinzt, daB der Priifekt der Region als Vertreter des Staates im 
Regionalbezirk die nationale und europiiische wirtschaftliche und soziale Entwicklungs­
und auch Raumordnungspolitik umzusetzen hat. Entgegen der sonst herrschenden Regel, 
nach der die Priifekten der départements <lem Priifekt der Region nicht hierarchisch 
untergeordnet sind, sind in diesem Bereich die Priifekten der départements verpflichtet, 
die Richtlinien des Priifekten ihrer Region bei ihren Entscheidungen zu beachten und 
darüber Bericht zu erstatten. 

Andererseits hat das in Durchführung des Artikels 6 des Gesetzes vom 6. Februar 1992 
verabschiedete Dekret Nr. 92-604 vom 1. Juli 1992 (sogenannte "Charta der Dekonzen­
tration")7 folgende Prinzipien festgeschrieben: 

1 . )  lm Gefüge der staatlichen Verwaltung stellt der Regionalbezirk die für die 
Umsetzung der nationalen und europiiischen wirtschaftlichen und sozialen 
Entwicklungs- sowie Raumordnungspolitik zustiindige Ebene dar; der 
departementale Bezirk ist demgegenüber die Umsetzungsebene für die sonstige 
nationale und EG-Politik8• 

2.) Der Priifekt der Region legt nach Anhêirung der Konferenz staatlicher Spitzen­
beamter der Region (Conférence administrative régionale) des Art. 32 des 
Dekrets Nr. 82-390 vom 10. Mai 1982 die Richtlinien zur Umsetzung der nationa­
len und europiiischen wirtschaftlichen und sozialen Entwicklungs- sowie Raum­
ordnungspolitik fest. Er teilt sie den Priifekten der départements mit, die in 
Beachtung dieser Richtlinien zu entscheiden und darüber Bericht zu erstatten 
haben9• 

3. Die Grundzüge des franzêisischen Subventionsrechts 

Der Begriff der Subventionen ist nicht gesetzlich definiert. Das Recht der Wirtschafts­
subventionen hebt sich ferner kaum vom allgemeinen Verwaltungsrecht ab10• 

7 J.O. 4. Juli 1992, S. 8898. 

8 Art. 3 und 4. 

9 Art. 15. 

10 Siehe Conseil d'Etat, Réflexions sur le droit des aides publiques aux entreprises, in: EDCE Nr. 41 
(1981), S. 147 [151]. 
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Aus der Sicht der INTERREG-Problematik dieses Gutachtens sind an dieser Stelle 
insbesondere die verlorenen Zuschüsse, also die echten Subventionen des Staates, und 
nicht die zinsvergünstigten (rückzahlbaren) Darlehen zu betrachten. ,,Nur êiffentliche 
Kêirperschaften, der Staat oder die Gebietskêirperschaften, dürfen solche Zuwendungen 
schaffen und gewahren. In der Praxis beauftragen· sie allerdings gelegentlich auch 
Finanzinstitute mit der Abwicklung."11 

Handelt es sich um eine Zuwendung aus dem Haushalt des Staates oder einer Gebiets­
kêirperschaft, obliegt die Abwicklung in der Regel den zustandigen Organen des Staates 
( Minister) oder der Gebietskêirperschaft. Dasselbe gilt übrigens für alle FêirdermaBnah­
men der Wirtschaftsverwaltung, also auch für Darlehen oder Bürgschaften. 

Für die Subventionen des Staates wurden verschiedene Fonds oder êiffentlich-rechtliche 
Einrichtungen mit der Subventionsverwaltung betraut; es kêinnen auch êiffentliche 
Interessenvereinigungen beauftragt werden. Die Rolle der beauftragten Behêirde hangt 
vom Subventionstyp ab; sie reicht von der bloBen Ausarbeitung und Verwaltung, bei der 
die Bewilligung einer staatlichen Behêirde (Minister oder Prafekt auf lokaler Ebene) 
vorbehalten bleibt, bis hin zur Konzentration von Bewilligung und Abwicklung. 

In manchen Fallen werden Privatpersonen, z. B. Kreditinstitute, zwischengeschaltet, die 
ais Subventionsvermittler tatig werden. Sind diese Kreditinstitute nicht Jediglich in den 
Vollzug der Subventionsentscheidung eingeschaltet, ist die Abgrenzung der respektiven 
Rollen des Subventionsgebers und des Privaten nicht immer eindeutig. In diesen Ffillen 
kann es insbesondere zu Schwierigkeiten bei der Haftung kommen. 

Mit der Subventionsabwicklung konnten auch Einrichtungen in der Rechtsform eines 
privatrechtlichen Vereins betraut werden. Der Gedanke, das Pilotprojekt 1989/90 der 
Region Nord/Pas-de-Calais/Wallonie durch einen Verein abzuwickeln, war also keines­
wegs auBergewêihnlich12• Ob diese Lêisung allerdings noch für die Zukunft empfohlen 
werden kann, ist angesichts der immer lauter werdenden Kritik an der Praxis der rein 
behêirdlichen Vereine zweifelhaft. 

Die Bewilligung und die Gewahrung von Subventionen kêinnen _entweder durch Ver- . 
waltungsakt oder durch Vertrag erfolgen. Die Rechtsprechung erkennt in der Sub­
ventionsvergabe einen Verwaltungsakt, wenn zwei Voraussetzungen kumulativ erfüllt 
sind: 

Der Bewilligungsbescheid ist von einer Behêirde des Staates, einer Gebiets­
kêirperschaft oder einer sonstigen juristischen Persan des êiffentlichen Rechts 
erlassen worden. Die Lehre neigt zwar dazu, auch eine Vergabe durch eine 
Persan des Privatrechts im Auftrag einer Behêirde ais Verwaltungsakt zu deuten, 
bis dato haben jedoch die Gerichte eine Justiziabilitat solcher Bewilligungen vor 
dern Verwaltungsgericht nicht anerkannt. 

11 Siehe Michel Fromont, Aides publiques économiques, in: Jurisclasseur administratif, Heft 258, Rdnr. 
22. Die Darstellung der Grundzüge des franzôsischen Subventionsrechts folgen weitgehend diesem 
Kommentar von Michel Fromont. 

12 Siehe oben A., Einleitung. Für Subventionen einer Gebietskôrperschaft ist die Abwicklung ·durch 
einen Verein unzuliissig; vgl. TA Amiens, Braine et Vautomme: AJDA 1988, S. 394. 
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Erfolgt dagegen die Abwicklung durch eine Person des Privatrechts, z.B. durch 
ein Kreditinstitut, die lediglich in den Vollzug der behbrdlichen Subventionsent­
scheidung eingeschaltet ist, unterscheidet die Rechtsprechung zwischen der 
eigentlichen Bewilligungsentscheidung (Verwaltungsakt) und der · privatrecht­
Jichen, meist vertraglich geregelten Subventionsvermittlung; das Verhiiltnis 
zwischen dem Kreditinstitut und dem Subventionsempfiinger richtet sich nach 
dem Privatrecht. 

Auch wenn die entsprechende Terminologie dem franzêisischen Recht unbekannt 
ist, ist für den deutschen Juristen unverkennbar, daB damit eine sogenannte 
Subventionierung in einem zweistufigen Verfahren vorliegt. 

Die Subventionsbewilligung erfolgt im Rahmen eines Verwaltungsgemein­
dienstes. Bei echten Subventionen (d.h. weder zinsvergünstigten Darlehen noch 
Bürgschaften) wird allerdings vermutet, daB diese zweite Bedingung erfüllt ist. 

Erfolgt die Subventionsvergabe durch einseitigen Bewilligungsbescheid, steht der 
Rechtsweg zum Verwaltungsgericht über den recours pour excès de pouvoir off en. Der 
recours pour excès de pouvoir setzt in der Zuliissigkeit keine Verletzung subjektiv­
éiffentlicher Rechte voraus. Anders ais für die Klagebefugnis gemiiB § 42 Abs. 2 VwGO 
braucht der Kliiger lediglich ein direktes und persêinliches Interesse an der Aufhebung 
des gerügten Bewilligungsbescheides nachzuweisen. Die Klagebefugnis des Konkurren­
ten ist also unstreitig. 

Die Bewilligung und die Gewiihrung von Subventionen kann auch durch Vertrag 
erfolgen. Dieser Vertrag kann sowohl ein éiffentlich-rechtlicher Vertrag, mit der Folge 
der Zustiindigkeit der Verwaltungsgerichtsbarkeit, ais auch ein privatrechtlicher Vertrag 
sein. In der Praxis ist es selten, daB die Gerichte die Qualifikation ais êiffentlich-recht­
licher Vertrag anerkennen. Vielmehr wird der Vertrag entweder ais Verwaltungsakt 
requalifiziert13 oder, wenn die Vertragspartner über einen echten Verhandlungsspiel­
raum verfügen, ais privatrechtlicher Vertrag angesehen. Aus dem wenigen vorhandenen 
Rechtsprechungsmaterial zieht die herrschende Lehre ferner den SchluB, daB immer 
dann kein Vertrag vorliegt, wenn sich der Spielraum der Behêirde soweit reduziert hat, 
daB sie kaum über die Bedingungen und Modalitiiten der Subvention mit der Sub­
ventionsempfiinger verhandeln kann, also ihr Ermessen eng eingeschriinkt ist ("n'a 
qu'une compétence liée ou étroitement conditionnée")14• Dies gilt gerade für die Ver­
waltung der EG-INTERREG-Gelder: In Anwendung dieser Kriterien ist niimlich 
festzustellen, daB der Ermessensspielraum des Begleitausschusses in Anbetracht der 
gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben praktisch auf Null reduziert ist, sich die Be­
willigungsentscheidung also de facto ais ein einseitiges Handeln darstellt. 

Ist die Subventionsentscheidung ein Verwaltungsakt und gibt es eine Norm (Gesetz, 
Verordnung oder Gemeinschaftsrecht), die eine Rückforderung, z.B. für den Fall der 
Nichterfüllung von Subventionsbedingungen, vorsieht, dann wirft die Aussetzung der 
noch nicht ausgezahlten Anteile der Subvention auf Grund der Feststellung der Nicht-

13 Die Requalifizierung ist im franzôsischen Recht gut bekannt; siehe Christian Autexier: Vertriige und 
Absprachen zwischen der Verwaltung und Privalen, in: VVDStRL 52 (1993), S. 285ff. 

14 Fromont, a.a.O., Rdnr. 1 17. 

edc6 / mw4.txt 



107 

erfüllung der Subventionsbedingungen oder gar die Rückforderung bereits erfolgter 
Subventionszahlungen oder Teilzahlungen keine besonderen Probleme auf15• 

Zusammenfassend: Sobald EG-Gelder, wie etwa die INTERREG-Gelder, ais ôffentli­
che Gelder qualifiziert werden kônnen (dies ist das Ziel, das mit der Vereinnahmung im 
Staatshaushalt bezweckt wird), unterscheidet sich das Subventionsverhiiltnis nach 
franzôsischem Recht nicht wesentlich von einer Subventionsvergabe durch Verwaltungs-
akt im deutschen Recht. 

· 

B. Die Lôsung der deutsch-niederlandischen Grenzregionen 

In den Grenzregionen EUREGIO, Rhein-Maas-Nord und Rhein-Waal wurden drei 
operationelle INTERREG-Programme gebilligt. Betroffen sind auf cleutscher Seite die 
Lander Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen sowie auf niederlândischer Seite die 
Provinzen Limburg, Gelderland, Overijssel und Drenthe. 

Die Abwicklung dieser operationellen INTERREG-Programme iihnelt insofern der 
Lôsung im Raum Saar-Lor-Westpfalz, ais eines der deutschen Bundesliinder (und zwar 
das Land Nordrhein-Westfalen) die Verantwortung für die finanzielle Abwicklung der 
INTERREG-Gelder übernommen hat. Damit hat dieses Land allen Verpflichtungen 
nachzukommen, die sich aus dem Tite! VI der Verordnung (EG) 4253/88 vom 
19.12.1988 gegenüber der EG-Kommission ergeben. Andererseits wurde die 
INVESTITIONS-BANK NRW, Düsseldorf, (IB) nicht nur mit der finanziellen Ver­
waltung der EG-Gelder, sondern auch mit derjenigen der Kofinanzierungsmittel beauf­
tragt. 

Die entsprechende Vereinbarung zum NL-NRW /NdS-EG.-Programm und die Überein­
kunft der Partner mit der IB sind im Dokumentenanhang (IV.) des Gutachtens abge­
druckt. 

1. Die wesentlichen Merkmale der Vereinbarung zwischen den ôffentlichen 
Partnern 

a. Die Systematik liiBt einen formellen Unterschied zwischen der Vereinbarung 
zwischen den beteiligten Staaten bzw. Gebietskôrperschaften einerseits und der 
Übereinkunft derselben Partner mit der IB andererseits erkennen. 

b. Partner der Vereinbarung sind: 
- der Staat Niederlande 
- die Bundesliinder Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen 
- die niederliindischen Provinzen Limburg, Gelderland, Overijssel und Drenthe 
sowie die EUREGIO, die Grenzregio Rhein-Maas-Nord und die Regio Rhein­
Waal. 

15 Siehe Conseil d'Etat, a.a.O., insbesondere Punkt 3, La suppression de l'aide, S. 156ff. 
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lm Anschlu13 an die Beauftragung des Landes Nordrhein-Westfaien16 enthiilt die Ver­
einbarung die wesentlichen Programmbestimmungen 

- Ziele (2.1 )  
- Grundsiitze (2.2) 
- Antragsberechtigte (2.3) 
- Gegenstand und Hôhe der Forderung (2.4) 
- Zusammensetzung und Zustiindigkeit der Lenkungsausschüsse (2.5) 
- Antrags- und Zusageverfahren (2.6) 
- Ànderungsbestimmungen (2.7). 

Diese Bestimmungen regeln also zwei verschiedene Komplexe: Zum einen die Regeln 
fÜr die Antragsstellung zu den einzelnen Fôrderprojekten, zurn anderen die Zusamrnen­
setzung und Zustiindigkeiten der drei nach Grenzregionen gegliederten Lenkungsaus­
schüsse. 

c. Die Lenkungsausschüsse setzen sich jeweils zusamrnen aus Vertretem 
- der EUREGIO bzw. der Regio Rhein-Waal oder der Grenzregio Rhein-Maas­
Nord 
- der jeweils betroffenen niederliindischen Provinzen 
- des betroffenen Regierungspriisidenten (ggf. auch der Bezirksregierung) 
- des Ministers van Economische Zaken van Nederland 
- des für Wirtschaft zustiindigen Ministers des (oder der) betroffenen Bundes-
landes. 

· Ein Vertreter der IB gehôrt ais beratendes Mitglied jedem der drei Lenkungsausschüsse 
an. 

d. Der LenkungsausschuB nimmt auch die Funktion des von der EG für jede Grenz­
region erforderten Begleitausschusses wahr; dazu werden zusiitzlich die EG-Kommission 
und der Bundesminister für Wirtschaft ais Mitglieder eingeladen. 

e. Die Lenkungsausschüsse haben die nachfolgend aufgeführten Zustiindigkeiten: 

1) Begleitung der finanziellen Abwicklung des Programms durch die IB. 
2) Empfehlungen zur Modifizierung bzw. Anpassung des Programms innerhalb 
des Auftrags der EG. 
3) Empfehlungen zu den vorgelegten Projekten, deren Kosten und Gesamt­
finanzierung, insbesondere 

- Prüfung, ob die einzelnen Projektantriige den Beurteilungskriterien 
hinsichtlich einer einheitlichen Durchführungslinie gemiiB der operationel­
len Programme und des Programms entsprechen, 
- bzgl. des Einsatzes der EG-INTERREG-Mittel und der erforderlichen 
Kofinanzierungsmittel für die einzelnen Projektantriige. 

4) Zustimmung bei bedeutenden MaBnahmeiinderungen von schon genehmigten 
Einzelprojektantriigen nach Einschaltung der Grenzregion (s.a. Nr. 2.27) bzw. bei 
Anweisungen zur Rückforderung von zugesagten Finanzhilfen. 
5) lnformationen an die Kofinanziers bzgl. der Genehmigung von Berichten über 
den Fortschritt der Durchführung der operationellen Programme seitens der IB. 

16 Vereinbarung, Punk! 1.  
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6) Verabschiedung einer eigenen Geschiiftsordnung. 

Ungeachtet der ungewôhnlichen Terminologie sind die Empfeh\ungen oder Zustimmun­
gen, insbesondere die Empfehlungen über den Einsatz der EG-INTERREG-Mittel für 
die einzelnen Projektantriige und die Zustimmung bei Anweisungen zur Rückforderung 
zugesagter Finanzhilfen, in der Sache nicht anders zu bewerten als Bewilligungsbeschei­
de bzw. Rückforderungen: Der IB ist insoweit niimlich kein Errnessensspielraum 
eingeriiumt! 

2. Die Übereinkunft der Partner mit der INVESTITIONS-BANK NRW ( = IB) 

Die Partner der Vereinbarung haben niit der IB eine weitere Übereinkunft abgeschlos­
sen, die auf eine Konzentration der kassenmiifügen Verwaltung und der Kontrolle der 
zum Programm gehôrenden Mittel, d.h. sowohl der EG-Mittel ais auch der Kofinan­
zierungsmittel, zielt: 

Die ZuschuBmittel zur DUTchführung der operationellen Programme werden der IB ZUT 
Verfügung gestellt und die EG-Mittel an sie weitergeleitet, nachdem sie von dem für 
Wirtschaft zustiindigen Ministerium des Landes Nordrhein-Westfalen abgerufen worden 
sind. Ungeachtet der unterschiedlichen Formen, in denen der IB die ZuschuBmittel des 
nîederliindischen Staates und des Landes Nordrhein-Westfalen ZUT Verfügung stehen (s. 
Punkte 3.2 und 3.3 der Überdnkunft), kann die IB dem Antragsteller die Mittel in 
eigenem Namen für fremde Rechnung in privatrechtlicher Form erst aufgrund der 
Empfehlung des Lenkungsausschusses und nach Sicherstellung der Gesamtfinanzierung 
des Projekts zusagen; die IB kann von dieser Empfehlung nicht abweichen (Punkt 3.4 ). 

Ebenfalls kônnen Kürzungen mit Rückforderung von der IB nur in Abstimmung mit 
dem LenkungsausschuB vorgenommen werden (Punkt 6). Die vorherige Zustimmung des 
Lenkungsausschusses ist auch Voraussetzung für die· Entscheidungen der IB über 
wesentliche Ânderungen des Projekts, die den Fôrderzweck unter Berücksichtigung der 
Zielsetzung der operationellen Programme gefiihrden oder wesentlich beeintriichtigen 
kônnen, sowie über die Übertragung und die "!3elassung des Zuschusses gemiiB Nr. 18 
der Allgemeinen Bedingungen. 

a. Aus der Arbeitsteilung zwischen . den ôffenlichen Partnern einerseits und der IB 
andererseits sowie der privatrechtlichen Abwicklung zwischen der IB und den Projekt­
triigern ergibt sich, daB die Subventionierung in einem zweistufigen Verfahren erfolgt. 

Ein solches zweistufiges Verfahren kennzeichnet sich durch die Trennung zwischen 
Bewilligung ( erster Verfahrensabschnitt) und Abwicklung (zweiter Verfahrensabschnitt). 

Wiihrend die IB mit der Abwicklung der Mittel in eigenem Namen beauftragt ist, hat sie 
keinen EinfluB auf die eigentlichen Bewilligungsentscheidungeii. hat, auch wenn der 
Projekttriiger einen anderen Eindruck haben kann (z.B. gerade dadUTch, daB die IB dem 
Projekttriiger die ZuschuBmittel in eigenem Namen � wenn auch für fremde Rechnung 
- zusagt). 

Die eigentliche Bewilligungsentscheidung richtet sich nach der Herkunft der Mittel. Mit 
Blick auf <las INTERREG-Programm der Region Saar-Lor-Westpfalz ist an dieser Stelle 
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das Augenmerk weniger auf die Bewilligung der Kofinanzierungsrnittel zu richten, als 
auf die der EG-INTERREG-Gelder. 

Entscheidend für die Bewilligung dieser Gelder und aile Folgeentscheidungen bis hin 
zur Kürzung und Rückforderung sind die Entscheidungen des Lenkungsausschusses. 

Wie lassen sich diese Bewilligungs- und Entscheidungsbefugnisse des Lenkungsaus­
schusses juristisch einordnen? Inwiefern sind Bewilligungsentscheidungen des Lenkungs­
ausschusses mit Entscheidungen der für die Vergabe von Subventionen zustiindigen 
nationalen Behôrden vergleichbar, obwohl der LenkungsausschuB eine Art inter­
nationales/interregionales Gremium darstellt? 

Würde man den LenkungsausschuJ3 als ein internationales oder transnationales Organ 
analysieren, wiire die Antwort nicht leicht zu geben, da wir kaurn über eine Theorie der 
transnationalen Einrichtungen verfügen. 

Erfreulicherweise erübrigen sich jedoch Überlegungen in dieser Richtung: Der Lenkungs­
ausschuf3 tri:igt zwar das Gewand eines internationalen oder transnationalen Gremiums. 
Aufgrund seiner Zusammensetzung und der Einstimmigkeitsregel li:if3t er sich jedoch als 
ein Zusammenschluf3 von Vertretern der Staaten deuten, die als solche entscheiden, auch 
wenn sie im institutionellen Rahmen des Ausschusses beschlief3en, die a/so aufgrund von 
Befugnissen handeln, die sie jeweils im Rahmen ihrer nationalen Rechtsordnungen 
innehaben. 

Diese Vorgehensweise ist im internationalen Rechtsverkehr keinesfalls unbekannt. Sie 
wurde im Rahmen der EG sogar hiiufig praktiziert und zwar, wenn in den Sitzungen des 
Minlsterrats die vereinigten Staatenvertreter nicht ais Organ der Gemeinschaft handel­
ten, sondern als Vertreter ihrer jeweilige9 Staaten. 

Der Schein des Lenkungsausschusses ais Organ der grenzüberschreitenden Kooperation 
trügt also: Das einstirnmige Handeln seiner Mitglieder ist weniger ein Handeln des 
Ausschusses ais solchem, ais vielmehr ein Handeln nationaler für die Bewilligung von 
Subventionen im Einzelfall zustiindiger Organe. 

b. Die Übereinkunft der Partner mit der IB enthiilt wenig über die Rückabwicklung der 
Subventionen aus EG-INTERREG-Mitteln für den Fall unregelmiiBig gezahlter Betriige. 

Laut der Vereinbarung (Punkt 2.564) erteilen die Lenkungsausschüsse die Zustimmung 
zu bedeutenden MaBnahmeiinderungen von schon genehmigten Einzelprojektantriigen 
bzw. zur Anweisung zur Rückforderung zugesagter Finanzhilfen. 

Punkt 6 der Übereinkunft der Partner mit der IB schreibt andererseits vor, daB Kürzun­
gen und Rückforderungen von der IB in Abstimmung mit dem LenkungsausschuB 
vorgenommen werden. Punkt 8 enthiilt folgende abgestufte Befugnisse der IB: 

(1) In eigener Zustiindigkeit nach MaBgabe der jeweils geltenden Allgemeinen Bedin­
gungen entscheidet die IB über: 

die Verliingerung der Abruffrist bis zu 6 Monaten. Weitere Verliingerungen 
bedürfen der Zustimmung des Lenkungsausschusses; 
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die Verlangerung der Frist zur Vorlage des Verwendungsnachweises bis zu 6 
Monaten. Darüber hinaus bedürfen Fristverlangerungen der vorherigen Zu­
stimmung des Lenkungsausschussens; 
nicht wesentliche Ânderungen des der Zusage zugrundeliegenden Projektes 
und/oder dessen Finanzierungsplanes; 

(2) Nach Einschaltung der Grenzregionen und nur mit Zustimmung des Lenkungsaus­
schusses entscheidet die IB über: 

wesentliche Ânderungen des Projekts, die den Fôrderzweck unter Berücksichti­
gung der Zielsetzung der operationellen Programme gefiihrden oder wesentlich 
beeintrachtigen kônnen; 
die Übertragung und die Belassung des Zuschusses gemaB Nr. 18 der Allge­
meinen Bedingungen nach vorheriger Zustimmung des Lenkungsausschusses. 

(3) Die IB stellt die Unwirksamkeit der Zusage fest und unterrichtet die Grenzregion. 

C. INTERREG 1 für die Grenzgebiete im Raum Lothringen, Saarland und 
Westpfalz 

Nachdem die EG-Kommission bereits im Januar 1990 erstmalig Mittel aus dem EFRE 
für Modellprojekte im Raum Saar-Lor-Lux-Trier/Westpfalz bewilligt hat, haben im 
Marz 1992 die Bundesrepublik Deutschland und die Republik Frankreich der EG­
Kommission für die Grenzgebiete im Raum Lothringen, Saarland und Westpfalz ein 
operationelles Programm im Rahmen der INTERREG-lnitiative unterbreitet, um 
Gemeinschaftsmittel in Hôhe von 9,22 MECU zu erhalten. Die Bewilligung erfolgte 
durch die Entscheidung K (92) 1638 vom 30. Juli 1992 mit einem Inflationsausgleich in 

· Hôhe von 610 000 ECU, mithin zusammen 9,83 MECU. 

Wahrend 1990 die Verwaltung der Mittel der franzôsischen Seite zufiel, lieB der Prafekt 
der Region Lothringen den Ministerprasidenten Oskar Lafontaine mit Schreiben vom 
8. September 1992 wissen, daB Frankreich dem Wunsch des Saarlandes entsprechend die 
Zustimmung zur Beauftragung der saarlandischen Investitionskreditbank AG (SIKB) mit 
der Umsetzung und der finanziellen Abwicklung des Programms erteile. 

Die vom Priifekten entworfene und als Anlage diesem Schreiben beigefügte Verein­
barung betraf in erster Linie die Beziehungen zwischen den Partnern: Region (GK) 
Lothringen, Saarland, Rheinland-Pfalz und der franzôsische Staat, mit der SIKB. Ein 
LenkungsausschuB und der BegleitausschuB waren in Anhang 2 und 3 vorgesehen, ohne 
eindeutige Regelung der Entscheidungsverfahren. 

Dieser Entwurf regelte ferner die vertraglichen Beziehungen zwischen der SIKB und 
den Einzelprojekttragern und übertrug dabei der SIKB die Gesamtlast für die Rück­
abwicklung und Haftung gegenüber der Kommission der EG. 

Nach Iangeren Beratungen kam Anfang Marz 1993 ein wesentlich praziserer Vertrags­
entwurf zustande, der im Dokumentenanhang (VIII.) wiedergegeben ist. 

Auf den ausdrücklichen Wunsch des franzôsischen Partners wurde auf eine Aufspaltung 
der Vereinbarung einerseits nach dem Verhiiltnis der beteiligten Staaten bzw. Gebiets-
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kôrperschaften untereinander und andererseits dem Verhiiltnis derselben Partner zur 
SIKB verzichtet. 

In Anlehnung an die Lôsung in der Vereinbarung zum NL-NRW/NdS-EG-Programm 
INTERREG steht nun eine ausdrückliche Beauftragung des Saarlandes in der Prii­
ambel: Das Saarland übernimmt gegenüber der Kommission der Europiiischen Gemein­
schaften die Verantwortung für die finanzielle Abwicklung des operationellen Pro­
gramms der Gemeinschaftsinitiative INTERREG für alle Grenzgebiete. Dies bedeutet, 
dal1 das Saarland allen Verpflichtungen nachzukommen hat, die sich aus Tite! VI der 
Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 des Rates vom 19. Dezember 1988 gegenüber der EG­
Kommission ergeben. Zugleich wird klargestellt, dal1, wenn der Auslôser dieser In­
pflichtnahme sich nicht im raumlichen oder sachlichen Verantwortungsbereich des 
Saarlandes befindet, sondern Rheinland-Pfalz oder einen der franzôsischen Partner 
betrifft, dem Saarland ein Rückgriffsanspruch gegenüber diesen Partnern in sinnge­
miiBer Anwendung des eben genannten Titels VI der Verordnung Nr. 4253/88 zusteht. 

Âhnlich wie im INTERREG-Programm der deutsch/niederliindischen Grenzregion 
erfolgt der Abruf der Mittel durch den Wirtschaftsminister des beauftragten Landes, d.h. 
also den Wirtschaftsminister des Saarlandes (siehe Art. 3 Abs. 1). Die SIKB übernimmt 
die eigentliche Verwaltung der EG-Gelder. lm Unterschied zur Investitionsbank NRW 
fiillt ihr allerdings die Abwicklung der Komplementiirmittel nicht zu. Diese Mittel 
werden den Projekttriigern durch die nationalen bzw. regionalen Stellen in Anwendung 
des jeweils geltenden nationalen Rechts gewiihrt. Die SIKB ist lediglich über diese 
Gewiihrung und eine eventuelle Rückforderung von Komplementiirmitteln zu informie­
ren. 

Die Beziehungen zwischen der SIKB und den Projekttriigern sind vertraglich zu regeln. 
In dem Vertrag mit den Projekttriigern sinçl <las Ziel der zu finanzierenden MaBnahmen 
zu priizisieren, die für die Durchführung der Projekte erforderliche Gesamtfinanzierung 
sowie eine Reihe von Bedingungen, die in Art. 4 I des Vertrags aufgeführt sind und in 
Form allgemeiner Bedingungen Bestandteil der Vertriige zwischen der SIKB und den 
Projekttriigern werden. 

Die SIKB unterliegt umfangreichen Berichtspflichten und einem Prüfrecht der Partner. 
Sie legt insbesondere dem Priifekten der Region Lothringen, dem Priisidenten des 
Regionalrates, dem Minister für Wirtschaft des Saarlandes und dem Minister für 
Wirtschaft und Verkehr von Rheinland-Pfalz halbjiihrlich einen Rechenschaftsbericht 
über die Umsetzung und finanzielle Abwicklung des Programms einschliel1lich einer 
Dokumentierung des Finanzierungs- und Realisierungsstandes jedes einzelnen Projektes 
vor. Über ihre verschiedenen Berichts- und Aufbewahrungspflichten hinaus sind die 
zustiindigen Prüfstellen der EG und der Partner bzw. deren Beauftragte befugt, die 
bestimmungsgemiil1e Verwendung der Mittel zu überprüfen. Die SIKB riiumt diesen 
Stellen ein Betretungsrecht ein. 

Anstelle der beiden im ersten Entwurf des Priifekten vorgesehenen Ausschüsse, eines 
Begleit- und eines Lenkungsausschusses, gibt es nach der Vereinbarung nur noch einen 
Begleitausschul1, dem 

der Priifekt der Region Lothringen oder sein Vertreter 
der Priisident des Regionalrates von Lothringen oder sein Vertreter 
der Minister für Wirtschaft des Saarlandes oder sein Vertreter 
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der Minister für Wirtschaft und Verkehr des Landes Rheinland-Pfalz oder sein 
Vertreter 
der Vertreter des deutschen Bundeswirtschaftsministeriums 
der Generalschatzmeister derRegion Lothringen oder sein Vertreter 
ein Vertreter der EG-Kommission und 
ein Vertreter der saarliindischen Investitionskreditbank (SIKB) mit beratender 
Stimme 

angehôren. 

Die Beschlüsse des Begleitausschusses sind einstimmig zu fassen (Anlage 2, Punkt 5). 
Zu den Aufgaben des Begleitausschusses gehôren insbesondere 
- Entscheidungen zu treffen, die ZUT DUTchführung des operationellen Programms 
erforderlich sind einschlieBlich der Zustimmung ZUT Gewahrung und Auszahlung der 
EG-Mittel; 
- nach Unterrichtung über UnregelmaBigkeiten bezüglich der Projektdurchführung 
seitens der Projekttrager durch die SIKB, die Feststellung, ob die Voraussetzungen für 
die Rückforderung der EG-Mittel durch die SIKB erfüllt sind; 
- die Überwachung der ordnungsgemaBen Durchführung des INTERREG-Programms. 

Die SIKB ist eigentlich in ihren Entscheidungen an den BegleitausschuB gebunden, 
insbesondere bei der Gewahrung und Auszahlung der EG-Mittel sowie ihrer Rück­
forderung. Es ergibt sich aus den Bestimmungen der Anlage 2 zum Begleitausschù.13, daB 
er die eigentliche Bewilligungsinstanz ist. 

D.h., daf3 nach der derzeitigen Konstruktion für die Verwaltung der EG-JNTERREG� 
Mittel in diesem deutsch-franzosischen Grenzraum dieselbe Erkenntnis wie für die 
Verwaltung der JNT ERREG-Gelder an der deutsch/ niederliindischen Grenze zum Tragen 
kommt, niimlich daf3 der Begleitausschuf3 aufgrund seiner Zusammensetzung und der 
Einstimmigkeitsregel ais ein Zusammenschluf3 von Vertretern der Staaten bzw. der 
Region zu deuten ist, die jeweils für die Gewiihrung von Subventionen in ihrem geo­
graphischen Raum zustiindig sind und entscheiden. Einstimmige Bewilligungs- bzw. 

· Rückabwicklungsentscheidungen des Ausschusses sind also als parallele Beschlüsse des 
Ministers für Wirtschaft des Saarlandes, des Ministers für Wirtschaft und Verkehr des 
Landes Rheinland-Pfalz, des Priifekten der Region (St V) Lothringen und des Priisidenten 
des Regionalrates von Lothringen (GK) anzusehen. 

Sind die Beschlüsse des Begleitausschusses für die deutsche Seite zugleich ais Beschlüsse 
der jeweiligen Minister zu deuten, so haben sie materiell die Qualitat von Verwaltungs­
akten. 

Aus dieser Feststellung sind zwei Konsequenzen zu ziehen: 
- zum einen für die Rückabwicklung: Ais Verwaltungsakt kann der Bewilligungsbescheid 
zurückgenommen oder widerrufen werden. Mangels spezialgesetzlicher Normierung des 
Widerrufs und der Rücknahme der Bewilligungsentscheidung gelten die §§ 48ff. 
SVwVfG. Darüber hinaus liiBt § 44a BHO unter bestimmten Voraussetzungen einen 
Widerruf für die Vergangenheit zu. 
- zum anderen für die Form des ais Verwaltungsakt des zustandigen Ministers zu 
deutenden Aktes: Es fehlen in der Vereinbarung Bestimmungen, die die Einhaltung der 
Form- und Verfahrensanforderungen des SVwVfG (§§ 9ff., 36ff.) sicherstellen. 
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Aus dieser Deutung der Entscheidung des Begleitausschusses ais Verwaltungsakt so!lten 
schlieBlich auch Konsequenzen für die Rückabwicklung der an Projekttriiger auBerhalb 
Deutschlands bewilligten Gelder gezogen werden. Für Projekte irn riiurnlichen oder 
sachlichen Verantwortungsbereich des franzôsischen Staates bzw. der Region (GK) 
Lothringen wiire in der Vereinbarung eine ausdrückliche Qualifizierung der Sub­
ventionsbewilligung ais Verwaltungsakt zu wünschen gewesen (vgl. oben A. 3.). Eine 
solche ausdrückliche Qualifizierung wiire klarer als die derzeitige Bestimmung des Art. 1 
Abs. 3 der Vereinbarung, die môglicherweise bereits implizit einen iihnlichen Gehalt 
hat, mais cela va mieux en le disant clairement. 

D. INTERREG Il 

Aus dem Gutachtenauftrag ergibt sich zwar kein direkter Hinweis auf INTERREG II 
ais neues operationelles Prograrnrn für die Grenzgebiete für die Zeit ab dem 1.1. 1994. 
In den Koordinierungsgespriichen mit dern Referat C/4 wurde allerdings stets davon 
ausgegangen, daB die Beschiiftigung mit der Verwaltung des Programms INTERREG 
mit Blick auf die Verwaltung des künftigen INTERREG 11-Programms erfolgen sollte. 

Es ist nicht ganz leicht, auf die Verwaltung eines Programms einzugehen, das noch nicht 
bekannt ist und für das vor allem auch die Vorgaben seitens der EG-Kornmission noch 
nicht vorliegen. 

Unter der Priimisse, daB erstens die EG für die Verwaltung von INTERREG II keine 
grundlegend neue Rechtslage schafft, und zweîtens für ein Folgeprograrnrn irn Raurn 
Saar-Lor-Westpfalz wiederurn das Saarland gegenüber der Kornmission der Europiii­
schen Gemeinschaften die Verantwortung für die finanzielle Abwicklung übernirnmt, 
stehen nach Ansicht des Gutachters gruncjsiitzlich zwei Môglichkeiten offen: 

1. Da die für INTERREG l erarbeitete Lôsung grundsiitzlich positiv zu bewerten 
ist, besteht auf jeden Fall die Môglichkeit, eine entsprechende Vereinbarung 
unter Berücksichtigung der unter C. genannten Gesichtspunkte neu zu verhan­
deln. lm wesentlichen geht es darurn, den Verwaltungsaktcharakter der Sub­
ventionsbewilligungen nach deutschern Recht gerniiB VwVfG bzw. den respekti­
ven Landesverwaltungsverfahrensgesetzen der beiden Bundesliinder zu ver­
deutlichen sowie, für die franzôsische Seite, die Garantien der adrninistrativen 
Rückforderung der INTERREG-Subventionsgelder für den Fall der Nichter­
füllung der Bedingungen zu erwirken. 

Eine Konzentration der Abwicklung der Kofinanzierungsmittel, die aus dern 
Saarland, dem Lande Rheinland-Pfalz oder Frankreich beigesteuert werden, wie 
dies in dem INTERREG-Programm der deutsch/niederliindischen Grenzregion 
vorgesehen ist, kônnte zwar theoretisch in Erwiigung gezogen werden. Eine 
Konzentration über die SIKB wiire aus franzôsischer Sicht allerdings wohl nicht 
môglich und erscheint zudem auch nicht notwendig. 

2. Eine andere Môglichkeit bietet sich indessen in Anbetracht des Gesamt­
komplexes der deutsch/franzôsischen regionalen grenzüberschreitenden Zu­
sammenarbeit und der begründeten Neigung Frankreichs zu der Rechtsform der 
ôffentlichen Interessenvereinigung für die Verwaltung der INTERREG-Prograrn-
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me, bei denen Frankreich die Federführung übernimmt, an, niimlich die ver­
suchsweise Schaffung eines funktionellen Âquivalents zur ôffentlichen Interessen­
vereinigung im saar!andischen Recht. Dieser Alternative ist im Kontext einer 
koordinierten Strategie aller an Frankreich angrenzenden Bundesliinder môg­
licherweise der Vorzug zu geben; dazu unten m. B. 
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II. Weitere Fallbeispiele 

A. Die operationelle Umsetzung der Kooperation der regionalen Exekutiven 
Saarland-Lothringen 

Die Gerneinsarne Erkliirung vorn 14. Juni 1991 zur Gründung eines Gerneinsarnen 
Organs des Regionalrates von Lothringen und der Regierung des Saarlandes (siehe oben 
2. Kapitel, II.B.) gibt eher einen neuen Rahmen für die weitere Kooperation des Landes 
und der Region (GK), ais daB sie eine neue Struktur schaffte. 

Von den drei sogenannten Organen: 
- Gerneinsarne Sitzungen des Ministerrates und der Exekutive des Regionalrates, 
- stiindiger Rat, 
- gerneinsarnes Sekretariat, 
begründen die beiden ersten eigentlich Verpflichtungen zu regelrniiBigen Treffen und 
Konsultationen, sind jedoch keine echten Einrichtungen bzw. Organe. Für eine echte 
Institutionalisierung sorgt selbst die Schaffung des vorgesehenen Sekretariats nicht, 
dessen Rolle sich entsprechend seiner alternierenden Ubernahme offensichtlich im 
wesentlichen auf die Wahrnehrnung notwendiger Hilfsfunktionen, die Organisation der 
Treffen und ihre Protokollierung, beschriinkt. 

Es handelt sich also insgesamt urn eine sehr !ose Struktur, die die Vorlage vom 29. Mai 
1990 mit der Bezeichnung ,,Schaffung eines gemeinsamen Ausschusses" besser erfaBt 
hat ais die spiiteren Überschriften beider Fassungen der Vereinbarung vom 14. Juni 
1991 . 

Diese Lôsung bleibt so lange optimal, bis die gemeinsame Arbeit in konkrete Projekte 
mündet. Dann ist für die operationelle Umsetzung ein hôherer Formalisierungsgrad 
schwer entbehrlich. 

Zwei Môglichkeiten stehen zur Verfügung: 
- Entweder werden die Funktionen des Gemeinsamen Sekretariats erweitert, so daB es 
gegebenenfalls zu einer echten operationellen Verwaltungseinheit wird, 
- oder es wird lediglich für die Einzelprojekte, die es erfordern, nach adaquaten Struktu­
ren gesucht, wiihrend <las Sekretariat ein reines Hilfsinstrument der politischen Ko­
operation bleibt. 

1. Das Sekretariat der Kooperation 

Für die Schaffung eines stiindigen Sekretariats sprechen verschiedene Argumente: 
- Gewiihrleistung einer grôBeren Kontinuitiit, die die Wechsel von Funktionen und 
Amtstriigern ausgleicht. Das Ausscheiden von Herm Dominique Schmitt ais General­
direktor der Verwaltung des Regionalrates, sodann des Prasidenten Jean-Marie Rausch 
sind normale Ereignisse des Verwaltungs- und politischen Lebens. Sie lôsen aber 
Diskontinuitaten und Unsicherheit aus. 
- Schaffung eines besseren Überblicks über die verschiedenen Kooperationsbereiche und 
Verbesserung ihrer Koordinierung. Dieser Aspekt gewinnt mit zunehmender Ausweitung 
dieser Bereiche an Bedeutung. Wenn namlich mehrere Referate bzw. Ministerien an 
Kooperationsvorhaben beteiligt sind, mehrt sich das Risiko einer unzureichenden 
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Abstimmung der an der Kooperation beteiligten Beamten; sowohl seitens der Region 
Lothringen ais auch seitens des Saarlandes. 
- Hinzu kommt, daB ein stiindiges Sekretariat die Funktion einer ,,clearing-Instanz" 
übemehmen kêinnte, die die jeweils Beteiligten auf den für das betreffende Sachgebiet 
zustiindigen Partner auf der anderen Seite hinweisen kêinnte. 

Gegen eine solche Lêisung sprechen allerdings andere Argumente: 
- Zuniichst das bekannte Risiko der Entwicklung eines solchen Sekretariats ais ,,Selbst­
liiufer" nach dem berühmten Parkinsonschen Gesetz mit allen damit verbundenen 
Folgekosten. 
- Die clearing-Funktion kêinnte wahrscheinlich auf dieser Ebene der Beziehungen 
Saarland/Lothringen nicht optimal erfüllt werden. Der Gutachter wurde von verschiede­
nen Seiten auf die Dringlichkeit einer clearing-Instanz aufrnerksarn gemacht, die Aus­
kunft über die zustiindigen Organe, ihre Kompetenzen und die trivialen, aber notwendi­
gen Angaben zur Person (Name, Dienstgrad, Adresse der Dienststelle, . . .  ) geben kêinnte. 
Allerdings besteht ein solcher Bedarf nicht nur im Hinblick auf die Region (GK), 
sondern auch im Hinblick auf die weiteren Gebietskêirperschaften - angefangen bei den 
départements - und vor allem auch auf die dekonzentrierten Dienststellen der staat­
lichen Verwaltung. Ein gerneinsames Sekretariat beider Regionen kann diese ·erweiterte 
Aufgabe nicht wahrnehmen. 
-. Schlie/3lich kann eine stiirkere Institutionalisierung der bilateralen lothringisch/­

. saarliindischen Kooperation auf Regionalebene wenig opportun erscheinen im Hinblick 
auf eine Saar-Lor-Lux-Erweiterung der Kooperation der Exekutiven. 

So gesehen erscheint mir der am 17. September 1992 zwischen dem Ministerpriisidenten 
Lafontaine und dem Priisidenten des Regionalrates Longuet vereinbarte monatliche 
Zusammentritt des Sekretariats, saarliindischerseits unter Federführung des Europa­
beauftragten, eine akzeptable KompromiB!êisung zu sein, die 
- einerseits effizienter ist ais das ursprünglich alternierende Sekretariat, 
- andererseits auf der Stufe einer Arbeitsgerneinschaft verbleibt und damit das Risiko 
einer zu raschen Institutionalisierung vermeidet. 

Anzumerken ist, daB diese Formel das Sekretariat eindèutig auf die Ebene der politi­
schen Kooperation festlegt; diese Lêisung steht also in der Kontinuitiit der Vereinbarung 
vom 14. Juni 1991. Die Tatsache, daB die operationelle Umsetzung mancher Ko­
operationsprojekte einer rechtsfiihigen Form bedarf, hebt sie auf eine andere Ebene als 
diese Ebene der politischen Kooperation. 

Aus der Sicht des Juristen besteht zur Zeit keine Notwendigkeit einer generellen 
Institutionalisierung in der Form eines rechtsfiihigen Gebildes der Kooperation des 
Regionalrates Lothringen mit der Exekutive des Saarlandes. Dieser Erkenntnis steht 
jedoch eine punktuelle Verselbstiindigung mancher Bereiche der Kooperation nicht 
entgegen. 

Für einige Verwirrung hat im Kontext der Absprache vom 17. September 1992 das 
Schreiben vom 12. Februar 1993 des Priisidenten Longuet an den Ministerpriisidenten 
Lafontaine gesorgt. Dieses Schreiben konnte den Eindruck erwecken, das (politische) 
Sekretariat der Regionalexekutive kêinne in einer Gesamt-EWIV für aile Kooperations­
angelegenheiten des Saarlandes und der Region (GK) (also nicht nur für den Berufs­
bildungsbereich, in dem eine EWIV ohnehin geplant ist) integriert werden. 
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In einem Gespriich am 11.  Miirz 1993 in Metz mit den Herren Muller (Directeur des 
affaires juridiques) und Ulmer (Formation professionnelle) wurde dieser Gedanke sehr 
dezidiert zurückgewiesen: Die vom Priisidenten Longuet in seinem Schreiben vom 
12. Februar 1993 vorgeschlagene EWIV soli keine Alternative zu dem Gemeinsamen 
Sekretariat darstellen. Meine Gespriichspartner haben den zweiten Absatz dieses 
Schreibens17 ais unglücklich formuliert bezeichnet und eine schriftliche Klarstellung des 
Priisidenten Longuet an den Ministerpriisidenten Lafontaine angekündigt18• 

2. Ein Beispiel eines verselbstândigten Kooperationsbereiches: Das Aus­
tauschbüro für die berufliche Bildung 

Die Intensivierung des Austausches in der beruflichen Bildung zwischen den Regionen 
Lothringen und Saarland wird seit 1988 gefordert. 

Die 1988 durch die saarliindische Landesregierung und die Region (GK) Lothringen 
eingerichtete gemeinsame Kommission .,Fôrderung des Praktikantenaustausches in der 
beruflichen Weiterbildung - Fôrderung der Sprachkenntnisse in der beruflichen Weiter­
bildung" hat in Abstimmung mit den Kammem und den jeweils zustiindigen Stellen für 
die berufliche Bildung in den Partnerliindem fünf Pilotprojekte mit binationalem 
Teilnehmerkreis, binationaler Finanzierung, binationalen Abschlüssen und binationaler 
Triigerschaft aufgebaut und durchgeführt. 

Aufgrund der so gewonnenen Erfahrungen soli nun eine auf Dauer angelegte Ein­
richtung unter dem Namen: 

"Austauschbüro für die berufliche Bildung" 
eingerichtet werden. Das Projekt wurde in einem Gespriich zwischen dem Minister­
priisidenten und dem Priisidenten der Region (GK) Lothringen am 17. September 1992 
im Grundsatz vereinbart. 

· 

Zur Unterstützung und Beratung des Büros soli ein Beirat gebildet werden, der zu 
gleichen Teilen aus Vertretem der Institutionen beider Regionen besteht, die für die 
berufliche Bildung zustiindig bzw. mit ihr eng verbunden sind. Dieser Beirat soli etwa 
2 x 9 Mitglieder haben, bestehend aus Vertretem der Kammem, der Arbeitgeberver­
biinde, der Arbeitnehmerorganisationen, der für Arbeit und berufliche Weiterbildung 
zustiindigen Behôrden, sowie je einem Vertreter des Ministeriums für Bildung (Saar­
land) und der Region (GK) Lothringen. 

17 Das Schreiben beruht wahrscheinlich auf einem Entwurf von Herm Muller selbst. 

18 Die beiden Gespriichspartner, die in dem Schreiben vom 12. Februar 1993 des Priisidenten Longuet 
ais seine zustiincligen Mitarbeiter in dieser Angelegenheit genannt sind, haben das unveriinderte Interesse 
der Rcgion Lothringen und ihres Priisidenten Longuet an der Regionalexekutive Saarland-Lothringen 
gemiiJJ der Erkliirung vom 14. Juni 1991 zu Saarbrücken bestiitigt. Die Unterschrift des Priisidenten Rausch 
erfolgte seinerzeit aufgrund eines Beschlusses des Regionalrates. Dieser BeschluJJ liegt nun dem Ministeri­
um für Wirtschaft var. Er entspricht im wesentlichen der Vorlage vom 29. Mai 1990 an den saarliindischen 
Ministerrat. lnsofern bestehen keine unterschiedlichen Vorstellungen zwischen dem Saarland und Lothrin­
gen über den Inhalt der Erkliirung vom 14. Juni 1991. 
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a. Aufgaben19 

Das Büro soli die organisatorischen, padagogischen und wissenschaftlichen Voraus­
setzungen für eine Intensivierung der Zusammenarbeit auf dem Gebiet der beruflichen 
Bildung zwischen dem Saarland und Lothringen schaffen. Die jeweils national geltenden 
rechtlichen Bestimmungen der beruflichen Ausbildung und Weiterbildung bleiben 
unberührt. 

Folgende Einzelaufgaben sind vorgesehen: 
Vorbereitung, Begleitung und Unterstützung von Austauschprogrammen in der 
beruflichen Bildung zwischen Tragern, Einrichtungen und Betrieben beider 
Regionen; Beratung der Beteiligten; · 
Durchführung von Fachtagungen und regelmiilligem Informationsaustausch in 
Fragen der grenzüberschreitenden beruflichen Bildung; 
Ôffentlichkeitsarbeit zum gegenseitigen Ausbau der Kenntnisse über die Berufs­
bildungssysteme. 

Das Ziel ist somit, eine dauerhafte Zusammenarbeit beider Regionen zu erreichen, 
insbesondere die Beschaftigungsstabilitat in kleineren und mittleren Unternehmen und 
die dauerhafte Integration arbeitsloser Jugendlicher, Langzeitarbeitsloser und Frauen in 
das Erwerbsleben zu fürdem. 

b. Finanzierung 

lm jetzigen Stand des Vorhabens (30.10. 1992) enthalt der Entwurf einer Absichts­
erklarung keine Bestimmung über die Finanzierung. Zu einem früheren Zeitpunkt war 
eine Übernahme der Kosten der Arbeitsstelle je .  zur Halfte vom Saar land und der 
Region (GK) Lothringen vorgesehen. Beide Partner sollten sich um Zuschüsse der 
Europaischen Gemeinschaft zu diesem Projekt in Hôhe von bis zu 50 % der Gesamt­
kosten bemühen. 

Selbst wenn diese Regelung in dem letzten verfügbaren Entwurf nicht mehr erscheint, 
gehen beide Seiten grundsatzlich von einer gemischten deutsch-franzôsischen Finanzie­
rung aus. 

c. Organisationsform 

Noch Anfang September 1992 wurde die Môglichkeit der Schaffung eines Sekretariats 
ais nachgeordnete Dienststelle gemaB § 14 LOG-Saarland erwogen. Diese Lôsung gilt 
,,aus hoheitsrechtlichen Gründen ais nicht durchführbar". Dem Gutachter erscheint es 
plausibel, daB die franzôsische Seite der Problematik direkter Zuwendungen aus einem 
franzôsischen Haushalt zu Gunsten einer staatlichen Einrichtung des Saarlandes ent­
gehen will. Dieses Problem würde ebenso Zuwendungen an eine Kôrperschaft, eine 
Anstalt oder eine Stiftung des ôffentlichen Rechts betreffen. 

So sind beide Seiten im Laufe der Verhandlungen zu der Organisationsform einer 
Europaischen wirtschaftlichen Vereinigung (EWIV) übergegangen. Über diese Rechts-

19 Stand der dem Gutachter verfügharen schriftlichen Information: 19.11 .1992. 
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form besteht Konsens. Die Mitglieder aus beiden geographischen Regionen sind noch 
zu benennen. 

d. Bewertung 

Die Wahl der Rechtsform einer EWIV mag prima facie überraschen. Eine EWIV hat 
den Zweck, die wirtschaftliche Tiitigkeit ihrer Mitglieder zu erleichtern oder zu ent­
wickeln, sowie die Ergebnisse dieser Tiitigkeit zu verbessern oder zu steigern (Art. 3 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2137/85 des Rates vom 25.7.1985). 

Aufgrund dieser Formulierung scheiden sowohl <las Saarland ais auch die Region (GK) 
Lothringen ais mogliche Mitglieder aus. Die Benennung von Mitgliedern, die die 
Voraussetzungen des Art. 3 der EWIV-VO nur bei einer sehr weiten Auslegung erfüllen, 
konnte die Gefahr einer Überstrapazierung der Rechtsform in sich bergen. 

Die Region Lothringen scheint noch keine endgültige Entscheidung über ihre Beteili­
gung an der EWIV getroffen zu haben. Ein Arbeitspapier von Herrn Muller vom 
16. Dezember 1992 liiBt die Alternative entweder einer direkten Beteiligung der Region 
oder einer indirekten Beteiligung über den Verein IRCODEL (institut Régional de 
Cooperation décentralisée) offen. lm Miirz 1993 wird diese zweite Moglichkeit ais 
.,obsolet" bezeichnet und eine direkte Beteiligung der Region eindeutig bevorzugt. Die 
Region hat also die Absicht, das Risiko einzugehen, selbst ais Gebietsk6rperschaft 
beizutreten. Die Risiken einer ablehnenden Reaktion der Rechtsaufsichtsbeh6rde 
werden zur Zeit ais gering eingestuft: Sollte jedoch entgegen allen Erwartungen der 
Priifekt anliiB!ich der Überprüfung des Beschlusses des Regionalrates gegen eine solche 
direkte Beteiligung Lothringens Bedenken iiuBern, konnte Lothringen kurzfristig die 
Mitgliedschaft eines ihr verbundenen Vereins ais Alternativlosung anbieten. 

Die geplante EWIV soli im Sinne der mit dem Refera! C/6 geführten Verhandlungen 
ein operationelles Instrument sein, das im Dienste der gemeinsamen Exekutive stehen 
soli. Die lothringische Verwaltung regt an, darüber nachzudenken, ob der Gegenstand 
der EWIV nicht breiter sein sollte ais nur die Kooperation im Bereich der beruflichen 
Bildung, um bei spiiterem Bedarf weitere Aufgaben abfangen zu konnen. Dabei wird 
vor allem an <las Projekt .Euroguichet social" gedacht, das nicht ais besonderes Fall­
beispiel in dieses Gutachten aufgenommen wurde, aber viele Âhnlichkeiten in der 
Fallgestaltung mit <lem Projekt ,,Austauschbüro für die berufliche Bildung" aufweist. In 
seinem Schreiben vom 12. Februar 1993 schlug der Priisident Longuet eine entsprechen­
de Erweiterung des Gegenstands der EWIV vor. Er gab sogleich vorab die Zustimmung 
der Region für die Festlegung des Sitzes der EWIV in Saarbrücken. 

Wenn die lothringische Seite die Garantie erbringen kann, daB die Beteiligung der 
Region von der Aufsichtsbeh6rde nicht gerügt wird, und mangels besserer Alternativen, 
bestehen keine Bedenken gegen die Schaffung einer EWIV nicht nur ais Triiger des 
,,Austauschbüros für die berufliche Bildung", sondern auch ais vorliiufiges Mehrzweck­
instrument für die Durchführung weiterer Einzelprojekte der Kooperation des Saar­
landes mit der Gebietskorperschaft Lothringen unter der Regie der gemeinsamen 
Exekutive. 
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Theoretisch wiiren allerdings andere Formen zu bevorzugen, die aber de lege lata noch 
nicht zur Verfügung stehen: Ein Zweckverband nach dem Modell ,,Isselburg-Anholt" 
oder einer ôffentlichen Interessenvereinigung wiire wahrscheinlich besser geeignet. 

Aus diesem Grund sollte die Dauer der geplanten EWIV vorerst auf zwei oder drei 
Jahre beschriinkt werden. 

B. Die Zusammenarbeit zwischen dem geplanten Logistischen Dienstleistungs­
zentrum Saarland und dem Frachtzentrum Saint-Avold 

Aufgrund der erwarteten positiven Auswirkungen auf die Wirtschaftsentwicklung der 
Standortregion werden zur Zeit quer durch Europa Konzepte für logistische Dienst­
leistungszentren für die Verkehrswirtschaft entwickelt. 

Das Güteraufkommen irn saarliindischen Wirtschaftsraurn sowie die Güteraustausch­
beziehungen mit der Nachbarregion belegen die Notwendigkeit eines solchen Dienst­
leistungszentrurns in Saarbrücken. Eine dreistufige Konzeption wurde irn Rahrnen eines 
vom Bundesministeriurn für Forschung und Technologie gefôrderten Forschungs- und 
Entwicklungsvorhabens durch die ARGE ,,Logistisches Dienstleistungszentrurn Saar­
land" entwickelt. Zu gleicher Zeit entwickelte der Mehrzweckverband Saint-Avold auf 
einer Flache von 18 bis 38 Hektar das EUROPORT-Projekt, ein LKW-Frachtzentrum 
mit dazugehôrendern Dienstleistungsangebot. Erkliirtes Ziel ist es, diese Dienstleistungs­
stelle zu einem internationalen Knotenpunkt im Frachtgewerbe zu rnachen. 

Zwischen beiden Projekten jenseits und diesseits der Grenze besteht insofern Korn­
plementaritiit, ais Saint-Avold schwerpunktrniiBig auf einen Umschlag StraBe/StraBe 
(wegen der vorhandenen Fliichen und Verkehrsanbindungen) zielt, wiihrend in Saar­
brücken überwiegend ein Umschlag Schiene/StraBe stattfinden soli. Das Ziel der 
Betreiber beider Seiten ist es, diese Kornplementaritiit durch grenzüberschreitende 
Zusarnmenarbeit weiterzuentwickeln. 

Die Partner sind 
- auf deutscher Seite: eine Planungsgesellschaft (GmbH), deren Gesellschafter sind: 

- das Saarland, 
- die Stadt Saarbrücken, 
- die Industrie- und Handelskarnmer des Saarlandes, 
- die Deutsche Bundesbahn, 
- die Hafenbetriebe des Saarlandes, 
- der Landesverband Verkehrsgewerbe des Saarlandes, 
- der Flughafen Saarbrücken sowie 
- ca. 20 Transportunternehrnen. 
In der Folgezeit soli die Planungs-GrnbH in eine Betreibergesellschaft in pri­
vatrechtlicher Form urngewandelt werden. 

- auf franzôsischer Seite: der Mehrzweckverband (SIVOM) Saint-Avold, dern neben der 
Stadt Saint-Avold neun weitere Gemeinden angehôren. 

Soll die Zusamrnenarbeit über die informelle Form einer Arbeitsgemeinschaft hinaus 
entwickelt werden, besteht (siehe oben, 3. Kapitel) theoretisch die Wahl zwischen 
folgenden vier Formen: 
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- Verein 
- EWIV 
- lokale gemischtwirtschaftliche Gesellschaft 
- ôffentliche Interessenvereinigung. 

Die Vereinslôsung scheidet prima facie aus. 

Die beiden letztgenannten Formen sind in Art. 132 und 133 des Gesetzes vom 6. Febru­
ar 1992 vorgesehen: Sie scheitern entweder an der fehlenden Durchführungsverordnung 
(Art. 132) oder an dem Interesse der Beteiligten an einer raschen politischen Ent­
scheidung. 

Übrig bleibt damit nur die EWIV. Für sie spricht vor allem die Tatsache, daB der 
Zweck der Kooperation offensichtlich mit den Vorgaben des europiiischen Ver­
ordnungsgebers übereinstimmt: Es bestehen keine Zweifel daran, daB der Gegenstand 
der Zusammenarbeit in einer Optimierung der respektiven wirtschaftlichen Tiitigkeiten 
der Planungs-GmbH und des SIVOM besteht, ein Zweck, der ohne weiteres Art. 3 Abs. 
1 EWIV-VO entspricht. Die Frage nach der Akzessorietiit der Tiitigkeit der eventuellen 
EWIV ist ebenfalls zu bejahen. 

Nicht ganz unproblematisch ist allerdings die Antwort auf die Frage der Mitgliedschafts­
fiihigkeit der Partner: 

Die Mitgliedschaftsfiihigkeit der Planungs-GmbH steht auBer Zweifel. Anders die 
Mitgliedschaft des SIVOM: Ein SIVOM ist nach franzôsischem Verwaltungsrecht eine 
ôffentlich-rechtliche Verwaltungseinrichtung, d.h. eine juristische Einheit des ôffentli­
chen Rechts. Da dieser SIVOM eine wirtschaftliche Zielsetzung hat - und zwar gerade 
die der Entwicklung eines Industrie- und Gewerbegebiets - ist meiner Ansicht der 
wirtschaftliche Charakter seiner Tiitigkeit zu bejahen. Weil der SIVOM jedoch ein 
kommunaler Zweckverband ist, liiBt sich die Grenze zwischen einem SIVOM und einer 
Gebietskôrperschaft nicht eindeutig ziehen. Deshalb ist hier auf die Vorbehalte hinzu­
weisen, die seitens der zentralen franzôsischen Regierungsstellen der Beteiligung von 
Gebietskôrperschaften an einer EWIV entgegengebracht werden. Es ist also nicht 
auszuschlieBen, daB sich die Rechtsaufsichtsbehôrde der Beteiligung des SIVOM an der 
EWIV widersetzt, indem sie das Verwaltungsgericht anruft. Ich halte im konkreten Fall 
das Risiko allerdings für gering. Sollte der Bürgermeister von Saint-Avold, Vorsitzender 
des Mehrzweckverbandes, Befürchtungen hegen, wiire dieses Hindernis am einfachsten 

. durch Gründung einer lokalen gemischtwirtschaftlichen Gesellschaft zu umgehen. Eine 
EWIV zwischen der Planungs-GmbH und einer lothringischen lokalen gemischtwirt­
schaftlichen Gesellschaft wirft meiner Ansicht keine Probleme auf. 

Für die Folgezeit, d.h. nach der Planungsphase, liegt es nahe, die EWIV, nach ent­
sprechender Ânderung der Bestirnrnungen über ihre Dauer 'und gegebenenfalls ihren 
Kooperationsgegenstand, fortzuführen. Allerdings wiire auch der Übergang in eine 
andere Rechtsforrn des Privatrechts denkbar, entweder die Beteiligung des franzôsischen 
Partners an der Nachfolgegesellschaft der PlanungsGmbH oder - umgekehrt - die 
Beteiligung dieser Nachfolgegesellschaft an einer lokalen gemischtwirtschaftlichen 
Gesellschaft des franzôsischen Rechts. 
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Sollten das Saarland und die Stadt Saarbrücken Gesellschafter der deutschen Betreiber­
gesellschaft bleiben und der SIVOM weiterhin das franzôsische Frachtzentrurn betrei­
ben, !age ein Fall des Art. 132 des Loi Joxe/ Marchand vor mit der Folge, daB

' 
für die 

letztgenannte Lôsung zwei Voraussetzungen erfüllt sein rnüBten: 
1. der ErlaB der Durchführungsverordnung für Art. 132, 
2. der AbschluB des in Art. 132 vorgesehenen vôlkerrechtlichen Instruments, das die 
Reziprozitatsklausel enthalten soli. 

Sollten keine Personen des ôffentlichen Rechts an der spateren deutschen Betreiber­
gesellschaft beteiligt sein, ware Art. 132 jedenfalls dann nicht einschlagig, wenn der 
Betreiber franzôsischerseits privatrechtlich (lokale gemischtwirtscha{tliche Gesellschaft) 
organisiert ist. Bleibt der SIVOM Betreiber der lothringischen Struktur, JaBt sich 
voraussichtlich ers! aus der Durchführungsverordnung zu Art. 132 des Gesetzes Joxe/­
Marchand erkennen, ob die Beteiligung an einer Betreibergesellschaft mit Sitz in 
Saarbrücken rnôglich wird. 

Es ist zu betonen, daB eine steuerliche Transparenz, wie sie für die EWIV gilt, bei 
anderen Gesellschaftsforrnen nicht gesichert ist. 

Eine Fortführung der Arbeit der gerneinsarnen institutionellen KlaIDII)er zwischen 
beiden Partnern in der Rechtsforrn der ôffentlichen Interessenvereinigung kornrnt aus 
verschiedenen Gründen nicht in Frage: 
- Der Wille der deutschen Partner, ihre Tatigkeit in privatrechtlicher Forrn zu betreiben, 
entspricht nicht dern Leitmotiv der ôffentlichen Interessenvereinigung, narnlich der 
Fôrderung der Kooperation zwischen juristischen Personen des ôffentlichen Rechts. 
- Die Wahl Saarbrückens ais Sitz: Es gibt keine ôffentliche lnteressenvereinigung in 
Deutschland. Selbst wenn bis dahin diese Rechtsforrn irn Saarland für die grenznachbar­
schaftliche Zusarnrnenarbeit geschaffen würde, ware sie - wie sich aus dern franzôsi­
schen Durchführungsdekret vorn 27. Marz 1993 zu Art. 133 des Gesetzes Joxe/­
Marchand ergibt - für diè Art der angestrebten Kooperation ungeeignet. 

C. Gemeinsame Erschlie.Bung von Industrie- und Gewerbegegieten 

Eines der grenzüberschreitenden Projekte mit grôBtern Symbolgehalt ist sicherlich die 
saarlandisch/lothringische Koordinierung der ErschlieBung neuer Gewerbegebiete, die 
unmittelbar an der Grenze oder gar auf der Grenze liegen. Nachdern Jahrzehnte Jang 
diese Grenzgebiete wegen ihrer dorninierenden rnilitarisch-strategischen Funktion 
.,Tabuzonen" für den industriellen Aufbau waren und im Zusamrnenhang mit dem 
Rückgang der Bergbautatigkeit sich derzeit die brachliegenden Flachen vergrôBern, 
fasziniert der Gedanke, an diesen Orten neue, moderne lndustrien anzusiedeln ais 
erkennbares Zeichen des Wegfalls des trennenden Charakters dieser Grenze. 

Eine interne Notiz des Ministeriurns für Wirtschaft erinnert indessen an die zahlreichen 
damit verbundenen Schwierigkeiten: 

"Bei der Realisierung derartiger Projekte stellt sich eine Reihe von Problemen, die insbesondere 
auch einer Prüfung im Hinblick auf unterschiedliche rechtliche Voraussetzungen in Frankreich und 
in Deutschland (Saarland) bedürfen, so vor allem in den Bereichen: 
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1. Genehmigungsvorschriften für Industrie- und Gewerbegebiete einschlie131ich der jeweiligen 
planungsrechtlichen Vorschriften und Vorgaben. 

2. Steuerrechtliche Behandlung von Gebieten .à cheval" oder von Arealen auf einem der beiden 
Tertitorien, die aber von gemeinsamem wirtschaftspolitischem lnteresse sind. 

3. Rechtliche Fragen, die sich aus der infrastrukturellen Anbindung einschlielllich von Ver- und 
Entsorgung (Wasser, Strom, Teelekommunikation, Verkehrsanbindung etc.) von Gebieten ,à 
cheval" bzw. von Gebieten in unmittelbarer Grenzlage unter Umstiinden ergeben (letztere z.B. im 
Palle von Zuwegungen, die günstiger über das Territorium des Nachbarstaates realisiert wcrden 
kônnten). In·diesem Zusammenhang stellt sich auch die Frage der Behandlung etwaiger ,Gebiets­
monopole" bei der Ver- und Entsorgung. 

4. Fragen der ôffentlichen Fôrderung (Subventionsrecht) im Hinblick auf die ErschlieBung und 
Nutzung von Industrie- und Gewerbegebieten, bei denen die eindeutige Zuordnung der Sub­
ventionsleistung zu einem der beiden Territorien nicht klar definierbar ist, die Subvention an einen 
gemeinsamen Triiger erfolgt oder gar vollstiindig fnvestitionen auf dem Gebiet des jeweiligen 
Nachbarstaates zugute kommt (sofem ein entsprechendes Geliinde gemeinsam erschlossen werden 
soli). 

5. Fragen gemeinsamer Triigerschaft mit ôffentlichem oder teilweise ôffentlichem Interesse." 

Sollen darüber hinaus, wie von dem Prasidenten des Conseil général des département 
Moselle in Erwiigung gezogen, solche Zonen, wenn nicht als ,,steuerfreie Zonen"20 
stricto sensu, so zumindest ais Zonen mit starker Steuerbegünstigung für die dort tiitigen 
lnvestoren21 au�gewiesen werden, dann ist ein solches MaB an Komplexitat erreicht, 
da/3 der Rahmen dieses Gutachtens bei weitem gesprengt ist. 

Hier kann also keine Lôsung in der Sache vorgestellt, sondern nur Hinweise verfahrens­
mafüger Art gegeben werden: 

1) Die Schaffung grenzüberschreitender Gewerbeparks setzt genaue Kenntnisse der 
Zustandigkeiten der jeweiligen Partner auf beiden Seiten der Grenze voraus: 

Welche Kompetenzen haben die Gemeinden? 
Welche Rolle spielt die Region (GK), insbesondere im Rahmen ihrer allgemei­
nen Zustandigkeiten im Bereich der Raum- und Entwicklungsplanung? 
Insbesondere: Inwiefern ist das département für Gewerbeparks zustandig, 
wahrend doch im allgemeinen der Schwerpunkt seiner Zustandigkeiten im 
Bereich der sozialen Hilfen liegt ... ? 
Wie lassen sich die Investitionskosten mit Hilfe von Zuwendungen aus dem 
Staatshaushalt tragen? 

Dieser konkrete Fall la/3t noch einmal die Notwendigkeit einer ,,clearing-Instanz" 
erkennen. Die Aufgaben decken sich zunachst weitgehend mit den Aufgaben der in 
Art. 2 der PAMINA-Vereinbarung geschaffenen Informations- und Beratungsstelle: 

20 .Vgl . Saarbrücker Zeitung vom 14. Januar 1993 ,Grenzenlose Gewerbeparks". 

21 Herr Leroy dachte an die Bildung einer sogenannten ,Zone d'i11vestisseme11t privilégiée" nach dem 
Muster der durch Art. 51 des Nachtragshaushaltsgesetzes (Nr. 92-1476 vom 31.12.1992) in zwei Gebieten 
der Region Nord/Pas-de-Calais geschaffenen steuerbegünstigten Zonen. Die Schaffung dieser Zone wurde 
am 24.11.1992 durch die EG-Kommission (Sir Britten) ais eine mit dem Gemeinsamen Markt vereinbare 
Beihilfe (Art. 92 und 93 EWGV) befunden. 
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"a) lnformationsentwicklung: 
Sammlung, Auswertung und Bereitstellung der für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
iiffentlicher und privater Stellen relevanten Informationen, insbesondere 

. Informationen über den jeweiligen Verwaltungsaufbau und die Zustiindigkeiten iiffentlicher 
Einrichtungen des jeweiligen Nachbarlandes, vor allem bezüglich riiumlicher Planungen und 
Fesllegungen 

. Information über die Auswirkungen des Europiiischen Binnenmarktes auf das Gebiet der 
Grenzüberschreitenden Entwicklungskonzeption 
( ... ) 

·b) Beratung 
·Beratung iiffentlicher und priva ter Stellen über Fragen und Miiglichkeiten der grenzüberschreiten­
den Zusammenarbeit, insbesondere: 

. bezüglich der Inanspruchnahme von Fôrderprogrammen (vor allem der EG) für Grenzregionen 
( ... )" 

2) Die Durchführung des Projekts setzt einen koordinierten Einsatz verschiedener 
Personen des ôffentlichen Rechts voraus, vor allem staatlicher Behôrden und Gebiets­
kôrperschaften auf beiden Seiten der .Grenze. Das einzige Gebilde, das diese Ko­
ordinierungsfunktion übernehmen kônnte, ist im Augenblick die grenzüberschreitende 
Interessenvereinigung des Dekrets vom 27. Marz 1993. 

D. Der grenzübergreifender Einsatz des Rettungshubschraubers ,,Christoph 16" 

Djeser Fall wurde in dieser Reihe aufgenommen auf Grund seines starken paradigmati­
schen Charakters. Der Einsatz des Rettungshubschraubers ,,Christoph 16" auf franzôsi­
schem Gebiet oder .eher das angebliche Desinteresse Frankreichs an einer Einsatz­
môglichkeit des ,,Christoph 16", z.•B. z1,1r Befô.rderung eines SaÇ1rlangers ;mm Winterberg­
Krankenhaus nach einem schweren Unfall an einem der beliebten ostfranzôsischen 
Weiher sorgt für regelmaBige Schlagzeilen in der lokalen Presse oder für Diskusslonen 
im Landtag22• 

Aus der verfügbaren Dokumentation geht hervor, daB sich das saarlandische Ministeri­
um des Innern spiitestens seit 198923 bemüht, den Einsatzraum dieses vom Bundes­
ministerium des Innern finanzierten Hubschraubers des Katastrophensèhutzes auf 
ostfranzi;isisches Gebiet zu erweitern. Der Hubschrauber wird bisher nur gelegentlich im 
franzôsi.schen Luftraum für den Transport Brandverletzter in die Klinik für Schwerst­
brandverletzte nach Merlebach eingesetzt. Eine Dauergenehmigung für grenzüber­
schreitende Einsiitze !age sowohl im lnteresse saarlandischer Bürger, die sich in Ost­
frankreich aufhalten, ais auch im Interesse der Verbesserung der Transportmôglichkei­
ten franzôsischer Patienten im Notfall. 

22 Z.B. nach einem Aufsatz von Frank Bredel in der Saarbrücker Zeitung vom 30. (?) Juli 1991 die 
Eriirterung im Ausschufi für Europafragen am 16. August 1991 (TOP 3, Niederschrift, S. 7-10). 

23 Schreiben des Innenministers Liipple an den Priifekten Bussière vom 12. Juni 1989. 
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Es ergibt sich wiederum aus den Akten24, daB eine Dauergenehmigung des Einsatzes 
grundsiitzlich môglich ist. Für private Hubschrauber ist die Generalabteilung für zivile 
Luftfahrt im Transportministerium zustiindig; für Hubschrauber in staatlicher Triiger­
schaft führt der Dienstweg über das Ministère des Affaires Etrangères. In jedem Fall 
liegt also die Zustiindigkeit bei einer franzôsischen staatlichen Behôrde auf oberster 
Ebene, d.h. auf der Ebene eines Ministeriums. Eine Zustiindigkeit des Priifekten ist 
nicht gegeben. 

Die Tatsache, daB das Einsatzgebiet des Rettungshubschraubers .,Christoph 16", eines 
Luftfahrzeug des Zivilschutzes, im Saarland und in Lothringen tiegen soll, iindert femer 
nichts daran, daB das Genehmigungsgesuch bei der franzôsischen Zentralbehôrde 
Angelegenheit des Luftfahrzeughalters, also des Bundes, ist. Meines Erachtens handelt 
es sich um einen typischen Gegenstand der deutsch-franzôsischen Zusammenarbeit auf 
staatlicher Ebene für den Raum Lothringen-Saarland, also des speziellen Instruments 
der Saar-Lor-Lux Kommissionen. Der Weg führt also wahrscheinlich über die Behand­
lung dieser Frage in der Kommission, môglicherweise zuniichst in ihrer Regional­
kommission, dann in der Regierungskommission. Logische Konsequenz auf die Antwort 
des Priifekten vom 23. Januar 1990 wiire also gewesen, die Kommission mit der Angele­
genheit zu befassen, und sei es nur, um eine besser vorbereitete Befassung des Quai 
d'Orsay mit dieser Frage zu erwirken. Das Schreiben an die Ministerin Guigou vom 26. 
August 1991 ist demgegenüber ais willkommene flankierende politische MaBnahme zu 
betrachten, auch wenn ihr Ressort für die Genehmigung nicht direkt zustiindig ist. Die 
Antwort des Bundesrninisters des Innem vom 14. Oktober 1991 auf das an ihn gerichte­
te Schreiben des saarliindischen Ministers des Innern vom 4. September 1991 deckt sich 
in der Sache mit der ersten Antwort des Priifekten der Region vom 23. Januar 1990: 
Der Weg über das Auswiirtige Amt soli eine Regelung mit Frankreich herbeiführen. · 

Dieser Fall lii.Bt sich also nicht der lokalen oder regionalen grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit zuordnen; es handelt sich um einen klassischen Fall d.er zwischen­
staatlichen Zusammenarbeit mit spezifischem Bezug auf den geographischen Raum 
Lothringen-Saarland. Es bleibt lediglich die Frage offen, inwiefern die Verbesserung der 
lokalen oder regionalen grenzüberschreitenden Kommunikation zu einer schnelleren 
Lôsung auch solcher zwischenstaatlicher Angelegenheiten führen kann. 

E. Europiiischer Kulturpark Bliesbrück/Reinheim 

Dieses Fallbeispiel wird etwas ausführlicher dargestellt, nicht nur, weil sich der Gut­
achter schon vor liingerer Zeit auf Verlangen des Ministeriums für Wissenschaft und 
Kultur mit dieser Akte befaBt hat, sondern vor atlem auch, weil dieses Beispiel in seiner 
Problemstellung Âhnlichkeit mit dem Fall der gemeinsamen ErschlieBung von Industrie­
und Gewerbegebieten aufweist, allerdings in etwas einfacherer Form, so daB die 
Lôsungsansiitze offensichtlicher sind. 

1. Problemstellung 

Zwischen den heutigen Ortschaften Bliesbruck (Frankreich) und Reinheim (Deutsch� 
land) liegen Ausgrabungen, die eine Besiedlung des Raumes seit der Jungsteinzeit und 

24 Schreiben des Prâfekten der Region Lothringen vom 23.01.1990. 
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bis hin zur Merowingerzeit attestieren. Die heutige Staatsgrenze verliiuft quer durch das 
Siedlungsgebiet. Auf saarliindischer Seite findet sich eine grêiJ3ere Nekropole mit dem 
berühmten Fürstinnengrab von Reinheim, das um 400 v. Chr. angelegt wurde, sowie 
eine im 3. Jahrhundert n. Chr. zerstêirte gallo-rêimische Villa mit einem mehrteiligen 
Hauptgebaude und anschlieJ3endem Hofareal, zu dem mehrere Einzelgebiiude gehêiren. 
Auf franzêisischer Seite liegt eine gallo-rêimische Siedlung mit einer Flache von etwa 15 
Hektar, von der bereits ein Handwerkerviertel und êiffentliche, bis ins 3. Jahrhundert n. 
Chr. betriebene Thermen grêiBeren AusmaJ3es (90 x 40 m) ausgegraben sind. 

Die Ausgrabungen werden namens des ,,Europiiischen Kulturparks Bliesrück/Reinheim" 
durchgeführt: Unter diesem Namen arbeiten zwei nationale Gruppen von Archiiologen 
mit verschiedenen nationalen Triigern und unter verschiedenen nationalen Aufsichts­
instanzen: 

auf der franzêisischen Seite: das département Moselle und das für Kultur zustiin­
dige franzêisische Ministerium; 
auf der saarliindischen Seite: das Land (Minister für Wissenschaft und Kultur 
und staatliches Konservatoramt), der Saar-Pfalz-Kreis und die Gemeinde 
Gersheim. 

Sponsoren sind der Crédit Agricole de Moselle und die Karlsberg-Brauerei25. Die 
Ausgrabungen auf saarliindischer Seite werden teilweise auch durch den Europiiischen 
Sozialfonds unterstützt. 

Von Beginn der Ausgrabungen an entwickelte sich vor Ort die Zusammenarbeit der 
Grabungsleiter in Bliesbrück und Reinheim. Diese Zusammenarbeit soli in eine um­
fassende Kooperation, von der Ausgrabung bis zur Darstellung der Ergebnisse, ein­
münden. Die Aufgaben des Europiiischen Kulturparks salien sein: 

Laufende Ausgrabungen, die zumindest teilweise der Ôffentlichkeit zugiinglich 
sein werden; 
Konservierung und Restaurierung freiglegter archiiologischer Funde; 
Rekonstruktion verschiedener Grabungselemente, um anhand einiger Beispiele 
eine Vorstellung von dem ursprünglichen Zustand gewinnen zu kêinnen; 
Errichtung eines Museums vor Ort, in dem nicht nur die Resultate der Grabung, 
sondern die Vor- und Frühgeschichte des gesamten unteren Bliestales dar.gestellt 
werden sol!. Neben den ,,klassischen" Aufgaben eines Museums (Ausstellungen, 
audiovisuelle Prasentationen, Vortriige usw.) soli hier auch im Rahmen experi­
menteller Archiiologie antikes Têipfer- und Metallhandwerk wiederaufleben; 
Touristische ErschlieJ3ung des Europiiischen Kulturparks, Führungsprogramme 
für unterschiedliche Besuchergruppen, Einrichtung eines archiiologischen Lehr­
und Wanderpfades usw. 

Seit Ende der 80er Jahre bemüht sich die bilaterale, informelle ,,Commission de 
pilotage" unt�r Beteiligung siimtlicher betroffener Behêirden, die Koordinierung des 
Projekts zu institutionalisieren. Am 2. Miirz 1993, im Vorfeld der letzten Sitzung dieser 

25 Zur Projektfôrderung wurde auf saarliindischer Seite im Januar 1988 die Stiftung .Europiiischer 
Kulturpark Bliesbrück-Reinheim" in der Triigerschaft des Saar-Pfalz-Kreises, der Gemeinde Gersheim und 
der Karlsberg-Brauerei ins Leben gerufen. 
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Commission de pilotage, wurden die Aufgaben einer gemeinsamen Struktur in einer 
Tischvorlage wie folgt beschrieben: 

1 .  Triigerschaft der BaumaBnahmen 
Triigerschaft der AnkaufsmaBnahmen von Geliinde 

2. Verwaltung des Parks 
Museum und Sammlungen 
Verwaltung der Anlage (Eigentum des département Moselle und der 
Gemeinde Gersheim), Unterhaltung der Anlagen, Versicherungen. 
Arbeitgeber: wissenschaftliches, technisches und Verwaltungspersonal 
Empfang, Publicity, Verôffentlichungen 

3. Finanzielle Verwaltung 
Eintrittsgelder, Verkauf (Kopien, Bücher. .. ) 

· Antragsteller und Empfiinger von Zuwendungen 
Empfiinger von Spenden 

4. Ausübung ,,staatlicher" Vorrechte? 

2. Lôsungsansatze 

Rein theoretisch bieten sich hier sechs verschiedene Lôsungsansiitze an, die z.T. mitein­
ander (vor allem in der Zeitabfolge) kombinierbar sind: 

a. Der AbschluB einer ad-hoc deutsch-franzôsischen zwischenstaatlichen Verein­
barung. Bekanntlich ist ein solches Verfahren ein langes und ungewisses Unter­

. fangen. 

b. Die Beibehaltung der aktuellen Praxis einer rein nationalen Verwaltung beider 
Teile der Ausgrabung; die Klamme.rung erfolgt durch eine Arbeitsgemeinschaft. 

Ob diese Lôsung, die nichts anderes ais die Beibehaltung des status quo bedeute­
te, ausreichende Môglichkeiten für die Koordinierung der notwendigen MaBnah­
men infrastruktureller Art und den optimalen Einsatz der finanziellen Mittel aus 
Frankreich, aus dem Saarland und gegebenenfalls von der EG bieten kann, bleibt 
dahingestellt. 

· ·· 

Darüber hinaus besteht theoretisch, wie im Fallbeispiel .Logistische Dienstleistungszen­
tren" (siehe oben, B.), die Wahl zwischen folgenden vier Formen: Verein, lokale ge­
mischtwirtschaftliche Gesellschaft, EWIV, ôffentliche Interessenvereinigung. 

c. Die Vereinslôsung in der Variante des ,,binationalen" Vereins oder, besser, des 
,,Doppelvereins" schien mir lange Zeit die beste Lôsung zu sein26• Aus diesem 
Grund hatte ich 1991 Herrn Rechtsreferendar Ulrich Berdelmann ermuntert, 
diese Hypothese in seine Studie aufzunehmen27• 

26 Siebe oben, 3. Kapitel, II.B. 

27 Die Studie Berdelmann betreffend das Museum Reinbeim-Bliesbruck wurde an das Ministerium für 
Wissenschaft und Kultur gegeben und am 18. Dezember 1991 vom Leiter der Kulturabteilung an die 
verschiedenen Mitglieder der Commission de pilotage weitergeleitet. 
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Hauptvorteil dieser Lôsung ist, daB trotz der Identitat der Organe beider Vereine 
jeder Verein in der jeweiligen nationalen Rechtsordnung ais ein rein nationales 
Gebilde erscheint. Er kann also ohne weiteres Trager des jeweiligen Teils des 
Parks und Museurns sein, die nationalen Funde aufbewahren, Persona! nach den 
nationalen arbeits- und sozialrechtlichen Bestirnrnungen einstellen, Spenden und 
Zuwendungen ernpfangen ... . Die jetzige Commission de pilotage kônnte beibehal­
ten werden; ihre Rolle würde sich in der Entwicklung der Richtlinien zur Ver­
waltung des Europiiischen Kulturparks erschôpfen, wahrend der .,Doppelverein" 
mit der tatsachlichen, alltaglichen Urnsetzung befaBt ware. 

Wegen der in jüngster Zeit irnrner deutlicher werdenden Abkehr Frankreichs von 
der Praxis der "adrninistrativen" Vereine erübrigt sich indessen eine weitere 
Verfolgung dieses Gedankens. 

d. Die Lôsung der grenzüberschreitenden lokalen gernischtwirtschaftlichen Gesell­
schah scheidet aus rnindestens zwei Gründen aus: 

dern Fehlen der Durchführungsverordnung zu Art. 132 des Gesetzes 
Joxe/ Marchand sowie der notwendigen zwischenstaatlichen Vereinbarung 
und 
der reservierten Haltung der deutschen Kulturbehôrden hinsichtlich der 
Vergabe von Zuwendungen an Kultureinrichtungen in privatrechtlicher, 
insbesondere handelsrechtlicher Form. 

Es verbleiben also die beiden Hypothesen einer EWIV oder einer ôffentlichen Inter­
essenvereinigung: 

e. Die EWIV-Lôsung wurde von sous-préfet Sudron auf der letzten Sitzung des 
Comité technique am 2. Marz 1993 in der Sous-préfecture Saargemünd; zumindest 
ais Übergangslôsung, eindeutig bevorzugt. Diéser EWIV kônnten zwei Mitglieder 
angehôren, und zwar, auf franzôsischer Seite, eine zu gründende lokale gernischt­
wirtschaftliche Gesellschaft des département Moselle (da nach Ansicht der 
franzôsischen Verwaltung das département nicht selbst Mitglied einer EWIV sein 
kann) und, auf der saarliindischen Seite, die existierende Stiftung .,Europiiischer 
Kulturpark Bliesbrück-Reinheirn". 

Der Gedanke, die Verwaltung eines Kulturparks einer Europiiischen wirtschaftli­
chen Interessenvereinigung zu übertragen, mag befremdlich wirken. Da allerdings 
diese Rechtsform zur Zeit praktisch die einzige zur Verfügung stehende ist, kann 
sie nicht prima facie verworfen werden. 

Es seien jedoch zwei Einwande erlaubt: 

1. Die verwaltungswissenschaftliche Erkenntnis, daB eine Institution leichter 
zu errichten ais abzuschaffen ist: Zwar soli nach dem Willen des sous­
préfet Sudron die vorgeschlagene EWIV nur eine Übergangsform zu einer 
spateren ôffentlichen Interessenvereinigung sein. Das Risiko einer Ver­
ewigung bleibt jedoch bestehen! 
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2. Die vorgeschlagene EWIV kann selbst keine strategischen Entscheidungen 
treffen. Sollen in den Kulturpark Gelder verschiedener Provenienz ein­
flieBen, aus Haushalten des franzôsischen Staates und des département, 
aus verschiedenen deutschen staatlichen und/ oder kommunalen Haus­
halten sowie gegebenenfalls aus EG-Mitteln, und optimal eingesetzt 
werden, genügt eine Zuteilung der Gelder nach ihrer Herkunft zu den 
respektiven Teilen des Kulturparks nicht. 

Genau wie manche der geplanten grenzübergreifenden Industrie- und 
Gewerbegebiete liegt der Park ,,à cheval" über der Grenze und in dieser 
Lage soli auch das Hauptgebiiude des Museums errichtet werden. Für die 
Verteilung und die Vergabe der Mittel ist also resolut von dem Zufall der 
Lokalisierung einzelner Einrichtungen oder Gebiiude abzusehen. Ent­
scheidungen über die Verteilung und die Vergabe der ôffentlichen Gelder 
kônnen unter diesen Umstiinden nur über einen LenkungsausschuB erfol­
gen, der nach dem Muster der INTERREG-Begleitausschüsse gebildet 
wird, d.h. weitgehend nach paritiitischen Gesichtspunkten, und verfahrt, 
d.h. nach dem Prinzip der Einstimmigkeit. 

Ist allerdings ein solcher LenkungsausschuB unentbehrlich, dann kann, 
zumindest für die Übergangszeit, auch auf die Errichtung einer EWIV 
verzichtet werden, da der LenkungsausschuB die Mittel zwischen den 
bereits existierenden Projekttriigern verteilen kann mit der MaBgabe einer 
Verwendung gemiiB seiner Vergabe. 

Hinsichtlich der Risiken, die sich aus der Haftungsregelung der EWIV für 
Gebietskôrperschaften ergeben, wird schlieB!ich auf die Ausführungen im 
3. Kapitel (1 .  Abschnitt, III.p.) verwiesen. 

f. Die Lôsung der ôffentlichen Interessenvereinigung: 

Auf der Sitzung am 2. Miirz 1992 hat die Vertreterin des franzôsischen Ministeri­
ums für Kultur der eindeutigen Priiferenz ihres Hauses für eine Lôsung vom Typ 
.offentliche lnteressenvereinigung zur Ausführung von Tiitigkeiten in den 

· Bereichen der Kultur"28 Ausdruck gegeben. Zu diesem Zeitpunkt, lag das Durch­
führungsdekret zu Art. 133 des sog. Loi }axe/Marchand noch nicht vor. Dieses 
Durchführungsdekret betreff end diejenigen ôff entlichen lnteressenvereinigungen, 
deren Zweck die Erarbeitung und Durchführung der MaBnahrnen urnfaBt, die 
erforderlich sind für die Projekte und Programme der interregionalen und 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit unter Beteiligung territorialer Kôrper­
schaften der Mitgliedstaaten der Europiiischen Gemeinschaft, wurde erst am 
27. Miirz 1993 verkündet29• 

Diese Priiferenz des franzôsischen Ministeriums für Kultur basiert auf der 
einfachen Feststellung, daB die ôffentliche lnteressenvereinigung eine Lôsung für 

28 Dekret Nr. 91-1215 vom 28. November 1991; siehe Dokumentenanhang, Nr. VI.B., S. 42. 

29 Dekret Nr. 93-571 vom 27. Miirz 1993; siehe Dokumentenanhang, Nr. VI.C., S. 46 und Nr. IX., 
S. 101. 
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die institutionelle Kooperation juristischer Personen des ôffentlichen Rechts und 
die Verwendung von Geldern aus ôffentlichen Haushalten anbietet. Aus der 
Sicht des franzôsischen Rechts ist dieser Feststellung im Prinzip zuzustimmen. 
Diskutabel erscheint zwischenzeitlich nur der Verweis auf die sog. ôffentliche 
Interessenvereinigung für Kultur des Dekrets vom 28. November · 1991, da 
mittlerweile das Durchführungsdekret zur grenzüberschreitenden ôffentlichen 
Interessenvereinigung gemaB Art. 133 des Gesetzes Joxe/ Marchand vorliegt. 

Da beide Dekrete ahnlich gestaltet, weitgehend sogar wortgleich sind, empfiehlt 
es sich nunmehr, nur noch die grenzüberschreitende ôffentliche Interessenver­
einigung zu berücksichtigen, und zwar schon allein deshalb, weil sie die Beteili­
gung auslandischer Gebietskiirperschaften vorsieht. 

Die Tatsache, daB die neue grenzüberschreitende ôffentliche Interessen­
vereinigung ausdrücklich für den Fall der Verwaltung EG-finanzierter Projekte, 
d.h. im Klartext für die Abwicklung von Programmen des Typs INTERREG 
konzipiert wurde30, liiBt vermuten, daB die Entscheidungsbefugnisse der Begleit­
ausschüsse der INTERREG-Prograrnrne in das System der ôffentlichen Inter­
essenvereinigung integrierbar sind. Bereits zuvor wurde auf die Verwandtschaft 
zwischen den Begleitausschüssen der INTERREG-Programrne und dern für das 
Projekt ,,Europiiischer Kulturpark Bliesbrück/Reinheirn" kaum verzichtbaren 
LenkungsausschuB hingewiesen. Darnit ernpfiehlt sich diese Lôsung einer ôffent­
lichen Interessenvereinigung ais die vorzugswürdigste, wahrend sich für die 
Übergangszeit ais Alternative die einfache Schaffung des oben beschriebenen ( e., 
in fine) Lenkungsausschusses anbietet. 

30 VgL Art 6 Abs. 1, 3. Gedankenstrich der Endfassung des Dekrets, Dokumentenanhang, S. 102. 
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.Zug1111ste11 der Wissenschaftsfreiheit ist stets der diese111 Freiheitsrecht 

zugnmde/iegende Gedanke mitzuberiicksichtigen, dafJ gerade eine von 

gesellschaftlichen Niitzlichkeits- und politischen Zweckmiifligkeitsvor­

stell1111gen befreite Wissenschaft de111 Staal und der Gesel/schaft im 

Ergebnis am besten dient." (BVerfGE 47, 327 [369 f.]) 

ln diesem letzten Kapitel sind die Ergebnisse, die dem Gutachter nach intensiver 
Befassung mit dem Thema und unter Heranziehung seiner spezifischen transnationalen 
Kenntnisse und Erfahrungen mit beiden Rechtssystemen wesentlich erscheinen, in 
Handlungsmaximen umzusetzen. 

Es ist also Zeit, trotz des rudimentiiren und lückenhaften Charakters der Instrumente, 
die beide Rechtsordnungen zur Verfügung stellen, schemenhafte ReiBbrettlôsungen zu 
entwerfen und vorzuschlagen. 

Die Bewertung ihrer gesellschaftlichen Nützlichkeit und politischen ZweckmaBigkeit 
obliegt den politischen Entscheidungstragern. 

lm wesentlichen sind zwei Dimensionen in den lothringisch-saarliindischen administrati­
ven Beziehungen zu berücksichtigen: 

1. Die lothringisch-saarliindische Zusammenarbeit ist in einen breiteren Kontext 
eingebettet; sie sollte sich, ohne ihre Eigenstandigkeit zu verlieren, von ihm 
befruchten lassen. 

2. Jeder denkbare Fall der lothringisch-saarlandischen Zusammenarbeit liiBt sich 
in ein viergliedriges Modell der regionalen grenzüberschreitenden Zusammen­
arbeit mit saarlandischer Beteiligung einordnen. Für jede Kategorie ist be­
stimmten Einrichtungen und Verfahren der Vorzug zu geben. 

1. Die Einbettung der lothringisch-saarlandischen Kooperation im breiteren 
Kontext 

Die regionale und infraregionale Kooperation im Raum Lothringen-Saarland stellt nur 
einen Unterfall der grenzüberschreitenden Kooperation in breiteren Raumen dar; zwei 
dieser breiteren Raume sind von besonderer Relevanz: 

die GroBregion Saar-Lor-Lux und 
der gesamte deutsch/franzôsische Grenzraum. 

Die Verzahnung der lothringisch-saarlandischen Kooperation mit jedem dieser grôBeren 
Raume muB deutlich gesehen werden. Jedoch gehorcht jeder dieser Raume einer 
eigenen Logik, und es ist nicht gesagt, daB diese Logik den besonderen lnteressen der 
lothringisch-saarlandischen Zusammenarbeit Rechnung tragt. Deshalb sollte jeder 
politische Entscheidungstrager und Bedienstete des Saarlandes den jeweiligen Nutzen, 
aber auch die Grenzen und Gefahren dieser grôBeren Einheiten vor Augen haben. 

edc6 / mw5.txt 



135 

e Grundsatzlich ist Saar-Lor-Lux ein Raum, der durch eine gemeinsame geschichtliche 
Entwicklung und gemeinsame wirtschaftliche Züge gepragt ist. Insbesondere für die 
entstandenen Nachteile gilt, daB sie nur durch eine gemeinsame Entwicklungsstrategie 
überwunden werden kônnen. 

. 

Die strategische Solidaritiit darf aber nicht zu einer weiteren Vermehrung der für 
diesen Raum spezifischen Einrichtungen führen. Die Rechts- und Verwaltungs­
strukturen der vier beteiligten Lander sind so verschiedenen, daB Rationalitiit 
und Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns eine bilaterale Implementierung 
der gemeinsamen Strategie gebietet, bei der jeweils. nur zwei nationale Rechts-­
und Verwaltungssysteme aufeinander abgestimmt werden müssen. 

e Die Suche nach Effizienz in der Entwicklung administrativer Einrichtungen und 
Verfahren erfordert eine stiirkere Wahrnehmung und Berücksichtigung der gemein­
samen Interessen aller Lander und Gebietskôrperschaften diesseits und jenseits der 
gesamten deutsch/franzôsischen Grenze von Perl bis Lôrrach. 

Dies gebietet, auf aile Erfahrungen der Partner im gesamten deutsch/franzôsi­
schen Grenzraum zurückzugreifen. 

A .. Der Kontext der Gro.Bregion Saar-Lor-Lux 

In seinem WeiBbuch der GroBregion SaarLorLuxRheinlandPfalz vom Februar 1993 hat 
das IRI eine Vier-Saulen-Theorie der Kooperation in der GroBregion entworfen1: 

- Erste Saule: 

- Zweite Saule: 

- Dritte Saule: 

- Vierte Saule: 

eine grenzüberschreitende Zusammenarbeit der Mandatstrager und 
Parlamentarier der GroBregion SaarLorLuxRheinlandPfalz 
(Modell: Interregionaler Parlamentarier-Rat); 

eine gemeinsame Exekutive mit der Errichtung eines Ministerrats 
SaarLorLuxRheinlandPfalz und mit Sekretariat; 

COMREGIO mit Verabschiedung eines Staatsvertrags über die 
Kooperation des Gemeinden; 

eih Club der wirschaftlichen, sozialen und gesellschaftlichen Orga­
nisationen: das IRI. 

Diese vier Saulen der Zusammenarbeit sollen die natürliche Einheit der GroBregion 
wiederherstellen. Sie sollen die Arbeit übersichtlicher machen, die Kompetenzen 
verteilen und effektiver wirken ais die bisherigen Strukturen. 

Die vier genannten Saulen sind in diesem Gutachten bereits erwahnt worden. Mit 
unterschiedlichem Erfolg dienen sie ohne Zweifel der Fôrderung des BewuBtseins der 
Gemeinsamkeit der Probleme und bieten ein Forum zur Erarbeitung gemeinsamer 
Konzepte. Allerdings findet diese Form der ZuSammenarbeit sehr schnell ihre Grenzen, 
wenn sie über die Ebene der Ôffentlichkeitsarbeit hinausgelangen will. Trotz der 

1 Weillbuch, S. 124-132. 
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beschwôrenden Hinweise auf den Charakter einer ,,demokratisch-politischen Infrastruk­
tur"2 ist das Vermôgen dieses Konzepts bei der Durchsetzung gemeinsam entwickelter 
Projekte gering. Zwar suggeriert die Kooperation der Mandatstriiger und Parlamentarier 
oder eine Konferenz des Regierungschefs des GroBherzogtums Luxemburg, der 
Ministerpriisidenten von Rheinland-Pfalz und des Saarlandes sowie des Priisidenten der 
Region Lothringen eine Parallele zu den Institutionen des kooperativen Fôderalismus, 
der in der Bundesrepublik seit liingerer Zeit mit Erfolg praktiziert wird. Jedoch hinkt 
der Vergleich, weil die beteiligten Partner aus den Parlamenten und den Exekutiven der 
GroBregion in mindestens drei, wenn nicht vier verschiedene Rechtsordnungen einge­
bunden sind, wiihrend die Rechtsordnungen der deutschen Bundesliinder, aller Spezifizi­
tiiten zum Trotz, weitgehend homogen sind. Die jeweiligen Kompetenzen und Entschei­
dungsspielriiume der SaarLorLuxRheinlandPfalz-Partner lassen sich, selbst mit viel 
Pragmatismus, nicht unter einen Nenner bringen. 

Die Pilotstudie über ein gemeinsames grenzüberschreitendes Entwicklungskonzept für 
die GroBregion Saar-Lor-Lux-Trier/Westpfalz, die 1990/91 durch den Verein 
PROMOTECH, Nancy, im Auftrag der Regionalkommission Saar-Lor-Lux erstellt und 
von der Kommission der Europiiischen Gemeinschaften unterstützt wurde, hat die 
Kohiision der gesellschaftlichen Partner innerhalb der GroBregion und die Omnipriisenz 
der Saar-Lor-Lux Dimension in allen grôBeren Institutionen - Handelskammern, Hand­
werkskammern, Gewerkschaften und Arbeitgeberverbiinden - oder auch in bezug auf 
die kommunalen Mandatstriiger, etc ... mit Nachdruck betont, andererseits aber auch auf 
die fast unüberwindlichen Heterogenitiitsfaktoren hingewiesen: 

- Verschiedenheit der verwaltungs- und politischen Strukturen, 
- fehlende Zweisprachigkeit in groBen Teilen des Raumes, 
- unterschiedliche wirtschaftliche Lagen und Entwicklungspolitiken, 
- Informationsdefizite in bezug auf Vorhaben und Probleme der angrenzenden 

Gebiete innerhalb der GroBregion, 
- fehlende Homogenitiit der Infrastrukturen, insbesondere der StraBennetze. 

Für den Juristen liegt das gravierendste Moment in der Verschiedenheit der politischen 
und Verwaltungsstrukturen und der daraus resultierenden Unterschiede im materiellen 
Recht. Die GroBregion umfaBt bekanntlich einen souveriinen Staat, das GroBherzogtum 
Luxemburg, zwei Bundesliinder und eine franzôsische Region; in jeder dieser politischen 
Einheiten sind die Zustiindigkeiten anders verteilt; gleichermaBen lassen sich die Rege­
lungen des jeweiligen materiellen Rechts nur schwer miteinander in Einklang bringen3• 

Eigentlich potenzieren sich die rechtlichen Schwierigkeiten mit der Zahl der betroffenen 
Rechtsordnungen. Ohne dieser empirischen Feststellung den Wert einer festen Formel 
verleihen zu wollen, kann man zumindest sagen, daB der Grad der Schwierigkeiten der 

2 Ibid. S. 124. 

3 So gibt es weder in Frankreich noch in Luxemburg eine raumplanerische Gestaltung, die sich auf 
grôBere regionale Gesamtriiume bezieht. lm Berufsbildungsbereich unterscheiden sich das franzôsische und 
das deutsche duale System sowohl organisatorisch ais auch nach dem Profil der Auszubildenden erheblich. 
Unterschiedliche N ormen erschweren einen grenzüberschreitenden Personennahverkehr. Die unterschiedli­
che GrôBe der Gemeinden und die damit verbundene unterschiedliche Finanzkraft sowie die unterschiedli­
che Anzahl der Verwaltungsebenen führen zu erheblichen Kooperationsschwierigkeiten: So fügt etwa die 
Partnerschaft zwischen dem département Moselle und dem Landkreistag Saarland qualitativ sehr unter­
schiedliche Partner zusammen. 
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Zusammenarbeit überproportional mit der Zahl der relevanten Rechtsordnungen steigt, 
etwa nach der Folge 2, 22, 23, 2n. 

Dieses Rechenspiel soli nur verdeutlichen, daB, solange die GroBregion SaarLorLux­
RheinlandPfalz keinem einheitlichen Gebilde entspricht, der bilaterale Weg für die 
administrative grenzüberschreitende Zusammenarbeit der einzig effiziente ist. 

B. Der Kontext des gesamten deutsch/franzôsischen Grenzraums 

Aus dem Gutachten wird ersichtlich, daB eine optimale Ausnutzung der Miiglichkeiten 
beider Rechtsordnungen, der deutschen und der franziisischen, bereits so komplex ist, 
daB die Bewii.ltigung dieser Komplexitat zu einer prioritaren Aufgabe wird. 

Bis vor kurzem haben die Kiirperschaften entlang der Grenze weitgehend unabhangig 
voneinander versucht, ihre Kenntnisse über ihren jeweiligen unmittelbaren Partner zu 
verbessern4: Saarland - Lothringen, Rheinland-Pfalz - Nord Alsace, Baden-Württemberg 
- ElsaB. Der Umstand, .daB - wie im Fall INTERREG 1 für die Grenzgebiete im Raum 
Lothringen, Saarland · und Westpfalz - zwei deutsche Bundesliinder mit demselben 
franziisischen Partner kooperieren, stellt mehr oder weniger eine Ausnahme dar. 
Zumeist versucht jedes Land, jede Region oder jedes département mit den ihm zur 
Verfügung stehenden Mitteln auszukommen, um sich über die Verwaltungsstrukturen 
des direkten Partners zu informieren und mit ihm ein eigenes System der Kontaktpflege 
aufzubauen. Auffallend ist, daB eine der ersten Aufgaben, die neugeschaffenen Koope­
rationsstellen zugewiesen werden, gerade die Vermittlung allgemeiner Informationen an 
die Partner ist5. 

Diese Praxis der ,,Nahzusammenarbeit" ist sicherlich durch den iirtlichen Bedarf an 
grenzüberschreitender administrativer Kommunikation gerechtfertigt. Jeder Abschnitt 
der deutsch/franziisischen Grenze hat seine Eigenart, die in der Tat eine Behandlung 
im Kontext der Grenznachbarschaftlichkeit erfordert. 

Es wate jedoch wahrscheinlich zweckmaBiger, gewisse Einrichtungen mit der 
systematischen Suche und Konzentrierung allgemeiner lnformationen über die 
Verwaltungsstrukturen des Partnerlandes zu befassen, unabhangig von unmittelbaren, 
konkreten Anliissen. 

4 Die Aneignung von Grundkenntissen über die Verwaltungsstrukturen des Nachbam war bereils 1989 
das Ziel der zwischen dem Ministerium des Innem und dem Centre Interrégional de Formation 
professionnelle (regionale -StV- Fortbildungsstelle des Minisleriums für Umwelt und Verkehr) organisierten 
Treffen in Saarbrücken und Pont-à-Mousson. Sie war auch erstes Ziel der sog. Grundlagenkonferenzen 
(1991) im Rahmen der Parlnerschaft département Moselle / Landkreistag Saarland. Sie findet sich wieder 
im Projekt ,Behiirdenvolontariat". Für das Ministerium des Innem stellt sich immer noch die Frage, welche 
Stelle der Region Lothringen zustiindig ist für die grenzüberschreitende Zusammenarbeit in bezug au[ 
Fortbildung und Austausch von Behiirdenangehiirigen im staatlichen Bereich (Brie[ vom 12. Februar 
1993). 

5 PAMINA II, Art. 2: .Die Informations- und Beratungsstelle bat folgenden Aufgaben wahrzuneh­
men: ( ... ) Informationen über den jeweiligen Verwaltungsaufbau und die Zustiindigkeiten iiffentlicher 
Einrichtungen des jeweiligen Nachbarlandes, var allem bezüglich riiumlicher Planungen und Fesùegungen". 
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Dies kônnte über zwei Wege erfolgen: 

einerseits durch die Fôrderung der Koordination aller lnstitutionen desselben 
Partners, die in ahnlicher Weise mit Fragen der grenzüberschreitenden Zu­
sarnrnenarbeit konfrontiert sind. Die konzertierte Aktion der Europarninister­
konferenz6 ist ein nachahrnungsfiihiges Modell. Nach rneiner Kenntnis gibt es 
keine entsprechende spezifische Kooperation zwischen den Regionen ElsaB und 
Lothringen oder den départements Moselle, Bas-Rhin und Haut-Rhin zur Zu­
sarnrnenlegung ihrer jeweiligen Kenntnisse über die deutsche Verwaltung oder 
das deutsche ôffentliche Recht; 

andererseits kônnte eine Ausdehnung der Aufgaben des Euro-Instituts (Institut 
für regionale Zusarnrnenarbeit und europiiische Verwaltung), das am 23. April 
1993 in Kehl gegründet wird7, auf den gesamten deutsch/franzôsischen 
Grenzraum erfolgen. Ohne auf das in Saarbrücken vorhandene Potential einge­
hen zu wollen, kann ich bestiitigen, daB an der Universitat Nancy oder an dem 
IRA Metz personelle und sachliche Ressourcen vorhanden sind, die sich an solch 
einem Unternehrnen in einem MaBe beteiligen kônnten, daB Synergieeffekte 
sicherlich zu erwarten waren. 

Diese systernatische Berücksichtigung der gerneinsamen Probleme entlang der gesarnten 
deutsch/franzôsischen Grenze kann Veranderungen in der Einstellung erfordern. Der 
exemplarische Charakter der lothringisch-saarlandischen oder der Saar-Lor-Lux-Trier/­
Westpfalz Kooperation darf nicht in eine Form der SaarLortümelei münden, d.h. in den 
lrrglauben, daB es keine berücksichtigungswürdigen grenzüberschreitenden Kooperatio­
neil auBerhalb dieses privilegierten Raumes gabe. 

Fordert diese Berücksichtigung des gesarnten Grenzraumes die Schaffung einer gemein­
samen Struktur? Das Beispiel der deutsch/niederlandischen Grenze zeigt, daB die 
Verschiedenheit der natürlichen Teilraurne der Zusarnrnenarbeit (EUREGIO, Grenz­
regio Rhein-Maas-Nord, Regio Rhein-Waal) kein Hindernis für die Schaffung der 

6 BeschluB vom 1./2. Oktober 1992 in Wildbad Kreuth: .2. Sie bitten die an Frankreich grenzenden 
Liinder ... ". 

1 Das Euro-Institut ist eine Einrichtung der Fachhochschule für ôffentliche Verwaltung Kehl. Um die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit zu erleichtem, erhiilt es ein supranationales Statut ais eine Gemein­
schaftseinrichtung der deutschen (Partner sind hier <las Land Baden-Württemberg und Kommunen wie die 
Stadt Kehl) und der franzôsischen Seite (Partner sind hier der franzôsische Staal, die Region Elsall, das 
département Bas-Rhin, die Universitiit Robert Schuman, die Stadt Straf3burg. 

Die wissenschaftliche Leitung liegt bei der Universitiit StrallbuŒ und der Fachhochschule Kehl. Ais 
Rechtsform ist die Einrichtung einer EWIV vorgesehen, die im Laufe des Jahres 1993 errichtet wird. 

Die Fortbildungsprogramme des Euro-Instituts werden gemeinsam von dem Verwaltungsrat und 
dem wissenschaftlichen Beira! erarbeitet. Sie werden von den geschiiftsführenden Direktoren sowie dem 
Persona! des Instituts umgesetzt. Mit der Fortbildung sind qualifizierte Lehrbeauftragte betraut, die sowohl 
aus dem universitiiren Bereich ais auch aus der Verwaltungspraxis in Deutschland und Frankreich und den 
europiiischen Institutionen stammen. Zahlreiche Fortbildungen werden in Zusammenarbeit mit anderen 
Einrichtungen konzipiert und durchgeführt. 

Die Finanzierung des Euro-Instituts erfolgt durch die Europiiische Gemeinschaft (INTERREG I), 
das Land Baden-Württemberg, den franzôsischen Staal, die Region Elsall und das département Bas-Rhin. 
Einige Fortbildungsveranstaltungen werden auch durch andere Einrichtungen sowie durch Teilnehmerge­
bühren mitfinanziert. 
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erforderlichen Instrumente darstellt, die für die Gesamtgrenze (Abkommen vom 23. 
Mai 1991 über die grenzüberschreitende Zusammenarbeit - Modell .,Isselburg-Anholt") 
oder einen wesentlichen Teil der Grenze gelten (die Vereinbarung zum NL-NRW /Nds­
EG-Programm INTERREG scheint die niederliindische Provinz Groningen nicht zu 
berücksichtigen). 

II. Das viergliedrige Modell der regionalen grenzüberschreitenden Zusammen­
arbeit mit saarliindischer Beteiligung 

Welche sind die jeweils geeignetsten Einrichtungen und Verfahren der genuinen 
lothringisch-saarliindischen administrativen Kooperation? 

Die Handlungsmaxime ist im Grundsatz einfach: Aus saarliindischer Sicht richtet sich 
die Priiferenz nach dem nach franzôsischem Recht zustiindigen Partner. 

Grob vereinfacht liiBt sich jedes Vorhaben der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
im lothringisch-saarliindischen Raum in eine der vier folgenden Kategorien einordnen: 

• Vorhaben, die trotz ihres riiumlichen Bezugs eine zwischenstaatliche Lôsung erfor­
dern, also ein gemeinsames Handeln Deutschlands und Frankreichs. 

Die verfügbaren Instrumente sind diejenigen des Vôlkerrechts. 
• Vorhaben, bei denen der Hàuptpartner franzôsischerseits eine dekonzentrierte 
staatliche Behôrde, hiiufig auf regionaler Ebene der Priifekt der Region, ist. 

Wenn auf franzôsischer Seite, zumeist wegen Mischfinanzierungen, ein gemeinsames 
Handeln des Staates und einer oder mehrerer Gebietskôrperschaften (Region oder 
département) erforderlich ist, liiBt sich das Vorhaben in der Regel derselben Kategorie 
zuordnen. 

· 

Die verfügbaren Instrumen.te sind im Grunde genommen auch vôlkerrechtlioher 
Natur, selbst wenn sie die sehr vereinfachte Form einer Vereinbarung mit 
Unterschrift des Priifekten (gegebe11enfalls zusammen mit den Vertretern der 
beteiligten franzôsischen Gebietskôrperschaften) annehmen. Hier kann ein 
Anwendungsfall der Landeskompetenz gerriiiB Art. 24 Abs. la GG vorliegen; die 
geeignete Einrichtung wird in der Regel und mit geringen Modifikationen die 
ôffentliche Interessenvereinigung sein .. Die Kooperationsformen, die für die Ko­
operation von Gebietskôrperschaften entwickelt worden sind, etwa die Zweck­
verbiinde des Modells ,.lsselburg-Anholt", reichen hier nicht aus. 

• Vorhaben, bei denen nur franzôsische Gebietskôrperschaften Partner sind. In diesem 
Fall kann Art. 24 Àbs. la GG nicht direkt zum Zuge kommen, da franzôsische Gebiets­
kôrperschaften keine Hoheitsrechte übertragen kônnen. 

Die wenigen, zur Zeit verfügbaren Instrumente sind die Arbeitsgemeinschaften (ARGE) 
und die EWIV, die bis dato die einzige Form der Zusammenarbeit mit Rechtspersôn­
lichkeit ist, allerdings mit allen Vorbehalten, auf die wiederholt hingewiesen wurde. 
Letztere Môglichkeit steht zweifelsohne dem Land offen. Die Zustiindigkeit der �aar-
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liindischen Kommunen zum AbschluB echter Vereinbarungen ist demgegenüber bisher 
nicht expressis verbis anerkannt. 

In niiherer Zukunft kann im Einzelfall der Rückgriff auf die Form der ôffentli­
chen Interessenvereinigung theoretisch denkbar sein. Angemessener erscheinen 
allerdings die Instrumente des deutsch/niederliindischen Modells ,,lsselburg­
Anholt" in der Linie des Madrider Übereinkommens über die grenzüberschrei­
tende Zusammenarbeit zwischen Gebietskôrperschaften. 

e Übrig bleiben punktuelle, ,,atypische" Vo.rhaben, die von Fall zu Fall eine entspre­
chende pragmatische Behandlung erfordern. Die Zusammenarbeit zwischen dem geplan­
ten Logistischen Dienstleistungszentrum Saarbrücken und dem Frachtzentrum Saint­
Avold ist eines der anschaulichsten Fallbeispiele. 

Zu betonen ist, da{J diese Typologie auf der Rechtsnatur und den Zustiindigkeiten der 
Partner beruht. Sie führt zu keiner zuf riedenstellenden LOsung in der Sache, wenn 
materiellrechtliche und verfahrensmii{Jige Unterschiede zwischen Frankreich und Deutsch­
land so gravierend sind, da{J ein gemeinsames Angehen zu keinem Ergebnis führen kann. 
Weder das Saarland noch die lothringischen Partner haben einen direkten Einfluf3 auf 
die franzosische Gesetzgebung oder auf die Gesetzgebung des Bundes. Das Umweltrecht 
liefert hier ein · gutes Beipiel: Nach dem jetzigen Stand des franzosischen Rechts und 
solange die im Gesetz Nr. 92-646 vom 13. Juli 1992 vorgesehene dreijiihrige Übergangs­
phase nicht abgelaufen ist, erübrigt sich jedes weitere Nachdenken über die Chancen 
grenzüberschreitender regionaler Abfallentsorgungspliine. 

A. Die zwischenstaatliche Zusamnienarbeit 

Der Fall ,,Christoph 16" liefert ein eindruc)Œvolles Beispiel für die Kategorie von Vor­
haben, bei denen weder das Land noch dekonzentrierte Dienststellen der franzôsischen 
Verwaltung zustiindig sind. Der Priifekt der Region kann in dieseri1 Fall nicht die 
franzôsische Republik vertreten, so daB es keine Lôsung auf regionaler Ebene geben 
kann8• 

Ein. weiterer Fall bietet ein vergleichbares Beispiel. lm Bereich Freyming-Merlebach 
soli eine StraBe, die parallel zur Bundesgrenze verliiuft, auf deutschem Hoheitsgebiet 
erweitert werden. Sowohl die Landesministerien ais auch das Bundesministerium des 
lnnern haben keine grundsatzlichen Bedenken gegen diese Inanspruchnahme deutschen 
Hoheitsgebiets angemeldet. Die Vorbereitung eines entsprechenden Abkommens durch 
das Landesministerium des Innern wirft indes eine Reihe von Schwierigkeiten auf: 
Polizeieinsatz, Regelung des StraBenverkehrs, anwendbares Recht bei Verkehrsunfiillen, 
Regelung des Rettungsdienstes, ... 

Ohne die ôrtlichen Gegebenheiten zu kennen, entsteht der Eindruck, daB die erweiterte 
StraBe nach wie vor vorwiegend, wenn nicht gar ausschlieB!ich, dem franzôsischen 

8 Auch wenn die Medien geme dem Zentralismus der franzôsischen Verwaltung die Schuld zuzuschie­
ben pflegen, ist die Frage berechtigt, welches saarliindische Ministerium wohl befugt wiire, einem Hub­
schrauber der franzôsischen gendarmerie nationale eine Dauergenehmigung zum Einsatz im saarliindischen 
Luftraum zu erteilen. 
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Autoverkehr dienen soli. Angesichts der Vielfalt der angesprochenen Probleme driingt 
sich die Frage nach der Notwendigkeit einer detaillierten Befassung des Landesministe­
riums des lnnern mit diesem Fall auf, der ohnehin eine vôlkerrechtliche Lôsung ver­
langt. Es sollte zuniichst mit Vôlkerrechtlern überprüft werden, ob und inwieweit das 
Vôlkerrecht eine globale Lôsung des Falles anbieten kann, die, ohne die Zugehôrigkeit 
des Gebietes zum Bundesgebiet aufzuheben, die Behandlung aller mit der Benutzung 
dieser StraBe zusammenhiingenden Rechtsfragen ausschlieBlich nach franzôsischem 
Recht erlaubt9• Wie sind entsprechende Inforrnationen erreichbar und wie liiBt sich der 
AbschluB des notwendigen Abkommens beschleunigen? 

In solchen Fallen kann die Saar-Lor-Lux Kommission einen gangbaren Weg bieten. 
Dieser Kommission wird zwar vorgeworfen, ein triiges und schwerfiilliges Instrument zu 
sein. In Anbetracht der Bearbeitungsdauer des Fallbeispieles ,,Christoph 16" greifen 
solche Vorwürfen jedoch kaurn. Die Kommission Saar-Lor-Lux kônnte in solchen Fallen 
eine doppelte Hilfe leisten: 

zuniichst bei der Erkundung der effizientesten vôlkerrechtlichen Lôsung; 
schlieBlich, nach eventueller positiver Stellungnahme zur beabsichtigten Lôsung, 
durch eine Beschleunigung der Entscheidungsprozesse in den jeweiligen AuBen­
ministerien mittels dieses positiven Voturns. 

Ware in der Angelegenheit ,,Christoph 16", nach der Antwort des Prafekten Hacène am 
23. Januar 1990, einerseits das ministère des Affaires étrangères durch das Auswiirtige 
Amt befaBt, andererseits eine positive Begutachtung der Saar-Lor-Lux Kommission 
herbeigeführt worden, dürfte wahrscheinlich heute, allen Unzuliinglichkeiten des 
diplomatischen Weges zum Trotz, ,,Christoph 16" in Lothringen einsetzbar sein. 

Die Saar-Lor-Lux Kommission soli systematisch mit den Fiillen zwischenstaat­
licher Zusammenarbeit im Raum Lothringen-Saar/and befaf3t werden. 

B. Grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit nachgeordneten Stellen der 
franzôsischen Staatsverwaltung - auch unter EinschluB franzôsischer 
Gebietskôrperschaften 

Der Fall INTERREG hat gezeigt, daB es noch keine zufriedenstellende Lôsung für 
Kooperationen gibt, die eine einzige Entscheidungs- und Verwaltungsstruktur verlangen. 

Derselbe Fall INTERREG, aber auch der Fall Bliesbrück/Reinheim demonstrieren, daB 
eine ausreichende Lôsung über eine zweistufige Struktur erreicht werden kann: 

Die oberste Stufe ist die Planungs- und Entscheidungsebene. Sie kann die Gestalt 
eines Lenkungsausschusses annehmen mit einer geringen Mitgliederzahl, wobei 

9 Prima facie ist hier an die vèilkervertragsrechtliche Beschrânkung der Gebietshoheit durch die 
funktional begrenzte Übertragung von Rechten auf Frankreich zu denken und zwar bis bin zur Ver­
waltungszession, bei der die Bundesrepublik Deutschland Frankreich die Ausübung der vollen Gebietshoheit 
auf bestimmle oder unbestimmte Zeil überlieJJe; vgl. dazu Ipsen, Vèilkerrecht, 3. Auil. 1990, § 23, Rdnr. 13, 
mit dem vielzitierten Beispiel der Überlassung der Panamakanal-Zone d°Urch den Hay-Varilla-Vertrag vom 
18.11.1903 zwischen den Vereinigten Staaten und Panama; femer Verdross/Simma, Vôlkerrecht, 
3. Aufl. 1984, § 1023, §§ 1041ff. 

edc6 / mwS.txt 



142 

jedes Mitglied in seiner jeweiligen nationalen Rechtsordnung entsprechende 
Entscheidungsbefugnisse besitzt, z.B. zum ErlaB von Verwaltungsakten oder für 
die Bewilligung von Subventionen. Dieses Planungs- und Entscheidungsgrernium 
bedarf keiner Rechtspersônlichkeit. Es kann ais Arbeitsgemeinschaft oder als 
Konferenz funktionieren; es kônnte auch ein Teilorgan einer existierenden 
juristischen Person sein. 

Die untere Stufe bildet die Durchführungsebene. Hier sollen die Entscheidungen 
des Lenkungsausschusses ausgeführt werden. Mangels echten Spielraums ist ihre 
Organisation in einer ôffentlich-rechtlichen oder einer privatrechtlichen Form 
letztendlich von geringer Bedeutung, solange sie eine effiziente und koopera­
tionsfreundliche finanzielle Abwicklung der Entscheidungen des Lenkungsaus­
schusses ermôglicht. So bietet ohne Zweifel die privatrechtliche Organisations­
form, etwa in Gestalt einer AG (z.B. SIKB), entscheidende Vorteile mit Blick 
auf die Beziehungen zu den Einzelprojekttriigem. Dagegen bietet sie môglicher­
weise nicht ausreichende Kontrollmôglichkeiten für die Behôrden des Staates, 
der finanziell zur Verantwortung gezogen werden kann, z.B. gegenüber der 
Kornrnission der Europiiischen Gemeinschaften. Auf jeden Fall muB die Durch­
führungsstelle Rechtspersônlichkeit und einen eigenen Haushalt haben; ihr 
Handeln muB ferner sowohl für das Planungs- und Entscheidungsgremium als 
auch für die verantwortlichen Organe des Staates transparent sein. Diese Trans­
parenz kann durch eine direkte Mitwirkung der zustiindigen Behôrden an den 
Organen der Durchführungsstelle sichergestellt werden, auch wenn sie privat­
rechtlich organisiert ist. Sie kann schlieBlich durch ein Einsichtsrecht in die 
Akten, die die Durchführung der Entscheidungen des Lenkungsausschusses 
betreffen, erhôht werden10• Die Durchführungsstelle soli gegebenenfalls der 
Prüfung der Rechnungshôfe zugiinglich sein. 

Die franzôsische ôffentliche Interessenvereinigung erfüllt diese Voraussetzungen; sie ist 
eine juristische Persan des ôffentlichen Rechts; ais Koordinationsinstanz stellt sie aus 
organisatorischer Sicht eine leichte Lôsung dar, da sie über wenig eigenes Persona! 
verfügt. 

Welche Überlegungen rechtfertigen es, der Lôsung JJffentliche lnteressenver­
einigung" eine besondere Rolle zuzuteilen? 

Die grenzüberschreitenden ôffentlichen Interessenvereinigungen des Art. 133 des sog. 
Loi Joxe/ Marchanq in Verbindung mit dem Dekret Nr. 93-571 vom 27. Miirz 1993 
wurden gezielt für die Verwaltung von INTERREG-Geldem geschaffen. 

Nach der Systematik des deutschen Verwaltungsrechts kommen die Stiftungen des 
ôffentlichen Rechts der franzôsischen ôffentlichen lnteressenvereinigung, insbesondere 
der grenzüberschreitenden ôffentlichen lnteressenvereinigung, môglicherweise am 

10 Vgl. Art. 5, VI. der INTERREG 1-Vereinbarung fur den Raum Lothringen, Saarland und Westpfalz: 
Die SIKB riiumt den zustiindigen Stellen ein Betretungsrecht ein. 
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niichsten11• Wie die rechtsfiihigen Stiftungen des ôffentlichen Rechts ist die ôffentliche 
Interessenvereinigung 

rechtlich verselbstiindigt und damit Verwaltungstriiger (vgl. Art. 3 des Dekrets: 
Die ôffentliche Interessenvereinigung hat Rechtspersônlichkeit vom Zeitpunkt 
der Bekanntmachung des Genehmigungsbescheides nach Art. 2 an, dem Auszüge 
des Gründungsvertrags beigefügt sind). 

lhre Gründung erfolgt mit der Genehmigung des Ministers des lnnern und des 
Ministers des Haushalts, d. h. durch einen staatlichen Hoheitsakt auf Grund 
eines Gesetzes (vgl. Art. 2: Die Vereinigung wird durch Gründungsvertrag 
zwischen den Partnern errichtet. ( .. . ) Sie unterliegt der Genehmigung des Innen­
ministers und des Haushaltsministers). 

Sie <lient ôffentlichen Aufgaben, die in Art. 1 des Dekrets folgendermaJ3en 
beschrieben sind: Erarbeitung und Durchführung der Ma13nahmen, die erforder­
lich sind für die Projekte und Programme der iriterregionalen und grenzüber­
schreitenden Zusammenarbeit unter Beteiligung territorialer Kôrperschaften aus 
Mitgliedstaaten der Europiiischen Wirtschaftsgemeinschaft. 

Sie unterliegt unmittelbar der staatlichen Aufsicht durch die Beteiligung des 
Priifekten der Region ihres Sitzes: Der Priifekt der Region ist Staatsbeauftragter 
für die Vereinigung. Der Staatsbeauftragte nimmt an den Sitzungen aller 
BeschluJ3-und Verwaltungsorgane der Vereinigung teil. Er hat Einsicht in aile die 
Vereinigung betreffenden Akten, Besichtigungsrecht in allen Riiumen, die der 
Vereinigung gehôren oder die ihr zur Verfügung gestellt sind, und ein Ein­
spruchsrecht mit aufschiebender Wirkung für fünfzehn Tage gegen Entscheidun­
gen, die den Bestand oder die Funktionsfiihigkeit der Vereinigung gefiihrden. 
Wiihrend dieser Frist überprüft das handelnde Organ seine Entscheidung (vgl. 
Art. 4). 

Die Haushalts- und Rechnungsprüfung erfolgt, sofern der Staat selbst an der 
ôffentlichen Interessenvereinigung beteiligt ist (für INTERREG wohl der Regel­
fall), durch den für die Vereinigung zustiindigen staatlichen Prüfungsbeamten, 
d.h. durch den Generalschatzmeister der Region oder seinen Stellvertreter. 

In Anbetracht dieser Merkmale der ôffentlichen Interessenvereinigung ist die Neigung 
Frankreichs zur Fôrderung der Bildung europiiischer ôffentlicher lnteressenvereinigun­
gen (in Anlehnung an die Entwicklung von der franzôsischen wirtschaftlichen Inte­
ressenvereinigung zur EWIV) durchaus verstiindlich. Die bereits zitierte Aussage des 
damaligen Raumordnungsrninisters Jacques Chérèque ist im Rahmen einer liinger­
fristigen Perspektive zu sehen: 

11 Die Parallele liiBt sich noch weiter ziehen: So kônnen die ôffentlichen Tnteressenvereinigungen für 
Kultur des Dekrets Nr. 91-1215 vom 28. November 1991 (s. Anhang, VI.B., S. 44) ais Pendant zur Stiftung 
(des Bundes) Preullischer Kulturbesitz (G. v. 25.7.1957) angesehen werden, die ihre Aufgabe in der 
Aufbewahrung, Pilege und wissenschaftlichen Auswertung ehemaliger preuBischer Kulturgüter bat, oder 
aber zu den entsprechenden Kulturstiftungen der Lander. 
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Punkt 30 der EntschlieBung des Europiiischen Parlaments über <las INTERREG­
Programm lautet z.B. in der franzosischen Fassung: ,,il faut également exploiter 
davantage les possibilités offertes par le Groupement européen d'intérêt public 
(GEIP) pour une participation conjointe du secteur privé et du secteur public"12• 

In einer Unterlage der DATAR wird auch auf ein Dokument der Kommission 
(GD XVI/234/92) verwiesen, das im Kontext der institutionellen Schwierigkeiten 
bei der gemeinsamen Verwaltung der INTERREG-Gelder einen Hinweis auf das 
Konzept der ,,Groupements d'intérêt public" nach franzosischem Vorbild enthiilt. 

So ist auch das Pliidoyer der DATAR wiihrend des Besuchs von Herm 
Dr. Drerup (Bundesministerium für Wirtschaft) am 28. Januar 1993 in Paris zu 
verstehen 13• 

Unter diesen Umstiinden, wiire die Tauglichkeit des Modells ,,offentliche Interessen­
. vereinigung" für die Verwaltung von INTERREG-Geldern niiher zu überprüfen. 

Ein Ergebnis dieser Überprüfung konnte eine notwendige Ergiinzung der Struktur der 
grenzüberschreitenden offentlichen Interessenvereinigung nach dem Dekret VOID 
27. Miirz 1993 sein und zwar zu dem Zweck, in diese Struktur den für INTERREG 
unentbehrlichen LenkungsausschuB zu integrieren. So konnten die beiden Stufen 
(1 :  Planung und Entscheidung, 2: Durchführung) in einer einzigen Institution mit einem 
gemeinsamen Sekretariat vereinigt werden. Der LenkungsausschuB konnte entweder an 
die Stelle der in Art. 18 des Mustergründungsvertrages vorgesehenen Hauptver­
sammlung treten oder als zusiitzlicher Beirat hinzugezogen werden. Entscheidend ist, 
daB seine Beschlüsse einstimmig gefaBt und daB, sofern sie nach nationalem Ver­
waltungsrecht den Charakter eines Verwaltungsaktes haben, die einschliigigen 
Verfahrens- und Formvorschriften gewahrt werden, insbesondere, daB die Bekanntgabe 
durch das Mitglied des Lenkungsausschusses erfolgt, das national zustiindig ist. Der 
Rechtsweg soll sich nach der für den Adressaten maBgeblichen Rechtsordnung richten. 

Es bietet sich an, im Rahmen des JNT ERREG li - Programms das Modell ,.offentliche 
Jnteressenvereinigung" einem Doppeltest zu unterziehen. 

Die Verwaltung der INTERREG-Gelder konnte an zwei verschiedenen Stellen der 
deutsch/franzasischen Grenze spiegelbildlich nach dem Modell ,.offentliche lnter­
essenvereinigung" erfolgen, und zwar 

12 Amtsblatt Nr. C 175/227, vom 16.7.1990. Die deutsche Fassung ist fehlerhaft übersetzt worden: 
.auch müssen die Môglichkeiten gefôrdert werden, die die European Economie (!) Interest Groups 
(EEIG) für eine gemeinsame Beteiligung des privaten und ôffentlichen Sektors bieten". Dies ist nicht der 
eÎ1!zige Fehler in dieser Fassung der EntschlieJ3ung. Die Übersetzungsfehler betreffen überdies nicht nur die 
deutsche Übersetzung (der Quelltext war franzôsisch). Der Abgeordnete Castellina bat sich in der Beratung 
über die Diskrepanz zwischen den verschiedenen Sprachfassungen des Textes beschwert, die so weit geht, 
daJ3. sich aus der italienischen Tcxtfassung ein anderer Sinn ergibt ais aus den Fassungen in anderen 
Sprachen (Verhandlungen des Europiiischen Parlaments, Nr. 3-391/358, vom 14.6.1990). 

13 Der am 16. Miirz geplante Gegenbesuch in Bonn wurde kurzfristig abgesagt. Offensichtlich wird der 
Angelegenheit solch ein hoher SteUenwert beigemessen, daJ3 eine interne Abstimmungssitzung unter 
Beteiligung anderer Ministerien vorher eingeschaltet werden muJ3. 
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- bei einem Programm unter f ranzosischer Verantwortung durch Beteiligung der 
deutschen Partner an einer der neuen grenzüberschreitenden offentlichen lnteres­
senvereinigungen des Dekrets vom 27. Miirz 1993. 
- bei einem Programm unter deutscher Verantwortung durch Beteiligung der 
f ranzosichen Partner an einer nach dem Vorbild der franzosischen offentlichen 
lnteressenvereinigung zu errichtenden deutschen Einrichtung. 

Nach Ablauf eines solchen Doppeltests und kritischer Bewertung der gewonnenen Erfah­
rungen kann gegebenenf alls über die Eignung und die Opportunitiit der Schaffung des 
instituts ,,Europiiische offentliche Jnteressenvereinigung" auf EG-Ebene ein Urteil gefiillt 
werden. 

Da die PAMINA-Vereinbarung in Art. 7 eine eventuelle Umwandlung der jetzigen 
Struktur, gegebenfalls sogar in eine iiffentliche lnteressenvereinigung, vorsieht, und da 
PAMINA die verwaltungsmaBige Vorbereitung und Durchführung der Projekte, die im 
Rahmen des INTERREG-Programms enthalten sind, ohnehin obliegt, kiinnte PAMINA 
in eine franziisische iiffentliche lnteressenvereinigung, mit Sitz in Lauterbourg, überführt 
werden. 

lm Gegenzug ware für den Raum Lothringen, Saarland und Westpfalz eine ,,saarlandi­
sche iiffentliche Interessenvereinigung" mit Sitz in Saarbrücken zu errichten. 

Dieser neuen ,,Grenznachbarschaftlichen Einrichtung" sollten die beiden Bundeslander, 
die Region (GK) Lothringen und der franziisische Staat, vertreten durch den Prafekten 
der Region, angehiiren. 

Sie kiinnte zwei Aufgaben erfüllen: 
einerseits, wiihrend des INTERREG II-Programms, die umfassende Durchfüh­
rung und Abwicklung der Projekte und Programme der interregionalen und 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in diesem geographischen Raum14; 
andererseits Informationsvermittlung und Beratung, nach dem Vorbild der 
PAMINA-Vereinbarung (Art. 2). 

Dem Entwurf eines saarlandischen Gesetzes zur Errichtung einer solchen ,,grenznach­
barschaftlichen Einrichtung" kiinnten drei Muster zugrundeliegen, und zwar: 
- das (saarlandische) Gesetz Nr. 1253 zur Errichtung einer ,,Stiftung für die deutsch-
franziisische kulturelle Zusammenarbeit" vom 8. November 1989, 

... · · ·  

- das franziisiche Dekret Nr. 93-571 vom 27. Marz 1993 sowie 
- die PAMINA II-Vereinbarung. 

14 Vgl. Art. 3 des Mustergründungsvertrags, Anhang, S. 59. 
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C. Die kommunale grenzüberschreitende Zusammenarbeit 

Für die spezifische kornrnunale grenzüberschreitende Kooperation irn lothringisch­
saarlii.ndischen Raurn fehlt bislang das notwendige Instrumentarium: 

dies gilt bekanntlich für die klassischen Palle der gemeindlichen Kooperation: 
Klii.ranlagen15, Friedhôfe, Personennahverkehr, ... 

dies gilt auch für die Kooperation des Saarlandes mit der Region (GK) Lothrin­
gen (Fallbeispiele: .,Austauschbüro für die berufliche Bildung", .,Euroguichet 
social"). 

Auf ihrer Sitzung vom 18. Mai 1992 hat die Regierungskornmission Saar-Lor'.Lux 
folgenden BeschluJ3 gefaJ3t16 (TOP 7): 

« 7. Coopération transfrontalière entre collectivités locales. 

La Commission Intergouvernementale demande aux autorités nationales compé­
tentes d'examiner la possibilité de conclure des conventions-cadres à l'instar de 
la .,Convention entre la République Fédérale d'Allemagne, Je Land de la Basse­
Sarre, le Land de Rhénanie du Nord-Westphalie et le Royaume des Pays-Bas 
concernant la coopération transfrontalière entre collectivités locales et autres 
organismes publics", lorsque c'est nécessaire.» 

Hierzu wurde ein trinationaler Arbeitskreis gebildet, der bisher am 23. November 1992 
und am 9. Mii.rz 1993 getagt hat. Die nii.chste Sitzung soli am 1. Juni 1993 stattfinden. 

Das deutsch-niederlii.ndische Abkommenn gilt mehr oder weniger ais Muster, dàs in 
anderen Grenzregionen eingesetzt werden kônnte. So hat am 7. Februar 1992 die 
Deutsch-Franzôsische Arbeitsgemeinschaft der Gewii.hlten für grenzüberschreitende 
Zusarnrnenarbeit am Oberrhein die Regierungen aufgefordert, Kontakte aufzunehmen 
mit dem Ziel, ein Abkommen zu verabschieden, das es der komrnunalen und regionalen 
Ebene ermôglicht, einen Oberrheinrat ais interregionale Versammlung der Gewii.hlten 
der Region ElsaJ3, der départements Bas-Rhin und Haut-Rhin und der Kommunen des 
Gebiets Mittlerer Oberrhein/Südpfalz, der Region Südlicher Oberrhein und Teilen der 
Region Hochrhein-Bodensee zu bilden. Der Entwurf lehnt sich wortwôrtlich an das 
deutsch-niederlii.ndische Abkommen vom 23. Mai 1991 an18• 

15 Die rechtliche Natur der ôffentlich-rechtlichen Vereinbarung zwischen der Stadl Saargemünd und 
dem Abwasserverband Saar vom 20. Dezember 1974 ist unklar; ebenso diejenige der Vereinbarung 
zwischen dem Disktrikt Forbach und dem Abwasserverband Saar (am 27. Februar 1977 durcb den 
Unterpriifekten von Forbach gebilligt). 

16 Der Gutachter verfügt !eider nicht über die deutschsprachige Fassung. 

17 Modell .Isselburg-Anholt"; siehe Dokumentenanhang Nr. ID S. 13. 

18 Diese Anlehnung nintmt teilweise skurile Formen an (Art. 12: .In bezug auf die Republik Frank­
reich gilt dieses Abkommen nur für das in Europa gelegene Hoheitsgebiet"). 
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Diese Initiative .,Oberrheinrat" wirft zumindest die Frage der Wünschbarkeit eines 
deutsch-franzôsischen Abkommens über grenzüberschreitende Zusammenarbeit der 
kommunalen Kôrperschaften beider Staaten aus der Sicht der Lander Baden-Württem­
berg, Rheinland-Pfalz und Saarland auf. 

Sieht man von weiteren Überlegungen der Lehre ab19, sind in der Tat direkt umset­
zungsfiihige Alternativen zu diesem Modell .,Isselburg-Anholt" nicht ersichtlich. Das 
früher oft zitierte Benelux-Abkommen vom 12. September 196820 ist so eng mit den 
Organen der Benelux Wirtschaftsunion vain 3. Februar 1958 verwoben, daB es schon 

. nicht ais Muster für das deutsch-niederliindische Abkommen vom 23. Mai 1991 dienen 
konnte. Neue Übereinkommen sind auch beim Europarat21 in Vorbereitung. Soweit ich 
Informationen über diese Projekte erhalten konnte, scheiden sie aber aus, entweder weil 
sie nicht spezifisch für die grenzüberschreitende Kooperation konzipiert sind, oder weil 
sie hinter dem Standard des Modells .,Isselburg-Anholt" zurückbleiben; hinzu kommt, 
daB sich das Verfahren bis zur Verabschiedung noch über Jahre hinziehen karin und die 
Arbeitspapiere der eingesetzten Kommissionen noch nicht konsensfiihig sind. 

Sallen, dem Wunsch der Saar-Lor-Lux Regierungskommission entsprechend, die Formen 
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit nach dem Modell .Isselburg-Anholt" ais 
Grundlage für ein deutsch�franzôsisches Abkommen dienen, wiiren einige spezifische 
Gesichtspunkte zu berücksichtigen. 

1. Die Formen der Zusammenarbeit nach <lem Modell .,Isselburg-Anholt"22 

Das Abkommen sieht ais Formen der Zusarnrnenarbeit die Bildung von Zweckver­
biinden und kommunalen Arbeitsgerneinschaften sowie den AbschluB ôffentlich-recht­
licher Vereinbarungen vor. Uro Schwierigkeiten zu vermeiden, die sich aus der Ver-

. schiedenheit der niederliindischen und der deutsche Rechtsordnung ergeben, enthiilt das 
Abkornmen die Gründzüge dieser Rechtsinstitute (Organisation, Verfahren) und 
verweist ergiinzend auf die niederliindische und die deutsche Rechtsordnung. 

19 Neben der vielfach zitierten grundlegenden Untersuchung von Beyerlin (Rechtsprobleme der lokalen 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit) ist nun auf die hervorragende Dissertation ·von B. Dolez 
(Coopération décentralisée.et souveraineté de l'Etat - Contribution à l'étude du régime juridique de l'action 
extérieure des collectivités territoriales; die Disputation hat am 11 .  Januar 1993 an der Universitât Lille II 
statlgefunden) hinzuweisen, die !eider ·bisher nur in hektographierter Form vorliegt. Herr Dolez kommt zu 
dem Schlufl, dafl grentiiberschreitende Anstalten des 6ffentlichen Rechts zwar denkbar sind, aber nur in 
Formen, die eine doppelte Aufsicht in breitem Umfang zulassen. 

20 Tractatenblad 1986, Nr. 160. Siehe auch die franzÔsischsprachige Fassung in: Beyerlin, a.a.O., S. 521 
ff. Das Abkommen ist am 1. April 1991 in Kraft getreten. Es er_môglicht eine grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit zwischen Gebietskôrperschaften auf 6ffentlich-rechtlicher Grundlage: Abschlufl von 
Verwaltungsvereinbarungen und Bildung 6ffentlich-rechtlicher Einrichtungen. 

�1 Conférence permanente des pouvoirs locaux et régionaux en Europe : Coopération interterritoriale 
bzw. coopération interrégionale des collectitivés ou autorités territoriales. 

22 Die folgende Darstellul)g ist weitgehend der Begründung der Landesregierung Nordrhein-Westfalen 
zur Zustimmung zum Abkommen vom 23. Mai 1991 ·(Drucksache Nr. 11/1970, Landtag, Nordrhein­
Westfalen, 11.  Wahlperiode) entnommen. 
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a. Der Zweckverband 

Der Zweckverband stellt die engste Form der Zusammenarbeit auf êiffentlich-recht­
licher Grundlage dar. Zweckverbiinde kêinnen insbesondere dann geeignete Formen der 
kommunalen Zusammenarbeit sein, wenn gemeinsame Einrichtungen für mehrere 
êiffentliche Stellen (Kliiranlagen, Friedhêife, Müllabfuhren, Musikschulen usw.) bestehen 
sollen und allen beteiligten êiffentlichen Stellen EinfluB auf die Verwaltung und Füh­
rung der Einrichtung gewiihrt werden soli. Zweckverbiinde kêinnen darüber hinaus auch 
Vorschliige für die Planung dieser Einrichtungen erarbeiten. 

Art. 3 Abs. 3 regelt das auf den Zweckverband anzuwendende Recht. Zuniichst gelten 
die Bestimmungen dieses Abkommens und damit auch die allgemeinen Vorschriften der 
Artikel 8 und 9, soweit es um das Zustandekommen oder die Ànderung der 
Zusammenarbeit und die Aufsicht über die Zusammenarbeit geht. Soweit das 
Abkommen keine aiideren Bestimmungen enthiilt, sind die Rechtsvorschriften f�r 
Zweckverbiinde des Vertragsstaats ergiinzend anzuwenden, in dem der Verband seinen 
Sitz hat. Diese Entscheidung ist zweckmiiBig, da der Verbandssitz auch für die Bestim­
mung der zustiindigen Aufsichtsbehêirde maBgeblich ist und so sichergestellt wird, daB · 
die. zustiindige Aufsichtsbehêirde das ihr bekannte innerstaatliche Recht (ergiinzend) 
anwenden kann. 

· 

Das Recht des Sitzstaates ist auch für die auf den Zweckverband anzuwendenden 
dienst- und arbeitsrechtlichen Vorschriften maBgebend. Da der Zweckverband eine 
êiffentlich-rechtliche Kêirperschaft ist, verfügt er auch über die Personalhoheit und kann 
zu seiner Aufgabenerfüllung somit Bedienstete nach MaBgabe der innerstaatlichen Re­
gelungen des Sitzstaates einstellen. 

b. Die êiffentlich-rechtlichen Vereinbarungen 

Der Anwendungsbereich der êiffentlich-rechtlichen Vereinbarungen ist in Art. 6 sehr 
breit angelegt: Ôffentlich-rechtliche Vereinbarungen kêinnen sich ·z. B. auf die Mit­
benutzung êiffentlicher Einrichtungen, auf Absprachen, bestimmte Planungen durch­
zuführen oder nicht durchzuführen, oder auf die Abstimmung bei der Anschaffung 
bestimmter kompatibler Ausrüstungen (z. B. für Feuerwehren) beziehen. 

Art. 6 Abs. 2 enthiilt eine besondere Form der Vereinbarung, nach der ein Mitglied 
Befugnisse für die anderen Mitglieder ausübt. Die aufgrund des Abkommens geschaffe­
ne Sonderregelung schlieBt die Übertragung von Hoheitsrechten aus. Errnêiglicht wird 
demgegenüber ein sogenanntes Mandat, das keine Übertragung von Hoheitsgewalt 
enthiilt. Die Durchführung der vereinbarten MaBnahmen erfolgt weiterhin im Namen 
und unter der Verantwortung der beauftragenden Stelle. 

Hierzu ist anzumerken, daB, selbst wenn heute eine Übertragung von Hoheitsrechten 
auf grenznachbarschaftliche Einrichtungen aus deutscher Sicht mêiglich geworden ist, 
nach franzêisischem Recht eine solche Übertragung auBerhalb einer ad-hoc 
geschlossenen Vereinbarung zwischen der Franzêisischen Republik und dem betroffenen 
Bundesland nicht stattfinden kann. Eine Regelung, die über den Gehalt der deutsch­
niederliindischen Vereinbarung hinausginge und eine generelle Ermiichtigung, d. h. die 
Mêiglichkeit einer lokalen Übertragung nicht durch, sondern aufgrund eines vêilkerrecht­
Jichen Abkommens erêiffnen würde, erscheint wenig plausibel. 
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c. Die kommunalen Arbeitsgemeinschaften 

Die dritte Form der Zusammenarbeit dieses Abkommens ist die in Art. 7 naher geregel­
te kommunale Arbeitsgemeinschaft. Eine kommunale Arbeitsgemeinschaft kann nach 
Absatz 2 keine die Teilnehmer oder Dritte bindenden Beschlüsse fassen, sondern ist nur 
berechtigt (und verpflichtet), den Mitgliedern entsprechend den Beratungsergebnissen 
Anregungen zu geben. Sie kann z. B. die Planung der einzelnen Mitglieder koordinieren 
und die MaJ3nahmen der Einrichtungert oder Dienststellen im Bereich der von der 
Vereinbamng erfaJ3ten Angelegenheiten aufeinander abstimmen und Gemeinschafts­
lôsungen einleiten. 

d. Rechtswegbestimmungen 

Die Bestimmungen über den Rechtsweg sind in Art. 10 und 1 1  enthalten. 

Ziel der Regelungen über den Rechtsschutz ist es, die innerstaatlichen Regelungen über 
den Rechtsweg môglichst unverandert beizubehalten. Bürger und sonstige Dritte kônnen 
daher Ansprüche, die im Zusammenhang mit der grenzüberschreitenden Zusammen­
arbeit entstehen, gegen die Gebietskôrperschaften und auf dem Rechtsweg erheben, der 
ohne grenzüberschreitende Zusammenarbeit gegeben ware. 

Für Rechtsstreitigkeiten zwischen Gebietskôrperschaften, die an Formen der grenzüber­
schreitenden Zusammenarbeit beteiligt sind, wird eine Kollisionsnorm geschaffen, die 
sicherstellt, daJ3 eine Gebietskôrperschaft nicht der Gerichtsbarkeit eines fremden 
Staates unterworfen wird. 

2. Die zu berücksichtigenden Gesichtspunkte bei Übernahme des Modells 

Die Verabschiedung eines deutsch-franzôsischen Abkommens nach dem Modell 
,.Isselburg-Anholt" würde der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in zweierlei 
Hinsicht dienlich sein: 

Zum einen würde das Abkommen die Voraussetzung für eine Erweiterung der 
Zusammenarbeit auf infraregionaler, sprich kommunaler Ebene schaffen. Wah­
rend namlich Art. 131 des Gesetzes Joxe/ Marchand allen drei Arten der franzô­
sischen Gebietskôrperschaften (Gemeinden, départements, Regionen) zumindest 
die vertragliche Schaffung kommunaler Arbeitsgemeinschaften im Sinne des 
Art. 7 des deutsch-niederlandischen Abkommens und môglicherweise auch den 
AbschluJ3 ôffentlich-rechtlicher Vereinbarungen im Sinne des Art. 6 desselben 
Abkommens erlaubt, ergibt sich saarliindischerseits eine entsprechende Ermach­
tigung nicht eindeutig aus der Novellierung des KSVG. 

Die Verabschiedung eines Abkommens würde auch die leidige Diskussion über 
die Fortgeltung der franzôsischen Erklarung anlii13lieh des Beitritts zum Madrider 
Übereinkommen zu einem Ende bringen23• 

Zum anderen würden die Zweckverbande der Art. 3 ff. des Abkommens eine 
optimale Form für die Kooperation . des Landes in Einzelbereichen mit der 

23 S. oben, S. 54, FuJ3note 44 und 45. 
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Region (GK) oder <lem département (GK) liefern. Hier kann nur auf <las Fallbei­
spiel ,,Austauschbüro für die berufliche Bildung" verwiesen werden. 

Allerdings müBte das deutsch-franzôsische Abkommen über die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit zwischen Gebietskôrperschaften oder territorialen Behorden24 einen 
breiteren Adressatenkreis haben ais <las Modell ,.Isselburg-Anholt". 

Aus dem Madrider Übereinkommen vom 21. Mai 1980 ergibt sich kein zwingender 
Grund für einen AusschluB der Bundesliinder aus dem Kreis der Adressaten. Die breite 
Formulierung "collectivités ou autorités territoriales" wurde gerade deshalb gewiihlt, um 
der Vielfalt der Verwaltungssysteme auf lokaler und regionaler Ebene in den ver­
schiedenen Staaten Europas gerecht zu werden. Art. 2 Abs. 2 des Übereinkommens 
bringt dies mit aller Deutlichkeit zum Ausdruck25• 

Demgegenüber ergibt sich aus dem deutsch-niederlandischen Abkommen, daB keine 
weiteren Môglichkeiten der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit für Landesbehôr­
den erôffnet werden sollten. Dies wurde insbesondere begründet 

mit der Existenz weiterer Vertrage zwischen dem Kônigreich der Niederlande 
und der Bundesrepublik Deutschland, insbesondere auf <lem Gebiet der Raum­
ordnung, 
mit dem fehlenden praktischen Bedarf aus deutscher Sicht, ôffentliche Stellen 
auf Bundes- oder Landesebene in den Adressatenkreis einzubeziehen, 
mit <lem Argument, daB es nicht denkbar sei, daB Bundes- oder Landesbehôrden 
von <lem im Abkommen vorgesehenen Instrument des Zweckverbandes unmittel­
bar Gebrauch machen kônnten. 

Die beiden letzten Argumente môgen für groBe Bundesliinder wie Nordrhein-Westfalen 
oder Niedersachsen überzeugen. Sie verlleren an Kraft, wenn man die jeweilige Ein­
wohnerzahl des Saarlandes (1 Mio), der Region Lothringen (2,4 Mio) und des départe­
ment Moselle (1  Mio) betrachtet. 

Es sol/te also dafür Sorge getragen werden, daf3 das deutsch-franzosische Abkommen die 
Lander in den Kreis der Adressaten einbezieht oder zumindest das Saar/and ais Gebiets­
korperschaf t im Sinne des Abkommens bezeichnet. 

24 Dieser Zusatz fehlt in der nichtauthentischen Übersetzung (BGBI. 1981 II, S. 966 ff.) des Madriders 
Übereinkommens, das ais Grundlage des deutsch-niederliindischen Abkommens gill. Da dem Begriff 
.Gebietskôrperschafl" im Sinne des Art. 2 des Übereinkommens eine breitere Bedeutung zukommt ais 
nach dem üblichen deutschen Rechtsverstiindnis, wiire es besser, wie in der Schweiz, in der deulsch­
sprachigen Fassung überall dort, wo von .Gebietskôrperschaften" die Rede ist, den Zusatz .oder Behôr­
den" zu verwenden. Über die Entstehungsgeschichte des Madrider Übereinkommens, seinen Inhalt und 
seine Bedeutung, s. Beyerlin, a.a.O., S. 112 ff. 

25 «(2) lm Sinne dieses Übereinkommens bezeichnet der Ausdruck ,Gebietskôrperschaften" Kôrper­
schaflen, Behôrden oder Organe, die ôrtliche und regionale Aufgaben wahmehmen und die nach dem 
innerstaatlichen Recht jedes Staates ais solche betrachtet werden. Jede Vertragspartei kann jedoch im 
Zeitpunkt der Unterzeichnung dieses Übereinkommens oder durch eine spiitere Mitteilung an den General­
sekretiir des Europarats die Kôrperschaften, Behôrden oder Organe sowie die Gegenstiinde und Formen 
festlegen, auf die sie den Anwendungsbereich dieses Übereinkommens zu begrenzen oder die sie von 
seinem Anwendungsbereich auszuschliellen beabsichtigt.» 
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Ein zusatzlicher Punkt wêire in dem Abkommen zu berücksichtigen, nêimlich die Verein­
barung der in Art. 132 vorgesehenen Reziprozitêit für die Beteiligung von Gebietskôrper­
schaften des Partnerlandes an lokalen gemischtwirtschaftlichen Gesellschaften 26• 

D. Pragrnatische Lôsungen für punktuelle Projekte 

Die Beispiele ,,Dienstleitungszentrurn" und ,,Bliesbrück/Reinheim" zeigen, daB sich 
manche Kooperationsprojekte nicht oder noch nicht eindeutig in die drei bisher genann­
ten Kategorien einordnen lassen. Diese ,,atypischen" Vorhaben sind einer letzten 
,,Auffang"-Kategorie zuzuordnen. 

Dies bedeutet nicht, daB für solche Vorhaben keine Lôsung gefunden werden kann; es 
bedeutet aber, daB sich die Lôsung nicht automatisch aus dem bisherigen Modell ergibt. 

Wenn diese Kategorie sui generis in diesem Gutachten ais letzte erscheint, so liegt der 
Grund darin, da(J das insgesamt viergliedrige Madel! auch den Charakter einer ,,check­
list" haben soli. 

Es soli sukzessive überprüf t werden, ab auf tauchende Probleme 
unter A. 

oder 
unter B. 

oder 
unter C. 

fallen. 

Erst danach ist ein Fall gegebenenfalls der Kategorie D. zuzuordnen. 

Meine Erwartung ist, daB im Laufe der Zeit die angestrebte Vermehrung der Informa­
tionsstellen, sei es durch intensivere Ausnutzung des Potentials an der deutsch/franzôsi­
schen Grenze, sei es über die zwischenstaatliche Saar-Lor-Lux Kommission oder über 
die extensive Wahrnehmung der Informationsvermittlungsaufgabe in der vorgeschlage­
nen ôffentlichen Interessenvereinigung, dazu führen wird, daB sich die Anzahl der 
anscheinend ,,atypischen" Vorhaben allmiihlich verringert. 

Dies wiire auch ein Zeichen dafür, daB die administrative 
grenzüberschreitende Zusarnrnenarbeit an diesem Teil­
abschnitt der deutsch/franzôsischen Grenze zur Normalitiit 
geworden ist. 

26 S. oben, 3. Kapitel, S. 68. 
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1 Gesetz vom 13. Juni 1989 [GEIE� EWIV] 

1. · GESETZ Nr. 89-377 VOM 13. JUNI 1989 

über die Europâischen wirtschaftlichen Interessenvereinigungen tind zur 
Ânderung der Gesetzvertretenden Verordnung Nr.67-821 vom 23.September 1967 
über die wirtschaftlichen Interessenvereinigungen 

Loi ri11 89-377 du 13 juin 1989 relative aux groupements d'intérêts économiques et 
modifiant l'ordonnance nll 67-821 du 23 septembre 1967 sur les groupements d'intérêt 
économique (Journal Officiel vom 15.6.1992, S. 7440). 
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Loi n° 89-377 
du 13 juin 1 989. 

Relativ6 aux groupements européens d'in­
térêt économique et modifiant l'ordon­
nance n° 67-821 du 23 septembre 1967 
sur les groupements d'intérêt économique 
(J.O. 15 juin, p. 7440) (1). 
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térêt économique pour une durée déter­
minée. 

• Le but du groupement est de faciliter 
ou de développer l'activité économique de 
ses membres, d'améliorer ou d'accroitre 
les résultats de cette activité ; il n'est pas 
de réaliser des bénéfices pour lui-même. 

• Son activité doit se rattacher à l'activité 
économique de ses membres et ne peut 
avoir qu'un caractère auxiliaire par rapport 
à celle-ci. • 

Art. 15. - Après l'article 1er de l'ordon­
nance n° 67-821 du 23 septembre 1967 
précitée, il est inséré un article 1 er.1 ainsi 
rédigé : 

• Art. Jrr.J. - Les personnes exerçant 
une profession libérale soumise à un statut 
législatif ou réglementaire ou dont le titre 
est proté�é peuvent constituer un grou­
pement d intérêt économique ou y parti­
ciper. • 

Art. 1 8 .  - Le premier alinéa de 
l'article 2 de l'ordonnance n° 67-821 du 
23 septembre 1967 précitée est ainsi ré­
digé : 

• Le groupement d'intérêt économique 
peut être constitué sens capital. •  

Art. 17. - L'article 3 de l'ordonnance 
n° 67-821 du 23 septembre 1967 précitée 
est complété par les dispositions suivantes : 

• Le groupement d'intérêt économique 
dont l'objet est commercial peut faire de 
manière habituelle et à titre principal tous 
actes de commerce pour son propre compte. 
Il peut être titulaii:e d'un bai1 commercial. 11 

Art. 18.  - L'article 3 de l'ordonnance 
n° 67-821 du 23 septembre 1967 précitée 
est complété par un aliné� ainsi rédigé : 

« Les personnes qui ont agi au nom d'un 
groupement d'intérêt économique en for­
mation avant qu'il ait acquis la jouissance 
de la personnalité morale seront tenues, 
solidairement et indéfiniment, des actes 
ainsi accomplis, à moins que le groupe­
ment, après avoir été régulièrement consti­
tué et inunatriculé, ne reprenne les enga­
gements souscrits. Çes engagements sont 
alors réputés avoir été souscrits dès l'ori­
gine par le groupement. • 

Art. 19. - Après l'article 3 de l'ordon­
nance n° 67-821 du 23 septembre 1967 
précitée, il est inséré un article 3-1 ainsi 
rédigé : 

• Art. 3-1. - La nullité du groupement 
d'intérêt économique ainsi que des actes 
ou délibérations de celui-ci ne peut résulter 
que de la violation des dispositions impé­
ratives de la présente ordonnance, ou de 
l'une des causes de nullité des contrats en 
général. 

• L'action en nullité est éteinte lorsque 
la cause de la nullité a cessé d'exister le 
jour où le tribunal statue sur le fond en 
première instance, sauf si cette nullité est 
fondée sur I'illicéité de l'objet du groupe­
ment. 

• Les articles 1844-12 à 1844-17 du code 
civil sont applicables aux groupements 
d'intérêt économique. • 

r!7�1!� de �r:r�o!!!i:�:1i��e
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23 septembre 1967 précitée, sont insérées 
les dispositions suivantes : 

• ; toutefois, un nouveau membre peut, 
si le contrat le permet, être exonéré des 
dettes nées antérieurement à son entrée 
druls le groupement. La décision d'exoné­
ration doit être publiée. • 

Art. 21 . - La première phrase du pre­
mier alinéa de l'article 9 de l'ordonnance 
n" 67-821 du 23 septembre 1967 précitée 
est remplacée par les dispositions sui­
vantes : 

• Le groupement est administré par une 
OU plusieurs personnes. Une personne 
morale peut être nommée administrateur 
du groupement sous réserve qu'elle désigne 
un représentant ·permanent, qui encourt 
les mêmes responsabilités civile et pénale 
que s'il était administrateur en son nom 
propre. Le ou les administrateurs du grou­
pement, et le représentant permanent de 
la personne morale nommée administrateur 
sont responsables, individuellement ou so­
lidairement selon le cas, envers le grou­
pement ou envers les tiers, des infractions 
aux dispositions législatives et réglemen­
taires applicables eux groupements, de la 
violation des statuts du groupement, ainsi 
que de leurs fautes de gestion. Si plusieurs 
administrateurs ont coopéré eux mêmes 

· faits, le tribunal détermine la part contri­
butive de chacun dans la réparation du 
dommage. • 

Art. 22. - Dans le premier alinéa de 
l'article 11 de l'ordonnance n° 67-821 du 
23 septembre 1967 précitée, les mots :· 
• suivie des mots : "groupement d'intérêt 
économique régi ,par l'ordonnance du 
23 septembre 1967 •, sont remplacés par 
les mots : • suivie des mots : " groupement 
d ' intérêt économique ., ou du sigle : 
"G.I.E." .. 

Art. 23. - L'article 12 de l'ordonnance 
n° 67-821 du 23 septembre 1967 précitée 
est complété par un alinéa ainsi rédigé : 

• Un groiJpement d'intérêt économique 
peut être transformé en société en nom 
collectif sans donner lieu à dissolution ni 
à création d'une personne morale nou­
velle. 11 

Art. 24. - Le premier alinéa de 
l'article 17 de l'ordonnance n° 67-821 du 
23 septembre 1967 précitée est ainsi ré-
digé : . 

• L'appellation "group�ment d'intérêt 
économique" et le sigle "G.I:E ... ne peuvent 
être utilisés que par les groupements sou­
mis aux dispositions de la présente ordon­
naiice. L'emploi illicite de cette appellation, 
de ce sigle ou de toute expression de nature 
à prêter à confusion avec ceux-ci est puni 
d'un emprisonnement de deux mois à un 
an et d'une amende de 1 500 F à 40 000 F, 
ou de l'une de ces deux peines seulement. • 

Art. 25. - Les dispositions du chapitre II 
de la présente loi · sont applicables aux 
territoires d'autre-mer -et à la collectivité 
territoriale de Mayotte. 

L8 présente loi sera exécutée comme loi 
de l'Ëtat. 
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CHAPITRE Jet 

Dl•pa•itlon• relatlvt11 
aux groupement• européen• 

d'lnt4r8t 1foonomlque 

d'fn��:��· �o��fq�u:�::!�r���lf!e�� 
France au registre du commerce et des 
sociétés ont la personnalité juridique dès 
leur immatriculation. 

Aft. 2. - Les groupements européens 
d'intérêt économique ont un caractère civil 
ou commercial selon leur objet. L'imma­
triculation n'emporte pas présomption de 
commercialité d un groupement. 

Art. 3. - Les droits des membres du 
groupement ne peuvent être représentés 
par des titres négociables. 

Art. 4. - Les décisions collégiales du 
groupement européen d'intérêt écono­
mique sont prises par l'assemblée des 
membres du groupement. Toutefois, les 
statuts peuvent stipuler que ces décisions 
ou certaines d'entre elles, pourront êtr� 
prises sous forme de consultation écrite. 

Art. 6. - Le ou les gérants d'un grou-

��:;���p����bf:s� i�Ji�:��t
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lidairement selon le cas, envers le grou­
pement ou envers . les tiers, soit des in­
fractions aux dispo.sitions législatives ou 
réglementaires applicables au groupement, 
soit des violations des statuts, soit de leurs 
fautes de gestion. Si plusieurs gérants ont 
coopéré aux mêmes faits, le tribunal dé­
termine la pari contributive de chacun dans 
la réparation du dommage. 

Art. 8. - Une personne morale peut 
être nommée gérant d'un groupement eu-. 
ropéen d'intérêt économique. Lors de sa . 
nomination, elle est tenue de désigner un 
représentant permanent qui encourt les 
mêmes responsabilités Civile et pénale que · 
s'il était gérant en son nom propre, sans 
préjudice ·de la responsabilité solidaire de 
la personne morale qu'il représente. 

A�. 7. - L�s dispositions législatives 
apphcables aux groupements d'intérêt éco­
nomique relatives aux obligations comp­
tables, au contrôle des comptes et à la 
liquidation sont applicables aux groupe­
ments européens d'intérêt économique. 

Art. 8. - Toute société ou association, 
tout groupement d'intérêt économique peut 
être transformé en un groupement euro­
péen d'intérêt économique sans donner 
lieu à dissolution ni à création d'une 

. personne morale nouvelle. · 
u� groupement européen d'intérêt éco­

nomique p,eut être transformé en un grou­
pement d intérêt économique de droit fran­
çais ou une société en nom· collectif, sans 

. donner lieu à dissolution ni à création 
d'une personne morale nouvelle. 

Art. 9. - La nullité du groupement 
européen d'intérêt économique ainsi que 
des ·actes ou délibérations de celui-ci ne 
peut résulter que de la violation des dis­
positions impératives du règlement 
n• 2137-85 du 25 juillet 1985 du Conseil 
des communautés européennes, ou de la 

présente loi, ou de l'une des causes de 
nullité des contrats en général. 

L'action en nullité est éteinte lorsque la 
cause de la nullité a cessé d'exister le jour 
où le tribunal statue sur le fond en 
première instance, sauf si cette nullité est 
fondée sur l'illicéité de l'objet du groupe­
ment. 

Il est fait application des articles 1844-
12 à 1844-17 du code civil. 

,(4-rt. 1 O. - Le� groupements européens 
d mtérêt économ.tque ne peuvent, à peine 
de nullité des contrats conclus ou des titres 
émis, faire publiquement appel à l'épargne. 

l'��fe fQ��u3�c
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28 septembre 1967 instituant une commis­
sion des opérations de bourse et relative 
à l'information des porteurs de valeurs 
mobilières et à la publicité de certaines 
opérations de bourse, seront punis des 
peines prévues au premier alinéa de 
l'article 10 de ladite ordonnance le ou les 
gérants d'un groupement européen d'inté­
rêt économique ou le représe11tant per­
manent d'une personne morale gérant d'un 
groupement européen d'intérêt écono­
mique qui auront fait appel public à 
l'épargne. 

Art. 1 1 .  - L'utilisation dans les rapports 
avec les tiers de tous actes, lettres, notes 
et documerits similaires ne comportant pas 
les mentions prescrites par l'article 25 du 
règlement n• 2137-85 du 2� juillet 1985 
précité du Conseil des communautés eu­
ropéennes est punie des peines prévues à 
l'article 11 de l'ordonnance n° 67-821 du 
23 septembre 1967 sur les groupements 
rl'intérêt économique. 

Art. 12. - L'appellation • groupement 
européen d'intérêt économique • et le sigle 
• G.E.I.E. • ne peuvent· être utilisés que 
par les groupements soumis aux disposi­
tions du règlement n° 2137-85 du 25 juillet 
1985 précité du Conseil des communautés 
européennes. L'emploi illicite de cette ap­
pellation ou de ce sigle ou de toute ex­
pression de nature à prêter à confusion 
avec ceux-ci est puni des peines prévues 
à l'article 17 de l'ordonnance n11 67-821 du 
23 septembre 1967 précitée. 

Art. 13. - Les articles 456 et 457 de la 
loi n" 66-537 du 24 juillet 1966 sur les 
sociétés commerciales sont applicables aux 
commissaires aux comptes des groupe­
ments européens d'intérêt économique. Les 
articles 455 et 458 de la loi n• 66-537 du 
24 juillet 1966 précitée sont applicables 
aux dirigeants du groupement, aux per­
sonnes physiques dirigeants des sociétés 
membres ou représentants permanents des 
personnes morales dirigeants de ces so­
ciétés . 

CHAPITRE Il 
Dispositions relativas 

aux groupemBnts d'int,jriJt dconomlque 

Art. 14. - L'article 1"r de l'ordonnance 
n° 67-821 du 23 septembre 1967 précitée 
est ainsi rédigé : 

• Art. 1f!r. - Deux ou plusieurs per­
sonnes physiques ou morales peuvent 
constituer entre elles un groupement d'in-



Kapitel 1 

4 Gesetz vom 13. Juni 1989 [GEIE=EWIV] 

Bestimmungen über Europiiische wirtschaftliche Interessenvereinigungen 
[groupements européens d'intérêt économique] 

Art. 1. - Die in Frankreich in das registre du commerce et des sociétés [""  
Handelsregister] eingetragenen Europiiischen Wirtschaftsvereinigungen haben 
Rechtspersêinlichkeit vom Zeitpunkt ihrer Eintragung an. 

Art. 2 .  - Die Europiiischen 'wirtschaftlichen Interessenvereinigungen sind je nach ihrem 
Untemehmensgegenstand bürgerlichrechtlicher oder handelsreçhtlicher Natur. Aus der 
Eintragung ergibt sich nicht die Annahme der handelsrechtlichen Natur. 

Art. 3� ·� Die Rechte der Mitglieder der Vereinigung dürfen nicht in verkehrsfiihigen 
Anteilen verkêirpert sein. 

Art. 4. - Die gemeinschaftlichen Beschlüsse der Europiiischen Wirtschaftsvereinigung 
werden von der Mitgliederversammlung der Vereinigung gefaBt. Der Vertrag kann 
jedoch bestimmen, daB diese Beschlüsse oder bestimmte dieser Beschlüsse in der Form 
einer schriftlichen Anhêirung gefaBt werden kêinnen. 

Art. 5. - Der oder die Geschiiftsführer einer Europiiischen wirtschaftlichen · 

Interessenvereinigung haften, je nachdem einzeln oder gesamtschuldnerisch, gegenüber 
der Vereinigung oder gegenüber Drittentür VerstêiBe gegen die für die Vereinigung 
geltenden Gesetze und Verordnungen, für Verletzungen des Vertrags und für ihre 
Fehler bei der Gesçhiiftsführung. Haben mehrere Geschiiftsführer an denselben 
Handlungen mitgewirkt, so bestimmt das Gericht den Haftungsantdl jedes einzelnen. 

Ari. 6. - Eine juristische Person kann zum Geschiiftsführer einer Europiiischen 
wirtschaftlichen Interessenvereinigung bestellt werden. Bei ihrer Bestellung hat sie einen 
stiindigen Vertreter zu bestimmen, der uribeschadet der gesamtschuîdnerischen Haftung 
der juristischen Person, die er vertritt, zivilrechtlich und strafrechtlich so haftet, als ob 
er Geschiiftsführer im eigenen Namen wiire. 

· Art. 7. - Die für die wirtschaftlichen Interessenvereinigungen geltenden gesetzlichen 
Bestirnrnungen bezüglich der buchhalterischen Verpflichtungen, der Rechnungsprüfung 
und der Abwicklung gelten für die Europiiischen wirtschaftlichen 
Interessenvereinigungen. 

Art. 8. - Jede Gesellschaft, jederVerein und jede wirtschaftliche lnteressenvereinigung 
kann in eine Europiiische wirtschaftliche Interessenvereinigung umgewandelt werden, 
ohne daB eine Auflêisung oder Bildung einer neuen juristischen Person erforderlich ist. 

actexter / mw9.txt 



:5 nc,ct1 vom U. .Juni 1 989 fGE!E= EWIVJ 

Eine Europiiische winschaftliche lnteressenvereinigung · kann in eine wirtschaftliche 
inreressenvereinigung franzôsischen Rechrs oder eine société en nom collectif [ == offene 
Handelsgesellschaft] umgewandelt werden. ohne daB eine Auflôsung oder Bildung einer 
neuen jurisr ischen Person erforderlich ist. 

Art. 9. - Die N ichtigkeit der Europaischen wirtschaftlichen Interessenvereinigung sowie 
ihrer Rechrsgeschiifte und Beschlüsse kann sich nur aus einer Verletzung der 
zwingenden Bestimmungen der Verordnung Nr. 2137-85 des Rates der Europiiischen 
Gemeinschafren vom 25.Juli 1 985 oder dieses Gesetzes oder aus einem allgemeinen 
Nichtigkeitsgrund für Vertriige ergeben. 

Die Nichtigkeitsklage erledigt sich, wenn der Nichtigkeitsgrund bis zu dem Tag entfiillt, 
an dem das Gericht in erster Instanz zur Sache entscheidet. es sei denn. die Nichtigkeit 
beruht auf der Rechtswidrigkeit des Unternehmensgegenstandes der Vereinigung. 

Die Art. 1844- 12 bis 1844- 17 des Code civil finden Anwendung. 

Art. 111. - Den Europiiischen wirtschaftlichen 1nteressenvereinigungen ist es unter 
Androhung der Nichtigkeit der abgeschlossenen Vertriige oder der ausgegebenen 
Wertpapiere untersagt. sich ôffentlich an den Kapitalmarkt zu wenden. 

Unbeschadet der Strafen. die vorgesehen sine! in Art. 10-2 der Gesetzvertretenden 
Verordnung Nr. 67-833 vom 28.September 1 967 zur Einrichtung einer Commission des 
opérations de bourse f == Bôrsenaufsichtskommission] sowie über die Information der 
Kapitalmarktpapierinhaber und die Bekanntmachung bestimmter Bôrsengeschiifte. 
werden der oder die Geschiiftsführer einer Europiiischen wirtschaftlichen 
Interessenvereinigung oder der stiindige Yertreter einer juristischen Person. die 
Geschiiftsführer einer Europiiischen wirtschaftlichen Interessenvereinigung ist. mit den 
in des Art. 10 Abs. 1 der Gesetzvertretenden Yerordnung vorgesehenen Strafen bestraft. 
wenn sie sich ôffentlich an den Kapitalmarkt wenden. 

Art. 11 .  - Die Verwendung im Verkehr mit Dritten von Urkunden, Briefen, Scheinen 
und iihnlichen Schriftstücken, die nicht die durch Art. 25 der vorgenannteri Verordnung 
Nr. 2137-85 des Rates der Europiiischen Gemeinschaften vom 25.Juli 1985 
vorgeschriebenen Angaben enthalten, wird mit den in Art. 1 1  der Gesetzvertretenden 
Verordnung Nr. 67-821 vom 23.September 1967 über die wirtschaftlichen 
lnteressenvereinigungen vorgesehenen Strafen hestraft. 

Art. 12. - Die Bezeichnung "groupemenr européen d'imérêt économique" und die 
Abkürzung "G.E.J.E." dürfen nur von den Vereinigungen verwendet werden, die den 
Bestimmungen der vorgenannten Verordnung Nr. 2 137-85 des Rates der Europiiischen 
Gemeinschaften vom 25. Juli 1 985 unte.rliegen. Der rechtswidrige Gebrauch dieser 
Bezeichnung, dieser Abkürzung oder jedes Ausdrucks. der eine Yerwechslung mit diesen 
h ervorrufen kônnte, wird mit den in Art. 17 der vorgenannten Gesetzvertretenden 
Verordnung Nr. 67-821 vom 23.September 1967 vorgesehenen Strafen bestraft. 
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Art. 13. - Die Art. 456 und 457 des Gesetzes Nr. 66-537 vom 24.Juli 1966 über die 
Handelsgesellschaften gelten für die AbschluBprüfer der Europâischen wirtschaftlichen 
Interessenvereinigungen. Die Art. 455 und 458 des vorgenannten Gesetzes Nr. 66-537 
vom 24.Juli 1966 gelten für die Leitung der Vereinigung, (und] für die natürlichen 
Personen, die die Mitgliedgesellschaften leiten oder stii.ndige Vertreter der juristischen 
Personen sind, die diese Gesellschaften leiten. 

Kapitel II 

Bestimmungen über wirtschaftliche Interessenvereinigungen [groupements 
d'intérêt économique] 

Art. 14. - Art. 1 der vorgenannten Gesetzvertretenden Verordnung Nr. 67-821 vom 
23.September 1967 wird wie folgt gefaBt: 

« Art. 1. - Zwei oder mehr natürliche oder juristische Personen kônnen 
untereinander eine wirtschaftliche Interessenvereinigung für eine unbestimmte Dauer 
gründen. 

« Der Zweck der Vereinigung besteht darin, die wirtschaftliche Tiitigkeit ihrer 
Mitglieder zu erleichtern und zu fôrdern, [und) die Ergebnisse dieser Tiitigkeit zu 
verbessern und zu steigern; er besteht nicht darin, eigene Gewinne zu erzielen. 

« Ihre Tâtigkeit mull mit der wirtschaftlichen Tiitigkeit ihrer Mitglieder in 
Verbindung stehen und darf in bezug auf diese nur eine Hilfsfunktion haben.» 

Art. 15. - Nach Art. 1 der vorgenannten Gesetzvertretenden Verordnung Nr. 67-821 
vom 23.September 1967 wird folgender Art. 1-1 eingefügt: 

« Art. 1-1. - Die Personen, die· eine freiberufliche Tâtigkeit ausüben, die 
standesrechtlichen Gesetzen oder Verordnungen unterliegt, oder deren 
Berufsbezeichnung geschützt ist, kônnen eine wirtschaftliche Interessenvereinigung 
gründcn oder sich daran beteiligen.» 

Art. 16. - Art. 2 Abs. 1 der vorgenannten Gesetzvertretenden Verordnung Nr. 67-821 
vom 23.September 1967 wird wie folgt gefaBt: 

« Die wirtschaftliche Interessenvereinigung kann ohne Stammkapital gegründet 
werden.» 

Art. 17. - Art. 3 der vorgenannten Gesetzvertretenden Verordnung Nr. 67-821 vom 
23.September 1967 wird durch die folgenden Bestirnmungen ergânzt: 

« Eine wirtschaftliche Interessenvereinigung, deren Unternehmensgegenstand 
darin besteht, Handel zu treiben, kann regelmiiBig und hauptsâchlich Handelsgeschiifte 
aller Art auf eigene Rechnung abschlieBen. Sie darf für sich Geschiiftsraummietvertriige 
abschlieBen.» 
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Art. 18. - An Art. 3 der vorgenannten Gesetzvertretenden Verordnung Nr. 67-821 vom 
23.September 1967 wird folgender Absatz angefügt: 

« Die Personen. die im Namen einer wirtschaftlichen lnteressenvereinigung in 
Gründung handeln, bevor diese die Rechtsfiihigkeit erwirht, haften gesamtschuldnerisch 
und unbegrenzt für die abgeschlossenen Rechtsgeschiifte, es sei denn. die Vereinigung 
übernimmt nach ihrer ordnungsgemaBen Gründung und Eintragung die eingegangenen 
Verpflichtungen. Diese Verpflichtungen gelten dann ais von Anfang an von der 
Vereinigung eingegangen.» 

Art. 19. - Nach Art. 3 der vorgenannten Gesetzvertretenden Verordnung Nr. 67-821 
vom 23.September 1967 wird folgender Art. 3-1 eingefügt: 

« Art. 3- 1 .  - Die Nichtigkeit der wirtschaftlichen Interessenvereinigung sowie 
ihrer Rechtsgeschiifte und Beschlüsse kann sich nur aus der Verletzung der zwingenden 
Bestimmungen dieser Verordnung oder aus einem allgemeinen Nichtigkeitsgrund für 
Vertrage ergehen. 

« Die Nichtigkeitsklage erledigt sich, wenn der Nichtigkeitsgrund bis zu dem Tag 
entfüllt. an dem das Gericht in erster Instanz zur Sache entscheidet, es sei denn, die 
Nichtigkeit heruht auf der Rechtswidrigkeit des Unternehmensgegenstandes der 
Vereinigung. 

« Die Art. 1844-1 2  bis 1 844- 17 des Code civil finden Anwendung auf 'die 
wirtschaftlichen Interessenvereinigungen.» 

Art. 20. - Nach Art. 4 Ahs. l der vorgenannten Gesetzvertretenden Verordnung Nr. 67-
821 vom 23.Septemher 1967 werden die folgenden Bestimmungen eingefügt: 

« ; jedoch kann ein neues Mitglied, sofern der Vertrag dies zulaBt, von den 
Verbindlichkeiten befreit werden. die vor seinem Eintritt in die Vereinigung entstanden 
sind. Die Entscheidung über die Befreiung ist hekanntzumachen.» 

Art. 21. - Art. 9 Satz 1 der vorgenannten Gesetzvertretenden Verordnung Nr. 67-82 1 
vom 23.September 1967 wird durch die folgenden Bestimmungen ersetzt: 

« Die Verwaltung der Vereinigung ohliegt einer oder mehrerer Personen. Eine 
juristische Person kann zum Verwalter der Vereinigung bestellt werden unter dem 
Vorbehalt, daB sie einen standigen Vertreter bestimmt, der zivilrechtlich und 
strafrechtlich so haftet, ais ob er Verwalter im eigenen Namen ware. Der oder die 
Verwalter der Vereinigung und der stilndige Vertreter der zum Verwalter hestellten 
juristischen Person haften, je nachdem einzeln oder gesamtschuldnerisch, gegenüber der 
Vereinigung oder gegenüber Dritten für VerstôBe gegen die für die Vereinigung 
geltenden Gesetze und Verordnungen, für die Verletzung des Gründungsvertrags sowie 
für ihre Fehler bei der Geschiiftsführung. Haben mehrere Verwalter an denselben 
Handlungen mitgewirkt, so bestimmt das Gericht den Haftungsanteil jedes einzelnen.» 

Art. 22. - In Art. 1 1  Abs. 1 der vorgenannten Gesetzvertretenden Verordnung Nr. 67-
821 vom 23.September 1967 werden die Worte "gefolgt von den Worten 'groupement 
d'intérêt économique gemaB der Gesetzvertretenden Verordnung vom 23.September 
1967"' durch die Worte "gefolgt von den Worten 'groupement d'intérêt économique' oder 
der Abkürzung 'G.l.E. "' ersetzt. 
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Art. 23. - An  Art. 12 der vorgenannten Gesetzvertretenden Verordnung Nr. 67-821 vom 
23.September 1967 wird folgender Absatz angefügt: 

« Eine wirtschaftliche Interessenvereinigung kann in eine société en nom collectif 
["'  offene Handelsgesellschaft] umgewandelt werden, ohne daB eine Auflôsung oder 
Bildung einer neuen juristischen Person erforderlich ist.» 

Art. 24. - Art. 17 Abs. 1 der vorgenannten Gesetzvertretenden Verordnung Nr. 67-821 
vom 23.September 1967 wird wie folgt gefaBt: 

« Die Bezeichnung "groupement d'intérêt économique" und die Abkürzung 
"G.I.E." dürfen nur von den Vereinigungen verwendet werden, die den Bestimmungen 
dieser Gesetzvertretenden Verordnung unterliegen. Der rechtswidrige Gebrauch dieser 
Bezeichnung, dieser Abkürzung oder jedes Ausdrucks, der eine Verwechslung mit diesen 
hervorrufen kônnte, wird mit Freiheitsstrafe von zwei Monaten bis zu einem Jahr und 
mit einer Geldstrafe von 1500 F bis 40000 F oder mit einer dieser beiden Strafen 
bestraft.» 

Art. 25. - Die Bestimmungen des Kapitels II dieses Gesetzes gelten für die 
überseeischen Gebiete und die Gebietskôrperschaft Mayotte. 

Dieses Gesetz wird als Staatsgesetz ausgeführt. 
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II. RICHTLINIENGESETZ Nr. 92-125 VOM 6. FEBRUAR 1992 

über die territoriale Verwaltung der Republik 

Loi d'orientation nQ 92-I25 du 6 février I992 relative à l'administration 
territoriale de la République, Journal Officiel vom 8.2.I992, S. 2064) 

TITEL IV : ÜBER DIE DEZENTRALISIERTE 
ZUSAMMENARBEIT 

TITRE IV :  DE LA COOPÉRATION DECENTRALISÉE 
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TITRE IV 

DE LA COOPÉRATION 
DÉCENTRALISÉE 

Art, 1 31 . - 1. - Les collectivités ter­
ritoriales et leurs groupements peuvent 
conclure des conventions avec des collec­
tivités territoriales étrangères et leurs grou­
pements, dans les limites de leurs com­
pé!ences et dans le respect des engagements 
internationaux de le France. 

Ces conventions entrent en vigueur dès 
leur transmission RU représentant de l'État 
dans les conditions fixées aux I et II de 
l'article 2 de la loi n° 82-213 du 2 mars 
1982 firécitée. Les dispositions de l'article 

�o��en�io�:�e loi sont applicables à ces 

II. - Le deuxième aJinéa du II de 
l'article 4 de la loi n° 72-619 du 5 juillet 
1972 précitée est abrogé. 

Art. 132. - L'article 1 u de la loi n° 83-
597 du 7 juillet 1983 relative aux sociétés 
d'économie mixte locales est complété par 
deux alinéas ainsi rédigés : 

11 Sous réserve de la conclusion d'un 
accord préalable entre les États concernés, 
des collectivités territoriales étrangères 
peuvent participer au capital de sociétés 
d'économie mixte locales dont l'objet est 
d'exploiter des services publics d'intérêt 
commun. Cet accord préalable doit prévoir 
des conditions de réciprocité au profit des 
collectivités territoriales françaises. 

• Les collectivités territoriales étranaères 
qui participent au capital de sociétés d éco­
nomie mixte locales ne sont pas au nombre 
des collectivités ou groupements visés au 
2° du présent article qui doivent détenir 
plus de la moitié du capital des sociétés et 
des voix dans leurs organes délibérants. • 

Art. 133. - Il est inséré après le premier 
alinéa de l'anicle 21 de la loi n° 82-610 
du 15 juillet 1982 d'orientation et de pro­
grommation pour la recherche et le déve­
loppement technologique de la France 
quatre alinéas ainsi rédigés : 

• Des groupements d'intérêt public peu­
vent égulement être créés : 

• - pour exercer, pendant une durée 
déterminée, des activités contribuant à 
l'élaborotion et la mise en œuvre de poli­
tique.s concenées de développement social 
urbain ; 

• - ou pour mettre en œuvre et gérer 
ensemble, pendent une durée déterminée, 
toutes les actions requises �ar les projets 
et programmes de coopérat10n interrégio­
nale et transfrontalière intéressant des 
collectivités locales appartenant à des États 
membres de la Communauté économique 
européenne. 

de; Lt!a�:n::i��::s 1°d��� at�:1;�.:!tr 
économique européenne peuvent paniciper 
aux groupements d'intérêt public visés aux 
trois aHnéas précédents. 11 

Art. 134. - li est créé une commission 
nationale de la coopération décentralisée 
qui établit et tient à jour un état de le. 
coopération décentralisée menée par les 
collectivités territoriales. Elle peut for� 
muler toute proposition tendant à renforcer 
celle-ci. 

�rt. 136. - Des décrets en Conseil 
d'Etat fixent, en tant que de besoin, les 
conditions d'application de la préseme loi. 

de 
1ft�:

.
sente loi sera exécutée comme loi 
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TITEL IV : ÜBER DIE DEZENTRALISIERTE ZUSAMMENARBEIT 

Art. 1 3 1 .  1. - Die Gehietsk6rper-,chaften und ihre Verhande dürfen Vertrage mit 
ausliindischen Gehie1sk6rperschaften und deren Verhiinden ahschlieBen, sofern dies im 
Rahmen ihrer Zustandigkeiten und in Einklang mit den imernationalen Verpflichtungen 
Frankreichs geschieht. 
GemiiB den Bedingungen, die unter 1 und li des Artikels des ohengenannten Gesetzes 
Nr. 82-21 3  vom 2. Mi.irz 1982 festge�etzt sind, treten diese Vertrage mit Vorlage heim 
Vertreter de� Staates in Kraft. Di� Bestimmungen des Artikels 3 desselben Gesetzes 
ge!ten für diese Vertriige. 

J I .  - Der zweite Ahsatz unter li des Artikels 4 des Gesetzes Nr. 72-6 19 vom 5. Juli 1 972 
wird auBer Kraft gesetzt. 

Art. 132. - Dem Artikel 1 des Gesetzes Nr. 83-597 vom 7. Juli 1983 über 
gemischtwirtschaftliche Gesellschaften auf lokaler Ebene werden folgenden Absiitze 

eingefügt: 

"(4) Vorbehaltlich einer vorherigen Vereinbanmg zwischen den beteiligten 
Staaten dürfen ausli:indische Gebietsk6rperschaften sich am Stammkapital lokaler 
gemischtwirtschaftlicher Gesellschaften beteiligen, deren Zweck es ist, 
Gemeindienste im gemeinsamen lnteresse zu erbringen. Diese vorherige 
Vereinbarung muB Reziprozitatsbedingungen zugunsten franz6sischer 
Gebietsk6rperschaften enthalten. 

(5) Ausliindische Gebietsk6rperschaften, die am Stammkapital lokaler 
gemischtwirtschaftlicher Gesellschaften heteiligt sind, sind nicht den 
Kôrperschaften oder deren Verhiinden. die unter Ziffer 2 dieses Artikels genannt 
sind und über die Halfte des Stammkapirals der lokalen gemischtwirtschaftlichen 
Gesellschaften und der Stimmen in ihren Leitungsorganen verfügen, 
zuzurechnen." 

Art. 133. - Nach Absatz 1 des Artikels 21 des Gesetzes Nr. 82-6 10 vom 15. Juli 1982 
über die Fôrderung der Wissenschaft, der Technologie und der Forschung werden die 
vier folgenden Absatze eingefügt: 

,,Darüberhinaus konnen offentliche lnteressenvereinigungen auch gegründet 
werden: 

.- um wahrend einer bestimmten Dauer Tii1igkeiren auszuühen, die zur 
Ausarbeitung und Umsetzung ahgestimmrer Pol i t iken der sozialen Entwicklung 

der Stadte beitragen: 

,,- oder um wahrend einer hestimmten D�rner a i le  erforderlichen l'vlaBnahmen für 
Projekte und Programme der interregio nalc n  und grenzüherschreitenden 
Zusammenarbeit unter Beteiligung territoriakr Kôrperschaften der 
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Mitgliedstaaten der Europiiischen Wirtschaftsgemeinschaft zu erarbeiten und ihre 
Umsetzung gemeinsam zu verwalten . 

.,Die territorialen Kôrperschaften der Mitgliedstaaten der Europiiischen 
Wirtschaftsgemeinschaft konnen sich an den in den drei vorderen Absatzen 
genannten offentlichen Interessenvereinigungen beteiligen." 

Art. 134. - Es wird ein nationaler AusschuB für dezentralisierte Zusammenarbeit 
gegründet, der den Stand der von den Gebietskôrperschaften durchgeführten 
dezentralisierten Zusammenarbeit erfaBt und aktualisiert. Er darf jeglichen Vorschlag 
im Hinblick auf eine Verstiirkung dieser Zusammenarbeit unterbreiten. 

Art. 135. - Rechtsverordnungen nach Anhorung im Conseil d'Etat setzen, soweit 
erforderlich, die Bedingungen für die Durchführung dieses Gesetzes fest. 

Dieses Gesetz wird als Staatsgesetz ausgeführt. 
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III. DAS MODELL "ISSELBURG-ANHOL T" : 

D"" Modcll "1",,clburg-Anholt" 

Abkommen zwischen dem Land Nordrhein-Westfalen, dem Land Niedersachsen, 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Kônigreich der Niederlande über 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen Gebietskôrperschaften und 
anderen ôffentlichen Stellen 

vom 23. Mai 1991 (deutsch) 
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Das Land Nordrhein-Westfalen, das Land Niedersachsen, die 
Bundesrepubl i k  Deutschland und das Kënigreich der Nieder­
lande -

im BewuStsein der aus der grenzüberschreitenden zusam­
menarbe it erwachsenden Vorteile,  wie sie in dem am 
2 1 - Mai 19 8 0  in Madrid geschlossenen Europâischen Rah­
menübereinkommen über die grenzüberschreitende Zusam­
menarbeit zwischen Gebietskërperschaften aufgezeigt 
sind, 

in dem Wunsch, diesen Kërperschaften und anderen ëf­
fentlichen Stellen die Mëglichkeit zu verschaffen , auf 
ëf fentl ich-rechtlicher Grundlage zusammenzuarbeiten -

haben folgendes vereinbart : 
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Artikel l 

Anwendungsbereich 

( 1 ) Dieses Abkommen findet Anwendung : 

1 .  im Kënigreich der Niederlande auf "provinc i e s "  und 

''gemeenten'', 

z .  irn Land Niedersachsen auf Gerneinden ,  Sarntgerneinden 
und Landkre i s e ,  

3 .  irn Land Nordrhein-Westfalen auf Gerneinden, Kre i s e ,  
Landscha ftsverbande und d e n  Kommunalverband Ruhrge­
b i et . 

( Z )  "Openbare l ichamen" im Sinne von Artikel 8 des "Wet ge­

rneenschappel i j ke regel ingen" vom 2 0 .  D e z ember 198 4 , zuletzt 

geandert durch Gesetz vorn lJ . Dezeniber 1990 , und zweckver­

bande kënnen s ich an der grenzüberschre itenden Zusarnmenar­

b e it bet ei l igen , wenn ihre innerstaatlichen Organisations­
statute dies zulassen . 

( 3 )  Irn E i nvernehmen mit den anderen Vertragsstaaten kann 
j eder Vertragsstaat andere kommuna l e  Kërperschaften benen­

nen, auf die die Regelungen dieses Abkommens zusat z l ich An­
wendung f inden sollen. 

( 4 )  Ab.sa t z  3 f i ndet auf sonstige j urist i s che Personen des 

ë f fentlichen Rechts entsprechende Anwendung , wenn ihre Be­
t e i l i gung nach innerstaatl i chem Recht zulassig - ist und an 
den Formen . der gr�nzüberschreitenden ·Zusarnmenarbeit auch� 

innerstaatliche kommunale Kërperscha ften. beteil igt s ind . 

Unter diesen Voraussetzungen ist auch die Beteil igung von 
Personen des Privatrechts mit Ausnahme e iner Zusammenarbeit 
nach Artikel 6 zulassig. 
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( 5 )  Dieses Abkornmen findet keine Anwendung auf Formen der 
Zusam.menarbeit , an denen nur deutsche oder nur niederlândi­
sche ë f fentliche Stellen beteil igt sind . 

( 6 )  ëffentl iche Stellen im S inne dieses Abkommens sind die 
in den Absâtzen 1 ,  2 und 3 genannten sowie die in Absatz 4 
einbezogenen Personen . 

Artikel 2 

Z iel und Formen der Zusammenarbeit 

( 1 )  ëf fentliche Stellen kënnen im Rahmen der ihnen nach in­
nerstaatlichem Recht zustehenden Befugnisse auf der Grund­
lage dieses Abkommens zusammenarbeiten, um eine wirtschaft­
l iche und zweckmâBige Erfüllung ihrer Aufgaben im Wege der 
grenzüberschreitenden Zusammenarbeit zu fërdern . 

( 2 )  Die Zusarnmenarbeit kann unbeschadet der z ivilrechtlich 
gegebenen Mëglichkeiten erfolgen durch : 

1 .  Bildung von Zwec:::verbânden, 

2 .  Abschlu8 ëffentl ich-rechtlicher Vereinbarungen ,  

3 .  Bildung kommunaler Arbeitsgemeinscha ften. 

Artikel 3 

Zweckverband 

( 1 )  ëffentl iche Stellen kënnen zur gemeinsamen Erfül lung 
von Aufgaben, die nach dem für sie j eweils geltenden inner­
staatlichen Recht von einem ëf fentlich-rechtlichen Verband 
wahrgenommen werden dürfen, einen Zweckverband bilden. 
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( 2 )  Der Zweckverband ist eine ë f fentlicÎ1-rechtliche Kërper­
schaf t .  Er besitzt Rechtsfahigkeit . 

( J )  Soweit dieses Abkommen keine anderen Regelungen ent­
hal t ,  gelten für den zweckverband die Rechtsvorschriften 
des Vertragsstaats , in dem der Zweckverband seinen Sitz 
hat . 

Artikel 4 

Satzung und innere Struktur des Zweckvei-bands 

( l )  zur B ildÙng des Zweckverbands vereinbaren d i e  bete i l ig­
ten ë ffentlichen Stellen eine Verbandssatzung . 

( 2 )  Organe des Zweckverbands sind die Verbandsversammlung 
und der Verbandsvorstand . Die Verbandssatzung kann unter 
Beachtung des j eweils anzuwendenden innerstaatlichen Rechts 
weitere organe vorsehen. 

( J )  Die Verbandssatzung mus Bestimmungen enthalten übe r :  

l .  d i e  verbandsmitglieder, 

2 .  die Aufgaben und Bef�gnisse des Zweckverbands , 

J .  den Namen und den Sitz des Zweckverbands , 

4 .  die zustandigkei ten der organe des _Zweckverbands und 
die Zahl der Vertreter der ëf fentlichen Stellan in 
den Organen ,  

5 .  das Einl adungsverfahren , 

6 .  d ie zur Beschlu8fassung erforderlichen Mehrheiten, 
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7 .  die ëffentlichkeit der S itzungen , 

8 .  Sprache und Form der S itzungniederschriften, 

Ornck•ache 1 1 / 1!!!0 

9 .  die Art, in der die Vertreter der of fentl ichen stnl­

len in der Verbandsversanunlung den Organen der ëf­

fentlichen Stelle, die sie entsandt haben , Informa­

tionen erteilen, 

10 . die Art ,  in der ein Vertreter der ëtfent1ichen 

Stelle in der Verbandsversammlung von der ëffentli­

chen ste l l e ,  die ihn entsandt hat, für seine Tatig­

keit im Rahman dieser Versanunlung zur Rechenschaft 

gezogen werden kann , 

1 1 .  die Art, in der die Verbandsversammlung den offent­

l ichen stellen, die die Verbandssatzung vereinbart 

haben, Informationen erteilt, 

12 . die Art der RechnungsfÜhrung , 

13 . die Festsetzung. der Beitrage der Verbandsmitgl ie­

der , 

14 . aeitritt und Austritt von Verbandsmitgliedern, 

15 . die Auflësung des Zweckverbands und 

16 . die Abwicklung des Zweckverbands nach seiner Auflë­

sung . 

S ie kann weitere Bestimmungen vorsehen . 

( 4 )  Anderungen der verbandssatzung bedürten mindestens ei­

ner Zweidrittelmehrheit der satzungsgemaBen Zahl der Ver-
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treter der ëf fentlichen Stellen in der ·,verbandsversammlung . 

Die Verbandssatzung kann zusiitzliche Voraussetzüngen vorse­

hen .  

( 5 )  D ie Entsendung von Vertretern der ë.ffentlichen s t e l l en 

in die Verbandsversammlung richtet sich nacn dem inner­

staatl ichen Recht des j eweil igen Staates . Gleiches gilt für 

die Rechte und Pflichten dieser Vertreter im Verhaltnis zu 

ihren entsendenden Stellen , soweit dieses Abkommen nichts 

anderes regelt. 

Artikel 5 

Befugnisse des Zweckverbands gegenüber Dritten 

( 1 ) Der Zweckverband ist nicht berechtigt, Dritten durch 

Rechtsnorm oder Verwal tungsakt Verp fl ichtungen aufzuerle­

gen . 

( 2 )  Die Mitglieder des Zweckverbands sind ihm gegenüber 

verpflichtet, im Rahrnen ihrer innerstaatlichen �efugnisse 

die MaBnahmen z u  ergre ifen , die zur Erfüllung s e i ner Aufga­

ben erforderl ich sind . 

Artikel 6 

ëffentl ich-rechtliche Vereinbarung 

( 1 )  ëffentliche stellen kënnen miteinander eine ë f fentlich­

rechtliche Vereinbarung abschlieBen, soweit der AbschluB 

nach dem innerstaatl ichen Recht der beteil igten ë f fentl i­

chen Stellen zulassig ist. Die Vereinbàrung bedarf der 

Schriftform. 

( 2 )  Durch ëffentlich-rechtliche Vereinbarung kann insbeson­

dere geregelt werden, daB eine ëffentliche Stelle Aufgaben 
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einer anderen ëffentlichen Stelle in deren �Namen und nach 
deren Weisung unter Beachtung des innerstaatlichen Rechts 
der weisungsbefugten ëffentl ichen Stelle wahrnimmt . D i e  
Vereinbarung, Aufgaben einer anderen ëffentlichen Stella i m  
eigenen Namen wahrzunehmen,  kann nicht getroffen werden . 

( 3 )  Die ëffentl ich-rechtl iche Vereinbarung mus eine Rege­
lung darüber enthalten, ob und in welchem Umfang im Ver­
haltnis zwischen den beteil igten ëffentlichen Stellen eine 
Freistellung von der Haftung gegenüber Dritten erfolgt. 

( 4 )  Die ë f fentlich-rechtliche Vereinbarung mus eine Rege­
lung über die Voraussetzungen für eine Beendigung der zu­
sammenarbeit enthalten . 

( 5 )  Soweit in diesem Abkommen keine anderweitige Regelung 
getroffen ist,  ist das Recht des Vertragsstaats anwendbar , 
auf dessen Gebiet die j eweilige Verpflichtung aus der Ver­
einbarung erfüllt werden soll . 

Artikel 7 

Kommunale Arbeitsgemeinschaft 

( 1) O f fentliche Stellan kënnen durch schriftl iche Vereinba­
rung eine kommunale Arbeitsgemeinschaft bilden. Eine kommu­
nale Arbeitsgemeinschaft berat nach MaSgabe der getroffenen 

Vereinbarung Angelegenheiten , die ihre Mitglieder gemeinsam 
berühren .  

( 2 )  Eine kommunale Arbeitsgemeinschaft kann keine die Mit­
glieder oder Dritte bindenden Beschlüsse fassen . 

( 3 )  Die Vereinbarung mus Bestimmungen enthalten über: 
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l .  d i e  Aufgabengeb iete , a u f  denen sich d i e  kommunale 

Arbeitsgemeinschaft betatigen sol l ,  

2 .  d i e  Durchführung der Arbeitsgemeinschaft, 

J .  den Sitz d�r Arbeitsgemeinschaft. 

( 4 )  soweit in diesem Abkommen keine anderweitige Regelung 

getroffen ist, ist auf die kommunale Arbeitsgemeinschaft 

das Recht des Vertragsstaats anwendbar, in dem die Arbeits­

gemeinschaft ihren S itz hat . 

Artikel 8 

Wirksamkeitsvoraussetzunqen für MaBnahmen der 

grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 

( 1 )  Die in Artikel 2 Absatz 2 vorgesehenen Formen der Zu­

sammenarbeit kënnen nur rechtsverbindlich vereinbart und 

geandert werden , wenn die Vorschriften des innerstaatl ichen 

Rechts der beteiligten ëf fentlichen Stellen über 

1. Zustandigkeit und BeschluBfassung der Organe der ë f ­

fentlichen Stellen , 

2 .  Formerfordernisse ,  

J .  Genehmigungen und 

4 .  Bek�nntmachunqen 

eingehalten worden sind . 

( 2 )  Offentl iche Stellen im Sinne von Artikel l haben die 

ëffentl ichen Stellen , die in anderen Vertragsstaaten gele­

gen sind, auf die Erfordernisse des Absatzes 1 h inzuweisen. 
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Artikel 9 

Aufsicht 

( 1) Wenn das innerstaatl iche Recht dies vorsieht , unter­
richten die beteil igten ôffentlichen Stellen ihre Auf­
s ichtsbehërden über die Begründung, Anderung und Beendigung 
von Formen der zusammenarbeit nach Artikel 2 Absat� 2, an 
denen sie b�teiligt sind . 

( 2 )  Die Aufsichtsbefugnisse der zustândigen Behërden der 
Vertragsstaaten über ôf fentliche Stellen, die ihrer Auf­
sicht unterstehen ,  bleiben unberührt . 

( 3 )  Für die Aufsicht Über aufgrund dieses Abkommens ge-

b i ldete Zweckverbande und kommunale Arbeitsgemeinschaften 
sind nach MaBgabe des innerstaatlichen Rechts die Auf-
s ichtsbehërden des Vertragsstaats zustândig, in dem diese 
ihren S itz haben . Die Aufsichtsbehërde sorgt für die Wah­
rung der Interessen aller ôf_fentlichen Stellen der anderen 
Vertragsstaaten, die j eweils dem Zweckverband oder der kom­
munalen Arbeitsgemeinschaft angehëren. 

( 4 )  Die nach Absatz 3 zustândigen Aufsichtsbehërden und die 
für die Àufs icht über die beteil igten ëf fentl ichen Stellen 
zustândigen Aufs ichtsbehërden der anderen Vertragsstaaten 
stellen sich auf Verlangen alle Informationen zur Verfügung 

und unterrichten sich gegense itig über die wesentlichen 
Ma8nahmen und Ergebnisse ihrer Aufsichtstâtigkeit, sofern 
dies Auswirkungen auf die zusammenarbeit haben kann . Auf­
sichtsma6nahmen, die Zweckverbânde oder kommunale Arbeits­
geme inschaften betreffen , dürfen nur im Benehmen mit den 
zustândigen Aufs ichtsbehërden der anderen Vertragsstaaten 
getrof fen werden, es sei denn , diese Ma6nahmen sind unauf­
schiebbar .  
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( 5 )  Bever eine Aufsichtsbehêirde eines Ve
.
rtragsstaats MaB­

nah:men ergreift, die sich auf die Zusammenarbeit nach Arti­
kel 6 bez iehen , unterrichtet sie die zustândige Aufsichts­
behêirde des anderen Vertragsstaats mit de� Ziel , eine Ab ­
stimmung herbeizuführen, e s  s e i  denn,. die MaBnahme ist un­
aufschiebbar. 

Artikel l(} 

Rechtsweg und Ansprüche Dritter 

( l ) Dritte behalten gegenüber einer ëtfentl ichen Stelle,  zu 
deren Gunsten oder in deren Namen ein Zweckverband oder 
eine andere ôffentliche Stelle Aufgaben wahrnehmen , alle 
Ansprüche , die ihnen zustehen würden ,  wenn diese Aufgaben 

nicht im Wege der grenzüberschreitenden zusammenarbeit er­
füllt worden wâren. Der Rechtsweg richtet sich na�h dem 
Recht des Vertragsstaats der êiffentlichen stelle, deren 
Aufgabe erfüllt wbrden ist . 

( 2 )  Neben der nach Absatz l verpflichteten êiffentlichen 

Stelle ha ften auch der Zweckverband oder die êif fentliche 
stel l e ,  die Aufgaben wahrnehrnen. Ansprüche gegen sie rich­
ten sich nach dern Recht des Vertragsstaats , in dem s i e  ih­
ren Sitz haben . 

( 3 )  Wird ein Anspruch nach Absatz l gegen eine êiffentliche 
stelle erhoben, für die ein Zweckverband gehandelt hat, se 
ist der Zweckverband gegenüber der êi f  f entlichen Stelle ver­

p f  l ichtet , diese von der Haftung gegenüber Dritten freizu­
stellen . 

Richtet sich der Anspruch gegen eine ôffentliche Stelle,  

die aufgrund einer Vereinbarung nach Artikel . 6  gehandelt 
hat , so gilt für die Haftung im Verhâltnis zwischen diesen 
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beiden ëf fentlichen Stellen die in der Vereinbarung nach 
Artikel 6 Absatz J enthaltene Regelung. 

Artikel 11 

Rechtsweg bei Streitigkeiten zwischen 
ë f  fentlichen Stellen 

Drucksacho 1 1 / 1 9 7 0  

( l )  Bei ë ffentlich-rechtlichen streitigkeiten zwischen ëf­
fentlichen Stellen, Zweckverbânden oder kommunalen Arbeits­
gemeinschaften aufgrund der grenzüberschreitenden Zusam­
menarbeit ist der Rechtsweg nach den Vorschriften des Ver­
tragsstaats gegeben , in dern der Beklagte seinen S itz hat .  

( 2 )  Die beteiligten ëffentlichen Stellen kënnen eine 
Schiedsvereinbarung treffen. 

Artikel 12 

Geltungsbereichsklausel 

In bezug auf das Kënigr_eich der Niederlande gilt dieses Ab­
kommen nur für das in Europa gelegene Hoheitsgeb iet . 

Artikel lJ 

Inkrafttreten 

Das Abkornmen tritt am ersten Tag des zweiten Monats nach 
dem Tag in Kraft, an dern der letzte Unterzeichnerstaat den -
anderen Unterzeichnerstaaten mitteilt, daS die erforderl i ­
chen innerstaatlichen Voraussetzungen für d a s  Inkrafttreten 
des Abkornmens erfüllt sind .  
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Artikel 14 

Geltungsdauer und Kündigung 

( l ) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen.  

(2)  Jeder Vertragsstaat kann dieses Abkommen mit einer. 

Frist von zwei Jahren zum Ablauf eines Kalenderjahrs gegen­

über den ·. andere� Vertragsstaaten schriftlich kündige n .  

(3 )  Kündigt das �nd Niedersachsen oder das Land Nordrhein­

Westfalen, bleibt das Abkommen zwischen den übrigen Ver­
tragsstaaten wirksam. Im Falle der Kündigung durch eines 
dieser Lânder kann das j eweils andere Land innerhalb von 
drei Monaten nach Zuganq der Kündigunq erklâren , da6 es· 
sich dieser anschlie6t. 

( 4 )  Wird das Abkommen qekündiqt, se blaiben die ver dem 
Au6erkrafttreten dieses Abkommens wirksam qewordenen Ma6-
nahmen der Zusammenarbeit und die Bestimmunqen des Abkom­
mens ,  die sich unmittelbar auf die For.man der Zusammenar­
beit beziehen, davon unberührt . 
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zu Urkund dessen haben die hierzu gehôrig b�fugten Bevoll­
machtigten dieses Abkommen unterschrieben. 

Geschehen zu Isselburg-Anholt am 2 3 .  Mai l99l 
in vier Urschriften , j ede in deutscher und niederlandischer 
Sprache, wobei j eder Wortlaut gleicherma8en verbindlich 
ist . 

· Für das Land Nordrhein-Westfalen 

ge z .  Johannes Rau 

Für das Land Niedersachsen 

ge z .  Gerhard Schrëder 

Für die Bundesrepublik Deutschland 

ge z .  Hans-Dietrich Genscher 

Für das Kônigreich der Niederlande 

gez . van den Braek 

gez . Da les 
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Protokoll 

Bei Unterzeichnung des Abkommens zwischen dem Land Nord­
rhein-Westfalen , dem Land Niedersachsen, der Bündesrepubl ik 
Deutschland und dem Kënigreich der Niederlande über 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwischen Gebietskër­
perschaften und anderen ëffentlichen Stellen am Z 3 .  Mai 
19 9 1  in Isselburg habEn die Vertragsparteien folgende Ver­
einbarungen getroffen , die als Bestandteile des Abkommens 
gelten: 

Die Vertragsparteien werden um eine einheitliche Auslegung 
dieses Abkommens in seinem Geltungsbereich bemüht sein. 
Diesem Z iel dient bereits die von den Vertragsparteien ge­

meinsam erarbeitete Begründung zu dem Abkommen ,  die die 
Vertragsparteien dem Abkommen j eweils im Rahmen der inner- . 
staatlichen Zustimmungsverfahren bei fügen werden . Halt eine 
Vertragspartei Konsultationen über die Auslegung oder die 
Anwendung des Abkommens für erforderl ich, werden sich die 

Vertragsparteien zu d iesem zweck auf der Ebene der zu­

standigen Ministerien treffen. 
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Gescqehen z u  Isselburg-Anholt am 2J . Mai 1991 i n  vier Ur­
schriften, j ede in deutscher und niederlândischer Sprache, 
wobei j eder Wortlaut gleichermaSen verbindlich ist. 

Für das Land Nordrhein-Westfalen 

gez . Johannes Rau 

Für das Land Niedersachsen 

ge z .  Gerhard Schrëder 

Für die Bundesrepubl ik Deutschland 

gez . Hans-Dietrich Genscher 

Für das Kënigreich der Niederlande 

gez . van den Broek 

gez . Da les 
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IV. NL-NRW/Nds-EG-Programm INTERREG 
A. Vereinbarung zum NL-NRW/Nds-EG-Programm INTERREG 

(deutsch) 
B. Übereinkunft der Partner mit der INVESTITIONS-BANK NRW (IB) 

(deutsch) 

actexter / mw9.txt 



30 NL-NRW /Nds-EG-Programm INTERREG 

A. Vereinbarung zum NL-NRW/Nds-EG-Programm INTERREG 

Zwischen dem Staal der Niedertanden 
- vertreten durch den Minister van Buitenlandse Handel en 

Aegionaal Beleid -. 
dem Land Nordrhein-Westfalen 
- vertre1en durch den Ministerpri:isidenten des Landes Nordrhein­

Westfalen, dieser vertreten durch den Minister für Wirtschaft, 
Mitlelstand und Technologie -, 

dam Land Niedersachsen (für den EUREGlO-Teil) 
- vertreten durch den Niedersâchsischen Ministerpriisidenten, 

dieser vertreten durch das Niedersiichsische Ministerium für 
Wirtschaft, Minelstand und Technologie -. 

- vertreten durch das Ministerium für Wîrtschaft. Technologie und 
Verkehr -. 

den provincies limburg, Gelderland, Overijssel und Drenthe -, 
- jeweils vertreten durch den Commissaris van de Konigin -. 
sowie den Grenzregionen EUAEGIO. 
- vertreten durch den Prâsidenten, 
Grenzregio Rhein-Maas-Nord -. 
- vertreten durch den Regio-AusschuB, 
Aegio Rhein-Waat 
- vertreten durch den Regio-AusschuB -. 
- im folgenden Partner genannt - wird über die Abwicklung des 
gemeinsamen deutsch-niederlàndischen EG-Programms INTERREG 
1990-1993 vom 25. 7. 1990 - im folgenden Programm genannt -
folgende Vereinbarung getroffen: 

1 .  Beauftragung 

Die P'artner stimmen darin überein, daB das Land Nordrhein­
Westfalen die Verantwortung für die finanzielle Abwicklung 
der INTERREG-Gelder übernimmt, die die EG-Kommission 
für die operationellen Programme der Grenzregionen 
EUREGIO, Grenzregio Rhein-Maas-Nord und Aegio Ahein­
Waat gemaB EG-Bescheid zur Verfügung gestellt hat. 

Dies bedeutet. daB das Land Nordrhein-Westfalen alten Ver­
pfhchtungen. die sîch aus dem Titel VI der Verordnung tEGJ 
4253/88 vom 19. 12. 1988 gegenüber der EG·Kommission 
ergeben, nachkommt, soweit die Bewilligungen der EG­
Kommîssion hinsichtlich der o.g. drel operationellen INTER­
REG-Programme dieses notwend1g machen. 

2. Programmbestimmungen 

Die P'artner vereinbaren-auf der Grundlage der INTERREG­
Leitlirnen der EG-Kom'mission vorn 25. 7. 1990 !Milteilung 
C !90) 1562/3, Amtsblatt der EG vom 30. 8. 90) und des 
Artikels 10 der Verordnung IEWG) Nr. 4254/88 des Ra10s 
vom 19. 12. 88 lAmtsblatt der EG vom 3 1 .  12. 88) IEFAE­
Verordnung) und der drei operationellen lNTERREG­
Programme folgende Fôrderbestimmungen (NL-NAW/ 
Nds-EG-Programm INTERREG): 

2.1  Ziele 

2. 11 Oie INTERAEG-lnitialive zielt darauf ab, 
- die Grenzregionen an den Binnengrenzen der Gemein­

schaft bei der Bew.iiltigung ihrer Entwicklungsprobleme 
infolge 1hrer relativen lsotierung gegenüber den na1iona1en 
Volkswirtschaften zu unterstützen; 

- 1m Koniext mit dem bis Ende 1992 zu vollendenden 
europaischen Binnenmarkt die E1nrichtung und den Aus­
bau von grenzüberschreitenden Kooperationsnetzen zu 
fôraern. 

2.12 Die durch diese Initiative unterstützten Aktionen sollen sich 
hauptsachlich auf die Bevôlkerung der im Aahmen dieser 
Initiative fôrderungswürdigen Grenzgebiete auswirken. 
Besonders zu beachten sind dabei MaBnahmen, die zur 
Stiirkung der Wirtschafts- und Arbeitsmark.tstruktur in den 
Grenzregionen beitragen. 
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2.2 Grundsâtze 

2.21 Die Einordnungsfâhigkeit eines Projektes in das INTERREG­
Programm muB gewiihrleistet sein. Der grenzüberschreitende 
Charakter muB je Projekt durch positive Effekte auf beiden 
Seiten der Grenze zum Ausdruck kommen. 

2.22 lm Aahmen dieses Programms dürfen Mittel für Ziel-2-Gebiete 
im wesentlichen nur in den entsprechenden Fôrdergebieten 
und Art. 10-Mittel in den übrigen Gebieten der Grenzregionen, 
die auf der Grundlage grenzüberschreitender Entwicklungs­
konzepte zusammenarbeiten, eingesetzt werden (Fôrder­
gebiete siehe Anlage 1 ). 

2.23 Die Beihilfebestimmungen der Europaischen Gemeinschaften 
insbesondere gemàB Art. 92 ff. EWG-Vertrag sind zu beach1en. 
Hinsîchtlich der Gewàhrung von Kofinanzierungsmitteln finden 
die Beihilfebestimmungen der betreffenden ôffentlichen 
Stellen Anwendung. 

2.24 Die Projekte müssen mit den Zielsetzungen und Kriterien 
nationaler und regionaler politischer Konzepte, die auch für 
die entsprechenden Grenzregîonen gelten, übereinstimmen. 
Die Projek.te müssen auBerdem die Erfordernisse der 
Aaumordnung, Landesplanung und des Stâdtebaus, des 
Umwellschulzes sowie von Natur und Landschaft beachten. 

2.25 Projekte von Einzelunternehmen kommen nicht für aine 
Fôrderung im Aahmen dieses Programms in Betracht. Koope­
rationsprojekte von zwei oder mehr privaten Unternehmen 
kônnen nur dann gefôrdert werden, wenn diese Projekte den 
bereits von der Europaischen Kommission im Aahmen ihrer 
Wettbewerbspolitik genehmigten nalionalen und regionalen 
Fôrderungsprogrammen entsprechen und von allgemeinem 
lnteresse sind. 

2.26 Die Gesamtfinanz1erung des Vorhabens muB gesichert sein. 

2.27 Kos1enerhôhungen kônnen nach Beratung in den Grenzregio­
nen und der Empfehtung im LenkungsausschuB nicht mehr 
berücksichtigt werden. 

2.28 Zusâtzlich zur Kofinanzierung des Staates der Niederlande 
und der Lander s1nd mindestens 20% der fôrderbaren 
Gesam1kosten des Projek1es von der regionalen Ebene fz.B. 
Grenzreg1on. Anuags1erter, Provinzen. Kreise, Gemeinden) ais 
Eigenanteil zu uagen. 

2.29 Mit dem Projekt darf var Antragseingang bei der zust.iindigen 
Grenzregion rncht begonnen worden sein tsiehe Nr. 2.611. 
Ais Beginn der tvlat!nahme gilt in 1edem Fan der Abschluf!. 
aines der Ausführung zuzurechnenden Lieferungs- oder 
Leistungsvertrages. Ansteltungsvertrage, die der Antrag­
steller mit seinen Arbeitnehmem var Abgabe des An1rages 
bei der Grenzregton abgeschlossen hat, sind ab Beginn der 
Maf!.nahme lôrderbar. 

Sei Baumaf!,nahmen gellen Ptanung, Baugrunduntersuchung, 
Erwerb und Herrichten des Grundslücks (z.B. Geb.iiude­
abbn.:ch, Planieren) rncht ais Beginn des Vorhabens. Sie 
sind jedoch im Gegensatz zu Nr. 2.43 mcht fôrderbar, aut!er 
sie sind ais Vorbere1tungs- und Planungskosten nach dem 
1. 3. 91 und hôchstens bis zu e1nem Jahr var Antragseingang 
bei der Grenzreg1on en1standen. 

2.210 Alle Projekte müssen 1nnerhalb des von der Europ.ii1schen 
Kommiss1on lestgeleg1en Ze1tschemas des Mehqahres· 
programms ausgeführt werden. Um diese finanzielle 
Abwicklung fristgerecht sicherzustellen, werden folgende 
Daten festgelegt: 
- Bew111igung bis spâtes1ens 30. 6. 1993. 
- AbschluB der MaBnahmen bis spâ1estens 30. 6. 1994. 
- Auszahlung der tvliltel bis spâteslens 3 1 .  12. 1994. 
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Ein Vorhaben ist durchgeführt, wenn 
- lnvestitionen entsprechend ihrer Zweckbestimmung 

genutzt werden kônnen und die zugehërigen Ausgaben 
gelâligt worden sind. 

- sons1ige Mal!inahmen insgesamt abgeschlossen sind 
sowie die fôrderungstahigen Ausgaben ge1a1igt und 
bezahlt worden sind. 

Ein Rechtsanspruch aul Fôrdermittel aus diesem Programrr 
besteht nicht. lm Rahmen des den Grenzregionen zur Ver-
fügung stehenden Mittelkontingents entscheiden die Grenz 
regionen, welche Mal!inahmen begünstigt werden. 

Oie zustândigen Lenkungsausschüsse beurteilen die Mal1· 
nahmen nach Vorlage durch die jeweilige Grenzregion gema 
Nr. 2.56. 

Anuagsberechtigte 

Gemeinden, Gemeindeverbânde und sonstige gemeinnützige 
ôffentliche Trâger. 

juristische Personen des ôllentlichen und privaten Aechts 
und private Un1ernehmen. 

Gegenstand und HOhe der Fôrderung 

Gefôrdert werden k.ônnen grenzüberschreitende Mal!-
nahmen in folgenden Aktionsbereichen: 
- Netzbildung, lnformationsaustausch und Kommunikation 
- Verk.ehr, Transport und lnfrastruktur 
- Etholung und Tourismu_s 
- Schu1ung und Arbeitsrnarkt 
- Umweltschutz und Landwirtschaft 
- Innovation und Technologietransfer 
- Forschung und Projektmanagement 

lnnerhalb der eînzelnen Aktionsbereiche wird den Aktionen 
zur Verstârk.ung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
zwischen Partnern im KMU-8ereîch (k.leine und mittlere 
Unternehmen) besondere Aufmerksamkeit gewidmel. 

Ffüderbar sind însbesondere: 
- Aufwendungen für lnvestitionen und Fremdleis1ungen 
- projektbezogene Persona!- und Sachaufwendungen 
- Managemen1kosten des Programms. 

ln begründeten Ausnahmef811en kënnen bei lnvestitîonsvor-
haben Grundstückskos1en gefôrdert werden. die unmittelbar 
mit dem Pro1ekt in Verbindung stehen. soweît sie 10 v.H. der 
fôrderbaren Baukosten nicht übersteigen. Oie Obergrenze 
dieser Fôrderung betragt dann ECU 100.000.-. 

Eine Finanzhilfe wird ais Projektfôrderung in Form der Antell­
linan21erung als ZuschuB gew3hrt. 

Der ZuschuB {von der EG und die nationale Kofinanzierungl 
kann bis zu 80% der fôrderbaren Pro1ektkosten betragen, 
wobe1 der An1eil der EG-Miuel max. 50% (bis zu 25% bei 
VerkehrsinfrastrukturmaBnahmenl nicht übersteigen darf. 
Die fôrderbaren Projektk.osten sollen 50.000 ECU über­
schreîten. 

Nicht in die Fôrderung einbezogen werden: 
- Finanzierungskosten teinschl. Zinsen und Tilgung) und 

abzugsfi:ihige Umsa12steuer. 
- Fahrzeuge. 

Zusammenselzung und Zustandigkeit der Lenkungsaus­
schüss_e 

Der ieweilige LenkungsausschuB für die Grenzregionen 
- EUREGIO, 
- Grenzregio Ahein-Maas-Nord und 
- Aeg10 Ahe1n-Waal 
wirkt an der Ourchführung dieses Programms mit. 

2.52 

2.53 

2.54 

2.55 

Der LenkungsausschuB für die EUAEGIO setzt sich zusam­
men aus Vertretern: 
- der EUREGIO, 
- der Provinde Dren1he, 
- der Provinde Overijssel. 
- der Provinde Gelderland, 
- des Aegierungspri:isidenten Münster, 
- der Bezirksregierung Weser-Ems, 
- des Minister van Economische Zaken van Nederland. 
- des Ministeriums für Wirtschalt, Technologie und Verkehr 

deS Landes Niedersachsen, 
- des Ministeriums lür Wirtschaft, Mittelstand und Techno· 

logie des Landes Nordrhein-Westfalen. 

Die EUAEGIO bestimmt aus der Verwaltung�ebene den 
Vorsitzenden. Der Vorsi12ende wird lür 2 Jahre gewahlt. Er 
soll zwischen den Niederlanden und Deutschland wechseln. 
Das Sekretariat des Lenkungsausschusses wird duteh die 
Geschaftsstelle der EUAEGIO wahrgenommen. 

Der Lenkungsausschur.. für die Aegio Ahein-Waal setzl sich 
zusammen aus Vertretern: 
- der Aegio Ahein-Waal, 
- der Provincie Gelderland. 
- des Aegierungsprâsîdenten Düsseldorf, 
- des Mînister van Economische Zaken van Nederland. 
- des Ministeriums für Wirtschaft. Mittelstand und Techno-

logie des Landes Nordthein-Westfalen. 

Die Aegio Aheîn-Waal bestimmt aus der Verwaltungsebene 
den Vorsitzenden. Der Vorsitzende wird für 2 Jahre gewiihlt. 
Der Vorsitz soll zwischen den Niederlanden und Deutschland 
wechseln. Das Sekretariat des Lenkungsausschusses wird 
durch die Geschaftsstelle der Aegio Ahein-Waal wahrge­
nommen. 

Der LenkungsausschuB für die Grenzregio Ahein-Maas-Nord 
setzt sich zusammen aus Vertretern: 
- det Grenzregio Ahein-Maas-Nord, 
- der Provincie Umburg, 
- des Aegierungspràsidenten Düsseldorf. 
- des Minister van Economische Zaken van Nederland, 
- des Ministeriums für Wirtschaft. Mittelstand und Techno-

logie des Landes Nord1hein-Westfalen. 

Die Grenzregio Ahein-Maas-Nord bestimmt aus der Ver­
waltungsebene den Vorsi12enden. Der Vorsi1zende wird für 
2 Jahre gewiihlt. Er soll zwischen den Niederlanden und 
Deutschland wechseln. Das Sekre1ariat des Lenkungsaus­
schusses wird durch die Geschi:iftsstelle der Grenzreg10 
Ahein-Maas-Nord wahrgenommen. 

Die INVESTITIONS-BANK NRW - Zentralbere1ch der Wes1LB -. 
Düsseldorf, - im fotgenden 18 genannt - entsendet in jeden 
der drei Lenkungsausschûsse e1nen Vertreter ais beratendes 
Mitglied. 

2.56 Die lenkungsausschüsse haben die nachfolgend aufgeführ­
ten Zustândigke1ten: 

2.561 Begleitung der finanziellen Abw1cklung dieses Programms 
durch die 18, 

2.562 Empfehlungen zur Modifizierung bzw. Anpassung dieses 
Programms innerhalb des Auftrags der EG. 

2.563 Empfehlungen zu den \/Orgeleg1en Projekten. deren Kosten 
und Gesamtfinanzierung, insbesondere 
- Prülung, ob die emze1nen Projektantrâge den Beurte1lungs­

kriterien hinsichllich einer e1nhe1t1ichen Durchführungstinte 
gemar.. der operalionellen Programme und dîeses Pro­
gramms en1sprechen. 

- bzgl. des Einsatzes der EG-INTERAEG-Mittel und der 
etforderlichen Kofinanz1erungsm1ttel für die emzelnen 
Proiektantriige. 

2.564 Zus1immung bei bedeu1enden Mal1nahmeânoerungen von 
schon genehmigten Einzelprojektantràgen nach Einschal1ung 
der Grenzregion !s. a. Nr. 2.27) bzw. bei Anwe�sungen zur 
Rückforderung von zugesagten Finanzhilfen. 
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2.565 lnlormationen an die Kofinanziers bzgl. der Genehmigung 
von Berichten über den Fortschdtt der Durchführung der 
operationellen Programme seitens der IB. 

2.566 Verabschiedung einer eigenen Geschiiftsordnung. 

2.57 Verfahrensordnung 

2.571 Die Beschlüsse über die Empfehlungen werden in den 
lenkungsausschüssen einstimmig gefaBt. Jede in dem 
Lenkungsausschull vertretene lnstanz -genannt in den Nrn. 
2.52 bis 2.54 - verfügt dabei jeweils nur über eine Stirnme. 
Soweit ein Mitglied des Lenkungsausschusses se1bst Pro­
jeknrager ist. hat dieses a1s Betroffener kein StimmrechL 

2.572 Der Vorsitzende beruft den LenkurigsausschuB mindestens 
zweimal 1m Jahr ein. Auch auf das Ersuchen eines Mitgliedes 
des Lenkungsausschusses kann dieser einberufen werden. 

2.58 Der Lenkungsausschull übt die Funktion des seitens der EG 
erforderlichen Beglei1ausschusses pro Grenzregion aus, insbe­
sondere wenn Grundsatzfragen dieses Programms zu erôrtern 
sind. Dazu werden zusâtzlich die EG-Kommission und der 
Bundesminis1er für Winschaft ais Mitglieder eingeladen. 

2.6 Anuags- und Zusageverfahren 

2.61 Der Antrag ist schriftlich bei der zustândigen Grenzregion 
einzureichen unter Verwendung eines vollstandig ausgefüllten 
und unterschriebenen Antragsformutars. 

2.62 Oie Entscheidung über die Vorlage eines Fôrderantrages im 
LenkungsausschuB wird von der Grenzregion nach Anhôrung 
und Prüfung (z.B. Angemessenheit der Kosten, ëffentlich­
rech1tiche Bestimmungen) der zustandigen Trâger ëffentlich­
rechtlicher Belange getroffen. 

2.63 Zu den von der Grenzregion zur Fërderung vorgesehenen 
MaBnahmen erstellt die Geschâftsstetle der Grenzregion 
Entscheidungsvorlagen lür den Lenkungsausschull. Gleich­
zeitig koordiniert die Grenzregion die Beantragung der Kom­
ptementarmittel der zus1andigen nationalen und regionalen 
Stellan. 

2.64 Auf der Grundlage dieser Entscheidungsvorlagen und der in 
der Sitzung gegebenen lnformatlonen spricht der Lenkungs­
ausschur?. der Grenzregion seine Empfehlung über das Pro­
jekt aus. Oiese Empfehlung wird allen beteiligten lnstanzen, 
der 18 und den zustândigen Kolinanziers von der Grenzregion 
zugele1tet. 

2. 7 Ànderungen dieser Vereinbarung kënnen nur in Übereinstim­
mung zwischen den Partnern getroffen werden. 
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B. Übereinkunft der Partner mit der INVESTITIONS-BANK NRW (IB) 

Zwischen dem S1aat der Niederlanden 3.5 
- vertrelen durch den Minister van Buitenlandse Handel en Regio· 

naal Beleid -. 
dem Land Nordrhein-Westfalen 
- vertreten durch den Ministerprâsidenten des landes Nordrhein· 

Westfalen, dieser vertreten durch den Minis ter für Wirtschaft, 4. 
Mittelstand und Technologie -, 

dem Land Niedersachsen lfür den EUAEGIO-Teill 
- vertreten durch den Niedersâchsischen Minis1erprâsidenten. die· 

ser verueten durch das Niedersâchsische Ministerium für 
Wirtschalt, Technologie und Verkehr -, . 5. 

den provincies limburg, Gelderland, Overijssel und Drenthe. 
- jeweits vertreten durch den Commissaris van de Konigin -. 
sowie den Grenzregionen EUAEGIO, 
- vertreten durch den Prasidenten -, 
Grenzregio Ahein-Maas-Nord, 6. 
- vertreten durch den Aegio·AusschuB -. 
Aegio Ahein-Waal, 
- vertreten durch den Aegio-AusschuB -. 
- im lolgenden Partner genannt - und der INVESTITIONS-BANK 
NAW, Düsseldorf, - im folgenden IB genannt -
wird über die Abwicklung des gemeinsamen deutsch­
niederliindischen EG·Programms INTEAAEG 1990-1993 vom 25. 7. 
1990 - im lolgenden Programm genannt - folgende Vereinbarung 
getroffen: 

Für aine adi:iquate und richtige Abrechnung gegenüber der EG und 
allen Kofinanziers ist es notwendig, daB die finanziellen Miltel - an 
einer Stelle konzentriert - kassenmaBig verwahet und kontrolliert· 
werden. 

1 .  l n  Befolgung dieser Erkenntnis wird die IB mit de r  finanziel­
len Verwaltung dieser EG-Gelder und der Kofinanzierungs­
mitte1 beauftragt. 

2. Oie 18 verpflichtet sich, die ihr im Aahmen dieser Verein­
barung übenragenen Aufgaben mit bank.üblicher Sorgfalt 
nach MaBgabe der 8estîmmungen der operationellen 
Programme und der nachfolgenden Regelungen wahr­
zunehmen. 

3. Oie ZuschuBmittel zur Ourchführung der operationellen Pro­
gramme werden der 18 zur Verfügung gestellt. 

3.1 Die EG-Minel werden von dem Ministerium für Wirtschalt, 
Mitte1stand und Technologie des Landes Nordrhein-West­
falen (MWMT) abgerufen und an die IB weitergeleitet. Oie 
dazu notwendigen Unterlagen werden dem MWMT von der 
18 zur Verlügung gestellt. Die übrigen Panner erhalten 
Kopien. 

3.2 lm Verhi:iltnis zum Staat der Niederlande und deren Provinzen 
wird die IB aufgrund der vorliegenden Bew111igungsbescheide 
und der Empfehlungen der lenkungsausschüsse rechtze11ig 

8. 

8.1 

einen AuszahlungsanHag bei diesen Partnern s1ellen. Die zur 8.2 

3.3 

Finanzierung benôugten ZuschuBminel werden seitens des 
Staa1es der Niederlande und der Prov1nzen auf Bankkonten 
der lB in den Niederlanden zur Verfügung gestellt. 

Oie Bank.komen werden in lfd. Aechnung geführt. Die 18 
kann die Konten im Aahmen des Auszahlungsantrags 
belasten, wobei der Ze1tpunk1 mit den Partnern abgestimmt 
wird. 

lm Verhiiltnis zum Land Nordrheîn-Westfalen werden die 
ZuschuBmit1el au! Antrag als Zuwendung zur Verfügung 

8.3 
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sprechend zu belas1en. 

3.4 Aufgrund der Empfehlung des lenkungsausschusses und 
nach Sicherstellung der Gesamtfinanzierung des Projektes 
sagt die 18 dem Antragsteller die ZuschuBmittel in eigenem 
Namen für fremoe Aechnung m privauechtlicher Form zu, 
wobe1 die Allgemeinen Bedingungen Bestandteil des Vertra­
ges werden. Sie dari dabe1 von d1eser Empiehlung nicht 
abwe1chen. 
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Die Zusage erfolgt sowohl hinsichtlich der anteiligen EG­
Finanzierung ats auch hinsichtlich der erg.iinzenden Kom­
ptemenliirmittel in ECU. Das Kursrisik.o u.ligt der ZuschuB· 
empf.linger. 

Var Auszahlung sind von der IB die notwendigen Abstim· 
mungen und Vorausse1zungen sowie die Berechtigung zum 
Mittelabruf zu prüfen. 

Die Auszahlung der Mînel erfolgt in der vom ZuschuB­
empfânger gewünschten landeswahrung auf ein von ihm 
angegebenes Konto. Ein eventuelles Kursrisiko triigt der 
ZuschuBempfanger. 

Kürzungen und Rücklorderungen ti::ônnen von der IB nur in 
Abs1immung mit dem LenkungsausschuB vorgenommen 
werden. 

Der 18 obliegt die Verwendungsnachweisprüfung. Es bleibt 
den Grenzregionen, sofern diese ais lnsti1u1ionen nicht selbst 
Zuwendungsempfanger sind, der IB und den sonstigen hier 
genannten vertragssch1ieBenden Paneien vorbehatten, das 
jewe1ls zustandige Aechnungsprüfungsamt oder eînen 
AbschluBprüfer in die Prüfung der ordnungsgemaBen Ver­
wendung der Mittel e1nzubinden. 

Dies gilt auch für die Überprüfung des ordnungsgem.iiBen 
Einsatzes der Mittel in den Niederlanden und in der 8undes­
republik Deutschland, die durch die 18 über die Grenz­
reg1onen bei den dort zustandigen Dienst- bzw. Prüfstellen 
verantaBt wird. 

Kann die IB die OrdnungsrnaBigk.eit des Verwendungs­
nachweises nicht bestiitigen, wird sie entsprechend der 
Altgemeinen Bedingungen verfahren. 

Die 18 

entscheidet in eigener Zustiindigk.eit nach MaBgabe der 
jewe1ls geltenden Allgemeinen 8edingungen über: 
- die Verliingerung der Abruflrist bis zu 6 Monaten. Weitere 

Verlangerungen bedürfen der Zustimmung des 
Le nkungsau sschuss es. 

- die Verli:ingerung der Frist zur Vorlage des Verwendungs­
nachweises bis zu 6 Monaten. Darüber hinaus bedürfen 
Fnsrvertiingerungen der vorherigen Zustimmung des 
Ler.kungsausschusses. 

- nicht wesentliche Ànderungen des der Zusage zugrunde­
llegenden Projek.tes und/oder dessen Finanzierungs­
iJtanes; 

en1sc'.'leidet nach Einschaltung der Grenzregionen und nur 
m11 z_s11mrnung des Lenkungsausschusses über 
- \'.·e:::entliche Anderungen des Projektes. die den Fôrder­

Z\\ECk unter Berücks1chtigung der Zielse1zung der opera-
11orellen Programme gefiihrden oder wesen!lich beein-
1réicnugen kônnen, 

- die Ûbertragung und die 8elassung des Zuschusses 
ger.�êiB Nr. 18 der Allgemeinen Bedingungen nach vor­
heriger Zustimmung des Lenkungsausschusses. 

stellt ·J1e Unwirksamk.eit der Zusage lest und unterrichtet die 
Grenzreg1on. 

Die Kommurnkation zw1schen der IB und den niederlandi­
scnen Partnern und Projekttragern wird m niederlândischer 
Sprac�e abgew1ckelt. 
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Oiese Vereinbarung tritt ab dem 9. 12. 1991 in Kraft und gilt für die 
Dauer der Abwicklung der drei operationellen Programme (vorbehalt­
lich der Genehmigung durch die EG-Kommission). 

Namens het provinciaal bes1uur van de Provincie Overijssel, De 
Commissaris van de Konigin, Zwolle 

Namens het provinciaal bestuur van de Provincie Limburg, de Com­
missaris van de Konigin, Maastricht 

EUAEGIO, Gronau 

Aegio Ahein-Waal, Kleve 

Grenzregio Ahein-Maas-Nord, Mônchengladbach 

INVESTITIONS-BANK NAW 
- Zentralbereich der WestLB -, Düsseldorf 
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V. GESETZ Nr. 83-597 VOM 7. JULI 1983 

über die lokalen gemischtwirtschaftlichen Gesellschaften 
(franz.) 

Loi nQ 83-597 relative aux sociétés d'économie mixte locales (Journal Officiel vom 
8.7.1983, S. 2099) 
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7 JUILLET 1983. - LOI 
Lol D" B:l-597 relative Bill soclétfs 
d'économie mixte locales. 

(1.0. 8 juillet 1983, p. 2099) 
Arl. tn, - Les communes, les dépar­
tements, les régions et leurs groupements 
peuvent, dans le cadre des compétences 
qui leur sont reconnues par la loi, créer 
des société.! d'&:onomie miil:te locales qui 
les associent à une ou plusieurs personnes 
privUs et, éventueJlement, à d'autres 
personnes publiques pour réaliser des 
opératiow d'aménagement, de construc­
tion, pour exploiter des services publics 
à caract�re industriel ou commercial, ou 
pour toute autre activité d'intérêt général ; 
lorsque l'objet de sociétés d'économie 
mixte locales inclut plusieurs activités, 
celles--c:i doivent être complémentaires. 

Les assemblées délibérantes des com­
munes, des départements, des régions et 
de leurs groupements peuvent, à cet effet, 
acquérir de3 actiom, ou recevoir, à titre 
de redevance, des actions d'apports, émi­
ses par ces sociétés. 

��:mr;�s::ux 
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: 
subor-

1° La société revêt la forme de société 
anonyme régie par la loi n° 66-537 du 
24 juillet 1966 modifiée sur les sociétés 
commerciales, sous réserve des disposi­
tions de la .présente loi ; 

2° Les communes, les départements, les 
régions et Jeurs groupements détiennent, 
séparément ou à plusieurs, plus de la 
moitié du capital de ces sociétés et des 
voix dans les organes délibérants. 

Art. 2. - La participation au capital 
social des actionnaires autres que les 
collectivités territoriales et leurs groupe­
ments ne peut être inférieure à 20 %. 
Art. 3. - Par dérogation aux dispositions 
de l'article 71 de la loi n° 66-537 du 
24 juillet 1966 précitée, le capital social 
doit être au moins égal à 1 500 000 francs 
pour les sociétés ayant dans leur objet 
la construction d'immeubles à usage 
d'habitation, de bureaux ou de locaux 
industriels, destinés à la vente ou à l a  
location, et à 1 000 000 francs pour celles 
ayant dans leur objet l'aménagement. 

Art. 4. - Les sociétés d'économie mixte 
locales peuvent intervenir pour des per­
sonnes qui ne participent pas à leur 
capital. 

Pour les opérations autres que des presta­
tions de services, cette intervention est 
subordonnée à la condition que ces per­
sonnes apportent préalablement la tota­
lité du financement nécessaire, s'il s'agit 
de personnes privées, ou garantissent la 
totalité du financement nécessaire, s'il 
s'agit de personnes publiques : à défaut, 
ces interventions sont soumises à l'accord 
préalable du conseil d'administration ou 
du conseil de surveillance, pris à une 
majorité des deux tiers comprenant la 
moHié, au moins, des représentants des 
collectivitb territoriales ou de Jeurs 
groupements, actionnaires, ainsi, s'il y a 
lieu, qu'à l'accord de la collectivité ter­
ritoriale sur le territoire de laquelle 
l'investissement inunobilier est prévu. 

Art. S. - I. - Lorsqu'il ne s'agit pas 
de prestations de service, les rapports 
entre les collectivités territoriales, leurs 
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définis par une convention qui prévoit, 
à peine de nullité : 

1° L'objet du contrat, sa durée et les 
conditions dans lesquelles il peut éven­
tuellement être prorogé ou renouvelé ; 

2° Les conditions de rachat, de résilia­
tion ou de déchéance par la collectivité, 
le groupement ou la personne publique 
contractant ainsi que, éventuellement, 
les conditions et modalités d'indemnisa­
tion de la société ; 

3° Les obligations de chacune des par­
ties et, le cas échéant, le montant de leur 
participation financière, l'état de leurs 
apports en nature ainsi que les conditions 
dans lesquelles la collectivité, le groupe­
ment ou la personne publique contractant 
fera l'avance de fonds nécessaire au 
financement de la mission ou rembour­
sera les dépenses exposées pour son 
compte et préalablement définies ; 

4° Les modalités de rémunération de la 
société ou de calcul du coOt de son in­
tervention : lorsque la rémunération ou 
le coOt de l'intervention est à la charge 
de la collectivité, du groupement ou de 
la personne publique, son montant est 
librement négocié cotre les parties ; lors­
que la société est rémunérée par des 
redevances perçues auprès des usagers, 
le contrat précise les modalités de fi1'a­
tion des tarifs et de Jeurs révisions ; 

5° Les pénalités applicables en cas de 
défaillance de ta société ou de mauvaise 
exécution du contrat. 

II. - Dans le cas de convention passée 
pour la réalisation d'acquisitions fon­
cières, l'exécution de travaux et la cons­
truction d'ouvrages et de bâtiments de 
toute nature, la convention précise, en 
outre, et également à peine de nullité, 
les modalités du contrôle technique, 
financier et comptable exercé par la col­
lectivité, Je groupement ou la personne 
publique contractant ; à cet effet, la 
société doit fournir chaque année un 
compte rendu financier comportant no­
tamment en annexe : 
a) Le bilan prévisionnel actualisé des 
activités, objet du contrat, faisant appa­
raître, d'une part, l'état des réalisations 
en recettes et en dépenses et, d'autre 
part, l'estimation des recettes et dépenses 
restant à réaliser ainsi que, éventuelle­
ment, la charge résiduelle en résultant 
pour son cocontractant ; 
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penses. 

L'ensemble de ces documents est soumis 
à l'examen de l'assemblée délibérante de 
la collectivité, du groupement ou de la 
personne publique contractant qui a Je 
droit de contrôler les renseignements 
fournis, ses agents accrédités pouvant se 
faire présenter toutes pièces de compta­
biltié nécessaires à leur vérification. 

III. - La résolution d'un contrat de 
concession résultant de la mise en règle­
ment judiciaire ou en liquidation des 
biens de la société entraîne Je retour 
gratuit au concédant des biens apportés 
par celui-ci et inclus dans le domaine de 
la concession. 

A peine de nullité, outre les clauses pré­
vues au paragraphe 1 du présent article, 
le traité de concession comprend une 
clause prévoyant, pour Je cas visé à 
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réalisés par le concessionnaire et affect6s 
au patrimoine de la concession, sur Ies­
quels il exerce son droit de reprise. Le 
montant de l'indemnité en résullant est 
versé à la société, déduction faite, le cas 
échéant, des paiements effectués par le 
concédant, soit à titre d'avances ou de 
subvention pour la partie non utilisée de 
celle-ci, soit en exécution d'une garantie 
accordée pour le financement de l'opé­
ration. 

Art. 6. - Les délibérations du conseil 
d'administration ou du conseil de sur­
veillance et des assemblées générales des 
sociétés d'économie mixte locales sont 
communiquées dans les quinze jours sui­
vant Jeur adoption au représentant de 
l'Etat dans le département où se trouve 
le siège social de la société. 
Il en est de même des contrats visés à 
l'article 5 ci-dessus, ainsi que des comptes 
annuels et des rapports du commissaire 
aux comptes, 
Si le représentant de l'Etat estime qu'une 
délibération est de nature à augmenter 
gravement la charge financière d'une ou 
plusieurs des collectivités territoriales ou 
de leurs groupements, actionnaires, ou 
le risque encouru par la ou les collec­
tîvités territoriales ou leurs groupements 
qui ont apparié leur garantie à un em­
prunt contracté par la société, il saisit, 
dans le délai d'un mois suivant la date 
de réception, la chambre régionale des 
comptes, · à charge pour lui d'en informer 
simultanément la société et les nssemblées 
délibérantes des collectivités territoriales 
ou de leurs groupements, actionnaires 
ou garantes. La saisine de la chambre 
régionale des comptes entraîne une se­
conde lecture par le conseil d'adminis­
tration ou de surveillance ou par les 
assemblées générales de la délibération 
contestée. 
La chambre régionale des comptes dis­
pose d'un délai d'un mois à compter de 
la saisine pour faire connaître .son avis 
au représentant de l'Etat, à la société et 
aux assemblées délibérantes des collec­
tivités terriloriales et de Jeurs groupe­
ments, actionnaires. 
Art. 7. - Les dispositions de l'arlicle 
L. 235-5 du Code des Communes ne 
sont pas applicables en cas de difficultés 
financières nées, pour une cOmmune, de 
sa participation au capital d'une société 
d'économie mixte locale ou de la garantie 
qu'elle a accordée aux emprunts contrac­
tés par une telle société. 
Les dispositions de l'alinéa précédent ne 
sont applicables qu'aux participations 
P.rises et aux garanties accordées posté­
neurement i\ la date de publication de 
la présente loi. 
Art. 8. - Toute collectivité territoriale 
ou groupement de collectivités territo­
riales actionnaire a droit au moins à un 
représentant au conseil d'administration 
ou au conseil de surveillance, désigné en 
son sein par l'assemblée délibérante 
concernée. 
Dans une ·proportion au plus égal� à 
celle du capital détenu par l'ensemble 
des collectivités territoriales ou de leurs 
groupements actionnaires par rapport au 
capital de Ia société, Jes statuts fixent 
le nombre des sièges dont ils disposent 
au conseil d'administration ou de sur­
veillance, ce nombre étant éventuellement 
arrondi à l'unité supérieure. Les sièges 
sont attribués en proportion du capital 
détenu respectivement par chaque col· 
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\ectivilé ou groupement. 
Pour l'application du premier alinéa du 
présent article, le nombre des membres 
du conseil d'administration ou de sur­
veillance peut, par dérogation aux arti­
cles 89 et 129 de la loi n° 66-537 du 
24 juillet 1966 précitée, être dépassé 
jusqu'à concurrence de dix-huit 
Si ce dépassement ne suffit pas à assurer, 
en raison de leur nombre, la représenta­
tion directe des collectivités territoriales 
ou de leurs groupements ayant une par­
ticipation réduite au capital, ils sont 
réunis en assemblée spéciale, un siège 
au moins leur étant réservé. L'assembl6e 
spéciale désigne parmi les élus de ces 
collectivités ou groupements le ou les 
représentants communs qui siégeront au 
conseil d'administration ou de surveil­
lance. 
Par dérogation i\ l'article 91 de la loi 
n° 66-537 du 24 juillet 1966 précitée, la 
responsabilité civile qui résulte de l'exer­
cice du mandat des représentants incombe 
à la collectivité territoriale ou au grou­
pement, dont ils sont mandataires. 
Lorsque ces représentants ont été dési· 
gnés par l'assemblée spéciale, cette res­
ponsabilité incombe solidairement aux 
collectivités territoriales ou aux groupe­
ments membres de cette assemblée. 
Les organes délibérants des collectivités 
territoriales et de leurs groupements 
actionnaires se prononcent sur le rapport 
écrit qui leur est soumis au moins une 
fois par an par leurs représentants au 
conseil d'administration ou au conseil de 
surveillance. Lorsque ce rapport est pré­
senté à l'assemblée spéciale, celle-ci en 
assure la communication immédiate aux 
mêmes fins aux organes délibérants des 
collectivités et groupements qui en sont 
membres. 
Un décret en Conseil d'Etat fixe les 
modalités d'application du présent article. 
Art. 9. - Lorsqu'une collectivité terri­
toriale ou un groupement de collectivités 
territoriales a accordé sa garantie aux 
emprunts contractés par une société 
d'économie mixte locale, e11e ou il a le 
droit, à condition de ne pas en être 
actionnaire directement représenté au 
conseil d'administration ou de surveil­
lance, d'être représenté auprès de la 
sociét6 d'économie mixte locale par un 
délégué spécial désigné, en son sein, par 
l'assemblée délibérante de la collectivité 
territoriale ou du groupement. 
Le délégué spécial doit être entendu, sur 
sa demande, par tous les organes de 
direction de la société. Ses observations 
sont consignées au procès-verbal des 
réunions du conseil d'administration ou 
du conseil de surveillance. 
Le délégué peut procéder à la vérifica­
tion des livres et des documents comp­
tables et s'assurer de l'exactitude de Jeurs 
mentions. 
Le délégué rend compte de son mandat 
dans les mêmes conditions que ce1les 
prévues pour les représentants au conseil 
d'administration par le sixième alinéa de 
l'article 8 de la présente loi. 

Les mêmes dispositions sont applicables 
aux collectivités territoriales et aux grou­
pements de collectivités territoriales qui 
détiennent des obligations des sociétés 
mentionnées au deuxième alinéa de l'ar­
ticle L. 381-1 du Code des Communes. 
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Art. 10, - Sous réserve des exceptions 
prévues aux articles 11 à 14 ci-après, 
les sociétés d'économie mixte locales 
constituées antérieurement à la date de 
publicalion de la présente loi sont tenues, 
sous les sanctions prévues par l'arti­
cle 500 de la loi n° 66-537 du 24 juillet 
1966 précitée, de procéder à la mise en 
harmonie de leurs statuts avec les dis­
positions de la présente loi dans un délai 
de deux ans à compter de sa publication. 
Toutefois, ce délai est porté à trois ans 
à compter de la publication de la pré­
sente loi, pour la mise en conformité 
avec les dispositions du dernier alinéa (2°) 
de l'article tu et de l'article 3 ci-dessus 
qui s'effectue sous la sanction prévue 
par Je troisième alinéa de l'article 500 
de la loi du 24 juillet 1966 précitée. 

Les dispositions des paragraphes Ill des 
articles S et 48 de la loi n° 82-213 du 
2 mars 1982 modifiée relative aux droits 
et libertés des communes, des départe­
ments et des régions no sont pas appli­
cables aux acquisitions d'actions dont 
l'objet est de rendre les collectivités 
territoriales ou leurs groupements majo­
ritaires dans le capital des sociétés_ d'éco­
nomie mixte locales. 

Art. 11. - Les dispositions de l'article 1u 
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groupements au capital ne sont pas appli­
cables : 

1° Aux sociétés
· 

d'économie mixte consti­
tuées en application des décrets-lois des 
5 novembre et 28 décembre 1926 et créées 
antérieurement à la date de publication 
de la présente loi sous réserve qu'elles ne 
modifient pas leur objet social ; 

2° Aux sociétés d'économie mixte spor­
tives constituées en application de la loi 
n° 75-988 du 29 octobre 1975 relative au 
développement de l'éducation physique 
et du sport ; 

3° Aux sociétés d'économie mixte d'équi­
pement et d'exploitation de remontées 
mécaniques constituées antérieurement à 
la date de publication de la présente loi ; 

4° Aux sociétés d'économie mixte char­
gées de la réalisation des réseaux de 
télécommunication et de télédiffusion 
prévus aux articles 1 •r et 8 de la loi 
n° 82-652 du 29 juillet 1982 sur la com­
munication audiovisuelle. 

Art. 12. - Les dispositions do l'ar­
ticle 3 ne sont pas applicables aux 
sociétés d'économie mixte crUes anté­
rieurement à la date de publication de 
la présente loi sous réserve qu'elles ne 
modifient pas leur objet social. 

Art. 13. - Les sociétés d'économie mixte 
existant dans les départements du Bas­
Rhin, du Haut-Rhin et de )a Moselle et 
créées en application do la loi du 6 juin 
1895 peuvent déroger aux dispositions de 
l'article 1 •r concernant la participation 
majoritaire des collectivités territoriales 
au capital et la forme do sociét6 ano­
nyme. 

Art. 14. - Les dispositions de la pré­
sente loi ne sont pas applicables : 

1° Aux sociétés anonymes d'habitation à 
loyer modéré et aux sociétés de crédit 
immobilier visées par les articles L. 422-2 
et L. 422-4 du Code do la Construction 
et de l'Habitation au capital desquelles 
participent, en application de l'articlo 
L. 431-4 (3°) du même code, des dépar­
tements ou des communes ; 

lokale gemischtwirtschaftliche Gesellschaft 

2° Aux sociétés de financement régiona­
les ou interrégionales ainsi qu'aux socié­
tés de développement régional au capita1 
desquelles participent, en application de 
l'article 4·1 (8°) de la loi n° 72-619 du 
S juillet 1972 modifiée, une ou plusieurs 
régions, ou en application de l'article 3 
(9°) de la loi n° 76-394 du 6 mai 1976 
modifiée, la région d'Ile-de-France ; 
3° Aux sociétés d'économie mixte consti­
tuées en application de la loi n° 46·860 
du 30 avril 1946. 
Art. 15. - L'article L. 381-1 du Code 
des Communes est remplacé par les dis­
positions suivantes : 
c Art. L. 381-1. - Les communes et 
leurs groupements peuvent, par délibé· 
ration do leurs organes délibérants, 
ncquérir ou recevoir des actions des so­
ciétés d'économie mixte locales répon­
dant aux conditions fix6e.! par l'anicte tu 
do la loi n• 83-597 du 7 juillet 1983 
relative aux sociétés d'é<:onomie mixtes 
locales. 

c Us peuvent, dans les memes conditJons, 
détenir des obligations des sociétés char­
gées d'exploiter des services publics 
communaux à caractère industriel et 
commercial. • 

Art. 16. -:- Après l'article L. 481-1 du 
Code do la Construction et de l'Habi­
talion est ins6ré un article L. 481�2 ainsi 
r6dlg6 : 

c Art. L. 481-2. - Sur le produit de la 
redevance acquittée par les sociétés 
d'économie mixte, dont l'emploi est pré· 
vu à l'article précédent, il peut etro 
prélev� une participation aux frais de la 
fédération groupant les sociétés d'éco­
nomie mixte en vue d'assurer notam-
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Jappement do l'information en .faveur do 
l'habitation familiale populaire. Les 
conditions et l'importance de cette parti­
cipation sont déterminées par décision 
administrative. • 
Art. 17. - Les article• L. 381-2, L. 381-7 
et L. 381·8 du Code des Communes aim1i 
quo les articles 3, 4, 5 et 6 du décret 
n° 55.579 du 20 mni 1955 sont abrogés. 

La pré!entc loi .!era exécutée comme loi 
de l'Etat. 



39 Das Modell "ôffentliche l nteressenvereinigung" 

VI DAS MODELL "ÔFFENTLICHE INTERESSENVEREINIGUNG" 

A. Art. 21 des Gesetzes Nt. 82-610 voID 15. Juli 1982 (franz./deutsch) 
B. Dekret Nr. 91-1215 VOID 28. NoveIDber 1991 über ôffentliche 

Interessenvereinigungen, die zur Ausführung von Tâtigkeiten in den 
Bereichen der Kultur gegründet werden (franz./deutsch) 

C. Dekret Nr. 93-571 voID 27. Mai 1993 über die durch Art. 133 des 
Richtliniengesetzes Nr. 92-125 VOID 6. Februar 1992 über die 
territoriale Verwaltung der Republilc eingerichteten ôffentlichen 
Interessenvereinigungen (franz./ deutsch) 
1 .  Text des Dekrets (Entwurf) 
2. Mustergründungsvertrag der Vereinigung 
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A. ART. 21 DES GESETZES Nr. 82-610 YOM 15. JULI 1982 

über die Fôrderung der Wissenschaft, der Technologie und der Forschung 

Art. 21 de la loi nQ 82-610 d'orientation et de programmation pour la recherche 
et le développement technologique de la France (Journal Officiel vom 16.7.1982, 
S. 2270) 
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Section 2 
Les groupements d'intérêt public 

Arl. 21. - Des groupements d'intérêt 
public dotés de la personnalité momie 
et de l'eutonomie finnncière peuvent être 
constitués entre des établissements publics 
ayant une activité de recherche et de 
développement technologique, entre l'un 
ou plusieurs d'entre eux el une ou plu­
sieurs personnes morales de droit public 
ou de droit privé pour exercer ensemble, 
pendant une durée déterminée, des acti­
vités de recherche ou de développement 
technologique, ou gérer des équipements 
d'intérêt commun nécessaires à ces acti­
vités. 

Le groupement d'intérêt public ne donne 
pas lieu à la réalisation ni nu partage 
de bénéfices. Il peut être constitué sans 
capital. Les droits de ses membres ne 
peuvent être représentés par de!i litres 
négociables. Toute clause contraire est 
réputée non écrite. 

Les personne!! morales de droit public, 
les entreprises nationales et les personnes 
morales de droit privé chargées de ln 
geslion d'un service public doivent dis­
poser ensemble de la majorité des voix 
dam l'ns!iemblée du groupement et dans 
le conseil d'administration qu'elles dé­
signent 

Le directeur du groupement, nommé par 
le conseil d'administration, assure, sous 
l'autorité du conseil et de son président, 
le fonctionnement du groupement. Dans 
les rapports avec les tiers, le directeur 
engage le groupement pour tout acte 
entrant dans l'objet de celui-ci. 
Un cômmissnire du gouvernement est 
nommé auprès du groupement. 
La convention par laquelle est constitué 
le· groupement doit être approuvée par 
l'autorité administrative, qui en assure la 
publicité. Elle détermine les modalitb de 
participation des membres et les condi­
tions dans lesquelles ils sont tenus des 
dettes du groupement. Elle indique no­
tamment les conditions dans lesquelles 
ceux-ci mettent à la disposition du grou­
pement des personnels rémunéré.! par eux. 

Le groupement d'intérêt '}>ublic est sou­
mis au contrôle de la Cour des Comptes 
dans les conditions prévue! par l'arti­
cle 6 bis de la loi n° 67-483 du 22 juin 
1967. 
La transformation de toute outre per� 
sonne morale en groupement d'inMrêt 
public n'entraîne ni dissolution ni créa­
tion d'une personne morale nouvelle. 

Art. 21. - 1. ÔffentlichelnteressenvereinigungenmitRechtsfiihigkeitundHaushaltsautoriomiekiinnen 
zwischen mehreren der Forschung und der technologischen Entwicklung gewidmeten iiffentlich-rechtlichen 
Einrichtungen oder zwischen einer oder mehrerer solcher zusammen mit einer oder mehreren juristischen 
Personen des ôffentlichen Rechts oder des privaten Rechts mit dem Ziel zeitbefristeter gemeinsamer 
Tiitigkeiten auf dem Gebiet der Forschung bzw. der technologischen Entwicklung oder der Verwaltung 
dafür notwendiger gemeinsamer Einrichtungen errichtet werden. 
2. Die iiffentliche Interessenvereinigung darf Gewinne weder erzielen noch verteilen. Sie kann ohne 
Stammkapital gegründet werden. Die Rechte der Mitglieder dürfen nicht in verkehrsfiihigen Anteilen 
verkiirpert sein. Abweichende Vereinbarungen sind null und nichtig. 
3. Die Personen des iiffentlichen Rechts, die staatlichen Unternehmen und die juristischen Personen des 
privaten Rechts, die einen Gemeindienst wahrnehmen, müssen zusammen über die Mehrheit der Stimmen 
in der Mitgliederversammlung der Vereinigung und in dem von ihr gewiihlten Verwaltungsrat verfügen. 
4. Der von dem Verwaltungsrat bestellte Leiter der Vereinigung führt die laufenden Geschiifte der 
Vereinigung nach Weisung des Rates und dessen Vorsitzenden. Nach auBen vertritt der Leiter die 
Vereinigung im Rahmen ihrer Zielsetzung. 
5. Ein Staatsbeauftragter wird der Vereinigung beigestellt. 
6. Die Griindungsvereinbarung bedarf der Zustimmung der Behiirde, die die Bekanntmachung 
gewiihrleistet. Die Vereinbarung regelt die Beteiligungsmodalitiiten der Mitglieder und die Haftung für 
Verbindlichkeiten der Vereinigung. Sie regelt insbesondere die zur Verfügungstellung von Persona! durch 
die Mitglieder, die es tragen. 
7. Der Rechnungshof prüft die iiffentliche Interessenvereinigung gemiiB Art. 6bis des Gesetzes Nr. 67-483 
vom 22. Juni 1%7. 
8. Eine juristische Persan kann in eine iiffentliche Interessenvereinigung umgewandelt werden, ohne daB 
eine Aufliisung oder Bildung einer neuen juristischen Persan erforderlich ist. " 
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B. DEKRET Nr. 9 1-1215 YOM 28. NOVEMBER 1991 

über ôffentliche Interessenvereinigungen, die zur Ausführung von 
Tatigkeiten in den Bereichen der Kultur gegründet werden 

Décret nQ 91-1215 du 28 novembre 1991 relatif aux groupements d'intérêt public 
constitués pour exercer des activités dans les domaines de la culture (Journal 
Officiel vom 4.12.1991, S. 15829) 
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MINISTÈRE DE LA CUL TURE ET DE LA COMMUNICATION 

Décret n o  91-1215 du 28 novembre 1991 relatif aux grou­
pements d'intérêt public constitués pour exercer 
des activités dans les domain�s de la culture 

NOR : MCC89100665D 

Le Premier ministre, 
Sur le rapport du ministre d'Etat, ministre de l'économie, des 

finances et du budget, et du ministre de la culture et de la 
communication .• porte-parole du Gouvernement, · Vu la loi no 82-6 10 du 15 juillet 1982 d'orientation et de 
programmation pour la recherche et le dé�eloppement techno­
logique de la France, et notamment son article 21 ; 

Vu la loi no 87-57 1 du 23 juillet 1987 sur le développement 
du méc:énat, et notamment· son article 22 ; 

Vu le décret du 25 octobre 1935 instituant le contrôle finan­
cier des offices et établissements publics autonomes de l'Etat ; 

Vu le décret n° 53-707 du 9 août 1953 relatif au contrôle de 
l'Etat sur les entreprises publiques nationales et certains orga­
nismes ayant un objet d'ordre économique ou social ; 

Vu Je décret no 55-733 du 26 mai 1955 portant codification et 
aménagement des textes relatifs au contrôle économique et 
financier de l'Etat : 

Vu le décret no 83-204 du 15 mars 1983 relatif aux groupe­
ments d'intérêt public définis dans l'article 21 de la loi d'orien­
tation et de prcigrammation pour la recherche et le développe-
ment technologique de la France, ' 

Décrète : 
Art. Jcr. - Des grot.ipements d'intérêt public, dotés de la per­

sonnalité morale et de l'autonomie financière, peuvent être 
constitués par .convention entre _l'Etat, des col.lec:tivités territo­
riales des établissements pubhcs, des assoc1at1ons et toute 
autre' personne morale de droit privé, pour ex�rcer pendant une 
durée déterminée des activités dans les domames de la culture 
ainsi que pour créer ou gérer ense.mbl� des éq�il?e.ments ou des · 
services d'intérêt commun nécessaues a ces acltv1tes. 

Art. 2. _ La convention constitutive du groupement d'intérêt 
public est approuvée par arrêté du ministre chargé de la 
culture et du ministre chargé du budget. 

Pour les groupements comprenant . des établiss.e!"enf:S . q'!i 
relèvent de l'autorité ou du contrôle d autres autontes m1mste­
rielles, l'arrêté d'approbation est également signé par le ou les 
ministres compétents. . 

Les ministres peuvent déléguer ce pouvoir aux préfets de 
région lorsque· l'Etat est membre du groupement d'intérêt 
public et aux préfets de département lorsque l'Etat n'est pas 
membre. 

Art. 3. _ Le groupement d'intérêt. pu_bli� joui,t d: �a �erson­
nalité morale à- compter de" la publication de 1 arrete d appro­
�ation visé à l'article précédent. 

La publication fait notamment mention : 
- de la dénomination et de l'objet �u groupement ; 
- de l'identit* de ses membres ; _ 
- du siège social ; . 
- de la durée de la convention- et de 'la délimitation de la 

zone géographique couverte par le  groupement d'intérêt 
public. , 

Les modifications éventuelles de la convention constitutive 
ainsi que la décision d'approbation de ces modifications font 
l'objet d'une publi.cation dans les mêmes c�nditio·ns. 
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Art. 4. - Le ministre désigne le commissaire du Gouvemé­
ment du groupement d'intérêt public, dont il a prononcé l'ap­
probation par arrêté. Le préfet de région ou de département est 
commissaire du Gouvernement du groupement; dont il a pro­
noncé l'approbation dans les conditions de l'article 2 du pré­
sent décret. Dans ses fonctions de commissaire du Gouverne­
ment le préfet peut se faire représenter. 

Le commissaire du Gouvernement assiste aux séances de 
toutes les instances de délibération et d'administration du grou­
pement. · Il a communication de tous les documents relatifs au groupe­
ment et droit de visite dans· les locaux appartenant au groupe­
ment ou mis à sa disposition. 

Il peut, en outre, provoquer une nouvelle délibération dans 
un délai de quinze jours. 

Il informe les administrations dont relèvent les établisse­
ments participant au groupement. 

Art. 5. - Les dispositions du titre II du décret du 26 mai 
1955 et, le cas échéant, celles du décret du 9 août 1953 s'appli­
quent aux groupements mentionnés à l'article Jer 4u présent 
décret lorsqu'ils comprennent l'Etat ou au moins un établisse­
ment, entreprise ou organisme public lui-même soumis au 
contrôle économique et financier de l'Etat en vertu des décrets 
susmentionnés ou au contrôle financier de l'Etat en vertu du 
décret du 25 octobre 1935 susvisé. 

Dans ce cas, le contrôleur d'Etat est d6signé lors de l'appro­
bation constitutive. 

Art. 6. - La comptabilité du groupement est tenue et sa ges­
tion assurée selon les règles du droit privé, sauf si les parties 
contractantes ont fait le choix de la gestion publique 'ou si le 
groupement d'intérêt public n'est constitué que de personnes 
morales de droit public. 

Dans ces deux hypothèses, les dispositions du décret du 
29 décembre 1962 portant règlement général sur la comptabilité 
publique sont applicables. . 

Dans ce cas, l'agent comptable du groupement est nommé 
par arrêté du ministre chargé du budget. 

Art. 7. - Le recrutemeèit de personnel propre par le groupe­
ment est soumis à l'approbatio:i du commissaire du Gouverne­
ment .. Il ne peut avoir qu'un caractère subsidiaire par rapport 
aux effectifs de personnel mis à la disposition du groupement 
ou déta�hé auprès de lui et ne peut concerner que des agents 
dont la qualification technique est indispensable aux activités 
spécifiques du groupement. ' 

Les personnels ainsi recrutés, pour �ne durée au plus égale à 
celle du groupement, n'acquièrent pas d� droit particulier à 
occuper ultérieurement des emplois dans les établissements 
participant au groupement. 

Art. 8. - Le miniStre d'Etat, m1mstre de · l'économie, des 
finances et du budget, le ministre de la culture et de la Com­
municition, porte-parole du Gouvernement, et Je ministre 
dèlègué au budget sont chargés, chacun en ce qui le conce�e, 
de l'exécuticin du présent décret, qui sera publié au Journal 
officiel de la .Rêpùblique française. 

Fait à Paris, le 2s· ncivembre 1991. 
tDITH CRESSON 

Par Je Premii;r ministre : 
Le minislre de la eu/Jure et de la communication, 

porle-parole du Gouvememe.nt, 
JACK LANG 

Le ministre d'E1at, ministre de /'économie, 
des finances et du budgel, 

Le ministr� délégué 
.
au budger, . 

PIERRE BtRtGOVOY 

MICHEL CHARASSE 
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Dekret Nr. 91-1215 vom 28. November 1991 über ôffentliche Interessenvereinigungen, die zur 
Aosführnng von Tâtigkeiteo in den Bereichen der Koltor gegründet werden 

DER PREMIERMINISTER, 

auf der Gruncllage des Berichts des Staatsministers, Minister für Wirtschaft, Finanzen und Haushalt, und 
des Ministers für Kultur und Kommunikation, Regierungssprecher; 

auf der Gruncllage 

- des Gesetzes Nr. 82-610 vom 15. Juli 1982 über die Fôrderung der Wissenscbaft, der Technologie und der 
Forscbung, insbesondere seines Art. 21; 

- des Gesetzes Nr. 87-571 vom 23. Juli 1987 über die Fôrderung des Miizeoatentums, insbesondere seines 
Art. 22; 

- des Dekrets vom 25. Oktober 1935 zur Einricbtung der Fioaozaufsicht über die selbstiindigen ôffentlich­
rechtlichen Stellen und Einrichtungen des Staates; 

- des Dekrets Nr. 53-707 vom 9. August 1953 über die Aufsicbt des Staates über die staatlicben ôHentlichen 
Untemehmen und bestimmte Einrichtungen mit wirtschaftlichem oder sozialem Zweck; 

- des Dekrets Nr. 55-733 vom 26. Mai 1955 zur Kodifizierung und Ordnung der Regeln der staatlichen 
Wirtschafts- und Finaozaufsicht; 

- des Dekrets Nr. 83-204 vom 15. Miirz 1983 über die in Art. 21 des Gesetzes über die Fôrderung der 
Wissenschaft, der Technologie und der Forschung geschaffenen ôffentlichen Interessenvereinigungen; 

ORDNET AN: 

Art. 1. - Ôffentliche Interessenvereinigungen mit Rechtsfiihigkeit und Haushaltsautonomie kônnen durcb 
Vereinbarung zwischen dem Staat, Gebietskôrperschaften, ôffentlicb-recbtlichen Einrichtungen, Vereinen 
und jeder anderen juristischen Person des Privatrechts errichtet werden mit dem Ziel zeitbefristeter 
Tiitigkeiten in den Bereicbeo der Kultur bzw. der Schaffung oder der Verwaltung clafür notwendiger 
Einrichtungen oder Dienste iro Gemeininteresse. 

Art. 2. - Die Gründungsvereinbarung der ôffentlichen Interessenvereinigung wird durch Bescbeid des 
Kulturministers und des Haushaltsministers genehmigt. 

Für Vereinigungen, denen Einricbtungen angehôren, die der Weisung oder der Aufsicht anderer 
Ministerialbehôrden unterliegen, wird der Genehmigungsbescheid von dem oder den zustândigen Ministem 
unterzeichnet. 

Die Minister kônnen ihre Befugnis auf die Priifekte der Region übertragen, wenn der Staal 
Mitglied der ôffentlichen Interessenvereinigung ist, sowie auf die Prâfekte der départements, wenn der Staal 
nicbt Mitglied ist. 

Art. 3. - Die ôffentlicbe Interesenvereinigung bat Rechtspersônlichkeit vom Zeitpunkt der Bekanntmachung 
des Genehmigungsbescheides nacb Art. 2 an. 

Die Bekanntmacbung enthiilt insbesondere folgende Angaben: 
- die Bezeichnung und den Zweck der Vereinigung; 
- die Namen ihrer Mitglieder; 
- den Sitz der Vereinigung; 
- die Vereinbarungsdauer und die Abgrenzung des riiumlicben Wirkungskreises der ôffentlicben 
Interessenvereinigung. 
Eventuelle Ànderungen der Gründungsvereinbarung sowie die Genehmigung dieser Ànderungen 

werden bekanntgemacht. 
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Art. 4. - Der Minister benennt den Staatsbeauftragten für die ôffentliche lnteressenvereinigung, deren 
Genehmigung er durch Bescheid erteilt bat. Der Priifekt der Region bzw. des départements ist 
Staatsbeauftragter für die Vereinigung, deren Genehmigung er gemiill Art. 2 dieses Dekrets erteilt hat. Der 
Priifekt kann sich in seiner Funktion ais Staatsbeauftragter vertreten lassen. 

Der Staatsbeauftragte nimmt an den Sitzungen aller Beschlull- und Verwaltungsorgane der 
Vereinigung teil. 

Er hat Einsicht in aile die Vereinigung betreffenden Akten und Besichtigungsrecht in allen 
Riiumen, die der Vereinigung gehôren oder die ihr zur Verfügung gestellt sind. 

Er kann aullerdem eine emeute Beratung innerhalb einer Frist von fünfzehn Tagen veranlassen. 
Er benachrichtigt die Bebôrden, denen die an der Vereinigung beteiligten Einricbtungen 

untersteben. 

Art. 5. - Die Bestimmungen des Abschnitts li des Dekrets vom 26. Mai 1955 und gegebenenfalls die des 
Dekrets vom 9. August 1953 gelten für die in Art. 1 dieses Dekrets genannten Vereinigungen, wenn diesen 
der Staat oder mindestens eine ôffentlicb-rechtlicbe Einrichtung, ein ôffentlicbes Unternehmen oder eine 
ôffentlicbe Stelle angebôrt, die oder das selbst gemiill der obengenannten Dekrete der staatlicben 
Wirtschafts- und Finanzaufsicht oder gemiill des obengenannten Dekrets vom 25. Oktober 1935 der 
staatlicben Finanzaufsicht unterliegt. 

ln diesem Fall wird der staatliche Prüfungsbeamte mit der konstitutiven Genehmigung bestimmt. 

Art. 6. - Die Rechnungsführung und die Geschiiftsführung der Vereinigung richten sich nach den Regeln 
des Privatrechts, es sei denn, die vertragschliellenden Parteien haben eine ôffentlich-rechtliche Verwaltung 
gewâhlt oder die ôffentliche lnteressenvereinigung besteht ausschlielllich aus juristischen Personen des 
ôffentlichen Rechts. 

ln diesen beiden Fâllen gelten die Bestimmungen des Dekrets vom 29. Dezember 1%2 über die 
Ordnung des ôffentlichen Rechnungswesens. 

ln diesem Fall wird der lbeamtete] Rechnungsführer der Vereinigung durch Erlall des 
Haushaltsministers emannt. 

Art. 7. - Die Einstellung · eigenen Personals durch die Vereinigung unterliegt der Genehmigung des 
Staatsbeauftragten. Sie darf nur subsidiiiren Charakter gegenüber der Zurverfügungstellung oder 
Abordnung von Persona! an die Vereinigung haben und nur Beschiiftigte betreffen, deren fachliche 
Eignung unerlâlllich für die besonderen Tiitigkeiten der Vereinigung ist. 

Die auf diese Weise - lângstens für die Dauer der Vereinigung - eingestellten Beschiiftigten 
erwerben keinen Anspruch auf Übemahme in Planstellen der zur Vereinigung gehôrenden Einrichtungen. 

Art. 8. - Der Staatsminister, Minister für Wirtschaft, Finanzen und Haushalt, der Minister für Kultur und 
Kommunikation, Regierungssprecher, und der dem Haushaltswesen zugeordnete Minister sind - jeder in 
seinem Bereich - zur Ausführung dieses Dekrets verpflichtet, das im Amtsblatt der Franzôsischen Republik 
(Journal Officiel) bekanntgemacht wird. 

Paris, den 28. November 1991. 

... (Unterschriften) 
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C. DEKRET Nr. 93-571 VOM 27. MÀRZ 1993 

über die durch Art. 133 des Richtliniengesetzes Nr. 92-125 vom 6. Februar 
1992 über die territoriale Verwaltung der Republik eingerichteten 
ôffentlichen Interessenvereinigungen 

1 .  Text des Dekrets (Entwurf)' 
2. Mustergründungsvertrag der Interessenvereinigung 

Décret relatif aux groupements d'intérêt public institués par l'article 133 de la loi 
d'orientation nQ 92-125 du 6 février 1992 relative à l'administration territoriale de 
la République 

l. Texte du décret (projet) 
2. Convention constitutive du GJP de coopération interrégionale et 

transf rontalière 

Die endgültige Fassung wurde am 27. Miirz 1993 verkündet und im Journal officiel vom 
28. Miirz 1993, S. 5196, verôffentlicht (s. unten, S. 101, Dokument Nr. IX). 

actexter / mw9.txt 



47 Das Modell "iiffentliche Interessenvercinigung" 

Décret relatiI aux groupements d'intérêt public institués par l'article 133 de la loi d'orientation 
n2 92-125 du 6 février 1992 relative à l'administration territoriale de la République 

LE PREMIER MINISTRE, 

Sur les rapport du ministre de l'intérieur et de la sécurité publique et du secrétaire d'Etat à l'aménagement 
du territoire rattaché auprès du Premier ministre, 

Vu la loi n" 82-610 du 15 juillet 1982 d'orientation et de programmation pour la recherche et le 
développement technologique de la France, notamment son article 21 ; 

Vu la loi d'orientation n2 92-125 du 6 février 1992 relative à l'administration territoriale de la République, 
notamment son article 133 ; 

Vu le décret n2 53-707 du 9 août 1953 relatif au contrôle de l'Etat sur les entreprises publiques nationales 
et certains organismes ayant un objet d'ordre économique el social ; 

Vu le décret n2 55-733 du 26 mai 1955 portant codification el aménagement des textes relatifs au contrôle 
économique et financier de l'Etat ; 

Vu le décret n2 62-1587 du 29 décembre 1962 portant règlement général de la comptabilité publique ; 

Vu le décret n2 83-204 du 15 mars 1983 relatif aux groupements d'intérêt public définis dans l'article 21 de 
la loi d'orientation et de programmation pour la recherche et le développement technologique de la France ; 

D E C R E T E  

Art. 1er. - Sont soumis aux dispositions du présent décret les groupements d'intérêt public dont l'objet 
relève de la mise en oeuvre et de la gestion des actions requises par les projets et programmes de 
coopération interrégionale et transfrontalière intéressant des collectivités locales appartenant à des Etats 
membres de la Communauté économique européenne. 

Art. 2. - Le groupement fait l'objet d'une convention constitutive conclue entre les partenaires. 
Cette convention précise notamment leurs droits et obligations ainsi que les règles de 

fonctionnement du groupement et de ses instances. 
Elle est soumise à l'approbation du préfet de région du lieu où se situe le siège social du 

groupement. 

Art. 3. - Le groupement d'intérêt public jouit de la personnalité morale à compter de la publication de 
l'arrêté d'approbation visé à l'article précédent, accompagné d'extraits de la convention constitutive. 

Cel arrêté est publié au recueil des actes administratifs de la préfecture de région, avec mention 
au Journal officiel de la République française. 

La publication fait notamment état : 
- de la dénomination et de l'objet du groupement, 
- de l'identité et de la nationalité de ses membres, 
- de l'adresse du siège social, 
- de la durée du contrat, 
- de la délimitation de la zone géographique couverte par le groupement. 

Les modifications éventuelles du contrat constitutif ainsi que la décision d'approbation de ces 
modifications font l'objet d'une publication dans les mêmes conditions. 

Art. 4. - Le préfet de région est commissaire du gouvernement auprès du groupement d'intérêt publi� dont 
il a prononcé l'approbation dans les conditions de l'article 2 du présent décret. 

Dans ses fonctions de commissaire du gouvernement, le préfet de région peut se faire représenter. 
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Le commissaire du gouvernement assiste aux séances de toutes les instances de délibération et 
d'administration du groupement. 

Il a communication de tous les documents relatifs aux groupement, droit de visite dans les locaux 
appartenant au groupement ou mis â sa disposition et droit de veto suspensif de quinze jours pour les 
décisions qui mettent en jeu l'existence ou le bon fonctionnement du groupement. Pendant ce délai, 
l'autorité qui a pris la décision procède â un nouvel examen. 

Art. 5. - Les dispositions du titre Il du décret du 26 mai 1955 susvisé et, le cas échéant, celles du décret 
du 9 août 1953 également susvisé, s'appliquent aux groupements mentionnés â l'article 1 du présent décret 
lorsqu'ils comprennent l'Etat ou au moins un établissement, entreprise ou organisme public lui-même 
soumis au contrôle économique et financier de l'Etat en vertu des décrets susmentionnés. 

Dans ce cas, le contrôleur d'Etat auprès du groupement est le Trésorier-Payeur-Général de région 
qui peut se faire représenter dans cette fonction. 

Art. 6. - La comptabilité du groupement est tenue et sa gestion effectuée selon les règles du droit privé â 
l'exception des deux hypothèses suivantes : 
- lorsque le contrat constitutif du groupement en dispose autrement ; 
- lorsque des personnes morales françaises de droit public constituent exclusivement le groupement. 

Dans les deux dernières hypothèses, les dispositions du décret du 29 décembre 1962 susvisé 
relatives aux établissements publics dotés d'un comptable public sont applicables. 

Dans ces cas, l'agent comptable du groupement est nommé par arrêté du ministre du budget sur 
proposition du Trésorier-Payeur-Général de région. 

Art. 7. - Le recrutement de personnel propre par le groupement est soumis â l'approbation du commissaire 
du gouvernement. Il ne peut avoir qu'un caractère subsidiaire par rapport aux effectifs de personnel mis â 
la disposition du groupement ou détaché auprès de lui, et ne peut concerner que des agents dont la 
qualification technique est indispensable aux activités spécifiques du groupement. 

Les personnels ainsi recrutés pour une durée au plus égale à celle du groupement n'acquièrent pas 
de droit particulier à occuper ultérieurement des emplois dans les organismes et collectivités participant au 
groupement. 

Art. 8. - Le ministre d'Etat, ministre des affaires étrangères, le ministre de l'intérieur et de la sécurité 
publique, le ministre du budget, le secrétaire d'Etat à l'aménagement du territoire rattaché auprès du 
Premier ministre sont chargés, chacun en ce qui les concerne, de l'exécution du présent décret, qui sera 
publié au Journal officiel de la République française. 
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A N N E X E  

Groupement d'intérêt public de coopération 
interrégionale et trans(rontalière 

Convention constitutive 

TITRE 1 

Constitution - Objet 

DELIMITATION GEOGRAPHIQUE - ADHESION - RETRAIT - EXCLUSION 

En application de l'article 21 de la loi n° 82-610 du 15 juillet 1982 d'orientation et de programmation pour 
la recherche et le développement technologique de la France, de l'article 133 de la loi d'orientation no 92-
125 du 6 février 1992 relative à l'administration territoriale de la République et du décret d'application 
n2 ........ du ...... . 

ARTICLE 1 :  CONSTITUTION 

Le groupement d'intérêt public est constitué ·entre les membres suivants, signataires de la présente 
convention : 

- personnes morales de droit public (une au minimum), 
- personnes morales de droit privé (le cas échéant), 
- collectivités locales appartenant à des Etats membres de la CEE (le cas échéant). 

ARTICLE 2 : DENOMINATION 

Le groupement est dénommé .......... . 

ARTICLE 3: OBJET 

Le groupement a pour objet la mise en oeuvre et la gestion, pendant une durée déterminée renouvelable, 
de toutes les actions requises par les projets et programmes de coopération interrégionale et transfrontalière 
intéressant des collectivités locales appartenant à des Etats membres de la Communaité

. 
économique 

européenne auxquels peuvent participer les collectivités locales appartenant à des Etats membres de ·13 
Communauté économique européenne. 

Il est habilité à recevoir directement les fonds que la Commission des Communautés européennes prévoit 
à cet effet. Dans le cas de participation de collectivité territoriale étrangère, il est précisé : l'Etat français 
et l'autorité compétente étrangère répondent chacun pour ce qui le concerne à toutes les obligations vis-à­
vis de la CEE qui découlent du titre VI du règlement CEE 4253/88 du 19 décembre 1988. 

Il assume la responsabilité du versement et de la liquidation de ces fonds aux opérateurs, selon les 
modalités et en application des décisions définies par le comité de suivi du programme. 

ARTICLE 4 : SIEGE SOCIAL 

Le siège social du groupement est fixé à ....... . 

Il pourra être tranféré en un autre lieu par décision du conseil d'administration. 
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ARTICLE 5 : DELIMITATION GEOGRAPHIQUE 

Le groupement couvre l'ensemble du territoire de : ........ 

ARTICLE 6 : DUREE 

Le groupement prend effet à la date de publication de l'arrêté préfectoral d'approbation, accompagné 
d'extraits de la présente convention. Il est créé, à compter de cette date, à laquelle il acquiert la 
personnalité morale, pour la durée de mise en oeuvre du programme décidé par l'ensemble des partenaires 
et jusqu'à la clôture du dernier paiement. 

ARTICLE 7 : ADHESION 

Au cours de son existence, le groupement peut accepter de nouveaux membres dont la contribution au 
financement du fonctionnement du groupement justifie l'adhésion. 

La demande d'adhésion est formulée par écrit, agréée par l'assemblée générale et se traduit par la signature 
de la convention consitutive du groupement. 

Un avenant à la présente convention devra prévoir les droits et obligations du nouveau membre. Cet 
avenant devra être approuvé par l'assemblée générale et par arrêté du préfet de région, publié dans les 
mêmes formes que l'arrêté d'approbation constitutif. 

ARTICLE 8 :  RETRAIT-EXCLUSION 

Toute personne morale de droit public ou privé membre du groupement peut, en cours d'exécution de la 
présente convention, se retirer du groupement à l'expiration d'un exercice budgétaire, sous réserve qu'elle 
ait notifié son intention trois mois avant la fin de cet exercice. 

Un avenant à la présente convention devra prévoir les modalités, notamment financières de ce retrait, en 
fonction du niveau de contribution et des frais engagés pour Je fonctionnement du groupement. 

Cet avenant devra être approuvé par l'assemblée générale et par arrêté du préfet de région, publié dans les 
mêmes formes que l'arrêté d'approbation constitutif. 

L'assemblée générale peut prononcer l'exclusion d'une personne morale de droit public ou privé en cas 
d'inexécution de ses obligations ou pour faute grave. Un représentant du membre concerné est entendu au 
préalable. Dans ce cas, les dispositions prévues pour le retrait s'appliquent. 

TITRE Il 

CAPITAL- DROITS ET OBLIGATIONS - CONTRIBUTIONS DES PARTENAIRES -
EQUIPEMENTS ET MATERIELS - PERSONNEL 

ARTICLE 9 :  CAPITAL 

Le groupement est constitué sans capital. 

ARTICLE 10 : DROITS ET OBLIGATIONS 

Dans leurs rapports entre eux, les droits statutaires des membres du groupement sont répartis en fonction 
de l'apport respectif de chacun, selon les modalités suivantes : 
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Dans leurs rapports avec les tiers, les membres ne sont pas solidaires ; ils sont responsables des dettes du 
groupement à proportion de leurs droits statutaires. 

ARTICLE 11 : CONTRIBUTION DES PARTENAIRES AU FINANCEMENT 

Les contributions des membres aux activités et aux charges du groupement sont déterminées dans un 
protocole annexe à la présente convention. 

Ces contributions peuvent être fournies : 
- sous forme de participation financière, 
- sous forme de mise à disposition de locaux, 
- sous forme de mise à disposition de matériel, 
- sous toute autre forme de contribution au fonctionnement du groupement, notamment la mise à 
disposition de personnels. La valeur de cette contribution est appréciée d'un commun accord. 

ARTICLE 12 : EQUIPEMENTS ET MATERIELS 

Les équipements et matériels mis à disposition par des membres du groupement restent leur propriété : ils 
leur reviennent à la dissolution du groupement. 

Le matériel acheté par le groupement appartient au groupement. Il est dévolu en cas de dissolution du 
groupement conformément aux règles établies à l'article 24 ci-dessous. 

ARTICLE 13 : MISE A DISPOSITION DE PERSONNEL 

Les personnels mis à disposition du groupement par ses membres conservent leur statut d'origine. Leur 
employeur d'origine garde à sa charge leurs rémunérations et prestations annexes, leurs assurances 
professionnelles et la responsabilité de leur avancement. Ils sont placés sous l'autorité fonctionnelle du 
directeur du groupement. 

Ces personnels sont remis à la disposition de leur organisme d'origine, 
- à leur demande, 
- par décision du conseil d'administration, notamment en cas de faute grave et pour raison disciplinaire, 
- à la demande le l'organisme d'origine à l'issue de l'exercice budgétaire en cours, sous réserve d'avoir 
respecté un préavis de trois mois, au minimum, 
- dans le cas où cet organisme se retire du groupement, dans les conditions de l'article 8 précité, à l'issue 
de l'exercice budgétaire en cours, sous réserve d'avoir respecté un préavis de trois mois minimum, 
- en cas de liquidation, dissolution ou absorption de cet organisme. 

(Le groupement peut préciser les obligations des personnels mis à disposition du groupement). 

(Dans le cas où, voir article 16, l'agent comptable est un comptable public) : 

Le groupement prévoit une remunération du comptable public. 

ARTICLE 14 : PERSONNEL PROPRE AU GROUPEMENT 

Le groupement peut recruter à titre exceptionnel du personnel propre. 

Les conditions de recrutement et d'emploi de ce personnel sont décidées par le conseil d'administration et 
soumises à l'autorisation préalable du commissaire du gouvernement. 
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Les personnels ainsi recrutés pour une durée au plus égale à celle du groupement n'acquièrent pas de droit 
particulier à occuper ultérieurement des emplois. 

TITRE ill 

GESTION - TENUE DES COMPTES 

ARTICLE 15 : GESTION 

L'exercice budgétaire coïncide avec l'année civile. 

Le budget approuvé chaque année par le conseil d'administration fixe le montant des crédits destinés à la 
réalisation des programmes ou projets opérationnels fixés par le groupement. 

Le budget du groupement ne peut être ni présenté, ni exécuté en déficit. L'excédent éventuel des recettes 
d'un exercice sera reporté sur rexercice suivant. 

ARTICLE 16 : TENUE DES COMPTES 

Deux options sont ouvertes : 
- première option (obligatoire si tous les membres du groupement sont des personnes morales de droit 
public) : 

La comptabilité du groupement est tenue et sa gestion est assurée selon les règles du droit public par un 
agent comptable, nommé par arrêté du ministre du budget sur proposition du Trésorier-Payeur-Général de 
région. 

Dans ce cas, les dispositions du décret no 62-1587 du 29 décembre 1962 relatives aux établissements publics 
dotés d'un agent comptable public sont applicables. 

- seconde option : 

La comptabilité du groupement est tenue et sa gestion est assurée selon les règles du droit privé par ... 

ARTICLE 17 : CONTROLE ECONOMIQUE ET FINANCIER DE L'ETAT 

Le groupement est soumis au contrôle de la Cour des comptes dans les conditions prévues à l'article 6 bis 
de la loi no 67-483 du 22 juin 1967. 

Par ailleurs, les dispositions du titre II du décret n• 55-733 du 26 mai 1955 portant codification et 
aménagement des textes relatifs au contrôle économique et financier de l'Etat sur les entreprises publiques 
nationales et certains organismes ayant un objet d'ordre économique ou social, et le cas échéant, du décret 
n• 53-707 du 9 août 1953, lui sont applicables. 

Le contrôleur est le Trésorier-Payeur-Général de région ou son représentant. Il participe de droit, avec voix 
consultative, aux assemblées générales et aux conseils d'administration du groupement. 
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TITRE IV 

ORGANISATION - ADMINISTRATION 

ARTICLE 18 : ASSEMBLEE GENERALE 

L'assemblée générale est composée de l'ensemble des membres du groupement ou de leurs représentants 
nommément désignés. 

Elle se réunit sur convocation du président du conseil d'administration au moins une fois par an. Elle se 
réunit de droit à la demande du tiers de ses membres sur un ordre du jour que ceux-ci déterminent. 

Le président du conseil d'administration ou, à défaut, le vice-président, assure la présidence de l'assemblée 
générale. 

18.1 Compétence 

L'assemblée générale a pour compétence : 
- d'approuver le règlement intérieur qui précise les modalités de fonctionnement du GIP, 
- d'adopter le programme annuel d'activités et le budget correspondant, 
- d'approuver les comptes de l'exercice clos, 
- de délibérer sur les rapports relatifs à la gestion du conseil d'administration et sur toute question inscrite 
à l'ordre du jour, 
- d'élire les membres du conseil d'adminitration,-
- de décider sur proposition du conseil d'administration de toute modification des statuts, 
- de définir les conditions dans lesquelles de nouveaux membres peuvent adhérer au groupement, 
- de prononcer la dissolution du groupement et prendre les mesures nécessaires à sa liquidation, 
- de prononcer l'exclusion d'une personne morale de droit public ou privé selon les dispositions mentionnées 
à l'article 8, 
- d'approuver, sur proposition du conseil d'admjnistration, les modalités financières el autres, de l'exclusion 
ou du retrait d'un membre du groupement, ainsi que le prévoit l'article 8 ci-dessus. 

18.2 modalités de vote 

Les modalités de vote sont définies conformément à la répartition des droits statutaires fixés à l'article 10 
selon la manière suivante : 

(NB : s'il y a beaucoup de membres, il est préférable de prévoir des collèges.) 

Conformément à l'article 21 de la loi du 15 juillet 1982, les personnes morales de droit public, les 
entreprises nationales et les personnes morales de droit privé chargées de la gestion d'un service public 
doivent disposer ensemble obligatoirement de la majorité des voix à l'assemblée et au conseil 
d'administration. 

Le vote par procuration est autorisé. Toutefois, un même membre ne peut recevoir plus de deux 
procurations. 

L'assemblée générale ne délibère valablement que si la moitié des membres du groupement est présente 
ou représentée ou, dans le cas de collèges, si tous les collèges sont représentés. 

Au cas où ces quorums ne sont pas atteints, l'assemblée est convoquée à nouveau dans les 15 jours et peut 
alors valablement délibérer. 

Les décisions sont prises à la majorité absolue des voix, sous réserve des dispositions du paragraphe 19.2 
de l'article 19 concernant l'élection des membres du conseil d'administration el de celles de l'article 24 
relatives à la dissolution du groupement. 

actexler / mw9.txt 



54 Das Modell "ôffentliche Interessenvercinigung" 

Elles sont consignées dans un procès-verbal de réunion adressé à chaque membre. Elles obligent tous les 
membres du groupement. 

ARTICLE 19 : CONSEIL D'ADMINISTRATION 

Le groupement est administré par un conseil d'administration. 

19.1 Compétence 

Les missions essentielles du conseil d'administration consistent à : 
- arrêter le programme annuel prévisionnel d'activité et le budget correspondant, y compris, le cas échéant, 
les prévisions de recrutement ou de licenciement de personnel ; dans le cas où les programmes sont 
cofinancés par la Commission des Communautés Européennes, il prend ses décisions en conformité avec 
celles du comité de suivi prévu par les règlements communautaires, 
- préparer, mettre en oeuvre les décisions de l'Assemblée Générale, et lui rendre compte de sa gestion au 
moins une fois par an, et autant de fois qu'il est nécessaire, 
- agréer comme membre les personnes morales souhaitant adhérer au groupement, dans les conditions 
définies par l'assemblée générale, 
- examiner toute question relative au fonctionnement courant du groupement, 
- s'il y a lieu, nommer et révoquer le directeur du groupement, et déterminer les pouvoirs du directeur du 
groupement. 

19.2 Composition 

Le conseil d'administration est composé de ..... membres, élus par l'assemblée générale ou désignés, pour 
la même durée que le groupement ou pour une durée inférieure et renouvelable, selon les modalités 
suivantes. 

19.3 Modalités de fonctionnement 

Le conseil d'administration se réunit au moins deux fois par an et aussi souvent que l'intérêt du groupement 
l'exige, sur convocation du président ou à la demande de plusieurs membres représentant au moins le tiers 
des droits définis à l'article 10. Toute convocation doit indiquer l'ordre du jour de la réunion. 

Le conseil d'administration délibère valablement si ... 

Les décisions du conseil d'administration sont prises à la majorité des suffrages exprimés. 

Le mandat d'administrateur est exercé gratuitement. Toutefois, le Conseil d'Administration peut allouer des 
indemnités de déplacements pour des missions qu'il confie aux administrateurs. 

ARTICLE 20 : PRESIDENCE DU CONSEIL D'ADMINISTRATION 

Le conseil d'administration élit à la majorité absolue, parmi ses membres, un président et un vice-président, 
pour la même durée que le groupement ou pour une durée inférieure et renouvelable. 

Le président, ou en cas d'empêchement, le vice-président, convoque le conseil d'administration aussi 
souvent que l'intérêt du groupement l'exige et au moins deux fois par an et préside les séances du conseil. 

ARTICLE 21 : DIRECTEUR DU GROUPEMENT 

Sur proposition de son président, le conseil d'administration nomme pour une durée de ........ un directeur 
ayant ou non la qualité d'administrateur. 
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Le directeur assure le fonctionnement du groupement sous l'autorité du conseil d'administration et de son 
président et dans les conditions fixée par ces derniers. 

Dans les rapport avec les tiers, le directeur engage le groupement pour tout acte entrant dans l'objet de ce 
dernier. 

ARTICLE 22 : COMMISSAIRE DU GOUVERNEMENT 

La fonction de com
.
missaire du gouvernement auprès du groupement est assurée par le préfet de région ou 

son représentant nommément désigné. 

Le commissaire du gouvernement est convoqué à toutes les réunions du conseil d'administration et a droit 
de regard sur l'ensemble des documents du groupement. 

Il dispose d'un droit de veto suspensif sur les décisions ou les délibérations qui mettent en jeu l'existence 
ou le bon fonctionnement du groupement, notamment celles prise en violation des dispositions législatives 
ou réglementaires et de la présente convention. Dans ce cas, la délibération ou la décision en cause fait 
l'objet d'un nouvel examen par les instances qualifiées du groupement dans un délai de quinze jours. 

Il informe les administrations dont relèvent les établissements publics participant au groupement. 

TITRE V 

DISPOSITIONS DIVERSES 

ARTICLE 23 : REGLEMENT INTERIEUR 

Un règlement intérieur est établi par le conseil d'administration et approuvé par l'assemblée générale. 

ARTICLE 24 : PROROGATION - DISSOLUTION ANTICIPEE 

La durée du groupement peut être reconduite à l'échéance du terme contractuel pour une durée égale à 
celle ayant prévalue à sa création. 

Il peut également être dissous par anticipation. 

Les décisions de prorogation ou de dissolution anticipée sont prises par l'assemblée générale à la majorité 
des deux tiers des membres du groupement. 

Ces décisions sont ensuite transmises au préfet de région au moins trois mois avant la date d'échéance 
envisagée. 

La décision de prorogation ou de dissolution anticipée doit être approuvée par le préfet de région et publiée 
comme en matière de constitution. 

La dissolution anticipée entraîne la liquidation du groupement dans les conditions de l'article 25. 

ARTICLE 25 : DISSOLUTION ET LIQUIDATION 

Le groupement est dissous de plein droit 
- à l'arrivée du terme contractuel, 
- par réalisation de son objet, 
- par abrogation ou retrait de l'arrêté d'approbation. 
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La dissolution du groupement entraîne sa liquidation. 

L'assemhl6e générale fixe les modalités de la liquidation et nomme un ou plusieurs liquidateurs. 

Un avenant entre les membres du groupement devra préciser les droits el obligations de chaque membre 
après dissolution du groupement, en tenant compte des prêts et des garanties en cours qui devront être 
conduits à terme. 

A l'issue du dernier contrat, le ou les liquidateurs procèderont aux dernières répartitions entre financeurs. 

ARTICLE 26 : CONDITION SUSPENSIVE 

La présente convention est conclue sous réserve de son approbation par l'autorité administrative, 
conformément à l'article 2 du décret no ......... du ....... . 

Elle en assure la publicité conformément à l'article 3 du décret précité et adresse une copie pour 
information aux administrations centrales concernées : 

le délégué à l'action extérieure des collectivités locales, 
le directeur des affaires économiques et financière au ministère des affaires étrangères, 
le directeur général des collectivités locales au ministère de l'intérieur et de la séèurité publique, 
le directeur du budget au ministère du budget, 
le délégué à l'aménagement du territoire et à l'action régionale. 

Fait à le 
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Dekret Nr . ... über die durch Art. 133 des Richtlioieogesetzes Nr. 92-125 vom 6. Februar 1 992 
über die territoriale Verwaltung der Republik eiogerichteten ôffeotlichen Interessenvereinigungen 

DER PREMIERMINISTER, 

auf der Grundlage der Berichte des Ministers für Iuneres und ôffentliche Sicherheit und des Staatssekretiirs 
für Raumordnuog beim Premierminister; 

auf der Grundlage 

- des Gesetzes Nr. 82-610 vom 15. Juli 1982 über die Fôrderung der Wissenschaft, der Technologie und der 
Forschung, insbesondere seines Art. 21; 

- des Richtlinieogesetzes Nr. 92-125 vom 6. Februar 1992 über die territoriale Verwaltung der Republik, 
insbesondere seines Art. 133; 

- des Dekrets Nr. 53-707 vom 9. August 1953 über die Aufsicht des Staates über die staatlichen ôffentlichen 
Untemehmen und bestimmte Einrichtungen mit wirtschaftlichem oder sozialem Zweck; 

- des Dekrets Nr. 55-733 vom 26. Mai 1955 zur Kodifizierung und Ordnung der Regeln der staatlichen 
Wirtschafts- und Finanzaufsicht; 

- des Dekrets Nr. 62-1587 vom 29. Dezember 1%2 über die Ordoung des ôffentlichen Rechnungswesens; 

- des Dekrets Nr. 83-204 vom 15. Miirz 1983 über die in Art. 21 des Gesetzes über die Fôrderung der 
Wissenschaft, der Technologie und der Forschung geschaffenen ôffeotlichen Interessenvereinigungeo; 

ORDNET AN: 

Art. 1.  - Den Bestimmungen dieses Dekrets unterliegen diejenigen ôffentlichen Interessenvereinigungen, 
deren Zweck die Erarbeitung und Durchführung der Maflnahmen umfallt, die erforderlich sind für die 
Projekte und Programme der interregionalen und grenzüberschreitenden Zusammenarbeit unter Beteiligung 
territorialer Kôrperschaften der Mitgliedstaaten der Europiiischen Wirtschaftsgemeinschaft. 

Art. 2. - Die Vereioigung wird durch Gründungsvertrag zwischen den Partnern errichtet. 
Dieser Vertrag regelt insbesondere ihre Rechte und Pflichten sowie die Arbeitsweise der 

Vereinigung und ihrer Gremien. 
Sie unterliegt der Genehmigung durch den am Sitz der Vereinigung zustiindigen Priifekten der 

Region. 

Art. 3. - Die ôffentliche Interessenvereinigung hat Rechtspersônlichkeit vom Zeitpunkt der 
Bekanntrnachung des Geoehmigungsbescheides oach Art. 2 an, dem Auszüge des Gründungsvertrags 
beigefügt sind. 

Dieser Bescheid wird in der Sammlung der Verwaltungsakte der Priifektur der Region 
bekanntgemacht, auf die das Amtsblatt der Franzôsischeo Republik (Journal Officiel) verweist. 

Die Bekanntmachung enthiilt insbesondere: 
- die Bezeichnung und den Zweck der Vereinigung, 
- die Namen und die Staatsangehôrigkeit ihrer Mitglieder, 
- .die Anschrift des Sitzes der Vereinigung, 
- die Vertragsdauer, 
- die Abgrenzung des riiumlicheo Wirkungskreises der Vereinigung. 

Eventuelle Ânderungen des Gründungsvertrags sowie die Genehmigung dieser Ânderungen werden 
entsprechend bekanntgemacht. 

Art. 4. - Der Priifekt der Region ist Staatsbeauftragter für die Vereinigung, deren Genehmigung er gemiill 
Art. 2 dieses Dekrets erteilt hat. 

Der Priifekt kaon sich in seiner Funktion ais Staatsbeauftragter vertreten lassen. 
Der Staatsbeauftragte nimmt an den Sitzungen aller Beschlull- und Verwaltungsorgane der 

Vereinigung teil. 
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Er hat Einsicht in aile die Vereinigung betreITenden Akten, Besichtigungsrecht in allen Riiumen, 
die der Vereinigung gehôren oder die ihr zur Verfügung gestellt sind und ein Einspruchsrecht mit 
aufschiebender Wirkung für fünfzebn Tage gegen Entscheidungen, die den Bestand oder die 
Funktionsfiihigkeit der Vereinigung gefiihrden. Wâhrend dieser Frist überprüft das handelnde Organ seine 
Entscheidung. 

Art. 5. - Die Bestimmungen des Abschnitts Il des obengenannten Dekrets vom 26. Mai 1955 und 
gegebenenfalls die des ebenfalls obengenannten Dekrets vom 9. August 1953 gelten für die in Art. 1 dieses 
Dekrets genannten Vereinigungen, wenn diesen der Staat oder mindestens eine ôffentlich-rechtliche 
Einrichtung, ein ôffentliches Untemehmen oder eine ôffentliche Stelle angehôrt, die oder das selbst gemiiB 
der obengenannten Dekrete der staatlichen Wirtschafts- und Finanzaufsicht unterliegt. 

In diesem Fall ist der für die Vereinigung zustiindige staatliche Prüfungsbeamte der 
Generalschatzmeister der Region oder sein Stellvertreter . 

Art. 6. - Die Recbnungsführung und die Geschiiftsführung der Vereinigung richten sich nach den Regeln 
des Privatrechts, mit Ausnahme der folgenden zwei Fiille: 
- wenn der Gründungsvertrag der Vereinigung etwas anderes bestimmt; 
- wenn ausschlieBlich franzôsische juristische Personen des ôffentlichen Rechts die Vereinigung bilden. 

In diesen beiden Fiillen gelten diejenigen Bestimmungen des obengenannten Dekrets vom 29. 
Dezember 1962, die sich auf ôffentlich-rechtliche Einrichtungen mit einem beamteten Rechnungsführer 
beziehen. 

In diesen Fâllen wird der Rechnungsführer der Vereinigung durch ErlaLI des Haushaltsministers auf 
Vorschlag des Generalschatzmeisters der Region ernannt. 

Art. 7. - Die Einstellung eigenen Personals durch die Vereinigung unterliegt der Genehmigung des 
Staatsbeauftragten. Sie darf nur subsidiiiren Charakter gegenüber der Zurverfügungstellung oder 
Abordnung von Persona! an die Vereinigung ha ben und nur Beschiiftigte betreffen, deren fachliche Eignung 
unerliiLllich für die besonderen Tiitigkeiten der Vereinigung ist. 

Die auf diese Weise - liingstens für die Dauer der Vereinigung - eingestellten Beschiiftigten 
erwerben keinen Anspruch auf Übernahme in Planstellen der zur Vereinigung gehôrenden Einrichtungen 
und Kôrperschaften. 

Art. 8. - Der Staatsminister, Minister für Auswiirtige Angelegenheiten, der Minister für Inneres und 
ôffentliche Sicherheit, der Haushaltsminister und der dem Premierminister beigeordnete Staatssekretiir für 
Raumordnung sind - jeder in seinem Bereich - zur Ausführung dieses Dekrets verpflichtet, das im 
Amtsblatt der Franzôsischen Republik (Journal Officiel) bekanntgemacht wird. 
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A N H A N G  

ÔHcnllichc lnlcressenvercinïgung 
für inlcrrcgionalc und grcnzübcrschreilcndc Zusammcnarbcil 

Gründungsvcrlrag 

ABSCHNITT I 

Gründung - Zwcck 

RÂUMLJCHE ABGRENZUNG - BEITRITT - AUSTRITT - AUSSCHLUSS 

Gemiill Art. 21 des Gesetzes Nr. 82-610 vom 15. Juli 1982 über die Fiirderung der Wissenschaft, der 
Technologie und der Forschung, Arl. 133 des Richtliniengesetzes Nr. 92-125 vom 6. Februar 1992 über die 
territoriale Verwaltung der Republik und des Durchführungsdekrcts Nr. .... vom .... 

ART. 1:  GRÜNDUNG 

Die iiffenlliche Interessenvereinigung wird zwischen den folgenden Mitgliedern gebildet, die dicsen Yertrag 
unterzeichnen: 

- juristische Personen des iiffenùichen Rechts (mindestens eine) 
- juristische Personen des Privatrcchts (gegebenenfalls) 
- territoriale Kôrperschaften aus EWG-Mitgliedstaaten (gegebenenfalls). 

ART. 2: BEZEICHNUNG 

Die Vereinigung führt den Namen ... 

ART. 3: ZWECK 

Zweck der Vereinigung ist für eine bestimmte, verliingerbare Zcit die umfasscnde Durchführung und 
Abwicklung von Projekten und Programmen der intcrre1,rionalen und grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeil unter Beteiligung territorialer Kürperschaflen aus Mitgliedstaaten der Europiiischen 
Wirtschaftsgemeinschaft. 

Sie ist befugt, direkt die Gelder enlgegenzunehmcn, die die Korn mission der Europiiischen Gemeinschaflen 
für diese Zwecke bereilstelll. Für den Fall der Belciligung ausliindischer Gebietskôrperschaften ist 
hervorLuheben, dall der franzôsische Staal und die zustiindige ausliindische Stelle jeweils für den 
respektiven Anteil an den Verpflichtungen gegenüber der EWG haften, die sich aus Tite! VI der EWG­
Verordnung Nr. 4253/88 vom 19. Dezember 1988 ergeben. 

Sie übernimmt die Veranlwortung für die Abrechnung und die Auszahlung dieser Mille! an die Empfiinger, 
die nach Mallgabc und in Anwendung der vom Begleitausschull getroffenen Entscheidungcn erfolgl. 

ART. 4: SITZ DER VEREINIGUNG 

Der Sitz der Vereinigung isl ... 

Er kann durch BeschluJ3 des Yerwaltungsrals an einen anderen Orl verlegl werdcn. 
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ART. 5: RÂUMLICHE ABGRENZUNG 

Der riiwnliche Wirkungskreis der Vereinigung erstreckl sich auf ... 

ART. 6: DAUER 

Die Vereinigung entsteht am Tage der Bekanntmachung des Genehmigungsbeschcides durch den Priifckl, 
dem Auszüge dieses Vertrags beigefügt sind. Sie ist von diesem Zeitpunkt an, an dcm sie die 
Rechlspers6nlichkeit erlangt, für die Dauer der Durchführung des von allen Partnern beschlossenen 
Programms und bis zur lelzlen Auszahlung gegründel. 

ART. 7: BEITRITT 

Wiihrend ihres Bestehens kann die Vereinigung neue Mitglieder zulassen, sofern dercn Beilrag zur 
Finanzierung der Tiiligkeit der Vereinigung den Beitritt rechlferligt. 

Der Beitriltsanlrag ist schriftlich zu stellen; er wird von der Hauplversammlung angenommen und durch 
die Unterzeichnung des Gründungsverl.rags der Vereinigung vollzogen. 

Die Rechte und Pflichten des neuen Milglieds sind in einem Zusatz zu diesem Verlrag festzulegen. Dieser 
Zusalz ist von der Hauptversammlung und durch Bescheid des Priifekten der Region zu billigen und in 
derselben Form wie der Gründungs-Genehmigungsbescheid bckanntzumachen. 

ART. 8: AUSTRITT; AUSSCHLUSS 

Jede juristische Persan des 6ffentlichen oder des Privatrechts, die Mitglied der Vereinigung ist, kann 
wiihrend der Durchführung dieses Verlrages zurn Abschlu13 eines Rechnungsjahres aus der Vereinigung 
auslrelen, vorausgeselzt, sie bal ihre Absichl drei Monate var dem Ende des Rechnungsjahres milgeteill. 

In einem Zusatz zu diesem Vertrag sind Einzelheilen des Auslrills, insbesondere die finanziellen 
Bedingungen, nach Mallgabe der Beilragsh6he und der Ausgaben für die Tiiûgkeit der Vereinigung 
vorzusehen. 

Dieser Zusatz isl von der Hauptversammlung und durch Bescheid des Priifekten der Region zu billigen und 
in derselben Form :-vie der Gründungs-Genehmigungsbescheid bekanntzurnachen. 

Die Hauptversammlung kann den Ausschlull einer jurisûschen Persan des ôfientlichen oder des Privatrechts 
im Falle der Nichterfüllung ihrer Verpflichtungen oder wegen schweren Verschuldens aussprechen. Die 
Bestimmungen über den Auslrilt gelten entsprechend. 

ABSCHNITT II 

STAMMKAPITAL - RECHTE UND PFLICHTEN - BEITRÂGE DER PARTNER -
EINRICHTUNGSGEGENSTÂNDE UND BETRIEBSMITTEL - PERSONAL 

ART. 9: STAMMKAPITAL 

Die Vereinigung wird ohne Stammkapilal gegründel. 

ART. 10: RECHTE UND PFLICHTEN 

Im Innenverhiiltnis richlen sich die vertragsmiilligen Rechte der Mitglieder der Vereinigung nach dem 
jeweiligen Beilrag, gemiiJl den folgenden Bestimmungen: 
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lm Aul3envcrhiiltnis sind die Milglieder nichl ais Gcsamlschuldner verpflichlcl; sie haflen für die Schulden 
der Vcrcinigung im Verhiiltnis ihrer vcrlragsmiil3igcn Rcchte. 

ART. 11 :  BEITRÀGE DER PARTNER ZUR FJNANZIERUNG 

Die Bcilriige der Mitglicder zu der Tiitigkeil und zu den Laslen der Vcreinigung werden in einem Anhang 
zu dicscm Verlrag festgclegl. 

Diesc Beitriigc kiinnen gclcistet werden durch Bcreitslellung von: 
- Geldbelriigen, 
- Riiumlichkeilcn, 
- Bctriebsmilleln, 
- durch jcde anderc Form der Beteiligung an der Tiitigkeil der Vereinigung, insbesondcre die 
Zurvcrfügungstellung von Persona!. Die Bewerlung dieses Beitrags erfolgt einvemehmlich. 

ART. 12: EINRICHT!JNGSGEGENSTÀNDE UND BETRIEBSMITTEL 

Die Einrichtungsgcgensliinde und Betriebsmitlel, die Mitglieder der Vereinigung zur Verfügung stellen, 
bleiben ihr Eigenlum: Sie erhalten sie bei der Aufliisung der Vereinigung zurück. 

Von der Vereinigung angcschafftc Gegensliinde gehiiren der Vercinigung. lm Fallc der Aufliisung der 
Vereinigung werdcn sie nach Mal3gabe der in Art. 24 festgeleglen Beslimmungen übertragen. 

ART. 13: ZURVERFÜGUNGSTELLUNG VON PERSONAL 

Die Rechtsstellung der Beschiiftigten, die von Mitgliedem der Vereinigung zur Verfügung geslellt werden, 
bleibt unbcrührl. Der abgcbende Dienstherr bleibt zur Zahlung ihrer Haupt- und Nebenbezüge sowie ihrer 
Versorgung verpflichtel und für Ihre Befiirderung verantworùich. Funktionell sind sie der Weisung des 
Leilers der Vereinigung unlerstcllt. 

Diese Beschiifliglen werden wiedcr der Einrichtung des abgebenden Dienstherrn zur Verfügung gestelll 
- auf eigenen Anlrag, 
- durch Beschlul3 des Verwaltungsrals, insbesondere im Falle schweren Verschuldens und aus 
disziplinarischen Gründen, 
- au[ Antrag des abgebenden Dienstherm zum Abschluf.I des laufenden Rcchnungsjahres, unter der 
Voraossetzung der Einhaltung einer Anzeigefrisl von mindestens drei Monalen, 
- wenn <las Mitglied unler den Bedingungen des Art. 8 am Ende des laufenden Rechnungsjahres aus der 
Vereinigung austrill, unler der Voraussetzung der Einhaltung eincr Anzeigefrisl von mindeslens drei 
Monaten, 
- im Falle der Liquidation, Aufl6sung oder Übemahme des Mitglieds. 

(Die Vereinigung kann die Pflichten der ihr zur Verfügung gestellten Beschiiftigten priizisieren.) 

(Für den Fall, dal3 der Rechnungsführer beamlel isl - vgl. Art. 16 -) : 

Die Vereinigung triigt die Bezüge des beamteten Rechnungsführers vor. 

ART. 14: EJGENES PERSONAL DER VEREINIGUNG 

Die Vereinigung kann ausnahmswcise eigenes Persona! einstellen. 
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Die Einstellungsvoraussetzungen und das Beschiifligungsverhiiltnis dieses Personals wcrden vom 
Verwallungsral beschlossen und unlerliegen der vorherigen Genehmigung durch den 
Staatsbeauftraglen. 

Die auf diese Weise - liingslens für die Dauer der Vereinigung - eingestellten Beschiifliglcn erwerben 
keinen Anspruch auf Übernahme in Planstellen. 

ABSCHNITT III 

GESCHÂFTSFÜHRUNG - BUCHFÜHRUNG 

ART. 15: GESCHÂFTSFÛHRUNG 

Das Rechnungsjahr slimmt mit dem Kalenderjahr überein. 

Der jiihrlich vom Verwaltungsrat gebilligte Haushaltsplan legt die Hôhe der Betriige fest, die der 
Durchführung der von der Vereinigung bestimmlen Programme und Projekte dienen sollen. 

Der Haushaltsplan der Vereinigung darf ein Defizit weder vorsehen noch aufweisen. Etwaige 
Einnahmeüberschüsse eines Rechnungsjahres werden auf das folgende Rechnungsjahr überlragen. 

ART. 16: BUCHFÜHRUNG 

Zwei Môglichkeiten bestehen: 

- erste Môglichkeit (die obligatorisch ist, falls alle Mitglieder der Vereinigung juristische Personen des 
ôffenùichen Rechts sind): 

Die Buchführung und die Geschiiftsführung der Vereinigung obliegen gemiiJ3 den Regcln des ôffenùichen 
Rechts einem Rechnungsführer, der durch ErlaJ3 des Haushaltsministers auf Vorschlag des 
Generalschatzmeisters der Region emannl wird. 

In diesem Fall gelten die Beslimmungen des Dekrets Nr. 62-1587 vom 29. Dezember 1962, die sich auf 
ôITenùich-rechtliche Einrichlungen mit einem beamteten Rechnungsführer beziehen. 

- zweite Môglichkeit: 

Die Buchführung und die Geschiiftsführung der Vereinigung obliegt gemiiJ3 den Regeln des Privatrechts ... 

ART. 17: STAATLICHE WIRTSCHAFTS- UND FINANZAUFSICHT 

Die Vereinigung unterliegl der Aufsichl des Rechnungshofes gemiiJ3 den in Arl. 6bis des Gesetzes Nr. 67-
483 vom 22. Juni 1967 vorgesehenen Bestimmungen. 

lm übrigen gelten die Bestimmungen des Abschnitts II des Dekrets Nr. 55-733 vom 26. Mai 1955 zur 
Kodifizierung und Ordnung der Regeln der staaùichen Wirtschafts- und Finanzaufsichl über die staatlichen 
ôffenùichen Unlemehmen und beslimmle Einrichtungen mit wirtschafùichem oder sozialem Zweck sowie, 
gegebenenfalls, die Beslimmungen des Dekrets Nr. 53-707 vom 9. August 1953. 

Prüfungsbeamter ist der Generalschatzmeister der Region oder sein Vertreler. Er nimmt von Rechts wegen 
mit beratender Slimme an den Hauptversammlungen und den Verwaltungsratssitzungen teil. 
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ABSCHNITT IV 

ORGANISATION - VERWALTUNG 

ART. 18: HAUPTVERSAMMLUNG 

Die Hauptvcrsammlung sctzl sich aus allen Mitgliedem der Vereinigung oder ihren namentlich bestimmten 
Verlretcrn zusammen. 

Sic wird vom Erslen Vorsitzenden des Verwaltungsrates mindestens einmal jiihrlicb einberufen. Von Rechts 
wegcn trin sic auf Antrag eincs Drittels ihrer Mitglieder zusammen mit der Tagesordnung, die sie fesùegen. 

Der Erste Vorsitzende des Verwaltungsrats oder, im Falle seiner Abwesenheit, der Zweite Vorsitzende 
übernimmt den Vorsitz der Hauptversamrnlung. 

18.1 Zusliindigkcil 

Die Hauptversammlung bat folgende Befugnisse: 

- Bcschl.uB der Geschiiftsordnung, die die Einzelheiten der Tiitigkeit der iiffentlichen Interessenvereinigung 
festlegt, 
- Billigung des jiihrlichen Arbeitsprogramms und des entsprecbenden Hausbaltsplans, 
- Genehmigung der Jahresrechnung des abgeschlossenen Jabres, 
- Beschlull über die Rechenschaftsberichte des Verwaltungsrats und über jeden in die Tagesordnung 
aufgenommenen Punkt, 
- Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrats, 
- Entscheidung - auf Vorschlag des Verwaltungsrats - über aile Anderungen des Gründungsvertrags, 
- Festlegung der Bedingungen des Beitritls neuer Mitglieder zur Vereinigung, 
- Beschlull über die Auflôsung der Vereinigung und notwendige Mallnabrnen zu ihrer Abwicklung, 
- Beschlull über den Ausschlull einer juristischen Persan des ôffentlichen oder des Privatrechts gemiill den 
Bestimmungen des Art. 8, 
- Beschlull - auf Vorschlag des Verwaltungsrates - über die finanziellen und anderen Modalitiiten des 
Ausschlusses und des Austritts eines Mitglieds der Vereinigung, wie in Art. 8 vorgesehen. 

18.2 Abstimmungsmodus 

Der Abstimmungsmodus wird in Übereinstimmung mit der Aufteilung der in Art. 10 bestimmten 
vertragsmiilligen Rechte wie folgt festgelegt: 

(NB: Falls die Vereinigung aus vielen Mitgliedem beste.ht, bietet sich die Bildung von Gruppen an. 

In Übereinstimmung mit Art. 21 des Gesetzes vom 15. Juli 1982 müssen die Personen des ôffentlichen 
Rechts, die staatlichen Untemehmen und die juristischen Personen des Privatrecbts, die einen Gemeindienst 
wahrnehmen, zusammen über die Mebrheit der Stimmen in der Versammlung und im Verwaltungsrat 
verfügen. 

Die Stimmabgabe durcb Vertreler ist zuliissig. Jedoch darf dasselbe Mitglied hôchstens zwei Vollmachten 
erhalten. 

Die Hauptversammlung ist nur dann beschlullfiihig, wenn die Hiilfte der Mitglieder der Vereinigung 
anwesend sind oder vertreten sind, und wenn im Falle der Bildung von Gruppen aile verlreten sind. 

Falls dieses Quorum nicht erreicht wird, wird die Versammlung innerhalb von 15 Tagen emeut einberufen 
und kann dann wirksame Beschlüsse fassen. 

· 
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Die Entscheidungen werden mit absoluter Mehrheit der Stimmen gefaf.lt, vorbehaltlich der Beslimmungen 
des Art. 19, § 19.2 hinsichtlich der Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrates und des Art. 24 über die 
Auflôsung der Vereinigung. 

Sie werden in einem Sitzungsprotokoll feslgehallen, das jedem Milglied übermittell wird. Sie sind bindend 
für aile Mitglieder der Vereinigung. 

ART. 19: VERWALTUNGSRAT 

Die Vereinigung wird von einem Verwaltungsrat verwaltet. 

19.1 Zustiindigkeit 

Die wesentlichen Aufgaben des Verwaltllilgsrates sind folgende: 

Festlegung des voraussichtlichen jiihrlichen Arbeitsprogramms und des entsprechenden 
Haushaltsplanentwurfs, gegebenenfalls einschlieBlich der voraussichtlichen Einstellungen und Entlassungen 
Beschiiftigter; sofem die Programme von der Kommission der Europiiischen Gemeinschaften mitfinanziert 
werden, trifft der Verwaltungsrat seine Entscheidungen in Übereinstimmung mit denen des von den EG­
Verordnungen vorgesehenen Begleitausschusses, 

Vorbereitung und Umsetzung der Entscheidungen der Hauplversammlung; Vorlage eines 
Rechenschaflsberichts an die Hauptversammlung mindestens einmal jiihrlich und so oft wie notwendig, 
- Mitgliedschaftliche Aufnahme der juristischen Personen, die der Vereinigung beitrelen wollen, unler den 
von der Hauptversammlung festgelegten Bedingungen, 
- Erôrterung aller Fragen hinsichtlich der laufenden Geschiifte der Vereinigung, 
- gegebenenfalls Berufung und Abberufung des Leiters der Vereinigung und Bestimmung seiner Befugnisse. 

19.2 Zusammensetzung 

Der Verwaltungsrat besteht aus ....... Mitgliedem, die für die Dauer der Vereinigung oder für einen 
kürzeren, verliingerbaren Zeitraum von der Hauptversammlung gemiiB den folgenden Bestimmungen 
gewiihlt werden: 

19.3 Modalitiiten der Tiitigkeit 

Der Verwaltungsra.t -tritt mindestens zweimal jiihrlich und so oft, wie es die Interessen der Vereinigung 
erfordem, auf Einberufung des Ersten Vorsitzenden sowie auf Antrag mehrerer Mitglieder, die zusammen 
mindestens ein Drittel der in Art. 10 festgelegten Rechte innehaben, zusammen. Jede Einberufung muB die 
Tagesordnung der Sitzung enthalten. 

Der Verwaltungsrat ist beschluBfiihig, wenn ... 

Die Entscheidungen des Verwaltungsrates werden mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen getroffen. 

Die Verwaltungsratsmitglieder sind ehrenamtlich tiitig. Der Verwaltungsrat kann jedoch Fahrtkostenersatz 
für Aufgaben gewiihren, die er seinen Mitgliedem übertriigt. 

ARTIKEL 20: VORSITZ DES VERWALTUNGSRATES 

Der Verwaltungsrat wiihlt mit absoluter Mehrheit aus seiner Mitte für die Dauer der Vereinigung oder für 
einen kürzeren, verliingerbaren Zeitraum einen Ersten V orsitzenden und einen Zweiten Vorsitzenden. 

Der Erste Vorsitzende - oder im Falle seiner Verhinderung der Zweite Vorsitzende - beruft den 
Verwaltungsrat ein, so oft die Interessen der Vereinigung es erfordern, mindeslens zweimal jiihrlich; er 
leitet die Sitzungen des Rates. 

actexter / mw9.txl 



65 Das Madel! "ôlfcntliche Interessenvereinigung" 

ARTJKEL 21: LEITER DER VEREINIGUNG 

Auf Vorschlag seines Erstcn Vorsitzenden beruft der Verwaltungsrat für eine Dauer von ... einen Lciter, 
der nicht dem Verwallungsrat angehüren muB. 

Der Lciter führt die Geschiiflc der Vereinigung unler der Weisung des Verwaltungsrals und seines Erslen 
Vorsilzenden und gcmiiB den. Bedingungen, die diese festlegen. 

lm AuBenverhiihnis verpflichtet der Lciter die Vereinigung mil allen Handlungen, die zum 
Vereinigungszweck gehôren. 

ARTIKEL 22: STAATSBEAUFTRAGTER 

Das Amt des Slaalsbeauftragten für die Vereinigung nimmt der Priifekt der Region oder sein namentlich 
bcslimmter Vertrcler wahr. 

Der Staatsbeauftragte wird zu allen Sitzungen des Verwaltungsrales geladen und hat Einsichtsrecht in die 
gesamten Akten der Vereinigung. 

Er hat ein Einspruchsrechl mit aufschiebender Wirkung gegen Entscheidungen oder Beschlüsse, die den 
Bestand oder die Funktionsfiihigkeit der Vereinigung gefiihrden, insbesondere gegen solche, die gegen 
Gesetze oder Verordnungen oder gegen diesen Vertrag verstoflen. In diesem Fall isl die betrelfende 
Entscheidung oder der BeschluB von den zustiindigen Gremien der Vereinigung innerhalb einer Frisl von 
15 Tagen zu überprüfen. 

Er benachrichtigt die für die an der Vereinigung beteiligten ôffentlich-rechtlichen Einrichtungen zustiindigen 
Behôrden. 

ABSCHNITT V 

SONSTIGE BESTIMMUNGEN 

ARTIKEL 23: GESCHÀFTSORDNUNG 

Die Geschiiftsordnung wird vom Verwaltun,gsrat aufgestellt und von der Hauptversammlung gebilligt. 

ARTIKEL 24: VERLÀNGERUNG - VORZEITIGE AUFLÔSUNG 

Die Dauer der Vereinigung kann mit Ablauf der vertraglichen Frist um denselben Zeilraum verliingert 
werden, für den sie gegründet worden war. 

Sie kann auch vorzeitig aufgelôst werden. 

Die Entscheidungen über die Verliingerung oder die vorzeitige Auflôsung trifft die Hauplversammlung mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder der Vereinigung. 

Diese Entscheidungen werden anschlieflend dem Priifekten der Region spiitestens drei Monate vor dem 
vorgesehenen Fristablauf übermittelt. 

Die Entscheidung über die Verliingerung oder die vorzeitige Auflôsung ist von dem Priifeklen der Region 
zu genehmigen und wie die Gründung bekanntzumachen. 

Die vorzeitige Auflôsung führt zur Abwicklung der Vereinigung gemiil3 Art. 25. 
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ARTIKEL 25: AUFLÔSUNG UND ABWICKLUNG 

Die Vereinigung wird von Rechts wegen aufgelôst 
- mit Ablauf der vertraglichen Frist, 
- durch Erreichen ihres vertraglichen Zwecks, 
- durch Aufhebung ex nunc oder ex tune des Genehmigungsbescheides. 

Die Auflôsung der Vereinigung führt zu ihrer Abwicklung. 
Die Hauptversammlung legt die Einzelheiten der Abwicklung fest und beruft einen odcr mehrere 
Liquida toren. 

Ein Zusatzvertrag zwischen den Mitgliedern der Vereinigung legt die Rechte und Pflichlen jedes Mitglieds 
nach der Auflôsung der Vereinigung fest unter Berücksichtigung der weiter laufenden Darlehen und 
Sicherheiten. 

Nach endgültigem Ablauf dieses Vertrags nehmen der oder die Liquidaloren die letzten Auszahlungen an 
die Geldgeber var. 

ARTIKEL 26: AUFSCHIEBENDE BEDINGUNG 

Dieser Vertrag wird unter dem Vorbehalt seiner Genehmigung durch die Verwaltungsbehôrde gemiill 
Art. 2 des Dekrets Nr. ... vom ... geschlossen. 

Sie sorgt für die Bekanntrnachung gemiill Art. 3 des vorgenannten Dekrets und übermittelt zwecks 
Benachrichtigung eine Kopie an die betroffenen Behôrden der Zentralverwaltung: 
- den Beauftragten für die Aullenbeziehungen der terrilorialen Kôrperschaften, 
- den Leiter der Wirtschafts- und Finanzabteilung des Ministeriums für auswiirtige Angelegenheiten, 
- den Leiter der Hauptabteilung für territoriale Kôrperschaften im Ministerium für Inneres, 
- den Leiter der Haushaltsabteilung im Haushaltsministerium, 
- den Leiter der Delegation für Raumordnung und Regionalentwicklung . 

............. , den ... 
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VIL PAMINA II (1 .1 .1992-31 .12.1993) : VEREINBARUNG ÜBER DEN 
BETRIEB DER INFORMATIONS- UND BERATUNGSSTELLE FÜR 
GRENZÜBERSCHREITENDE FRAGEN IN LAUTERBOURG 
(deutsch/franz.) 

Zwlschcn : 

· g fr.mzO&ischen Siaat (Préfeçnire de la 
R6g!on Alllce) 

• dor k4fgn Alsace 
· <lem  DepanelllCPI du BaB·Rllin 
• dcm l.alld l!ad�.D· WUrt1emlletg und 
• dom Land Rbeinlllld·P!alz 

winl folgondes ven:inban : 
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linlrc : 
· l'Etat &ançais (Préfcctllrc de la Rôgion AJ. 

llCC) 
• la rugion Al$8Ce 
• le ™Partemem du Bas-R/ûn 
- le LBl!d Badea·Würtlcmberg 
• le Land Rhcin.land-Pfalz 

II est convenu ce qui suit : 
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Artikel 1 :  

Yor dem Hintergrucd der "Willenserillarung /Ur ei­
ne grenzüberscilteitcrule Entwicklung1konzeplion" 
vom 12. Dcu:mber 1988 und der am IO. Novembcr 
1989 vom Lcnkungsaus.1ehull beschlœsencn 
Grcnzübc"'hn:itt:ndett Entwicklm1gsko11Zepùon 
NordelAail/SüdpfallJl'rfiulerer Oberrbein sowic dem 
am S.Septcmbcr 1991 YOJJt l.;ok:un@.slusscb.uB be­
schlossencn AkliollSl"ogramm wird der Weiterbe· 
tricb der "loforma1101JS- und Ber:uur1gs.<telle filr 
grenrube:greifendc Fra�" ln Lauterbourg vmlo· 
lT.ut. 
Dll.'I îaligkcitsfcld die..qer Eiurichlung umfal!1 den 
Grenzraum PMfiNA (SüdpfllU-MitUerer Ober· 
imin-Nord Alslll:C). Si� ha1 ihren Si12 im ehemali· 
ge11 Zollhaw in l.aulemourg, 2 Rue du Général 
Miucl�. 

Artikel l :  
Die Wom1aùoll!- und B�mungss1elle hat folgcnde 
Aufgaben wahmmehme:11: 

a) lnfonnillÎOllSl'ennitUU11a: 
Sammlung, AoswenUfli \llld Bereimellung der 
fiir die gmizllben;chreitl'Ode Zusam.i1enart>eit 
Uffentlich�rnnd privl!ler Stellcn relevnrncn ln· 
fonnalioncn, insbesonacrt 

Infonn.alioneo über den jcweiligcn Verwal­
tulllJ$llulbau Wld Ille Zuslllldlgkel!cu ôrTcnt­
lichor Einricht\lllgcn des jeweiligen Nach· 
barl:111dcs, vor allem re.tügllch rawnllcher 
Pl811ungen und Fcsûeg\Jllgen • 

lllfonualion über die Auswlllrungen dca Eu­
ropllischen Bllmenmarlctc:s aui das Gebie1 
der Grcnziibcrscllreitendon E111wieklungs­
kouuptlon 

Bearuwortu11g von Allmgen von Ôffcmli· 
çhcu K01pc:!'$Çhaflen, lJntcmeb.mca und Pri· 
vaiporlOllOll 
Organisalio11 von Scminlltll Ufld lnform�ti­
OlllVetallstal!ungen. 

b) .Bera1ung 
BeratuOg ôITentlichet und privater Stellcn übc( 
Frngen und Môglichkciten der grenzüberscbc1-
tenden ZUS8fIIOlenaibeit, irubcsondere : 
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PAMTNA II 

Article 1: 

Dans le cadre des objectifs d�finis par I:! déclara­
ùon dïmenùon p.1w ia réalisation d'un progrnmmc 
de développement tr:1n.&omalier. signée le 12 dé­
cembre 1988, par le progr.mune d'action adoplt 
lors de la réunion du comité de pilougc du 10 n<>­
vcmbre 1989, et par le pmgr:urune d'action adopté 
lors de la réwùon du �ou1it6 de pilotage du 5 SCJ>­
tcmbre 1991, l� signataires de la présente conveu­
tion d&:ident de reconduire le fonclioruH:mcru de 
l'insWJce d'information cl de conseil sur I� �!· 
lions 11ansfronta1iète&. 
L'acdvité de ccue iNWlce conccm= I'� cr:msfrontalier PA.MINA (Palatinal du sud- Miltle· 
rer Obcrrhein- Nord Alsace). Le siège de l'ÎllSL1llcc 
est à Lauterbourg, 2 T\le du Général MiUelhauscr. 

Article l: 
Les �elles de l'insiance d'infonnaûon et de conseil 
sont : 

a) La diCfusi11n d'informations : 
L'instance collectera. synth�tisera et diffu.� 
le,� doonées perùnr:l'Je& pour favoriser la C<X!pi· 
ration trarufmnuùière �� org®hmes publics 
ou privés, çe qui implique notaJlllllent les mis· 
sions sulvantea : 

informer sut les compétences d"" diw.rs ac­
teurs publics el sur les procédures admini· 
siraLi�es. noUlllUTlcnt dans lu domaines de 
l'aménagement du territoin:: (urbll!lisme, en­
vironnemcm, implanlation d'inftaSmK:ture, 
etc.), 

diffuser des informations concernant l'iln· 
pac1 du mmht \!IÙque européen, 

rfyondni aux qucstlons individuelles des 
collectivité.!, des entreprises et des panicu· 
liem. 

organiso:r des séminaire< et des joumt!e.! 
d'infO!llllÛOD. 

b) lA COlllCll : 
L'lns1ancc conseillera les orgoni'm"" publics el 
privés dans les matière:: n::levant de la coopéra· 
Lion tronsfrontaliètl:, noi:unmer.t lorsque ceux· 
ci : 
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beniglkh c1t:r m:w.>prucbnol1m• van Fünkr· 
p1ll&ramwcn (vônllcm dtr EG) filr Grcru:­
reaio1m1 
liber p;nzübemh!chende Kocp•ntkllll · 
ml!glichkcüen. 

c) Projektœuwll!I� und ·vvrllcr.itulli; 
Def E.inric.!Jtun& obllegi die verwallung.•m:lllige 
VOO>erciumg w1'i Pun:hführung dri Prnjelae, 
die im Rahm� des INfERREG-PrO&flll1llllS 
cnthllil.;n '111:1. Sic l:e!eilet ag�erdcm nl!l!e 
111�Lellde Pm.ieit1c ver. Dl� Wll· 
falll: 

dit Bcgleitllll� der Projl'l<wm=1111g ùes Io· 
tetreg-Pro;nmi.we;i iD Cllgtt Zu!lllllmcror­
bcit mit dcnjcweiligm Projektver31llwonll· 
�Cil 
die Yorbi:rcitulli wcitew gm1zubt1schrei· 
!enclot Projcl(ll: ciMchlielllich der Ausarbei· 
tlllli der AnUll&e l'tlt die EG'.l'éirdcnm..� Wld 
�den:n wnv:ùr11o�gc 

die Siciierstellllllg <Ier Koonlinallon mil dem 
lnlemg-Prograrum Obmholn Mlli. ·SO<I. 

Artlkel 3 :  
Die Leitung de: 'Tuformatiom· und Bernrungs· 
steUc IUr arcœübcl'llttif�de Fra_gi;11" oblicgt 
dem �=hui!. Et seizt sii:.h wte lblgt 
r:usammen : 

• dein Préfet rie la Rtiioo Alsace 
delll Prlisi� de.s Conseil Régional d'Al­
uce 

• dem l'rilidewen des Corucil Général du 
8.U·Rhlll (VoriilZCllde; des Lenkungsau.\· 
lclnlB) 
dem Priisidcmen dos Comité du Bll.'lsin 
d'Emploi de !'Ais= du Nord 
dem StilllSIW� lm S'11a!sministcriwn 
Blldeu-WUtttanberg 
dm S� in der SW!.5l<aazki 
Rhoînland·Pfalz 
d� ReiÏUlllli�!sill=1 des Rcgimmgs· 
ptüidl111Dt Kai!Sr\lbe 
dcm �111U11gsp1ll�identetl der Bczil'k.sre· 
gierung RhcinheS5':ll-l'f ali 
di:m Veibwdliîorsi!ZMdcn des Regional· 
vcrbandcs M!Ule!l:r Oilerrbcin 
dcrn V0111it4Ul<IC11 des SUlll�iget1 Aus:iclms· 
i;ea SUdpf1lz 
dlllll VollitzelldCll '1er ArlniLSgrnppe. 

Die Mitglicder k!l®<11 slcb vero�tcn los.seu.Wei· 
� PcnottCll kllll!IC.11 b.inzuge":l'A>get1 wcnlen. 
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PAMINA Il 

souhitit"'1t ob&enir une aide, par exemple de 
la CEE. pour la rtalisaliun de leur oction 
SOllhaitt.<111 coop<!tcr avec un partenaire 
transf'Mlulicr. 

c) Le pilotaae de projets 
L'lnstar!C'. voincrn :ru hou rléroulemeut des pro· 
jel8 cotuenus dans le progr:unme INTERREO. 
Elle Jlrfyan• a ég11lea1cct de nouveaux projeu 
trai!Sll'ooaaliers. Ceci implique: 

de suivn:, en 6lfllitc collaboraticu 2vcc 1"' 
diwrt te5pO!lSabl ... la r.ancrtti"1lllon dts 
projets du programme INTERREO, 
d'61aboaw de nou.-e:wx projet.� tm&sfiontll·· lien;, de préparer le& dossiers de dmmde 
d'aide flllanèil:re qui seront fOUl!lis à la 
Cornmi.'!Slor& des Commun:wtés F.uro­
fX'elmos c� 6venruellemcm, de mener à bir:n 
leur ••kution, 
d'wurer une coonlln�on avec le ptogram· 
me INTERRECl/Cenm-Sud. 

Article J: 
La d�tion de 11nstonce d'lnfomuuJon (li de 
COOSf.il est llSSUI� par llll ç.crnité do pilOlagi: 
compo� co1mne s1lit : 

- M. le Préfet de la Régillll Alsace. 
M. le Président du Conseil Régional d'AI· 
sai;c 
M. le Préaldmt ':lu Conscil Général du Bu­
Rhin 
(Prt:lilienl du comité de pilo!Age) 
M. le Président d11 Comité du Dmin d'Em· 
i:Jol de l'Al111ce du Nord 
M. le Staatssdcrel!lr. SWtsministerium Ba· 
den· Wün1emberg 
M. le Suiat&sc.'<retllr, Suiaiskan7Jei RhcùJ. 
llnd·Pfali 
M. le R�gicrun!','!PfiWd11'11, Regierungsprilsi­
dium l<arl&nlM 
M. le Rcgiet\lllg!prllsldent, Bezirk.,.cgie· 
rung Rheinhesscn·Pfalz 
M. le Verbllldsvorsil7..c.nder, Regionalvtr· 
bond Mi11lerer Oberrhein 
M. le Vorsl!Wlder des Standigen Anu· 
chuuco SUdpfalz 
M. le Prrlri�I du groupe de 1n1vail 

L<;s membre.' peuvent se faire rcpré..entet. Ou� 
lu mettllJrcs d-<iesSU3, d'alllfeS per.-.ann"s pour­
roru a.;sisacr mu séauces du comité de pilotage. 
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PÇr LenkwlgsausschuB hot insbcsondcrc folgen­
de Aufpben wahnuœbmen: 

Feaùcgung des j1'hrlieben Arl>eiuprogram­
mes sowie des dafUr erfarderlichcn Budgeis. 

Ocmi:insa!M Melnunes· und Willcru:bîl· 
dtmg buügllch der den Raum der gmiill­
bctsclllllitendœ li.ni wlcklungslwnuptian 
ballllrelldtn Probleme lllld Allfpbell. 

Der l..cukllni:s�bull lagt bedarfswe:isc, lllli 
llinlaàun& des Yoralizendcn, mlndcstens jedoch 
lWCimal p!O Jahr, 
l'ilr die Bclsngc des LtfŒRR.60·Programmcs 
P AMIN A isl der DeglcitausschuB zust.l!lldig. 

Artlkel 4 :  

Die Vorbcreitung der Enucheldtm1on des Len­
kungsaW!.Wlrusses und die Untml01&W1i der Aufpbc:nwalvuchm1111g ln der "loformaùOlll· 
und BCl'llltm&,5stclle fllr grenziibcrgmfende Pra­
gen" erfolil durtll cine /\rbcitsgnippc. Sio 9Wt 
sich wle flilil ZIWlllllllll : 

ciDcm Vcrtreter der Südpfalz (VorsllZC:lldtr 
der ArbolUl1111J'ptl) 
elncm Venreicr der Dicnstsiel!en des fran· 
ZCSilchCD Swics 
cÎDIClll Venreter der Dicnststellen des Con· 
sdl RQiollll d'Alsat;c 
IÎllClll VcnretM der Dienststellen des Di!par· 
iement du llu·Rhin 
cipem Vcrb'èla des Swumioisieriums Ba­
den-Wiilucmbeli 
Man Yt.iucter der Staru.skal121ci Rhein· 
laQd.Pfal& 
CÜlClll Yertmer du Rcgicnwgsprilsiaiums 
Karlsnihe 
cinan Vi:itreter der llezifksrcg!erung 
Rhelnbema·Pfw 
eioou Yenmcr de,, Ministe'ri11ms fUr Win· 
schafl ll1ld Ycritdir, Rhcinland-Pfalz · 
eiuem Yerucier des Reglonalverbandes 
Mialem Obenheln 
eùlem Yenmer derKoordiniet1111gutelle 
SU.dpfalz dcf Plam1ng!gemcinschnll. Rllcin· 
pf� CÎllœl Venn:ter des Conût4 du Bassin d'Em­
plol de l'Aluce du Non!. 

Wcitere Penone:n kônnen hinzugciogeo wcrden. 
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PAMINA JI 

Le colllilt de piloiage aun ootllillITlent pour 
ltçhe : 

de cUlinir llll!luellcmant Io programme de 
ttavall et le budge1 de l'IN1111ce, 

CL pl� généralement, de pcnnettze � 
signataÎJT'..s d':!doptcr une position co:nmlllle 
sur les questions tml:!fronl3li�. 

Le ccmhé de pi101age a: r6unlt chaque fni• que 
cela est nécei;Sain!, sur convo;atlon du �d«I� 
li tient au moùis deux dunloll! par ID. 

Pour le progr.unme INTER!ŒO, le comltt de 
suivi œi comp!tenL 

Article 4 :  

La préparaûon dœ d6clsiona du conùtt de pilota-
11e el 1 acC<llllpagnemcnt des ilCllons mentes par 
l'instanee d'information Cl de conseil in=be a 
w1 grollpe de uavall composé comme !1111 : 

M. le Rcprés!Uliant du l'alatinat du •ud (Pré-
1iden1 du groupe de travail) 
M. le Rqft8entant des Services de l'Etat 

��eprésauarn dM Services du Conseil 
Régional d'Aluce 
M. le Représelllmt des Services du �­
ment du Ba.s-Rhin · 
M. le Représentom du S1aatsm!nistcrl11111 
Ba<kn·Wllrtlerllberg . 
M. te Représe111a1t1 de la Siaaukan&le.l Rhei· tand-Pfalt. 
M. le Représcntanl du RegieruagtprilldlWll 
Karllnlba 
M. le Reptdscntanl de la Rerlrksrcgierung 
RhelnheSlell·Pfllz . 
M. fe Rcprésel\lanl du Mlnlstrrium fUr Wlfl· 
scllaft und Vcrkehr, R.helnland·Pfllz 
M. le RqmscnWll du Regionalverband 
Miulerct Ob=trbcln 
M. le �mttllll de la Koordinierungss­telle SDdpfm der Pllllllll8Sl!emeinsehaft 
Rbeùiofalz 
M. le 11.ellrts=i du Comité de B1111ln d'Emplof de l'Aluu du Non!. 

Outre les membres ci-deuus. d'auires oenxmncs 
pourront mlllCI' aux séance& ciu llOuPe de ua­
vail. 
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Artlkel S :  
Die der "lnformaiiom- und ll�ratungsstelle für 
grenzùbcigreifend.c Fragen" obllegenden Aufga­
bc11 wetden von drei Miwbei.tem/inocn u.cd ci· 
net Selael!lrin wahrgonommen. 

Für die Dauer der Vcr�inb:inmg werden vom 
DépariemcnL du Bos-Rhin. von der b:idcn­
würW:mbetgi.scllm und d."T rbeinJnnd·pfl!lzt .. 
schen Seite je oin(e) MIUubeilcr(iJI) donhln cnt• 
S31ldl. 
Eine Swet1rill wird fUt die Daucr <1er Yerdnba­
rung von eû;.cr Kôrpmcbafl dc.1 Grcnz.rnumes 
OÎllg=tOllL 

Atdkel 6 :  
rur die D:wer die.s<r V�einb1inmg wird vom 
�isscbull cin jiih!Uche; Budget be­
scllio11e11o 
Dicses Budg1:1 wird vom Déportement du Bas· 
Rhin vorfùiaiWen WIU Wlltr den Unterzeicl.alem 
au!geleilt. 
für das fahr 1992 wirt! das B11�3�1 fUr die Be· 
lriebü:.osten :nif 60.000 ECU festgclegt (siehe 
Allbang). 
Die 60.000 ECIJ wi:rden folgcndonnaJlui aufge· 
lcilt : 

Republik franmicb, 
Rdgion AJlll1)e, 
Déplll'lemont du Bas-Rhin: 
Land Bsdcn·Wllrnembcrg: 
Land Rhclnland·Pfalz: 

2U.OCYJ ECl.1 
20.000 ECl.1 
20.000 ECU 

Der franzosiJ;clle Beitrag wird :r:wischen den 
franzôsW:hen YWlnl�sp:nincm wle folgt aufge· 
lcilt: 

Republil: Fr:lllk:eieb.: 
Région Alsace: 
Dtpancmenl du Bas·Rhin: 

6 666 ECU 
6 666 ECU 
6 668 ECU 

Elne ZusaizvercinhaMJI,; wird tuuerzeichnet, 
wenn für <las Jabr 1993 Ânderun8en des Budgets 
oder der Fwaniicrungsaulteilung notlg slnd. 

Die Beicrilgo fllt die BeuiebskoS1en (lnkl. Gcltah 
der Sckretilrin) werden auf lias gemeicsamc 
Konto bciln Di!pane.u1cm du Bag·Rhln einge­
Wll� 
Die Persona!· und Dieruu-eisckostcn der Mlt.71· 
b<lter wcrden von don pen;onalentscndenden 
StellCll Wwizicn. 
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Artlt:.le S :  
Les ti!ches qui incombe111 à l'instance d'in!onna· 
tion et de conseil sont pti� en ch:irge pat trois 
collat>ora1curs et uno seçré1Aire. 
Pondant la durée de la préscpJe couvenuon. le 
Dépancmcnt du Bas·Rhin pour la partie !'nllçai. 
se. le Bade· Wurtemberg et la Rhénanie·Pa1.11inat 
d�ègueront ch= un collabonueur. 

La sccrétaize �a engagée .Par une des collectivi· 
1ts de l'espace tr:msfmntaher pour la dm de la 
ptdsente ccnvenfio11. 

Artit:.le 6 :  
Pour la durée de la pré..<ente convcnlion, un bud­
get NUlUel de fonctionnement est défini par le 
Comiu! de pilo11ao. · 

Le budget. prdnnaned par le �111emeu1 du 
Bas·Rhln. sera réparti entre les cinq signataires 
de la ronvcaûon. 
Pour l'ru111ée 1992, le budget de fonctioruiemcm 
de l'inS\'1/lCe a �lé arrêté à 60 000 ECU (cf on­
oexcJ. 
Ces 60 000 ECU sont n!parlis Je la m.ani�.n: "1ri· 
Vanlt : 

Etat fr�ais 
R�giou Alsace. 
Département du B:is-!Wn : 
l.a!!d Baden·WUruemberg : 
l.;md Rhcinlnnd-Pfalz : 

20 000 ECU 
20 000 F.CU 
20 000 ECU 

La conuiuution française est rép:irtio cmume suit 
entre les différents parlenllires : " 

Eut frnnçai< : 
Region Aluce 
Déparnmcm du lias-Rhin 

6 666 ECU 
6 666 ECU 
6 668 ECU 

Un avt11anl ser:i ét�bli en cas de modl!lçation du 
budget cl de la �parliùon des finmcem= pour 
1993. 
Tome� les conuibu�oll! li6es aux frais de fonc­
tionnement de l'instance (y compris le salaire de 
la seaétairc) seront vmée.s sur le coL11ptc com­
mun au O�panemcnl du Bas-Rhin. 

L:s rémunétations et les frais de mission des col· 
labonueurs seront fmancés par les iruùJutious 
qui les auront déuu;ti=s. 
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Artikel 7 :  

Rcc.btuilig var Ablat:f di� Vereinbll.IUllg ist 
zu prilfen. ob die "Inform.Wons· 1111a Ilmtunp· 
51ello für gmtziibergrcifoodc Fragcn" in e1PC> 
rcc:llilicb eigmstlllldl;� Su'U.1:1ur, gegehcnenfalls 
in fmm eilm "E1110pillschen �baftlicllen In· 
Leres:i;nveiclnig1111g ·, .f\1r die franz&iscllc Dcle· galion jedoch Wller BertlckslchUgung � Aus· 
f\lllrungsverordnung des Oe&eu.ca n• 92-125 
vom 6.Fwniar 1m. Ubetfühn wird. 

Artlkel 8 :  

Die Voreillba!q 11iu am 1Januarl992 in Kraft. 
Sie pjt bic = 31.Dezember 1993. 
Fllr die V orlaee der Y ervte11dtll!gmaehwci�e do.1 
abgelallfeneu 1 � wird cluc Frts1 vcn drel Mo­
ll&lell ein�lllllt. 
Die lll!om1llli0tl$· und Benuuniµsielle wird ei· 
Dell jilhtlicbell îMtlgkeitslmichl v�rlegm Der 
1111i&.kèilsberic!Jt füt das Jabr 1992. wird 1piile· 
si=. 11111 l.Miîrl.1993 · vorgi:legt, derjelûge fUr 
lias 111llr 1993 spllle.n� am 1.Ml!rz1994. 

Budgrt 1!192 (in ECU) 

ECU 

A. BttritbskOllen 
Mîetc IS 
Vtnlcbtinlll� 1 000 

- Unterh:!Uunpkorteo Gcb�udc 
(Hcizuni;, Wasser, Strom, War- 5 300 lllDg •Hl 
P<l$1· wu! Telelcolf\11\unikaûonsge· 6 000 bOhren 

• Bllnla�g und • matcrial 7 000 
. Warl\lllpkosten 1echo. Gerate 1 500 
. lilenlur und Zel�cn 2 385 

Ôffeutllcbkei!Sartlclt 1 1 800 
Zwiscllemumme: 35 000 

B. Ptnonalkllftm 

• Gebal1 Sme11rin 25 000 

TOTAL: 60 000 
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Artkle 7 :  

Dans un délai Sllllls&.'lt, av.'1111 qüe la présenie 
convemion n'lllrive à expiration, il scrn eumin<! 
dang quelle mesuzc l'instance d'infürmaliou c:t de 
•.onseil peut êlrc dotée de la pernowWilL! juridl· 
que. �venf.Uellemem par la con.<nlouion d'on 
Groupemcu1 Eutopécn d'lulére1 Ecanomiq� 
daw; l'&l!clltc, pour 1a d61c!gwon fnmçalse, de la 
ll\lbliCAÛOD dl! �ret d'�ppllcatiOD � li loi 92-
125 du 6 février 1992. 

Artlelt 1: 

La préseiue convention enue en vigu= le 01 
janvier 1992- Elle expire le 31 décembre J.993. 
Un dc!lai Slll'l'lc!memaire de ll"Jls mois est pn!Vll 
pour la production des pl�es jusllncatives rela­
tives aux d� d� l'mnée �oulée. 

Un mppon d'activités annuel sera élabli pM l'ID­
stancc d1nflJ!t1lation et de Con.scil sur les Ques­
tions Transl'rontrulères. Le rappon d'a.:tivités 
1992 sera dlsp<mlble au plus tard le 1 mllrs 1993. 
Le rappim d'aclivi16s f993 � disponible au 
plus tard Io 1 man 1994. 

Bud1et 1992 (en ECUl 

ECU 

A. .Frais de fonctJonnemeDt 
. Loyer 13 
. Aslw'IDCO 1 000 
- Frais relatifs au bâtimenl 

(chauffage, eau, élecaicilé. =· s 300 de11 .... ) 
Frais po111ux c:1 d<: t6l�mmuni· 6 000 auïons 

- Poumimres de bureau 7 000 
- l'l'ai! d'tnu-ctien des appnreils 1 500 
- D=omaûon 2 38.5 
- Comlltun.icatlon/ promorlou 1 1 800 

Solllitotal: JSOOO 

B. Frois de prnonnel 

- Rénwnéralion scc�t:Jire 2!! 000 

TOTAL: 60 000 



Etat français 

�I/'\ 
111tques DA.Rfü. 

Pré!el de la f!.�,gion Alsaco 
l'léCet du Bu · Rtùn 

Land RheinlamJ - Pful.z 

Dr. Karl · Heiru l<LÂR 
Swwekrctl!r 

Staaakl\lll.lei Rheintand • PJ'alz 
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7, ·' 

Signataires 
Unterzeichner 

Région Alsace 

�( 
.:::.---

Département du 
Bas-Rhin 

Marcel RUDLOFF Daniel HOEFFEL 
Pmidenl du 1'11'sidcnt du 

Conseil R�iillll�I Consbil Oénér.11 

Land Baden · Württemberg 

Dr. Karl M!LTNER 
Rcgicnm�rt5idcnt 

Regierun gsprt!sidium Karlsrnlte 

PAMINA I l  
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VIII. INTERREG 1 

INTERREG l 
Lothringen, Saarland und Weslpfalz 

Vereinbarung (Entwurf, Stand 02.03.93) über die Durchführung des 
operationellen Programmes der Gemeinschaftsinitiative INTERREG für 
die Grenzgebiete im Raum Lothringen, Saarland und Westpfalz 
( deutsch/franz.) 
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75 INTERREG 1 
Lothringen. Saarland und Wcstpfalz 

Stand: 02 . 0 3 . 93 
Vereinbarung 

- . ENTWURF -

über die Durchführung des operat ionellen Programmes der 

Gemeinschaftsinitiat ive IHTERREG für die Grenzgebiete im Raum 

Lothringen , Saarland und Westpfalz 

Zwischen 

1. der Republik Frankreich , vertreten durch Herrn Mah d i  Hacène , 

Prafekt der Region Lothringen , 

2 .  der Region Lothringen , vertreten durch Herrn Gérard Longue t ,  

Pras ident des Regionalrates von Lothringe n ,  

3 .  dem Saarland, vertreten durch Herrn Reinhold Kopp , Mini s ter für 

Wirtschaft , 

4 .  dem Land Rheinland-Pfalz , vertreten durch Herrn 

Rainer Brüder l e ,  Minister für Wirt schaft und Verkehr , 

und 

5. der Saarlandischen Investitionskreditbank ( SIKB ) ,  vertreten 

durch den Vor s tand : Herrn Assessor Wolfgang Fre y ,  

Herrn Dipl . -Kfm . Ernst Len z , Herrn D r .  Jost Prüm . 

Auf der Grundlage 

- der Verordnung ( EWG ) Nr . 4 2 5 3 / 8 8  des Rates vom 1 9 . D e z ember 1 9 8 8  

zur Durchführung d e r  Verordnung ( EWG ) Nr . 2 0 5 2 / 8 8  h i n s i c h t l i c h  

d e r  Koordinierung d e r  Interventionen der vers chiedenen S t ruktur­

fonds einers e i t s  und zwischen diesen und den Interventionen der 

Europaischen Inves t i t ionskreditbank und der son s t igen vorhan­

denen Finan z in s t rumente 
·
andererse i t s ,  

- der Verordnung ( EWG ) Nr . 4 2 5 4 / 88 des Rates vom 1 9 .  D e z ember 1 9 8 8  
zur Durchführung d e r  Verordnung ( EWG ) Nr . 2 0 5 2 / 8 8  i n  Bezug auf 

den Europa is chen Fonds für regionale Entwi c k lung , 
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- der Verordnung ( EWG ) Nr . 4 2 5 5 / 8 8  des Rates vom 1 9 . Dezember 1 9 8 8  

z u r  Durchführung d e r  Verordnung ( EWG ) Nr . 2 0 5 2 /88 i n  B e z u g  auf 
den Europa ischen S o z i a l fonds , 

- der M i t t e i lung C ( 90 )  1 5 6 2 / 3  der Komm i s s ion der Europa ischen Ge­
meinscha f t en vom 3 0 . August 1 9 9 0  an die Mitgliedstaaten zur 
F e s t legung von Leit linien für die von ihnen im Rahmen einer Ge­
meinscha f t s ini t i a t ive für Gren z gebiete aufzustellenden operat i o ­
nel len Programme ( I NTERREG ) ,  

- der Entscheidung der EG-Kommi s s ion K ( 9 2 )  1 6 3 8  vom 3 0 . Juli 1 9 9 2  
zum Gemeinschaftsbe itrag aus dem Europaischen Fonds für Regio­
nale Entwicklung für das operatione l l e  Programm im Rahmen der 
Geme inscha f t s i n i t i a t ive INTERREG für d i e  Grenzgebiete im Raum 
Lothringen , Saarland und Westpf a l z  

w i r d  f o l gende Vereinbarung geschlos sen : 
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Praambel 

INTERREG 1 
Lnthringcn, Saarland und Weslpfalz 

Die Bundesrepublik Deutschland und die Republik Frankre ich haben 

der Kommiss ion der Europa i schen Gemeinscha f t en für die Gren z ­

geb iete i m  Raum Lothr ingen , Saarland und Westpfalz e i n  operatio­

nelles Programm zur INTERREG- I n i t i a t ive unterbre itet , um Geme in­

schaftsmittel i n  Hohe von 9 , 2 2 Mio . ECU z u  erhalten . D i eses Pro­

gramm l iegt als Anlage 1 bei . 

D i e  EG hat mit der Entsche idung K ( 9 2 )  1 6 3 8  vom 3 0 .  Juli 1 9 9 2  die 

beantragten Gemeinschaftsmittel in Hohe von 9 , 2 2 MECU und einen 

Inf l a t i onsausgle ich in Hohe von 6 1 0 . 0 0 0  ECU , mithin zusammen 

9 , 8 3  MECU bewi l l igt . Die f i nan z i e l l e  Abwicklung des Programmes 

wird nach Vorgaben e ines Begleitausschusses ( An l age 2 )  durch­

geführt . 

Diese Vereinbarung s o l l  die Bedingungen f e s t legen , unter denen 

- das Saar land gegenüber der Kommi s s i on der Europaischen 

Geme i n schaften , nachfolgend EG-Kommiss ion genannt , die Veran t ­

wortung f ü r  die f inan z i e l le Abwicklung d e s  opera t ionellen Pro­

grammes der Gemeinscha f t s initiative INTERREG für die Gren z ­

gebiete i m  Raum Lothringe n ,  Saarland und Westpfa l z , nachfo lgend 

deut s c h -franzosisches INTERREG- Programm genannt , übernimmt , 

- die Saarlandische Inve s t i t ionskredit bank , nachfo lgend SIKB ge­

nann t , nach Vorgaben des Begleitausschusses die Aus z ahlungen für 

die durch die EG-Kommiss ion bew i l l i gten Betrage s ichers t e l l e n  

wird . Hierbei ist d e r  Finanzplan d e s  Programms ( An l a ge 1 )  z u  b e ­

rücksichtigen . 

* * *  

actexler / mw9.lxl 



78 INTERREG 1 

Lothringen, Saarland und Westpfalz 

Artikel 1 :  Verantwortunq des Saarlandes qeqenüber der 

EG-Kommission : 

Die unter 1 - 4 genannten Partner st immen darin über­
e i n , daB das saarland die Verantwortung für die f inan­
z i e l l e  Abwicklung des deut sch-franzësis chen INTERREG­
Programmes übernimmt , dem die EG-Komm i s s ion mit Ent­
sche ictung K ( 9 2 )  1 6 3 8  vom 30 . 0 7 . 1 9 9 2  zugest immt hat . 

Dies bedeutet , daB das Saarland a l len Verpflichtungen , 
d i e  sich aus dem Titel VI der Verordnung ( EG )  4 2 5 3 / 8 8  

vom 1 9 . 1 2 . 1 9 8 8  gegenüber d e r  EG-Kommiss ion ergebe n ,  
nachkommt , soweit d i e  Entsche idung d e r  EG-Kommis s ion 
hinsichtlich des deutsch-franzësischen INTERREG-Pro­
grammes d i e s e s  notwendig macht . 

Ergeben s i ch so lche Verpfl ichtungen für das Saarlan d ,  
d i e  d i e  Vergabe von EG-Mitteln i m  raumlichen oder auch 
sachl ichen Verantwortungsbereich eines der unter 1 ,  2 

oder 4 genannten Partner der Vereinbarung betreffen , so 
steht dem Saarland ein Rückgr i f f  sanspruch gegen diesen 
Partner bei sinngemaBer Geltung der Regelungen des 
Titels VI der vorgenannten EG-Verordnung z u .  

Artikel 2 :  Beqleitausscbutl : 

Es wird ein Begleitaus schuB , wie in Anlage 2 beschrie­
ben , eingeset z t . Anlage 2 wird Bestandt e i l  dieser Ver­
einbarung . 

Artikel 3 :  Gemeinsames Konto: Abruf und Verwaltunq der EG Kitte l :  
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Der Minister für Wirtschaft des Saarlandes veranlaBt in 
Obereinst immung mit den finanz i e l l en Durchführungsbe­
st immunge n ,  die der Entscheidung der Kommiss ion beige­
fügt sind , bei der EG-Kommiss ion die Auszahlung der 
Gemeinschaftsmittel auf ein gemeinsames Konto des Saar­
landes , von Rheinland- P f a l z , der Region Lothringen und 
des franzësischen Staates bei der SIKB . 

Die Unterzeichner dieser Vereinbarung erhalten Kopien 
der hierzu ergehenden Schreiben . 
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D i e  S I K B  wird vom Saarland , von Rheinland- P f a l z , der 
Region Lothringen und dem franzosi schen S t a a t  mit der 
Verw a l t ung der Gemeinscha ftsmittel beauftragt und er­
mach t i g t , im S inne einer bestmoglichen Ums e t z ung dieser 
Vere inbarung über das gemeinsame Konto zu verfügen . D i e  
Geme inschaf t sm i t t e l  sind da z u  best immt , ant e i l i g  das 
grenzüberschre i t ende Programm des franzë s i s c hen und des 
deutschen Staates zu finanzieren . 

D i e  S I K B  verpf l i chtet sich , die ihr im Rahmen dieser 
Vere inbarung übertragenen Aufgaben m i t  banküblicher 
S o r g f a l t  nach MaBgabe der Best immungen der o . g . Ent­
sche idung der Kommission und der nachf o lgenden 
Regelungen wahrzunehmen . 

B i s  zur Auszahlung der EG-Mi t t e l  an die j ew e i l igen Pro­
j e kt trager legt die S I KB diese verz ins l ich an . 

Artikel 4 :  Durchführunq der Projekte : 
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I. Vertrag zwischen der SIKB und den Projekt tragern 

Für d i e  im Programm enthaltenen Projekte ( s iehe 
Anl a ge 1 )  spricht der BegleitausschuB s e ine Zust immung 
aus . Aufgrund dieser zust immung wird die S I K B  e inen um­
f a s senden Vertrag mit dem j eweiligen Pro j e k t trager ab­
s c h l i eBen . In diesem Vertrag sind das Ziel der zu 
f inanz ierenden MaBnahme , die für die Durchführung der 
Proj ekte erforderliche Gesamtfinanzierung sowie die 
f o l genden Bedingungen entha lten : 

- Inanspruchnahme und Verwendung der EG-Mit t e l ;  

- Verp f l i chtung zur Abgabe eines Rechenscha f t s berichtes 
über die verwendeten Betrage nach Ablauf e ines in j e ­
d e m  einze lnen Vertrag festzulegenden Z e i traumes , ins­
besondere durch die Vorlage eines Verwendungsnachwei­
ses an die S I K B ;  

- spatere Rückzahlungspf licht entsprechend d e n  Al lge­
meinen Bedingungen , insbesondere im F a l l e  miBbrauch­
l i cher oder unvo l l standiger Verwendung der Mi t t e l . 



actexter / mw9.txt 

80 INTERREG 1 
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- Die durch die EG bewilligten Mittel werden als Zu­

schuB gewahrt und dürfen 50% der zuschuBfahigen Ke­

s ten nicht übersteige n .  

- D i e  vo l l s tandige Pro j ektfinanzi erung mua vor d e r  Aus­

zahlung des Gemeinschaft sbeitrages nachgewiesen wer­

den . 

- Zusatzl iche Kesten für ein Projekt kënnen nur nach 

ordnungsgemaBer zust immung des Beg
.
lei tausschus ses be­

rücksichtigt werden . 

- Die EG-Best immungen für die gewahrten Geme inschafts­

beihilfen , insbesondere Artikel 9 2  f.  des EWG-Vertra­

ge s ,  müssen beachtet werde n .  

- E s  besteht kein Rechts anspruch a u f  d i e  Gewahrung von 

Fërdermitteln der EG für die einzelnen Pro j ekte . 

- Die Beihilfen werden im Rahmen der verfügbaren 

EG-Mittel nach Zustimmung des Begleitausschusses ge­

wahrt und ausgezahlt . 

Alle Pro j ekte müssen in dem durch die Entscheidung 

der Kommis sion festgelegten Zeitraum durchgeführt und 

die Auszahlungen getatigt werden . Die Mittelbindung 

muB spatestens bis zum 3 1 . Dezember 1 9 9 3  erfolgen , 

die Aus zahlungen der nationalen und gemeinscha f t ­

lichen Anteile vor dem 3 1 . Dezember 1 9 9 5  getat igt 

sein . 

- Die im Rahmen eines Projektes aus dem operationellen 

Programm vorgenommenen Ausschreibungsverfahren müssen 

die nationalen und/oder gemeinschaftl ichen einschla­

gigen Best immungen beachten . 

- Sind die Voraus setzungen für die Rückforderung der 

EG-Mittel erfüllt und nachdem dies vom Begleitaus­

schuB festgestellt ist , wird die S I KB die Rückzahlung 

vom Proj ekttrager einfordern . 

- Die Bereitstel lung der Gemeinschaftsmittel erfolgt 

zum ECU-Kurs in konstanten Preisen des Jahres 1 9 9 2 .  
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- A l l e  Verëffentl ichungen und WerbemaBnahmen im Zusam­
menhang m i t  einem Projekt müssen einen Hinwe i s  auf 
�ie finanz i e l l e  Bet e i l igung der EG-Komm i s s ion ( EFRE 
und ESF ) im Rahmen der Gemeinschafts ini t ia t ive I NTER­
REG für die Grenzgebiete im Raum Lothringen , Saar land 
und We stpfalz entha l ten . 

D i e  vorstehenden Bedingungen werden in Form 
" A l l gemeiner Bedingungen" Bestand t e i l  der Vertrage zwi­
schen der S I KB und den Pro jekt tragern . 

II . Auszahlung der EG-Mi ttel 

Auf Grund der Entscheidung des Beg1eitausschus s e s  und 
nach Uberprüfung der Gewahrleis tung der Gesamtf inanzie­
rung des Pro j ektes zahlt die S IKB unverzüglich den Ge­
meins chaf t sbeitrag an den Projekttrager gemaB den für 
j edes Proj ekt oder j ede Pro j e ktgruppe f e s t ge l egten ein­
schlagïgen f inanz i e l len Best immungen aus . 

D i e  Auszahlung der M i t t e l  erfolgt in der Wahrung des 
j ewe i l igen Proj ekttragers auf dessen Kont o . Das eventu­
e l l e  R i s i ko , das sich aus dem Wechselkurs ergibt , geht 
zu Lasten des Pro j ekttragers . 

III . Durchgeführte Projekte 

Ein Projekt g i l t  a l s  durchgeführt , wenn : 

- im F a l l e  von Invest i t ionen diese zweckentsprechend 
getatigt und die dazugehërigen M i t t e l  gebunden wur­
den ; 

- im F a l l e  von anderen MaBnahmen diese in ihrer Gesamt­
h e i  t durchgeführt , die Mittel gebunden s ind 

und 

- der Begleit aus schuB zuge s t immt hat . 
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IV. Rückforderung und Rückzahl ung der EG-Hi t tel : 

Ober e ine Rückforderung entscheidet der Begleitaus­
schuB . D i e  S I KB wird diese Rückforderung unverzüglich 
gegenüber dem Pro j ekttrager geltend machen . Sollte eine 
Rückforderung bei einem Projekttrager nicht oder nicht 
v o l l standig zu rea l i s ieren s e in , wird die Forderung 
gegenüber dem für dieses Proj ekt zustandigen Partner 
d i e s er Vereinbarung geltend gemacht . 

Hieraus result ierende Rückzahlungen werden von der S I K B  
innerhalb v o n  drei Geschaftstagen volls tandig d e m  ge­
m e insamen Konto des Saarlande s , von Rheinland- P f a l z , 
der Region Lothringen und des franzosischen Staates 
gutgeschrieben . 

Artikel 5 :  Berichts- und Aufbewahrunqspflichten der SIKB: 
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Prüfrecht der übriqen Partner : 

I .  Die S I KB legt dem Prafekten der Region Lothringen , dem 
Pras identen des Regionalrates , dem Minister für Wirt­
schaft des Saarlandes und dem Minister für Wirtschaft 
und Verkehr von Rheinland- Pfalz halbjahrlich einen 
Rechenschaftsbericht über die Umset zung und f inan z i e l l e  
Abwicklung des Programmes vor . 
Dazu i s t  jedes Projekt einzeln hinsichtlich se ines ak­
tue l len Finanzierungs- und Rea l i s i erungsstandes zu do ­
kumentieren . 
D i e  s ic h  hieraus ergebenden Angaben werden in einem Ge­
samtplan zusammengefaBt , der eine Obersicht über die 
e ingegangenen Mittelbindungen ermogl icht . 

I I . D i e  SIKB hat halbjahrlich einen Rechenschaftsbericht 
über d i e  aus den Gemeinscha ftsmitteln erwirt scha f teten 
Z i n s ertrage vorzulegen . 
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I l l . Besteht der Verdacht , daB UnregelmaBigkeiten bezüglich 
der Proj ektdurchführung beim Proj ekttrager vorliegen , 
hat d i e  SIKB den BegleitausschuB unverzüglich zu unter­
richten . S o l lten derartige Kenntnisse bei e inem der un­
ter 1 - 4 genannten Partner vorl iegen , so unterrichten 
diese die SIKB unverzüglich . 

IV . Nach ProgrammabschluB muB d i e  S I KB dem Beg l e i tauss chuB 
einen Endbericht über die Verwendung der EG-Mi t t e l  vor­
legen . 

V .  Die S I KB muB für einen Mindes tzei traum von fünf Jahren 
nach AbschluB des Programmes a l l e  Nachwe i s e  über die 
getat igten Ausgaben aufbewahren , die ihr der Pro j ek t ­
trager übergeben hat . 

V I . D i e  z u s t andigen Prüfungs s t e l len der EG und der unter 
1 - 4 genannten Partner bzw . deren Beauftragte s i nd be­
fugt , d i e  bestimmungsgemaBe Verwendung der EG-Mi t t e l  
bei der SIKB z u  überprüf en . 
D i e  S I K B  raumt den zustandigen S t e l len e i n  Betretungs­
recht e in .  
Eine Prüfung erstreckt sich nicht auf die sonstige 
Hausha l t s - und Wirtschafts führung der S I K B .  

Artikel 6 :  Korrespondenz zwischen der SIKB und der franzësischen 

Sei te 
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D i e  Korrespondenz zwischen der S I KB und den franzos i ­
schen Partnern und Pro j ekttragern erfolgt in franzosi­
scher Sprache . 
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Artikel 7 :  Verqütunq der SIKB 

Fllr ihre Tltigke it nach dieser Vere inbarung erhllt dia 
S I KB eine Verglltung . Die Verglltung der SIKB i s t  auf die 
Z i n sertrlge aus der Zwischenanlage der EG-Fordermittel 
fllr das deutsch-franzosische I NTERREG-Programm be­
grenzt . D i e  Zinsertrlge aus der Zwischenanlage der EG­
M i t t e l  s tehen ausschlieBl ich der S IKB zu . I n  den ver­
e i nnahmten Zinsertrlgen ist eine fllr die Tltigke i t  der 
S I KB nach dieser Vere inbarung eventuell zu entrichtende 
Ums a t z s teuer entha l t en . 

Artikel 8 :  Komplementarfinanzierunq: 

D i e  Gewlhrung von Komplementlrm i t t e ln durch nat iona le 
bzw . regionale S t e l l en erfolgt in Obereinst immung mit 
den j ew e i l s  geltenden recht l ichen Best immungen direkt 
an die Proj ekttrlge r . 

D i e  S IKB wird von den unter 1 - 4 genannten Partnern 
liber die Gewlhrung und eine eventuelle Rllckforderung 
von Komplementlrmi t t e ln informier t . 

Artikel 9 :  Verantwortunq der SIKB bei der Durcbfllhrunq des Zab­

lunqsverkebrs 
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D i e  S I K B  haftet mit der Sorgfalt des ordent lichen Kauf ­
manns fllr die Durchf llhrung der m i t  dieser Vereinbarung 
Ubernommenen Verp f l ichtungen . 

S i e  haftet nicht fllr die Durchfllhrbarkeit und die 
Durchfllhrung der einzelnen Projekte durch - die j eweili­
gen Proj ekttrlge r .  Eine Haftung hinsichtlich der Mit­
wirkung der raumlich oder sachlich zustlndigen Partner 
zu 1 - 4 llbernimmt die SIKB eben f a l l s  nicht . 
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tiie vor l i e gende Vereinbarung tritt m i t  der Unterzeich­
nung in Kraft und g i l t  bis zum Ablauf der Aufbewah­
rungsfrist der zahlungsbegründenden Unterlagen durch 
die S I K B . 

D i e  S I K B  i s t  berecht i gt aus schwerwiegenden Gründen 
von dieser Vereinbarung zurückzutreten . 

Xnderungen und Erganzungen die ser Vereinbarung s ind 
nur rechtswirksam , wenn über sie von a l l e n  B e t e i l i gten 
s c hr i f t l ich und unter Berufung auf diese Vereinbarung 
E i n igke i t  e r z i e l t  wurde . Soweit in dieser Vereinbarung 
n i c h t  abweichende Regelungen getroffen s i n d ,  gelten 
d i e  ges e t z l ichen Best immungen der Bundesrepub l i k  
Deutsch land , wenn und soweit ihnen n i c h t  d a s  R e c h t  der 
Europa i s chen Gemeinschaften entgegens teht . 

Das Schriftformerfordernis g i l t  auch für d i e  Anderun­
gen des vorstehenden Absat z e s . 

S o l l t e  e ine Best immung dieser Vereinbarung unwirksam 
s e i n  oder werden , so wird die Rechtsgült i gke i t  der üb­
r i gen B e s t immungen nicht berührt . Die unwirksame Be­
s t immung soll so umgedeutet werden , daB der mit ihr 
verfolgte S inn und Zweck - in geset z l ich zulass iger 
Weise - nach Mbglichkeit erreicht wird . 

Entsprechend i s t  zu verfahren , wenn s ich bei der 
Durchführung dieser Vereinbarung eine erganzungsbe­
dür f t ige Lücke ergibt . 

Ers t e l l t  in 1 0 - facher Ausfertigun g ,  ( Datum ) 



86 

Für die Region Lothringen 
Der Prasident des Regionalrates 

Gérard LONGUET 

Für das Saarland 
in Vertretung des 
Kinisterprasidenten 
der Kinister für 
Wirtschaf t 

Reinhold KOPP. 

INTERREG I 
Lothringen, Saarland und Weslpfalz 

Für den staat 
Der Regionalprafekt 

Mahdi HACEHE 

Für Rheinland-Pfalz 
in Vertretung des 
Kinisterprasidenten 
der Kinister für 
Wirtschaf t und Verkehr 

Rainer BRt!DERLE 

Für die Saarlandische 

Investitionskreditbank ( SIKB) 

Der Vorstand : 

Wolfgang FREY 

Ernst LEHZ 

Dr . Jost Prilm 
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l.�---12.�C_fü�_gJ_tl�us s c hlJf3 s e t z t  si ch zusammen aus : 

- dem P r â f� kten d e r  Reg i on Loth r i 11gen o d e r  s e i nem V e r t r e t e r  

- d e m  P r â s i d e n ten des Reg i on a l rates v o n  Loth r i ngen oder s e i nem 

V e r t r e t e r  

- dem M i n i s t e r  f ü r  W i rtschaft des S a a r l andes oder s e i nem 

V e r t re t e r  

- d e m  M i n i st e r  f ü r  W i rtschaft und V e rkehr d e s  L a n d e s  Rhe i n l and­

Pf a l z  oder s e i nem V e r t r e t e r  

- dem V e r t rete r des deutschen Bundesw i r tschaftsm i n i ste r i um 

- dem Gene r a l s c h a t zme i s t e r  d e r  Reg i on Lot h r i ngen o d e r  s e i nem 

V e r t r e t e r  

- e i nem V e rt reter d e r  EG-Komm i ss i on 

und 

- e i nem V e r t r e t e r  d e r  Saa r l and i schen I nvest i t i onsk r e d i tbank 

( S I K B )  m i t be ratend e r  St i mme . 

2 .  D e r  V o rs i t z d e s  Begl e i tausschu sses wechse l t  jah r l i c hen 

z w i schen : 

- dem Prafekten d e r  Reg i on Lot h r i ngen oder s e i nem V e rt r e te r , 

- dem M i n i st e r  f ü r  W i rtschaft des S a a r l andes oder s e i nem 

V e r t rete r ,  

- dem M i n i st e r  f ü r  W i rtschaft und V e r ke h r  des Landes Rhe i n l and­

Pfa l z  o d e r  s e i nem Ve r t re t e r  

begi nnend m i t  dem M i n i s te r f ü r  W i rtschaft des Saa r l andes oder 

s e i nem Vertreter nach U n t e r z e i chnung d e r  vo r l i e g e n d e n  

V e r e i n ba r u n g . 

3 .  D e r  Beg 1 e i tausschu/3 tagt m i  ndesten.s __ zwe i l'!@� a h r  od�...kJJ!P_Q 

e r f o r d e r l i ch ,  6fte r .  E r  w i rd v o n  sei nem V o r s i t z enden m i t  e i n e r  

F r i s t v o n  zwe i Wochen sch r i ft l i c h m i t Tagesordnung e i nbe rufe n . 

Auf Wunsch e i nes M i t g l i edes hat d e r  Vors i t zende den 

Be g l e i taus s c h u /3  i n n e r h a l b  angemesse n e r  F r i s t  e i n z ube ruf en . 

4 .  D e r  Begl e i tausschul3 n i mmt d i e  A ufga�_wah r ,  d i e  i m  Anhang 3 I .  
z u  d e r  Entsche i du n g  d e r  Komm i s s i on K ( 9 2 )  1 6 3 8  vom 30 . 0 7 . 1 9 9 2  
besch r i eben s i nd .  
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I n s besondere hat er f o l gende A u f g aben : 

INTERREG 1 
Lothringen, Saarland und Westpfalz 

- nach MaBgabe e i n e r  zu e rste l l enden Geschlfts o r d n u n g  d i e  

E n ts c h e i d ungen z u  treffen , d i e  z u r  D u r c h f ü h r u n g  des 

operat i on e 1 1 en P rog rammes e rforde r l i c h  s i nd .  In d i esem Rahmen 

s t i mmt er der Gew�h rung und Auszah l un g  der EG-M i tt e l  z u ;  

- nach se i ne r  Unte r r i chtung ü b e r  U n rege l mlB i g k e i ten b e z ü g l i c h 

d e r  P roj ekt d u r c h f ü h r u n g  be i m  P rojekttrag e r  d u r c h  d i e  S I K B  

festzuste l l en , ob d i e  Vo raussetzungen f ü r  d i e  R ü c k f o r d e r u n g  

der EG- M i ttel d u r c h  d i e  S I K B  e r fü l l t  s i n d ;  

- d i e  o rd n u n gsgemaBe Du rchfüh r u n g  des I NTERREG-Prog rammes zu 

übe rwachen ; 

- s i c h d e r  E i n h a l tung d e r  i m  P rog ramm enthal tenen Z i e l e  und 

Hand l u n gsachsen zu vergew i s s e r n ; 

- d i e  o r d n u n g s gemaBe Verwa l tu n g  d e r  Geme i nschaftsm i tt e l  zu 

ü be rwachen ,  

- den Absch l uB des P ro g rammes festzuste l l en ;  

- be i eventue l l e n Umsetzungs schw i e r i g k e i ten den I n ha l t  d e r  

v e rsch i edenen Han d l ungs schwerpun kte des P ro g rammes z u  ande rn ; 

- d i e  bffent l i ch k e i tsarbe i t  und d i e  I nfo rmat i on ü be r  d i e  

U ms e t z u n g  des P ro g rammes d u rchzufü h ren . 

s .  Besch l üsse des Beg l e i tausschusses konnen n u r  g_i_n s t i mn:!.i.g  gefaBt 

werden . 

6 .  D e r  Beg l e i t a u s s c h u B  kann Besc h l üsse i m  U m l aufverfahren 

h e r be i f ü h ren . 

7 .  Es w i r d  e i n  Stlnd iges S e k reta r i at e i n ge r i chtet , dessen Aufgabe 

in d e r  V o r b e re i t u n g  der S i tzungen des Beg l e i tausschusses und i n  

d e r  Ausfü h r ung s e i n e r  Entsche i d ungen besteh t .  

8 .  übe r  d i e  S i t z u n g e n  d e s  Beg l e i tausschusses w i r d e i n  P rotoko l l  i n  

f ranzos i s c h e r  und deutscher Sp rache gefert i g t .  
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Convention 

INTERREG 1 
Lolhringen, Saarlanù unù Weslpfalz 

02 . 03 . 93 - Projet -

relative à la mise en oeuvre du programme opérationnel au titre de 

l ' initiative communautaire INTERREG dans les régions frontalières 

de Lorraine , Sarre et Palatinat occidental 

entre 
1. la République Française , représentée par M. Mahdi Hacène , 

Préfet de la Région Lorra ine , 

2 .  la Région Lorraine , représentée par M .  Gérard Longuet , 
Président du Cons e i l  Régiona l de Lorraine , 

3 .  le Land de Sarre , représenté par M .  Reinhold Kopp , Ministre de 
l ' Economie , 

4 .  le Land de Rhénanie-Palatinat , représentée par M .  Rainer 
Brüder le , M i n istre de l ' Economie e t  des Transports , 

e t  
5 .  l a  Saarlandische Investitionskreditbank ( S IKB ) ,  représentée par 

le directoire : M e s s ieurs Wolfgang Frey ,  Asses sor , Ern s t  Lenz , 
Dipl . -K fm . , Dr . Jost Prüm . 

Vu le règlement ( C . E . E . ) ,  n '  4 2 5 3 /88 du Conse i l , du 19 décembre 
1 9 8 8 , portant d i spo s i t ions d ' app licat ion du règlement ( CE E ) n '  
2 0 5 2 / 8 8  e n  c e  qui concerne l a  coordination entre les interven t ions 
des différent s  Fonds s tructure l s , d ' une part , et entre c e l l e s - c i  
e t  celles de la Banque européenne d ' inve s t i s s ement e t  d ' autres 
instruments financiers existant s ,  d 1 autre part , 

Vu règlement ( C . E . E . ) ,  n ·  4 2 5 4 /88 du Cons e i l , du 19 décembre 1 9 88 , 

port ant disposit ions d ' applicat ion du règlement ( CEE ) n ·  2 0 5 2 / 88 

en ce qui concerne le Fonds Européen de Développement Régiona l ,  

Vu le règlement ( C . E . E . )  n '  4 2 5 5 / 8 8  du Conse i l , du 1 9  décembre 
1 9 8 8 , portant d i spos i t ions d ' applica t ion du règlement ( CEE ) n '  
2 0 5 2 /88 e n  c e  qui concerne le Fonds social européen , 

Vu la commun ication C ( 9 0 )  1 5 6 2 / 3  de la C . E . E .  du 30 aoGt 1 9 9 0  aux 

Etats membres f ixant l e s  orientations pour des programmes 
opéra t ionne l s  que les Etats membres sont invités à établir dans le 
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cadre de l ' initiative communautaire concernant l e s  zones 

frontalières ( I NTERREG ) ,  

Vu la décision de la commiss ion des Communautés Européennes c ( 9 2 )  
1 6 3 8  du 3 0  j ui l let 1 9 9 2  relative à l ' octroi d ' un concours du Fonds 

Européen de Développement Régional ( FEDER ) pour un programme 

opérationnel au titre de l ' init iative communautaire INTERREG dans 

les régions frontalières de Lorra ine , Sarre et Palat inat 

occ identa l .  

PREAMBULE 

La République Fédérale d ' Allemagne et la République Française ont 

présenté à la commiss ion de la CEE un programme opérationnel 

Sarre/Palatinat occidental/Lorraine dans le cadre de l ' initiative 

INTERREG , pour un financement communautaire à hauteur de 9 , 22 
MECU . Ce programme est repris en annexe 1 .  

Par sa décis ion C ( 9 2 )  1 6 3 8  du 3 0  juillet 1 9 9 2 , la Commi s s ion des 

Communautés Européennes a adopté le programme pour un f inancement 

communautaire de 9 , 22 MECU et un montant compensatoire tenant 

compte de l ' inf lat ion à hauteur de 610 000 ECU , soit au total 9 , 38 
MECU . Le suivi financier de ce programme sera ef fectué 

conformément aux instructions d ' un Comité de suivi ( annexe 2 ) .  

La présente convention a pour objet de définir les conditions dans 

lesque l les 

- l e  Land de Sarre assumera la respons abilité du suivi financier 

du programme opérationnel dans le cadre de l ' initiative 

communautaire INTERREG dans les régions frontalières de 

Lorraine , Sarre et du Palat inat occidenta l ,  dénommé ci-après 

programme INTERREG franco-al lemand , auprès de la Commi s s ion des 

Communautés Européennes ,  dénommée ci-après c . C . E ,  

- la Saarlandische Investit ionskreditbank , dénommée ci-après S IKB , 

assurera la gestion des fonds versés par la C . C . E  conformément 

aux instructions du Comité de suivi . Elle tiendra compte à cet 

effet du plan de f inancement du programme ( annexe 1 ) .  
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Article 1 : Responsabilité du Land de Sarre vis-à-vis de la 

ç_._ç_._E__.__:_ 

Les signataires de la présente convention dés ignés aux points 1 à 
4 se sont entendus pour dés igner le Land de Sarre responsable du 
suivi f inancier du programme INTERREG franco - a l l emand adopté par 
la C . C . E .  en app l ic a t ion de la décis ion C ( 9 2 )  1 6 3 8  du 3 0 . 0 7 . 1 9 9 2 . 

En conséquenc e , le Land de Sarre s ' engage à respecter tous l e s  
engagements auprès de l a  C . C . E .  prévus d a n s  le règlement ( C . E . E .  
4 2 5 3 / 8 8  du 1 9 . 1 2 . 8 8 app l icables au programme INTERREG franco­
a l lemand . 

Dans le c a s  où de t e l l e s  o b l igations incombant au Land de Sarre 
porteraient sur l e  versement des fonds c ommunauta ires relevant de 
la respons abi l i t é  territoriale ou de la compétence de l ' un des 
signataires de l a  présente conv�ntion dés ignés aux points 1 , 2  ou 
4 ,  le Land de Sarre s e  réserve un dro it de recours à l ' encontre de 
ce partena ire en f a i s an t  valoir les disposit ions du t i t re VI du 
Règlement communautaire sus -mentionné . 

Article 2 : Comité de Suivi 

Un Comité de Suivi est créé conformément à l ' annexe 2 .  L ' annexe 2 
est un é l ément cons t i t u t i f  de la présente convent ion . 

Article 3 Compte commun : ordre de paiement et qestion_ges fond� 

communautaires : 

Le Ministre de l ' Econom i e  du Land de Sarre demandera à l'a C . C . E .  
d ' effectuer le versement des fonds communautaires sur un tompte 
commun auprès de l a  S I KB au Land d e  Sarre , au Land de Rhénanie­
Palat inat , à l ' E t a t  fran ç a i s  et à la Région de Lorraine selon les 
dispo s i t ions d 1 exécution f inancière annexées à la déc i s ion 
d ' octroi de la C . C . E .  

Les s i gnata ires d e  la présente convention sont destin a t aires d ' une 
copie du courrier r e l a t i f  aux demandes de versemen t .  
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La S I K B  e s t  chargée pour le compte du Land de Sarre , du Land de 
Rhénan i e - P a l a t inat , de l ' Etat français et de la Région de Lorra ine 
de l a  gestion des fonds versés par la C . C . E .  de st inés à contribuer 
au f inancement du programme transfrontalier présenté par les Etats 
français e t  a l lemand et e s t  autorisée à procéder à toutes les 
opérations nécessaires à l a  bonne exécution de c e  programme . 

La S IKB s ' engage à assurer la m i s s ion qui lui e s t  confiée dans l e  
cadre de la présente convention s e l o n  l e s  usages bancaires et en 
conform i t é  avec les dispos i t ions de la déc i s ion de la C . C . E .  
pré c i t é e  e t  des règles définies c i -dessous . 

La S IKB p lace les fonds communautaires à intérêts j us qu ' au moment 
de leur versement aux maîtres d ' ouvrage . 

Article 4 : Mise en oeuvre des projets : 

I. Conven tion en tre la SIKB et les maftres d ' ouvrage 

Pour l e s  pro j e t s  retenus dans le programme INTERREG franco­
a llemand ( annexe 1 ) ,  l a  S IKB s i gner a ,  après accord du Comité de 
Suiv i ,  une convention group�e avec le maître d ' ouvrage concerné 
f a i s an t  apparaître l ' ob j ec tif de l ' ac t ion financée , l ' ensemble des 
financements nécessaires à la mise en oeuvre du ou des pro jets , 
ains i que les moda l i té s  r e l a t ives : 

- à la m i s e  à d i spos i t ion et l ' u t i l i sat ion des fonds ; 

- à l '  o b l i ga t ion de rendre compte suivant une période qui sera 
f ixée dans chacune des conventions particulière s , de l ' emploi 
des ·sommes versées , notamment par la produc t ion des pièces 
j u s t i f icatives à la S I KB ; 

- à l ' obligation de remboursement ultérieur notamment en cas 
d ' ut i l is a t ion abusive ou incomplète des fonds conformément aux 
condi t ions générales . 

- aux fonds versés par la C . C . E  pouvant s ' élever au plus à 50 % 

des coûts subventionnables ; 

- au f inancement complet du pro j e t  qui doit être assuré avant 
qu ' intervienne le versement j us t i f i é  de la part communautaire 

aclexter / mw9.txt 



93 INTERREG I 
Lothringen, Saarland und Westpfalz 

- aux dépas semen t s  du coût d ' un pro j e t  ne peut être pris en 
cons idération qu ' après avis conforme donné par l e  Comité de 
Suivi ; 

- aux dispo s i t ions de la C . C . E .  appliquées aux financements 
européens , notàmment l e  respect de l ' a r t i c l e  9 2  e t  Suivant du 
traité inst ituant les C ommunautés · Européenne s  ; 

- à l ' octroi des subventions de la C . C . E .  aux divers p ro j e t s  qui 
ne peut être considéré comme un droit ; 

- aux subventions accordeés dans les l imites des fonds 
communautaires disponibles après décis ion favorable du Comité de 
Suivi ; 

- aux pro j e t s  réalisés et intégralement payés dans les délais 
prévus par la décis ion communautaire . Ains i ;  l ' engagement 
f inancier doit avoir lieu au plus tard le 3 1  décembre 1 9 9 3 , les 
versements des quo t e s -parts communautaires e t  nationales doivent 
être int ervenues au plus . tard l e  3 1  décembre 1 9 9 5  ; 

- aux procédures d ' appels d ' offres lancés dans le cadre d ' un 
pro j e t  cont enu dans le programme opérationnel qui devront 
respecter les réglementations nationales e t / ou communautaires du 
maitre d ' ouvrage ; 

- lorsque les condit ions préalables au remboursement des fonds 
européens sont réunies e t  que l e  Comit é. de SuiVi en a pris act9 , 
la S IKB adresse une demande de remboursement� àu maHre 
d 1 ouvrage i 

- à la n o t i f i cation des cdncours f i n.anc·iers âu niveau · · 
communautaire qui s 1 e f fectuera· au cours ECU aux pri� constants 
1 9 9 2 . 

- Toutes mesures promo t ionne l l e s  et pub l i cata ires concernant ces 
projets doivent faire ment ion de la participation f inancière de 
la C . C . E .  ( FEDER e t  FSE ) au t i tre de l ' init iat ive communautaire 
INTERREG dans les régions fronta l ières de Lorraine , Sarre et 
P a l a t inat occident al . 

Les cond i t ions sus-ment ionnées con s t i t.uent les "cond i t i ons 
généra l e s "  entre la SIKB e t  les maîtres d ' ouvrage . 
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II . Versemen t des fonds communau taires 

INTERREG I 

Lothringen, Saadand und Weslpfalz 

Sur la base des avis conformes du Comité de suivi et après avoir 
vér i f i é  que l e  f inancement global du projet est assuré , la S I [ B  
v e r s e  immédiatement l a  part communautaire a u  m a i t r e  d ' ouvrage 
se lon les moda lités f inancières prévues dans la convention 
spécif ique à chaque pro j e t  où groupe de proj e t s . 

La liquidation des fonds se fait dans l ' unité monétaire de chaque 
ma ître d ' ouvrage sur son propre compte .  Le risque éventuel dû au 
taux de change e s t  à la charge du maître d ' ouvrage . 

III. Réalisa tion des projets 

Un projet peut être considéré comme réalisé : 

- si l ' inve s t i s s ement a été utilisé conformément à son objectif et 
s i  l e s  frais y afférents ont été engagé s ,  

- lorsqu ' un pro j e t  concerne des activités entièrement réalisées 
dont les frais ont été engagé s ,  

e t  

- après accord donné p a r  l e  Comité de Suivi . 

V. Demande de recouvremen t et resti tution des 

fonds communauta ires : 

La demande de rec ouvrement se fait sur décis ion du Comité de 
Suivi .. La S IKB e s t  responsable du recouvrement de la totalité des 
fonds dans les m e i l l eurs délais auprès du maître d ' ouvrage et , en 
cas de difficult é s , auprès du signataire de la présente convention 
concerné . 

Le produit du recouvrement opéré fera l ' ob j et d ' un reversement 
intégral par l a  S IKB , dans un délai de trois jours ouvrables , sur 
l e  compte commun du Land de Sarre , de l ' Etat frança is , de la 
Lorraine et du Land de Rhénanie-Palat inat . 
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Lothringen, Saarland und Weslpfalz 

Obligation de la SIKB de rendre compte et de conserver 

les pièces justificatives droit de contrôle des 

autres partenaires : 

I .  A l ' i s sue de chaque période semestri e l l e , la SIKB doit rendre 
compte de la m i s e  en oeuvre et du suivi f inancier du 
programme au Pré fet de la Région Lorraine , au Prés ident du 
Con s e i l  Régional de Lorraine , au Ministre de l ' Economie du 
Land de Sarre et au Minis tre de l ' Economie et des Transports 
du Land de Rhénanie-Palat inat . 

E l l e  fournira les pièces justif icatives su� l ' état 
d ' avancement , de la réalisation et du f inancement de chaque 
action . 
Les données seront regroupées au sein d ' un plan global devant 
permettre le suivi f inancier de l ' ensemble des sommes 
engagées .  

I I . La S IKB doi t  rendre compte du produit des intérêts dégagés 
par les fonds européen·s à 1 '  issue de chaque période 
semestri e l l e . 

I I I . En cas d ' irrégularité présumée de la part du maître d ' ouvrage 
concernant la m i s e  en oeuvre du projet , la S I KB s ' engage à 
informer le Com i t é  de Suivi sans déla i . S i  de t e l l e s  
irrégularités devaient venir à l a  connais�ance d ' un d e s  
partenaires désignés a u x  points 1 à 4 ,  c e l u i - c i  devra s a n s  
d é l a i  informer la S I KB . 

IV . A l ' i ssue du programme , la S IKB devra présénter un rapport· 
f i n an c i er sur l ' u t i l isat ion des fonds européens au Comité de 
Suivi . 

V .  La S IKB devra conserver pour une durée de cinq ans min imum 
après 1 ' achèvement du programme toute·s les pièces 
j us t i f icat ives des dépenses que le maître d ' ouvtage l u i  aura 
commun i qué e s .  

VI . Les services de contrôle compétents de la C . C . E .  e t  des 
partenaires désignés aux points 1 à 4 ou leurs mandataires 
sont autori s é s  à vé.rifiet · l 1 u t i l i sation conforme des fonds de 
la C . C . E .  auprès de la S IKB . 
La S IKB accorde l ' accès aux doss iers aux services compé tents . 

Le contrôle n ' est pas exercé sur les autres secteurs de l a  
comptab i l i t é  budgé taire o u  d e  l a  gestion d e  l a  S I KB . 
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Lothringen, Saarland und Weslpfalz 

Article 6 : Correspondance entre la SIKB et la partie française 

La correspondance entre la S IKB et le partenaire frança i s  et les 
maîtres d ' ouvrage français se fait en langue frança ise . 

Article 7 : Rémunération de la SIKB 

La S I KB est rénumérée pour son a c t ivité conformément à la présente 
convention . Le montant de cette rémunération est assuré uniquement 
par le produit des intérêt s  dégagés par le placement intermédiaire 
des fonds européens des t inés au programme INTERREG franco­
a l lemand . Le produit des intérêts dégagés par le placement 
intermédiaire . des fonds européens revient exc lusivement à l a  SIKB . 

La rémunération encaissée par la SIKB pour ses activités 
conformément à l a  présente convention inc lut l ' impôt sur le 
chiffre d ' affaires qui devra éventue l lement être acqui tté . 

Article 8 : Fonds nationail.x ou régionaux de cofinancement : 

Les parts c o f inancées par l ' Etat ou les services de la région 
seront versées d i rectement aux maîtres d ' ouvrage conformément à la 
réglementation applicable à chacun d ' eux . 

Les s ignataires de la présente convention dés ignés aus points 1 à 
4 informeront· la S IKB de l ' octroi de fonds de cof inancement et de 
leur demande de recouvrement eventuel l e .  

Article · 9 Responsabilité de la SIKB dans les opérations de 

paiement : 

La S IKB e s t  responsable de la bonne exécution de ses engagements 
pris dans le cadre de la présente convention conformément au 
règlement commercial en vigueur . 

E l l e  n ' es t  pas responsable de la réalisation ou de l ' impos s i b i l ité 
de réa l i s a t ion des d i fférents projets par les maîtres d ' ouvrage 
respec t i f s . La SIKB ne répond pas non plus des actes relevant de 
l a  responsab i l i t é  territoriale ou de la compétence des s ignataires 
d e  la présente convention désignés aux points 1 à 4 .  
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Article 10 : Durée de la convention : 

INTERREG 1 

Lothringen, Saarland und Wcslpfalz 

La pré sente convention entre en vigueur au moment de la si gnature 

et reste valable pour la durée de l ' obl igat ion de cons erver les 

documents comptables par la S IKB . 

La S I K B  e s t  autorisée à résil ier la présente convention en cas de 

raisons maj eure s . 

Article 11 : Modifications de la convention, 

validité juridique 

Toutes mod i f i c a t ions ou avenants à la présente convention seront 

soumis à l ' autorisation écrite de toutes les part ies concernées 

conformément aux moda l i t é s  de la présente convention . Sauf 

dérogations prévues dans la pré sente conven t i on , la législation en 

vigueur en République d ' Allemagne Fédérale est applicable à cette 

convention dans la mesure où e l l e  ne s 1 oppose pas au droit 

européen . 

Toutes modi ficat ions au présent paragraphe sont également soumi ses 

à l ' autorisat ion écrite des s i gnataires de la présente convention . 

Toutes moda l i t é s  de la présent e  convention cons idérées comme 

nulles et non avenues ne mod if ient en rien la validité juridique 

des autres moda l i t é s . La moda l i t é  considérée comme nul l e  e t  non 

avenue devra être interprétée de t e l l e  sorte qu ' e l l e  soit autant 

que pos s i b l e  recevable au regard de la loi tant du point de vue 

sens qu ' ob j e c t i f . 

Il sera procédé de même en cas de lacune à combler lors de la mise 

en oeuvre de la présente convention . 

Fait en 10 orig inaux le 

aclexler / mw9.txt 



Pour la Région Lorraine 

Le Président du 

Conseil Régional 

Gérard LONGUET 

Pour le Land de Sarre 

Par délégation du 

Ministre Président 

le Ministre de l ' Economie 

Reinhold KOPP 
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Pour l ' Etat 

Le Préfet de Région 

Mahdi HACENE 

Pour le Land de 

Rhénanie-Palatinat 

Par délégation du 

Ministre Président 

le Ministre de l ' Economie 

et des Transports 

Rainer BRUDERLE 

Pour la Saarlândiscbe 

Investitionskreditbank ( SIKB) 

Le directoire 

Wolfgang FREY 

Ernst LENZ 

Dr. Jost Prüm 
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Comité de Suivi 

1 ·  Le Comité de Suivi est composé : 

- du Préfet de l a  Rég i on de L o r ra i 11e ou de son rep résentant 

- d u  P r é s i d e n t  d u  Conse i l  Rég i on a l  de L o r ra i ne ou de son 
représenta nt ,  

- du M i n i st r e  de 1 ' Econom i e  d u  Land de S a r r e  ou d e  son 
rep résentan t , 

Annexe 2 

- du M i n i st r e  de 1 1 Econom i e  et des T r ansports du Land de Rhén an i e­
Pal at i nat ou de son représentant 

- d u  rep résentant du M i n i s t re Fédéral de l ' Econom i e  d ' A l l emagne , 

- du T réso r i e r-Payeur Général de l a  Rég i on de L o r ra i n e ou de son 
représentant 

- d ' u n rep résentant de l a  C E E , 

et 

- d ' u n rep résentant de l a  Saa r l an d i sche I nvest i t i onskred i tbank 
( S I K B ) à  t i t r e  cons u l tat i f .  

2 · L a  présidence du Comité de Suivi est assurée alternat ivement 
pour une période d ' un an par : 

- l e  P réfet de l a  Rég i on de Lorra i ne ou son représentan t ,  

- l e  M i n i st re d e  l ' Econom i e  d u  Land d e  S a r re o u  son 
rep résentant ,  

- l e  M i n i st r e  d e  l ' Econom i e  et des Transpo rts du Land de R h énan i e ­
Pal at i nat ou son rep résentant 

en commençant pa r le M i n i s t re de l ' Econom i e d u  Land de Sar re ou 
s on repr ésentant après s i g n ature de la p r ésente conven t i o n .  

3 · L e  Comité de Suivi s e  réunit a u  moins 2 fois par an· ou plus si 
nécessaire 

Le P rés i dent du Com i té de Su i v i  étab l i t  l a  convocat i o n  et l ' o r d r e  
du j o u r  a u mo i ns 1 4  j o u r s  avant l a  réu n i o n .  I l  est tenu de 
conv oquer le Com i té d e  Su i v i  dans u n  d é l a i  rai sonnab l e s i  l ' u n  des 
membres e n  formu l e  la demande . 
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4· Rôle du Comité de Suivi 

INTERREG 1 
Lothringen, Saarlan<l un<l Wcslpfalz 

en app l i cat i on d e l ' annexe B I  à l a  déc i s i on de l a  Comm i ss i on c 
( 9 2 )  1 638 du 30 . 0 7 . 1 9 9 2  
I l  a notamment p o u r  tache 

- d e  p r e n d r e  l es d éc i s i ons nécess a i res à 1 ' exécu t i on du programme 
confo rmément au r è g l ement i nté r i e u r  qu ' i l  étab l i ra .  A ce t i t re , 
i l  donne son accord à l ' oc t r o i  et au v e rsement des fonds 
communau ta i r e s  

- d e  v é r i f i e r s i  l e s  cond i t i�ns p r éa l ab l es à l a  res t i tu t i on des 
fonds communa u t a i res par l a  S I KB sont remp l i e s après 
constatat i on p a r  la S I K B  d ' i r r é g u l a r i tés r e l ati ves à l ' exécut i on 
du p ro j e t  auprès du m a î t r e  d ' ouv rage , 

- de v e i l l e r  à l a  bonne m i se en oeuvre du prog ramme I NTERREG , 

- de s ' a s s u r e r  du respect des object i fs et des axes d ' i ntervent i on 
i nc l us dans l e  p ro g r amme , 

- de s u i v r e  l a  bonne gest i on des fonds communau ta i re s , 

- de constater 1 ' achèvement maté r i e l  du p ro g r amme , 

- face à d ' éventue l l es d i ff i cu l tés d ' exécut i o n ,  de mod i f i e r  l e  
contenu des d i f f é rents axes d ' i ntervent i on d u  p r o g ramme , 

- de p ro c é d e r  à l ' i nformat i on et à l a  p romo t i on de l a  bonne 
e x éc u t i on d u  p ro g r amme . 

5 ·  Les décisions du Comité de Suivi sont prises obligatoirement à 
l ' unanimité . 

§..:. Le Com i té de Sui v i  peut prendre des déc i s i ons sur l a  base d ' un 
échange de cou r r i e r  entre ses membres . 

1 · Un Secrétariat Permanent est créé dont la mission consiste à 
préparer les réunions du Comité de Suivi et à exécuter ses 
décisions . 

a· Un compte rendu des réunions du Comité de Suivi est établi en 
langue francaise et allemande . 
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IX DAS MO{)ELL "ÔFFENTLICHE INTERESSENVEREINIGUNG" 

Endgültige Fassung des Dekrets Nr. 93-57 1 vom 27. Mai 1 993 über die durch 
Art. 1 33 des Richtliniengesetzes Nr. 92-125 vom 6. Februar 1 992 über die 
territoriale Verwaltung der Republik eingerichteten ôffentlichen 
1 nteressenvereinigungen ( franz. ) 

( Diese am 28. M iirz 1 993 im Journal Officiel verôffentlichte Fassung weicht nur 
geringfügig von dem in den Dokumente Y.C. 1 .  übersetzten Entwurf ah.) 
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5196 JOURNAL OFFICIEL DE LA RÉPUBLIQUE FRANÇAISE 28 mar.c:; 1993 

Décret no 93-571 du 27 mars 1993 relatif aux groupe­
manta d'intérêt public institués par l'article 133 de la 
loi d'orientation no 92-125 du 8 février 1992 relative A 
l'administration territoriale de la République 

NOR : INTB9300217D 
Le Premier ministre, 
Sur le rapport du ministre de l'intérieur et de la sé�u�té 

publique et du secrétair� d'f;ta_t à l'aménagement du temtoue 
rattacM auprès du Premier ministre, 

Vu la loi no 82-6 1 0  du 1 5  juillet 1982 d'orientation et de 
programmation pour la recherche et le �éveloppement techno­
logique de la France, notamment son article 21 ; 

Vu la loi d'orientation no 92-125 du 6 révrier 1992 relative à 
l'administration territoriale �e la République, notamment son 
titre IV ; 

Vu le décret n'0 53-707 du 9 aoùt 1953 relatif au contrôle de 
l'Etat sur les entreprises publiques nationales et certains orga. 
nismçs ayant un objet d'ordre économique et social : 

Vu le décret n° 55-733 du 26 mai 1955 portant codification et 
aménagement des textes relatirs au contrôle économique et 
financier de l'Etat : 

Vu le décret n° 62- 1587 du 29 décembre 1962 portant règle­
ment général de la comptabilité publique ; 
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talion et de programmation pour la recherche el le développe-
ment technologique de la France, • 

Décrète : 
Art. 1°. - Sont soumis aux dispositions du présent décret 

les groupements d'intérêt public dont l'objet relève de la mise 
en œuvre et de la gestion des actions requises par les projets et 
programmes de coopération interrégionale et transfrontalière 
intéressant des collectivités locales appartenant à des Etats 
membres de la Communauté économique européenne. 

Art. 2. - Le groupement rait l'objet d'une convention consti­
tutive conclue entre les partenaires. 

Cette convention précise notamment leurs droits et obligaJ 
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es règles de fonctionnement du groupement et 

Elle est soumise à l'approbation du ministre chargé de l'inté­
rieur et du ministre chargé du budget. 

Art. 3. - Le groupement d'intérêt public jouit de la person­
nalité mo�alc à compter de la publication au Journal officiel de 
la République française de l'arrêté d'approbation visé à l'article 
précédent, accompagné d'èxtraits de la convention constitutive. 

La publication fait notamment état : 
- de la dénomination et de l'objet du groupement ; 
- de l'identité et de la nationalité de ses membres ; 
- de l'adresse du siège social. Dans le cas où Je groupement 

comprend une entente interrégionale au sens des 
articles 54 et suivants de la loi du 6 révrier 1992 l'adresse 
du siège social du G.I.P. doit être dans la mê�e région 
que celle où est installé le siège de cette entente ; 

- de la durée du contrat ; 
- de la délimitation de la zone géographique couverte par le 

groupement. 
Les !"�dific�tions évc,ntuelles du contr�t co�stitutir ainsi que 
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Art. 4. - Le préret de région est commissaire du Gouverne­
ment auprès du groupement d'intérêt public. 

Dans ses fonctions de commissaire du Gouvernement le 
préfet de région peut se faire représenter. 

' 

Le commissaire du Gouvernement assiste aux séances de 
toutes les instances de délibération et d'administration du grou­
pement. 
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Il a communication de tous les documents relatirs au groupe­
ment, droit de visite dans les locaux appartenant au groupe­
ment ou mis à sa disposition et droit de veto suspensir de 
quinze jours pour les décisions qui mettent en jeu l'existence 
ou le bon fonctionnement du groupement. Pendant ce délai, 
l'autorité qui a pris la décision procède à un nouvel examen. 

Art. 5. - Les dispositions du titre Il  du décret du 26 mai 
1955 susvisé et, le cas échéant, celles du décret du 9 aoùt 1953 
susvisé s'appliquent. aux groupements mentionnés à l'arti�le )er 
du présent décret lorsqu'ils comprennent l'Etat ou au moms un 
établissement, entreprise ou organisme public lui-même soumis 
au contrôle économique et financier de l'Etat en vertu des 
décrets susmentionnés. 

Dans ce cas, le contrôleur d'Etat auprès du groupement est 
le trésorier-payeur général de région, qui peut se faire repré­
senter dans cette fonction. 

Le préret de région peut se faire représenter dans ses fonc­
tions de représentant de l'Etat. 

Art. 6. - La comptabilité du groupement est tenue et sa ges­
tion effectuée selon les règles du droit privé à l'exception des 
trois hypothèses suivantes : 

- lorsque le contrat constitutir du groupement en dispose 
autrement : 

- lorsque des personnes morales rrançaises de droit public 
constituent exclusivement le groupement ; 

- lorsque le groupement est chargé du suivi et de la gestion 
de programmes bénéficiant des financements européens. 

Dans ces trois dernières hypo!hèses, les dispositions du 
décret du 29 décembre 1962 susvisé relatives aux établissemenl!ô 
publics dotés d'un comptable public sont applicables. 
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Art. 7. - Le recrutement de personnel propre par le groupe­
ment est soumis à l'approbation du commissaire du Gouverne­
ment. 11 ne peut avoir qu'un caractère subsidiaire par rapport 
aux effectirs de personnel mis à la disposition du groupement 
ou détaché auprès de lui, et ne peul concerner que des agents 
dont la qualification technique est indispensable aux activités 
spécifiques du groupement. 

Les personnels ainsi recrutés, pour une durée au plus �gale à 
celui du groupement, n'acquièrent pas de droit particulier à 
occuper ultérieurement des emplois dans les organismes et col­
lectivités participant au groupement. 

Art. 8. - Le ministre d'Etat, ministre des affaires étrangères, 
le ministre de l'intérieur et de la sécurité publique, le ministre 
du budget, le ministre des départements et territoires d'outre­
mer, le secrétaire d'Etat aux collectivités locales et le secrétaire 
d'Etat à l'aménagement du territoire sont ch(\rgés, chacun en ce 
qui le concerne, de l'exécution du présent décret, qui sera 
publié au Journal officiel de la République française. 

Fait à Paris, le 27 mars 1993. 

PIERRE BËRËGOVOY 

Par le Premier ministre : 
Le ministre de /'intérieur et de la sécurité publique, 

PAUL QUILtS 

Le ministre d'Etat, ministre des affaire.f étrangères, 
ROLAND DUMAS 

Le ministre du budget, 
MARTIN MALVY 

Le ministre des départements et territoires d'o1are-mer, 
LOUIS LE PENSEC 

Le secrétaire d'Etat aux collectivités locales, 
JEAN-PIERRE SUEUR 

Le secrétaire d'Etat d l'aménagement du territoire, 
ANDRË LAIGNEL 
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